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': * Im Jahre 1803 erschien in dem Verlage von 

I j5 Goebbels und Unzer in Königsberg eine kleine 

i Schrift unter dem Titel: „das Interesse des 

Menschen und Bürgers bei den bestehen- 

den Zunftverfassungen, ohne Nennung des 

Verfassers. Sie enthielt eine mit jugendlicher 

Wärme geschriebene Darstellung der Wirk^un- 

I gen, welche die Handwerkerzünfte seit ihrem 

Entstehen hervorgebracht hatten, und schlofs mit 

dem Rathe, dieselben als jetzt entbehrlich und 

selbst schädlich gewordene Anstalten durch eine 
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folgerecht angeordnete Reihe gewerblicher Vor- 
schriften allmählig aufzulösen. Dem Verfasser 
fehlten damals nur noch zwei Jahre zu den Vier- 
zigen, das ist zu dem Lebensalter, worin gewöhn- 
lich die vollendete Reife des Mannes gesetzt wird. 
Er war bis dahin nicht im Staatsdienste ange- 
stellt, hatte dagegen grofsentheils in Verhältnis- 
sen gelebt, worin er das Treiben der Handwer- 
ker unbefangen beobachten konnte* Mit dieser 
Vorbereitung nahm er lebhaften Antheil an der 
damals sehr aUgemein besprochenen Frage: ob 
die Handwerkerzünfte nur von eingeschlichenen 
Mifsbräuchen zu reinigen, oder gänzlich aufzulö- 
sen wären. Ersteres war bekanntlich bereits seit 
länger als einem Jahrhunderte mit so geringem 
Erfolge versucht worden, dafs die Mifsbräuche, 
deren Abstellung für nothwendig erkannt wurde, 
mit dem VVesen der Zünfte selbst innig ver- 
wachsen zu sein schienen, und daher anschei- 
nend nur noch zwischen Duldung derselben und 
Auflösung des Zunftverbandes zu wählen war. . 
Jenes wollte Niemand; selbst die strengsten Ver- 
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theidiger des Zunftwesens drangen auf Verbes- 
serung anerkannter Mifsbräucbe: wer diese für 
unmöglich hidt, mulste sich daher für Auflösung 
des Zunftverbandes erklären. 

Seitdem sind wieder acht und dreilsig Jahre 
verflossen, welche der Verfasser im Staatsdienste 
verlebte unter vielfachen Veranlassungen, seiner 
Bekanntschaft mit gewerblichen Verhältnissen 
mehr Umfang und Tiefe zu verschaffen. Die 
herkömmliche Grewerbeverfassung ist inzwischen 
in einem grofsen Theile von Deutschland in ih- 
ren Grundfesten erschüttert worden. Das Be- 
stehende erscheint in seinem jetzigen Zustande 
den Meisten unhaltbar: aber unentschieden ist 
noch immer die Frage, nach welcher Richtung 
hin dasselbe zu leiten sei. Nicht mehr mit ju- 
gendlicher Wärme, aber gewifs mit nicht min- 
der innigem Antheil, und hoffentlich mit mehr 
Licht stellt er in gegenwärtiger Schrift seine Mei- 
nung darüber auf Was er in der Mitte seines 
Lebens veröffentlichte, ist sehr viel günstiger auf- 
genommen worden, als er irgend hoffen konnte. 
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Möge dem, was er nahe dem natürlichen Le^ 
bensziele noch darzubieten vermag, jedenfalls eine 
unbefangene Anerkennung seines reinen Willens 
werden. 

Berlin, den II, September 1841. 

H. 
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JTfir Grewerbe darf zwar jede» nach einer besfininiten 
Richtung anhaltend fortgesetzte ThStigkeit geachtet wer- 
den, so fem ihr Zweck Erweirb ist: aber diese Wort- 
erklärung bedarf erläuternder Zusätze, um mannichfalti'- 
gen Anstofs zu vermeiden. Sehr viele der edebten Rich- 
tungen menschlidier Thätigkeit wären nicht anhaltend 
fortzusetzen, wenn sie keinei^ Erwerb verschafften: aber 
dieser Erwerb ist hier nicht der Zweck, sondern nur 
eine der Bedingungen, wodurch eine dauernde Fortsei- 
zuiig solcher Thätigkeit möglich wird. 

Zunächst gestattet die Würde des öffentlichen Dien- 
stes nicht, dafs die Verwaltung von Staats- und Ge- 
meinde-Aemtem als Gewerbe betrachtet werde: den Be- 
amten soll sein Gewissen zur Erfüllung seiner Pflichten 
dringen, nicht der Sold, welcher nur dargereicht wird 
zur Unterhaltung der Dienstföhigkeit durdi Entfernung 
von Nahrungssorgen. Wenn auch dem Arbeiter, und 
nicht minder im öffentlichen als im Privat- Dienste, ge- 
rechter Lohn für seine Leistungen gebührt: so beruht 
doch der Adel des öffentlichen Dienstes und die Amts^ 
ehre ganz eigentlich darauf, dafs Erfüllung feierlich über- 

1 
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nominner Pflichten, nicht Erwerb, der Zweck aller amt- 
lichen Yvrichtungen ist, wenn es wohlbestellt sein soll 
mit dem Staate und der Gemeinde. Mag die gemeine 
Gesinnung hierüber anders urtheilen; mag die grofse 
Masse der Angestellten im öffentlichen Dienste noch we- 
nig empfänglich sein für den Antrieb des reinen Pflicht- 
gefühls: die Staats- und Gemeinde- Verfassungen sind ge- 
wifs auth in dem Maaüse besser, je mehr sie geeignet 
sind, den Lohnarbeiter in ihrem Solde zum Verwalter 
eines ehrenhaften Auftrages auf treuen Glauben nach 
Pflicht und Ehre herauf zu bilden. Auch gebührt aller 
höhern geistigen Thätigkeit der Vorzug, dafs der Au- 
trieb dazu nur in einem innem Berufe, nur in einer 
sittlichen Nöthigung gesucht werde, Gaben der Natur 
und erworbene Kenntnisse zum Heil des Wirkungskrei- 
ses ihrer Inhaber zu verwenden; der Ehrensold, wel* 
€^ea sie dafür empfangen, bt wesentlich nur bestimmt, ' 
äneQ durdi Gewährung eines anständigen Unterhalts 
das Ausdauern in ihrer edlen Thätigkeit möglich zu ma- 
chen. Mag auch an Viele, welche lehren in Kirchen 
und Schulen^ rechtlichen oder ärztlichen Beistand lei- 
sten, dieser Beruf nicht ergangen, mögen sie nur Lohn- 
arbeiter sein: nicht nadi ihrem Maafse soll ihr Stand 
geniessen, and nicht als Erwerbsmittel den Gewerben 
bdgezählt werden. 

Einer, Erwerbes wegen, anhaltend fortgesetzten Thä- 
tigkeit bewilligt der Sprachgebtauch die Benennung »Ge- 
werbe« nicht, wenn ihre Richtung auf bestimmte Lei- 
stungen noch zweifelhaft erscheint. Der Gesindedienst 
unterscheidet sich eben dadurch tou dem hohem Stande 
der Haus-Ofiicianten, dafs alle zum Gesinde gehörigen 
Personen verpflichtet sind, neben den Diensten, wozu 
sie besonders angenommen worden, auch andere hdos- 
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liehe Yerrichtungen zu fibernehmen, welche die Herr- 
schaft ihnen aufträgt, deren Forderungen in dieser Be^ ' 
Ziehung nur Herkommen oder besondere Uebereinkunft 
beschränkt Durch Entbindung von niedem Nebendien- 
sten wird der Lakai zum Kammerdiener , das Hausmäd- 
chen zur Kammerfrau. Die Grenzen sind hier nicht ge- 
nau zu bezeichnen: der Reitknecht gehOrt eben so ge- 
wifs zum Grinde, als der Stallmeister zu den Hausoffi- 
danten; aber zwischen beiden liegen mannichfallage Stel- 
lungen, wodurch das eine der beiden Aeufsersten all- 
mählig in das andere fibergeht. Der Gesindedienst wird 
nirgend den Gewerben beigezählt, aber die Hauso£Gcian- 
ten gehören in eben dem Maafse dem Stande der Ge- 
werbtreibenden an, worin ihre Stellung als solche nidit 
mehr zweifelhaft bleibt Das Greschäft eines Privatse- 
kretairs gilt überall fiOr ein Gewerbe, wenn der Stellung 
eines Kammerdieners diese Benennung noch mehrentheils 
verweigert wird. Gleiche Bewandnifs hat es mit den 
Verhältnissen der gemeinen Handarbeiter. Der Tage- 
löhner gilt eben deshalb nirgend für einen Gewerbtrei- 
benden, weil er bereit ist, f&r angemessenen Lohn Ar- 
beiten jeder Art zu verrichten, so weit sie blös kör- 
perliche Kraft und Gewandtheit erfordern, und das 
Maafs nicht fibersteigen, das. er von bdden besitzt: so- 
bald er einem Geschäfte sich ausschliefslich widmet, 
tritt er in die Rdhe der G^werbtreibenden. Aus dem 
Manne, der gestern grub, heute karrt und morgen Holz 
spaltet, wird ein Deichgräber, wenn er sich ausschliefs- 
lich mit den Erdarbeiten bei der Anlegung von Gräben 
und Dämmen beschäftigt, und ein Brettschneider, wenn 
er das Trennen des Bauholzes mittelst der Säge zu sei- 
ner täglichen Arbeit macht. Eben so werden weibliche 
Handdienste zum Gewerbe durch ausschliefsliche Be- 
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schäftiguDg damit Die Frau, welche heut Wasser trägt, 
morgen jätet und übermorgen beim Waschen hilft, wird 
zur Lohnwäscherin, wenn sie mit letzterm Dienste sich 
allein zu nähren versucht, und tritt eben dadurch aus 
dem Tagelöhnerstande in die Stellung einer Gewerbtrei- 
benden. 

!Nach Absondening eben so wohl der erhabensten als 
niedrigsten Aeulserungen menschlicher Thätigkeit, bleibt 
noch ein fast unermefsliches Feld von Beschäftigungen 
übrig, welchen d^r Sprachgebrauch jedoch nur im weite- 
sten Sinne die Benennung »Gewerbe«« beilegt: zur Er- 
Idchterung der Uebersicht wird gemeinhin eine Theilung 
dieser Beschäftigungen in erzeugende, veredelnde 
und vertheilende, oder in Produktion, Fabrika- 
tion qnd Handel gebraudit, je nachdem sie darauf ge- 
richtet sind, theils rohe Stoffe, sei es hervorzubringen, 
sei es auch nur schon vorhandene dem Menschen anzu- 
eignen; theils diese Stoffe durch mannichfaltige Bearbei- 
tung für mancherlei menschliche Zwecke brauchbar zu 
madien; theils endlich Elrzeugnisse jeder Art nach Zeit 
und Raum, Menge und Beschaffenheit so zu vertheilen, 
wie das Menschengeschlecht deren bedarf. Dieser sehr 
allgemein Üblichen Eintheilung der Beschäftigungen haf- 
tet doch der wesentliche Mangel an, dafs sie ganz Un- 
gleidiartiges zusammenstellt. Der Wallfischfang und 
]^obbenschlag in beiden Polar- Meerep gehört offenbar 
der erzeugenden Thätigkeit an: aber das bewegte Le- 
ben des Seemanns, der, ausgerüstet mit allem, was Ver- 
stand und Fleifs für die Schiffahrt erfand, täglichen Le- 
bensgefahren zwischen unwirthbaren Klippen und Eis- 
massen sich mühsam entwindet, hat auch nicht entfernte 
Aehnlichkeit mit dem stillen, einfachen Leben des Land- 
manns, welcher den väterlichen Boden pflügt Auch die 
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Thätigkeit des Bergmanns ist zunächst darauf gerichtet, 
rohe Stoffe, welche die Natur im SchooCse der Erde 
verbarg, an das Tageslicht, und in den Bereidi der 
menschlichen Arbeiten und Genüsse zu bringen: aber 
wie gänzlich en^egengesetzt gestaltet sich sein Leben 
in den engen Klüften der Unterwelt bei Lampensdiein, 
gegen das Leben des Seemanns in den weiten RSumeh 
der Weltmeere, und des Landbauers unter dem Wech- 
sel von Sonnensdhein und Regen auf dem beimischen 
Boden! Der Landmann des preufsischen Lithauens, der 
sich dauerhaJPt, reinlich und selbst zierlich in linnene und 
wollene Gewebe kleidet, welche die Familie aus' dem 
Lein ihrer Aecker und dem YliefiB ihrer Heerden selbst 
bereitet, veredelt eben so wohl den Flachs zur Lein- 
wand und die Wolle zum Tuche, als der Fabrikarbei- 
ter, der das ganze Jahr hindurch die Maschinenspin^er 
rcien und die Maschinen- Webestühle des nördlich^ 
Englands bedient: aber welcher Gegensatz besteht zwi- 
schen dem häuslichen Leben, der Richtung und dem Er- 
folge der Thätigkeit beider! Wie so gänzlich Verschie- 
denes in Bezug auf alle Lebensverhältnisse liegt im Be- 
triebe des Handels, der mit dem nachbarlichen Tausche 
anfängt, und damit noch nicht endigt, dafs er Sago aus 
den Molucken holt, um zu den hundertfältigen Abwechs- 
lungen der europäischen Tafelgenüsse nodi eine neue 
za fügen, .die kaum vermifst werden dürfte, wenn sie 
entbehrt werden müfste! 

Bei weitem minder beachtet, dennoch sehr viel ent- 
scheidender einwirkend auf die Gestaltung des üffentli-' 
chen und des Familienlebens, ist das YerhältnUs, worin 
das Erzeugnifs der eignen Thätigkeit zum eignen Ver- 
brauche steht. Ein Robinson, der alles, was er zur Er- 
haltung seines armen Lebens braucht, mit eigner Hand 
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liaralen mafo, and der Schöpfer eines Geistes- oder 
KnnstweriLeSy dem, in Yerxückangen Ober seinen Idealen 
sdiweboid, alles irdische Bedfirfnifs von treuer Hand 
zugetragen wird, sind die beiden SuCsersten Glieder einer 
langen iReihe von ZustSnden, auf deren Beschaffenheit 
die Madit der Staaten , und die Sidierheit, Würde und 
Annehmlichkeit des Lebens wesentlich beruht. Ejrwor- 
bm wird nicht blofs durch EjnpfangeUy sondern auch 
durch Ersparen: was in einer Haushaltung fQr ihren Be- 
darf selbst verfertigt wird, erwirbt ihr dessen WerA, 
indem es ihr die Ausgabe dafür erspart Im Allgemei- 
nen ist Niemand verhindert, was er in seiner Haushal- 
tung bedarf, durch seine Hausgenossen verfertigen zu 
lassen: Ausnahmen von dieser Regel sind nur so weit 
zu rechtfertigen, als aus ungeschickter oder fahrlässiger 
Zub^eitung gemeine Grefahr erwächst. Aber die Fami- 
lie treibt nicht das Gewerbe des Kochs, wenn sie selbst 
ihre %>eisen bereitet, nicht das Gewerbe des Schneiders, 
wenn sie selbst ihre Kleidung verfertigt, nicht das Ge- 
werbe des Webers, wenn sie selbst die Leinwand dazu 
webt. Als Gewerbe bezeichnet der Sprachgebrauch er- 
werbende Tbätigkeit nicht, wenn sie nur den eignen 
Bedarf zu schaffen strebt. Länder gelten für arm an 
Grewerben, worin die grofse Masse des Volks noch fast 
alle ihre Bedürfnisse selbst bereitet; worin der Land- 
mann seine Hütte selbst baut, sein Ackergerätb, woran 
kaum ii^end etwas Eisen ist, selbst verfertigt, seine Fufs- 
bekleidung selbst aus Baste flicht, den Löffel und den 
Teller selbst aus Holz schnitzt^ und nur den Kessel, der 
vom Gro&vater auf den Enkel forterbt, auf dem Jahr- 
markte kauft;, worin der Gutsherr sogar von besonders 
angelernten Leibeignen einen gro&en Theil seiner Be- 
dürfnisse verfertigen läfst, und unter dem Heere seiner 



Beschränkuiigeii cL BeütiguUs z. Gewcrbbelriebe im Allgciu. 7 

Dienerschaft uicht nur deu Koch und GärlDer, soudeni 
auch den Schneider und Schuhmach^, Zimmermann» 
Maurer, Schmied, Schlosser, Tischler, BOtticfaer, überhaupt 
manuichfoltige Handwerker hat, die blofs für den eig- 
nen Bedarf seiner weitläufigen Wirtbschaft arbeiten. So 
weif die Landwirthschaft nur auf Erzeugung der allge- 
meinsten Lebensbedürfnisse gerichtet ist, wird der gröCste 
Thcil dessen, was sie hervorbringt, auf der Scholle selbst 
verzehrt, worauf es gewonnen wurde: selbst in wohlhiu- 
bcnden, dicht bevölkerten Ländern kommt vielldcht kaum 
ein Drittheil oder Yiertbeil des Getreides auf den Markt» 
das der Boden erzeugt: der gröfsere Theii der Elmte 
dient um so gewisser zur Ernährung der Menschen und 
Thiere, welche den Acker befruchten, je wohler es die- 
sen selbst wird. Dieses starken Selbstverbrauchs des eig- 
nen Erzeu^isses wegen, wird auch die Landwirthschaft 
selbst den Gewerben in einer engem Bedeutung dieses 
Worts nicht beigezählt, und auch in den naclistehendeu 
Betrachtungen hat diese Benennung nur den also be- 
schränkten Sinn. 

Volle Gewerbefreiheit besteht, wo Jedermann ge- 
stattet ist, das Gewerbe zu treiben, zu dessen Betrieb 
er die Mittel besitzt: aber je dichter die Menschen zu- 
sammenrücken, nnd je stärker sich daher die Nothwen- 
digkeit aufdringt, ihr friedliches und wohlthätiges Zusam- 
menleben durch obrigkeitliche Anordnungen möglich zu 
machen, um desto weniger bleibt eine Grewerbefreiheit 
in dieser Ausdehnung statthaft. Im Allgemeinen bedarf 
es zunächst einer sittlichen Bürgschaft dafür, dafs Jeder- 
mann sich mit den Gewerbtreibenden in Gesdiäfte, die 
sich auf sein Gewerbe beziehen, einlassen könne. Da- 
durch wird die Berechtigung zum Gewerbbetriebe für 
eigne Rechnung in der Regel abhängig von Unbeschol- 
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tenheit und Dispositionsßlhig'keit: wer eine von diesen 
EigensdiaftÄli nicht besitzt/ kann nicfat selbststttndig ein 
Crefrerbe betreiben , sondern nnr als Grdülfe eines zum 
Gteweibbetriebe für eigne Redbnung; Berechtigten, wei- 
cher die Verantwortung fär die Verrichtungen fibiBrinninit, 
die seine Grehülfen in seinem Auftrage besorgen. Auch 
das allgemeine preufsische Landredit fordert, dafs Jeder, 
der ein Grewerbe fbr eigne Rechnung anstellen will, der 
Ortsobrigkek davon Anzeige mache: gleiche Verpflidi- 
tdng wird tberall vorznbedingen sein, wo die polizeili* 
eben Anstalten der bfirgerlidien Gresellschaft bereits den- 
jenigen Schutz zu geben vehnögen, welchen «e auf der 
Bildungsstufe der bevölkertsten und wohlhabendsten Staa- 
ten von ihr erwvten darf. Dem Ermessen eines Jeden, 
der gewerblicher Dienste bedarf, ist es allerdings zu be- 
lassen, selbst den Gewerbtreibenden auszuwählen, des- 
sen er sich bedienen will, und über das Verte'auen zu 
bestimmen, das er demselben hierbei gewShren zu kön- 
nen glaubt: aber dennoch ist es keine voreilige Bevor- 
mundung, wenn die Polizei dieses Geschäft dadurch we-* 
sentlich eileichtert, dafe sie Personen vom Gewerbbe- 
triebe för eigne Redbnnng ausschlieist, welche wegen 
' Besdioltenheit ganz offenbar kein Vertrauen verdienen, 
oder wegen Mangel an Dispositionsfilhigkeit kein Gre- 
sdiSft rechtsgültig abschliefeen können. Indem nicht das 
Abwarten einer polizeilichen Genehnngung, sondern nur 
das Anmelden bei der Ortsobrigkeit zur Anstellung ei- 
nes Grewerbes fbr eigne Rechnung vorbedungen wird, 
bleibt jede nutzlose Verwendung von Zeit und Kosten 
för die grobe Zahl der Fälle ausgeschlossen, worin wi- 
der Anstellung des neuen Gewerbes kein Bedenken ob- 
waltet: es gentigt, dafs die Obrigkeit Kenntnife von dem 
Dasein des neuen Gewerbes erlange, dmnit sie prüfen 
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könne, wo der Fall zweifelhaft, und verbieten, wo der- 
selbe ganz unstatthaft erscheint Wer in Bezug auf An- 
stellung von Gewerben für dispositions&faig zu halten 
ist, bestimmen die llandesgesetze: dagegen scheint der 
Begriff einer hier zu beachtenden Bescholteuheit noch 
nidit hinlXnglich entwickelt zu sein. Die verbesserte 
Stadteördnung fiEU* die preufsische Monarchie vom 17ten 
MSrz 1831 bestimmt, es solle das Bürgerrecht Jedem 
versagt, und, wenn es bereits erlangt ist, wieder entzo- 
gen werden, der überhaupt auf zwei Jahre, oder länger 
zum Zuchthause, oder einer hfirtem Strafart, oder aber 
w^en Meineides, Diebstahls oder qualifidrten Betruges 
zu irgend einer Kriminalstrafe rechtskräftig verurtheilt 
worden ist Anfiserdem ist den Stadtverordneten über- 
lassen, das Bürgerrecht auch Denjenigen zu versagen, 
oder wieder zu entziehen, welche zu irgend einer Kri- 
minalstrafe rechtskräftig verurtheilt, oder in einer Kri- 
minaluntersuchung nur vorläufig freigesprochen sind; so 
wie auch Denen, welche sich durch einzelne Handlun- 
gen, oder durch ihre Lebensweise die öffentliche Ver- 
achtung zugezogen haben. Es mufe )edoch in solchen 
Fällen der Thatbestand von dem Magistrate geprüft, die 
Vertheidigung des Angeschuldigten gehört, auch der Be- 
schlub der Stadtverordneten vom Magistrate genehmigt 
werden: auch bleibt dem Angeschuldigten die Berufung 
auf*' Entscheidung der vorgesetzten Staatsbehörden aus- 
drücklich vorbehalten. Hier ist der Begriff einer Be- 
scholtenheit, welche vom Büigerrechte ausschliefst, we- 
sentlich von der Empfindlichkeit der Stadtverordneten 
und ihrer Vorgesetzten für sittliche Würde abhängig ge- 
stellt, und nur bestimmt ausgesprochen, dafs ausdrück- 
lich benannte Verbrechen und Strafarten jedenfalls 
einen solchen Grad der Bescholteuheit bezeichnen. Ver- 



10 Berechtigang zam Gewerbbelriebe. 

gebens dürfte versucht werden, das Maafs derjenigen Be- 
schaltenheit, welche vom Gewerbbetriebe für eigne Redi- 
nung ausschliefst» bestimmter anzugeben: das Beste, was 
die Gesetzgebung vermag , scheint nur, das Urtheil über 
solche Bescholtenheit würdigen und billigen Männern, 
Korporationen oder Gemeinden anzuvertrauen, welche 
bei der Sittlichkeit und Ehrenhaftig^keit des Au&uneh- 
menden besonders betheiligt sind. Zwei gleich verderb- 
lichen Abwegen ist besonders vorzubeugen: den stren- 
gen Urtheilen aus unlautem Absichten, und den milden 
aus Schwäche oder Gleichgültigkeit. Den erstern kann 
vielseitige Berathuug unter Vorbehalt einer Berufung auf 
das Urtheil vorgesetzter Behörden mehrentheils kräftig 
genug en^egen wirken: aber die letztem beschleichen 
das Mitleid unter so scheinbaren Yorwänden, dafs sehr 
viel Klarheit und Festigkeit dazu gehört, sich dagegen 
hinreidiend zu sichern. Gremeinhin wird angeführt, dalB 
demjenigen, welchem wegen Beschokenheit die Berech- 
tigung zum Gewerbbetriebe versagt ist, der. Weg zum 
rechtlichen Erwerbe verschlossen, und nur noch übrig 
bleibe, sich durch Betrag, Diebstahl oder Raub zu näh- 
ren. Aber sehr viel rechtliche und geschickte Leute 
bringen es lebenslänglich nicht zur Anstellung eines Ge- 
werbes für eigne Rechnung: es liegt daher tibermäfsige 
Härte gewifs nicht darin, dafs der Bescholtne genöthigt 
bleibt, seinen Unterhalt als Gehülfe zu suchen. Wer 
Unterkommen als solcher nicht findet, für den ist von 
Landespolizei wegen zu sorgen. Zufluchtsörter für sitt- 
lich Entwürdigte gehören eben so wohl zu den uner- 
läfslichen Polizeianstalten eines gebildeten Volks, -dls Ir- 
renhäuser und Hospitäler. Die strengen Orden der rö- 
misch-katholischen Kirche bieten Solchen einen Zufluchts- 
ort dar, welche die Welt wegen Bescholtenheit ausstöfst, 
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und die bei redlichem Willen , sich zu bessern, nirgend 
eine freundlii^e Hand zur Hülfe bereit finden: andere 
Glaubensgenossen könnten sie darum beneiden, virenn 
nicht ein finsterer Fanatismus der Karthause vielleicht 
noch öfter Büfs^nde zuführte, als das erwachende Ge- 
wissen« Die brittischen Magdalenenhäuser sind Anstal- 
ten von unbezweifeltem Werthe für das Aufrichten tief 
gesuakener, weiblicher Wesen: in dieser Richtung für 
allgemeinere Verhältnisse fortzubauen, fordert dringend 
der Staat und die Menschlichkeit. 

In so fern durch ungeschickte oder fahrlässige Ver- 
rid)tung gewerblicher Dienste gemeine Gefahr entsteht, 
wirä die Landespolizei sich der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen können, die Berechtigung, solche Dienste zu lei- 
sten, nur Personen anzuvertrauen, deren Kenntnisse und 
Fertigkeiten zur geschickten Verrichtung derselben hin- 
reichen, und die von der ernsten Verantwortlichkeit voll- 
kommen unterrichtet sind, der eine fahrlässige Verrich- 
tung derselben sie aussetzt Welche gewerblichen Dien- 
ste hierher gehören, ist im Allgemeinen nicht vollstän- 
dig anzugeben. Offenbar wird nur nach vorgängiger 
Prüfung die Berechtigung zum Betriebe solcher Gewerbe 
zu verleihen sein, wobei durch Ungeschicklichkeit oder 
Fahrlässigkeit Leben oder Gesundheit Gefahren ausge? 
setzt wird, die durch gemeine Vorsicht nicht zu vermei- 
deuvsind. Solche Gefahren entstehen namentlich durch 
ungeschickte oder fahrlässige Ausführung der erheblich* 
sten Arbeiten des Maurers, Haus- und Schiffs -Zimmer- 
manns, Steuermanns oder Lootseu, Maschinenbauers und' 
Unternehmers chemischer Fabriken: was etwa als uner- 
heblich hiervon auszusondern, und zur Erleichterung des 
gemeinen Lebens ungeprüften Arbeitern anzuvertrauen 
ist, wie beispielsweise Maurer- und Zimmer -Flickarbei- 
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tcn, sollten jedoch nach Verschiedenheit der örtlichen 
Bedürfnisse besondre Gesetze bestimmen. Wiefern Stein- 
metzen, Töpfern als Ofen -Fabrikanten, Schornsteinfe- 
gern und mannichfaltigen andern Gewerbtreibenden Yer- 
richtungen obliegen, wobei Mangel an KenntniOs oder 
Vorsicht gemeine Gefahr erzeugen kann, und wiefern 
daher auch deren G^werbsberechtigung nur nach vor- 
gängiger Prüfung zu 'ertheilen ist, hängt ebenfalls ab 
von örtlichen Verhältnissen, und demnach auch von be- 
sondern Anordnungen. Sehr vide rein gewerbliche Ver- 
richtungen stehen vermöge der nahen Verbindung mit 
wissenschaftlichen oder amtlichen Leistungen ohnehin un- 
ter öffentlicher Aufsicht, und werden deshalb schon nur 
besonders geprüften Personen anvertraut: dahin gehören 
die Geschäfte des Apothekers, des Wundarztes zweiter 
Klasse, der Hebamme, des Kurschmieds, des Viehkastri- 
rers; ferner die Verrichtungen des Feldmessers und 
Markscheiders, der Land- und Berg-Geschwornen, der 
Schiffsabrechner und Güterbestätiger, der Braker und 
Stauer, der Waaren- und Geldmäkler, der Auktions- 
Kommissarien^ der Wardeine, der Konzipisten und Dol> 
metscher, welche hier nur als die gewöhnlichsten dieser 
Art beispielsweise ^genannt werden. Nur durch besouT 
dere Verleihung dazu Berechtigter, kann eine wohl- 
geordnete Polizei die gewerblicl^e Verrichtung solcher 
Dienste gestatten: die Bedingungen, worunter diese Ver- 
leihung erfolgt, beruhen auf besondern gesetzlichen Vor- 
schriften, die nicht nur das Maafs der erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern auch die Gewähr 
für angemessene Zuverlässigkeit, und namentlich auch 
gegen den Mifsbrauch der Vorrechte bestimmen, welche 
durch die Beschränkung dieser Gewerbe auf besonders 
dazu berechtigte Personen entstehen. 
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Beschränkungen der Befugnifs, Gewerbe zu treiben, 
werden sehr oft nothweudig in Bezug auf die Wahl des 
Orts, wo dieselben anzustellen sind. DaCs Pulvemiüh- 
len und chemische Fabriken, worin eben so gefährliche 
Entladungen elastischer Flüssigkeiten leicht entstehen 
können, nicht in der Nähe bewohnter Gebäude zu dul< 
den sind, ist allgemein einleuchtend. Rücksichten auf 
Entwässerung der Ländereien, Erhaltung der Schiffbar- 
keit und Deckung der Ufer, beschränken vielfältig den 
Bau der Wassermühlen. Windmühlenanlagen, so nahe 
an Landstrafsen, dafs der Schatten ihrer Flügel auf die- 
selben fällt, und überhaupt auf dicht bebauten Plätzen, 
bleiben wenigstens bedenklich. Schon ältere Rechtsge- 
lehrte wollten Gewerbe, die Stank und Klang verursa- 
chen, nur in abgelegenen Stadttheileu dulden: und in 
der That gebeut die pflichtmäfsige Sorgfalt für Erhal- 
tung der Gesundheit, der nächtlichen Ruhe und selbst 
des Anstandes Rücksichten, welche neben der gleichen 
Pflicht, der Gewerbsamkeit irgend entbehrliche Beschrän- 
kungen zu ersparen, doch auch nicht unbeachtet bleiben 
können. 

Im Schoofse der Sicherheit, welche die Kraft der 
Regierungen, und die Macht der Gesittung unsers Zeit- 
alters erzeugt, haben wir nur sehr dunkle Vorstellun- 
gen von dem Zustande, worin alles Gewerbe sich be- 
fand, ehe das Recht der Selbsthülfe durch Befehdungen 
abgestellt wurde, und das Leben vom Stegreife als Raub- 
mord dem Schwerte der Gerechtigkeit verfiel. Nur hin- 
ter den Mauern der Städte war damals nothdürftige Si- 
cherheit für den Gewerbfleifs zu finden, und nur der 
allgemeine Nothstand zwängte den Handel, den Kuust- 
fleifs und selbst das Handwerk in die Städte. Auf den 
städtischen Wohlstand, der hieraus entsproCs, stützte äich 
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die Tviedererwachende Staatsgewalt, als sie die Macht 
der Grandherren zu brechen begann: dankbar verschenk- 
ten, bedürftig verkauften, bedrängt verwilUgten die Re- 
gierungen den Städten fßr den geleisteten Beistand aus- 
schliefsliche Rechte zum Betriebe der seitdem vorzugs- 
weise sogenannten städtischen Gewerbe. Den Handel, 
den Kunstfleifs und die Handwerke bannten fortan Pri- 
vilegien in die Städte, welche deshalb auch beinah aus- 
schliefslich der Sitz derselben blieben, seitdem sie nach 
endlich errungenem Landfrieden des Schutzes ihrer Mau- 
ern nicht mehr bedurften. Haltbarkeit und Dauer ver- 
lieh diesen Privilegien nicht allein die Heiligkeit der 
landesherrlichen Zusage, sondern wesentlich auch ' die 
Betrachtung, dafs die städtischen Verhältnisse den Re- 
gierungen ein sehr viel beträchtlicheres, sichreres und 
unabhängigeres Einkommen gewährten, als die ländli- 
chen es bis in die neusten Zeiten vermochten. In Städ- 
ten war die Geldwirthschaft längst allgemein geworden, 
als auf dem Lande die Naturalwirthschaft noch bei wei- 
tem vorherrschend blieb. Das Land konnte Dienste ge- 
stelleu und Naturalien liefern, aber beträchtliche Zahlun- 
gen baareu Geldes waren nur von den Städten aufzu- 
bringen: der Gebrauch von )enen bljeb gröfstentheils 
auf die nächsten Umgebungen und auf einen engen 
Kreis von Bedürfnissen beschtäukt; mit Geld war dage- 
gen Alles überall zu kaufen, es. begründete Macht unter 
allen Verhältnissen der Zeit und des Orts. Steuern auf 
den Verbrauch und Verkehr konnten fast nur in Städ- 
ten erhoben werden, wo die Vereinigung vieler wohl- 
habender Zehrer auf einem engen Räume und die Thor- 
sperre der Einnahme Sicherheit verschafften: die Grund- 
steuern des Landes, obwohl anscheinend durch Unbe- 
weglichkeit des Bodens gesichert, blieben dennoch we- 
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gen Mifswachs, Viehsterben, Seuchen u||d Verheerungen 
durch mannichfaltige Landplagen und Kriege oft unein- 
ziehbar. Erst die Bildung und Gesittung der neuem 
Zeiten hat das Einkommen vom Boden sichrer gemacht. 
Die Steuern vom Verbrauch und Verkehr wurden im- 
merfort einträglicher mit der zunehmenden BcTölkerung 
und V^Tohlhabeuheit der Städte, ohne dafs es einer Ver- 
änderung der Steuersätze bedurfte; die Gmndabgaben 
des Landes waren nur vermehrbar durch Erhöhung der 
Sätze, oder neue Belastungen bisher steuerfreier Güter: 
jene Vermehrung entstand durch die Beschaffenheit der 
Steuer selbst, ohne neue Belästigung der Steuerpflichti- 
gen, und bedurfte daher gemeinhin audb keiner neuen 
ständischen Bewilligung; aber jede VeiHnderang der 
Grundsteuer erschien als eine neue Belastung, und blieb 
noch lange von schwierigen Verhandlungen mit den Stän- 
den abhängig. Die Regierungen erhielten hierdurch eine 
sehr dringende Veranlassung zur überwiegenden Sorg- 
falt für die Zunahme der Bevölkerung und des Wohl- 
standes der Städte: das nächste Mittel, diese zu fördern, 
schien in der ausschliefslichen Berechtigung zum Betriebe 
der vorstehend benannten Gewerbe zu liegen; das lan- 
desherrliche Ansehen vereinigte sich daher willig mit 
dem ängstlichen Bestreben der Stadtgemeinden, sie bei 
der strengen Ausübung der erhaltenen, gewerblichen 
Vorrechte zu schützen. Die Landbewohner empfanden 
nun zwar fühlbar genug die Belästigung, welche daraus 
für sie erwuchs, dafs alles Gewerbe, dessen sie zur Un- 
terstützung ihrer Wirthschaft, und zur Erieichterung ih- 
res häuslichen Lebens bedurften, auf die Städte be- 
schränkt blieb, und die Verwalter oder Pächter der 
fürstlichen Domainen, die mit Landgütern ausgestattete 
Geistlichkeit, die Standesherren und die Ritterschaft über- 
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haupt hatten wq|il andi Ansehen genug, ihren Beschwer- 
den hierüber bei den Regierungen Gehör zu verschaf- 
fen: aber die Nothwendigkeit, Geldmittel für die stei- 
gende Pracht der Hofhaltungen, und vor Allem für die 
stehend gewordne Heeresmacht aufzubringen, tiberwog 
doch so sehr, dafs die Bewilligungen, Handwerker auf 
dem Lande anzusetzen, und Brauereien nebst anderen 
gewerblichen Anstalten daselbst anzulegen, nur um »o 
beschränkter erfolgten, je mehr eine Regierung auf Ver- 
mehrung ihres Einkoüimens Gewicht legen zu müssen 
glaubte. 

Seitdem der grofse Churfürst Friedridi Wilhelm 
und seine königlichen Nachfolger die Grundlagen der 
fortschreitenden Macht ihres Staats in der Bereitschaft 
zahlreicher, wohl versehener Heere und ansehnlicher 
(xeldmittel fanden, hielten sie mit besondrer Strenge die 
Beschränkung der Handwerke, des Kunstfleifses und 
des Handels auf die städtischen Mauern aufrecht, inner- 
halb welcher Jedermann Verbrauchssteuern unterworfen 
war, die schon deshalb aufser denselben nicht eingeführt 
werden konnten, weil es unmöglich war, die Grenzen 
eines so zerstreuten, mit fremdem Gebiete so vielfach 
durchschnittenen Landes mit Erfolg zu bewachen. In 
den ältesten Besitzungen des Hauses Brandenburg war 
daher die Zahl der Landhandwerker sehr gering, und 
die Landbewohner waren mittelbar genöthigt, zu den 
städtischen Verbrauchsteuern beizutragen, weil sie fast 
alle Bedürfnisse, welche sie nicht unmittelbar aus ihrer 
V^irthschaft entnehmen konnten, aus den accisbaren Städ- 
ten holen mufsten. Minder strenge vvar hierin die öst- 
reichische Regierung gewesen; der grofse König Fried- 
rich U fand daher bei der Besitznahme Schlesiens zahl- 
reiche Handwerker auf dem Lande: ehrend den Wahl- 
spruch 
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Spruch seines Hauses — Jedem das Seine — liefs 
er die bewilligten Nahrungsstellen der Handwerker fort- 
bestehen, und beschränkte nur die Vermehrung dersel- 
ben auf besonders dringende Gründe. Wie verschie- 
den sich in Folge dieser Verwaltungsgrundsätze die Ver- 
hältnisse der Provinzen Brandenburg und Schlesien in 
Beziehung auf städtisches und ländliches Gewerbe stell- 
ten, geht aus folgender Vergleichung hervor. Am Ende 
des Jahres 1810 enthielten die damals bestehenden Re- 
gierungsbezirke Kurmark und Neumark Einwohner Ci- 
vilstaudes 

in den Städten 415,723 

auf dem Lande .... 585,742 

überhaupt also 1,001,465 

und es befanden siqh darin auf dem Lande: 

Meister Gehülfen 

Bäcker 97 23 

Fleischer ..... 101 37 

Schneider 2289 828 

Schuster .... 657 72 

Schmiede 1550 661 

Steil- und Bademacher 563 169 

Tischler 288 110 

Bötticher ..... 155 72 

Gleichzeitig enthielten die Regierungsbezirke Breslau und 
Liegnitz, welche die Provinz Schlesien in ihren dama- 
ligen Grenzen ganz umfafsten, da noch keine besondere 
Regierung für Oberschlesien bestand, Einwohner' Civil- 
Standes 

in den Städten .... 337,720 
auf dem Lande .... 1,570,482 

überhaupt also 1,908,202 

und es befanden sich daselbst auf dem Lande: 

2 
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Meister GdbüUen 

Bäcker 2131 86 

Fleischer 1873 407 

Schneider 6081 2105 

Schuster 6973 1261 

Schmiede 4306 1644 

Stell- und Rademacher 1409 321 

Tischler 1259 293 

Bötticher ..... 960 181 

Auffallend ist hier zunächst das sehr verschiedene Yer- 
hältnifs der Stadtbewohner zu den Landbewohnern. Die 
beiden Regierungsbezirke Kur- und Neumark in ihren 
damaligen Grenzen enthielten gegen 3 Städter nur etwas 
fiber 4 Landleute; Schlesien dagegen auf 2 Städter 9 
Landbewohner. Zwar hatte die städtische BeTölkerung 
der Mark Brandenburg dadiu*ch ein grofses Uebei^e- 
wicht, dafs sich darin die Hauptstadt Berlin mit damals 
153,070 Einwohnern befand: aber wenn mau diese auch 
abrechnet, so bleiben doch für die Mark Brandenburg 
noch 262,653 Stadtbewoliner gegen 585,742 Landbewoh- 
ner, und es kommen also auf 4 Städter 9 Landleute. 
Das ist, es waren selbst nach Abzug der Bevölkerung 
Berlins, im Verhältnisse gegen die gleiche Anzahl Land- 
leute in der Mark Brandenburg doppelt so viel Stadt- 
bewohner, als in der Provinz Sdilesien, wo doch auch 
die ProvinziaU Hauptstadt Breslau damals schon 63,061 
Einwohnter Civilstandes hatte. Die Zahl der Landbe- 
wohner beider Provinzen verhält sich beinahe wie 3:8: 
es müfste demnach bei gleichem Verhältnisse zu der länd- 
lichen Bevölkerung die Provinz Schlesien nur etwa 260 
Bäcker und 270 Fleischer auf dem Lande haben, wenn 
sie mit diesen beiden Handwerkerklassen verhältnifsmä- 
fsig nur eben 60 versoi^ sein sollte, als die Mark Bran- 
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denburg, welche 97 Bäcker und 101 Fleischer auf dem 
Lande hatte. Aber in Schlesien wohnten damals 2131 
Bäcker und 1873 Fleischer auf dem Lande: das ist, das 
Land war in Schlesien im Verhältnisse seiner Bevölke- 
rung 8 Mal dichter mit Bäckern und 7 Mal dichter mit 
Fleischern besetzt, als die Mark Brandenburg. Bei den 
auf dem Lande wohnenden Schneidern besteht eine sol- 
che Verschiedenheit nicht Die Mark Brandenburg hatte 
daselbst 2289 Schneider, und Schlesien würde also nach 
dem Verhältnisse von. 3:8 deren 6104 haben müssen: 
es hatte derselben wirklich sehr nahe so viel, nämlich 
6081. Die Schneider gehörten aber auch in der Maris: 
Brandenburg von den ältesten Zeiten her zu den auf 
dem Lande ausnahmsweise geduldeten Handwerkern, und 
namentlich trieben die meisten Landschnllehrer vormals 
daselbst das Scbneiderhandwerk. Anders stellt sich das 
Verhältnifs schop in Bezug auf die Schuhmacher. Die 
Mark Brandenburg hatte deren 657, und Schlesien hätte 
also nach, dem Verhältnisse von 3 : 8 deren 1752 auf 
dem Lande haben sollen: es wohnten aber wirklich da> 
selbst 4 Mal mehr, nämlidi 6973. Ihre Ansetzung auf 
dem Lande wurde auch in der Mark Brandenburg we- 
niger erschwert, weil der gröfste Theil der Schuhmacher 
nur arm, und ihr Gewerbe sehr unbedeutend ist: daher 
stellt sich der Unterschied zwischen Brandenburg und 
Schlesien hier nicht so stark heraus als bei den Bäckern 
und Fleischern. Unter den Schuhmachern sind in bei- 
den Provinzen die Schuhflicker mit begriffen, deren in 
der Mark Brandenburg 380, in der Provinz Schlesien 
aber 2815 auf dem Lande wohnten. Die Mark Bran- 
denburg hatte ferner auf dem Lande 1550 Schmiede: 
Schlesien sollte also nach dem Verhältnisse 3 : 8 deren 
4136 haben. Es hatte nicht viel mehr, nämlich 4306, 

2» 
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weil die Schmiede wegen ilirer Unentbehrlichkeit hei 
der Ausbesserung des Ackergeräths ebenfalls zu den auf 
dem Lande, auch in der Mark Brandenburg ron alten 
Zeiten her geduldeten Handwerkern gehörten. Die kleine 
Mehrzahl der Schmiede in Schlesien entsteht sogar nur 
daher, dafs hier unter den Schmieden auch die Schlös- 
ser und andere Kleinschmiede mitbegriffen sind, und 
dafs doch nur die Grobschmiede oder sogenannten Huf- 
und Waffenschmiede zu den auf dem Lande verfassungs- 
mäfsig geduldeten Handwerkern gehörten. Bei den Stell- 
und Rademachern treten eben dieselben Verhältnisse, 
wie bei den Schmieden ein. Auch ihre Arbeit ist dem 
Landwirthe durchaus unentbehrlich, und die Mark Bran- 
denburg hatte derselben daher im Verhältnisse ihrer länd- 
lichen Bevölkerung ungefähr eben so viel, wie Schle- 
sien. Dagegen war das Land in Schlesien im Verhält- 
nisse seiner Bevölkerung ungefähr 1^ Mal stärker mit 
Tischlern und 2 Mal stärker mit Bötticheru besetzt, als 
die Mark Brandenburg. Dafs auch hier der Unterschied 
beider Provinzen nicht so beträchtlich hervortritt, als 
bei den Bäckern und Fleischern, dürfte wohl darin lie- 
gen, dafs einerseits diese Handwerker kein Material ver- 
arbeiten, welches wie Schlachtvieh und Getreide ansehn- 
lich besteuert war, und dafs andrerseits die grofsen Gnmd- 
herren ein besonderes Interesse hatten, für ihr Bauwe- 
sen Tischler und (ür ihre Brauereien Bötticher auf ihren 
Landgütern anzusetzen. 

Die Handwerker, welche auf dem Lande geduldet 
wurden, waren mehrentheils noch besonderen. Beschrän- 
kungen ihres Gewerbbetriebes unterworfen- Sie wur- 
den grofsentheils für unzünftig erachtet, und konnten 
daher weder Lehrlinge annehmen, noch Gesellen hal- 
ten; diejenigen, welche dieser Hülfe nicht entbehrten, 
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weil sie fQr zünftig anerkannt wurden, muTstcn sich doch 
den Gewerken der benachbarten Städte anschliefsen, und 
Beiträge zu deren Kassen leisten, ohne Nutzen Ton den 
dadurch erhaltenen. Anstalten zu ziehen. Daher entstand 
ein Bestreben, ländlichen Ortschaften Stadtrechte zu ver- 
schaffen, sobald ihre Bevölkerung einigemiaafsen an- 
wuchs. Allerdings hat an diesem Bestreben das Recht, 
Jahr- und Wochemnärkte zu halten, wahrscheinlich noch 
gröfsern Antheil, als die Befugnifs, Handwerker jeder 
Art unbeschränkt anzusetzen. Jedenfalls wirkte Beides 
gemeinschaftlich dahin, die Länder mit kleinen Städten 
zu überladen, worin wahrhaft städtisches Leben nicht 
entstehen kann, weil es an hinlänglichen Mitteln dazu 
mangelt. Der preufsische Staat hatte am Ende des Jah- 
res 1837 überhaupt 972 Ortschaften, die bei den land- 
stäudischen Versammlungen als Städte zugezogen yrer- 
den. Von diesen hatten 263, also mehr als ein Yier- 
theil, weniger als 1500 Einwohner Civilstandes , und 
zwar befanden sich darunter Städte 

mit mehr als 1000, aber weniger als 1500 Einw. 162 
« « u 600, aber nicht über 1000 « 77 

mit noch weniger Einwohnern bis auf 252 herab 24 
Unter diesen Ortschaften befinden sich allerdings einige, 
welche schon seit sehr alten Zeiten Stadtrechte hat- 
ten , und durch Q^völkerung und Wohlstand auch 
verdienten, aber später durch allerlei Unfälle zur jet- 
zigen Unbedeutendheit herabsanken : der bei weitem 
gröfste Theil derselben hat jedoch erst Stadtrechte er- 
halten, seit der Landfrieden besteht, und die Gewerb- 
samkeit des Schutzes der Mauern nicht mehr bedarf. 
Klagen über den Verfall der kleinen Städte sind sehr 
gewöhnlich, sie beruhen aber, wenn auch nicht in allen, 
so doch in sehr vielen Fällen, in so fern auf einem [rr- 
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thame, als die meisten Ortschaften, welche erst seit den 
letzten drei Jahrhunderten Stadtrecht erhielten, nieipals 
bedeutender waren, als sie gegenwärtig sind. Sie wfir* 
den noch heut für ansehnlich gelten, wenn sie Dörfer 
geblieben wären, und erscheinen nur nahrlos und arm- 
selig, weil ihr Zustand den Begriffen von städtischem 
Leben nicht entspricht. So fem es zu den wesentlichen 
Eigenschaften der Städte gehört, dafs sie Mittelpunkte 
des Verkehrs für ihre Gegend sind, beruht ihre Bedeu- 
tung auf dem Umfange und der Wohlhabenheit des Be- 
zirks, dessen Mittelpunkt sie für gewerbliches und gei- 
stiges Leben bilden. Von dieser Ansicht aus ist eine 
Vervielfältigung der Städte, welche den Bedarf des Ver- 
kehrs überschreitet, kein Mittel zur Beförderung der öf- 
fentlichen Wohlfahrt. Je mehr die Verbindung durch 
Strafsen erleichtert wird, worauf Menschen und Güter 
zu jeder Jahreszeit schnell und mit geringem Kraftauf- 
wande fortzuschaffen sind, und )e besser für die klei- 
nen täglichen Bedürfnisse des Volks durch die Freiheit 
gesorgt ist, Handwerke und Kramhandel auch auf den 
Dörfern zu betreiben, desto weiter können die Städte 
von einander entlegen sein: es werden zwar alsdann 
nur die nicht ganz alltäglidien und gewählteren Bedürf- 
nisse, aber von den zahlreichen Abnehmern aus einem 
beträchtlichen Umkreise in ihnen gesucht; allein eben 
dadurch erhält ihre Grewerbsamkeit und ihr Verkehr eine 
wahrhaft städtische Bedeutung. Eis ist das VoUkomm- 
nere, das Edlere, das nur mittelst höherer gewerblicher 
und geistiger Ausbildung Darstellbare, was ihre Bevöl* 
kernng beschäftigt. Von dieser Ansicht aus ist es auch 
offenbar eine falsche Richtung der Staatswirthschaft, 
wenn der Aufschwung der G^werbsamkeit auf dem Lande 
niedei^ehalten wird, um die Städte damit zu bereichem: 
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Tielmebr ist es zunächst die Wohlhabenheit der Umge- 
gendy was den städtischen Verkehr belebt, und die Städte 
selbst wohlhabend macht. Es bleibt indessen sehr schwer, 
in dieser Beziehung zu bessern, was die falsche Rieh« 
tung des Städtewesens seit den letzten drei Jahrhunder- 
ten verdorben hat. Die Regierungen nehmen billig An- 
stand, Stadtrechte wieder zu entziehen, welche die Vor- 
fahren in guter Absicht verliehen. 

Sind die vorstehenden Betrachtungen gegründet: so 
darf es wohl als ein Nationaiverlust bedauert werden, dafs 
im preufsischen Staate zwei wichtige Ereignisse der nect- 
sten Zeit nicht benutzt wurden, die vorhandenen Städte 
in zwei Abtheilungen zu sondern, deren eine durch Ver^* 
leihung der Städteordnung und eines besondem Stimm- 
rechts auf den Landtagen zu wahrhaft städtischem Le- 
ben benifen, die andere dagegen, indem sie nur behielt, 
was sie hatte, etwa unter der Benennung »Landstädte«, 
eine besondere Abtheilung der ländlichen Bevölkerung 
— * was er auch jetzt wirklich nur ist — geblieben wäre. 
Ouverkennbar ist weder die Städteordnung vom Jahre 
1808, norh die vom Jahre 1831 für Ortschaften gebil- 
det, welchen die wahrhaft städtische Eigenschaft, die hö^ 
here gewerbliche und geistige Weihe, mangelt: ohne 
vorhandene Rechte zu. verletzen, konnte sie -^ wie es 
jetzt . iSi Grofsherzogthum Posen geschieht — ^ überall 
nur den Städten verliehen werden, welche darum be- 
sonders nachsuchten, und ihr Gesuch mit der Nachwei- 
sung hilllänglicher Mittel, sich als Städte zu behaupten, 
m begründen vermochten. Auch scheint die Forderung 
nicht zu hoch gespannt, dafs die von der Städteordnung 
verliehenen Vorrechte nur Gemeinden gebühren, welche 
die Grundherrlichkeit über den Boden besitzen, den sie 
selbst bewohnen; damit wäre in- der altern Städteord- 
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nuBg eine Yerletzung bestehender Grundrechte, und in 
der neuern ein Anstofs, welcher sie den Bürgern unbe- 
liebt macht, vermieden worden. Die sehr seltenen Fälle, 
worin auch bedeutenden Städten noch die Grundherr- 
lichkeit maugelt, konnten besondrer Behandlung vorbe- 
halten bleiben. Nach der Grundidee der ständischen 
Verfassung, welche den einzelnen Provinzen des preu- 
fsischeu Staates seit 1823 verliehen wurde, soll im zwei- 
ten Stande die unterscheidende Richtung der Städte auf 
Handel und Kunstfleifs eben so vertreten werden, wie 
die Kraft der Grundherrlichkeit im ersten, und die ge- 
werbliche Benutzung des Bodens im dritten: das kann 
jedoch mit Bedeutung und Erfolg nur geschehen diurch 
Abgeordnete der Gemeinden, welchen wahrhaft städti- 
sche Eigenschaften in^ohnen. Die kleinen verkehrlo- 
sen Landstädte, welche zu 10 und mehreren zur Wahl 
eines Deputirten für den zweiten Stand vereinigt wur- 
den, dürften in dieser Beziehung nicht an der ihnen ge- 
bührenden Stelle sein, sondern mit demselben Rechte, 
allenfalls als eine besondere Uuterabtheilung, dem drit- 
ten Stande augehören, womit sie das Gesetz wegen Ent- 
richtung der Gewerbesteuer vom 30. Mai 1820 der vier- 
ten Klasse beifügt, welche die säqamtlichen ländlichen 
Gemeinden enthält, während die drei ersten Gewerb- 
steuerklassen diejenigen Ortschaften begreifen,* worin 
nach drei verschiedenen Abstufungen wahrhaft städti- 
sches Leben herrscht. 

In den .Ortsgemeinden entwickeln sich die städti- 
schen Eigenschaften nur allmählig, und der Uebergang 
von den ländlichen Verhältnissen zu den städtischen bil- 
det sich in so viel kaum merklich von einander verschie- 
denen Abstufungen, dafs es in nicht wenig Fällen zwei- 
felhaft erscheinen kann, ob eine Ortsgemeinde schon 
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städtische Eigehschaftcn gcuug besitze, um zur zii?eck- 
mäCsigen Anwendung der Städteordunng, und zur wohl- 
begründeten Vertretung im Stande der SUidte hinläng- 
lich herangereift zu sein. Dieser Mangel einer durch 
die Verhältnisse des Lebens selbst kenntlich bezeichne- 
ten Grenze scheint jedoch kein wesentliches Hindernifs 
einer Eintheilung der Ortsgemeinden in Städte und Dör- 
fer werden zu dürfen. Obwohl die französische Ver- 
fassung, welche auch in dem bei weitem gröfsten Theile 
der jetzt preufsischen Bheinprovinz eingeführt war, die- 
sen Unterschied nicht kennt, so hatte doch der Sprach- 
gebrauch ihn beibehalten, und Niemand hat im Ernste 
daran gedacht, Köln, Aachen, Düsseldorf, Koblenz und 
Trier die Benennung Stadt streitig zu machen, wenn 
auch das Gesetz keinen Unterschied zwischen diesen 
und den unbedeutendsten Ortsgemeinden anerkannte, 
und auch der Sprachgebrauch es oft zweifelhaft liefs, 
ob eine Ortsgemeinde zu den städtischen oder zu den 
ländlichen zu rechnen sei. Zu )eder Zeit haben äufsere 
Kennzeichen als Merkmale des Unterschiedes zwischen 
Stadt und Dorf gedient, ohne Jemals zur Bezeichnung 
der verschiedenen Zustände auszureichen, welche die Be- 
griffe der gebildeten Mehrheit mit diesen Benennungen 
verbinden. Noch vor 70 Jahren schien eine Umfassung 
mit Mauern so wesentlich zu den Kennzeichen einer Stadt 
zu gehören, dafs die Lehrbücher der Erdbeschreibung 
den offenen Haag das gröfste Dorf in Europa nannten, 
obwohl es damals längst der Sitz der niederländischen 
'Regierung, und einer sehr viel zahlreichern, gebildetem 
und wohlhabendem Bevölkerung war, als die meisten 
der ummauerten Städte enthielten. Sehr allgemein gel- 
ten als Keunzeidien des Stadtrechts die Befugnisse, Jahr- 
märkte zu halten, und Handwerker ohne Beschränkung 
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anzusetzen: aber diese Befugnisse kommen doch unbe- 
stritten auch vielen Ortschaften zu, welche selbst amt- 
lich nur Flecken genannt werden ; auch gehören sie nicht 
selten Ortschaften an, welchen zwar die Benennung 
» Stadt r< Ton der Regierung selbst beigelegt wird, deren 
Einwohner sich aber (dennoch fast ausschliefslich vom 
Ackerbau, einiger Gdstwirthschaft und einem höchst ge- 
ringfügigen Betriebe der auch in wohlhabenden Dörfern 
häufig Torkonimenden Handwerke nähren. Im preufsi* 
sdien Staate ist jetzt die VertretungL^im Stande der 
Städte als Kennzeichen des Stadtrechts anzusehen: aber 
einerseits fehlt dieses Kennzeichen Ortschaften, welche 
die Steuerbehörden wegen ihrer beträchtlichen Gewerb- 
samkeit zur dritten Klasse der Gewerbsteuer gezogen 
haben, und andrerseits besitzen viele Ortschaften das- 
selbe, welche an Bevölkerung, Wohlhabenheit und BiU 
dnng sehr weit unter ansehnlichen Dörfern stehen. AU« 
gemein darf nicht von einzelnen Kennzeichen, sondern 
nur von verständiger Erwägung aller ördichen Verhält- 
nisse eine Sonderung der städtischen Gemeinden von 
den ländlichen erwartet werden, welche den Bedürfnis- 
sen einer folgerecht geordnete^ Landesverfassung ent- 
spricht. Die Besorgnifs, folgenreiche Anordnungen einer 
Willkühr preis zu geben, hat auch hier das Aufsuchen 
äulserer Merkmale veranlafst, .welche niemals hinreichen, 
geistige Zustände mit Sicherheit zu bezeichnen: aber ver- 
nünftiges Ermessen, und Willkühr sind eben so verschie- 
den, wie Licht und Finsternifs, obwohl jene in der An- 
wendung auf das Leben, wie diese in der Dämmerung 
unmerklich in einander übergehen.' Die gewerblichen 
Verhältnisse stehen überall in sehr naher Beziehung mit 
der Stellung, weldie die Ortsgemeinden im Staatsver- 
bande einnehmen, die nachzuweisen jedoch einem be- 
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sonders darauf ^gerichteten Yortrag^e vorbehalten blei- 
ben mufiB. 

Nur die ToUe Freiheit der Mitbewerbung vermag 
das Maafs der Forderungen festzustellen, welche die Ge- 
werbtreibenden und ihre Kunden oder Abnehmer ge- 
genseitig an einander machen dürfen: wo die Mitbewer- 
bung beschränkt ist, mangelt der entscheidendste Grund, 
den Gewerbtreibenden zu überzeugen, dafs er nicht we- 
niger leisten, und seinen Kunden, dafs er nicht mehr 
fordern dürfe. Beispielsweise verlangt Jedermann die 
Gewebe zu seiner Kleidung in möglichst bester Beschaf- 
fenheit, und zugleich in möglichst geringen Preisen: die 
Gewifsheit^ dafs er für den Preis, den er zu geben ver- 
mag, bessere Waare nicht erhalten könne, empfängt er 
nur dadurch, dafs ihn durchaus nichts verhindert, die 
Befriedigung seines Bedürfnisses da zu suchen, wo er 
dieselbe am wohlfeilsten zu finden vermeint; und da- 
durch, dafs Niemand, der solche Waaren besitzt, verhin- 
Aeti ist, dieselben für den niedrigsten Preis anszubieten, 
bei dem er noch bestehen kann. Im Gegensatze ge- 
winnt aber auch der Fabrikant die volle Ueberzeugung, 
dafs er für einen bestimmten Preis nicht schlechtere 
Waare liefern, oder für eine bestimmte Beschaffenheit 
seiner Gewebe nicht einen höhern Preis verlangen dürfe, 
nur dadurch, dafs er in der Wahl seiner Kunden und 
in der Bestimmung seiner Preise durchaus unbeschränkt 
bleibt, und weder an gewisse Orte, noch an gewisse 
Yolksklassen, noch an ii^end wie bestimmte Preise, mit 
seinem Absätze gebunden ist. Die Mitbewerbung wirkt 
aber nur so lange wohlthätig, als sie sittlich reiner Mit- 
tel sich zur Erreichung ihrer Zwecke bedient: diese Be- 
dingung enthält das Gebot, nicht blofs durch die Ge- 
setze, sondern audi durch den Anstand untersagte Mit- 
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tel zu venneideii; und diesem Gebote willigte Beachtung 
zu verschaffen, ist eine der schwersten, aber auch der 
unerläfslichsten Aufgaben für die Gewerbepolizei. ' 

Wer irgend ein Gewerbe beginnt, dessen .Betrieb 
Verwendungen erfordert, woraus beträchtlicher Verlust 
entsteht, wenn sie nicht den gehofften Erfolg haben, thut 
dies zwar zunächst auf seine Gefahr, und hat den Scha- 
den, den ihm das Mifslingen seiner Unternehmung ver- 
ursacht, nur entweder seiner Unfähigkeit, oder einer Un- 
gunst seines Schicksals anzurechnen. Allein in sehr vic^ 
leu Fällen besteht ein mehr oder minder dringendes, 
öffentliches Bedürfuifs, dafs Anstalten gewisser Art auf- 
kommen und gedeihen, welche wegen der grofsen Ge« 
fahr, bei möglhchem Mifslingen Verlust zu leiden. Nie- 
mand einzurichten wagt, wenn diese Gefahr nicht durch 
angemessene Begünstigung und namentlich durch Be- 
schränkung der Mitbewerbung vermindert wird. Solche 
Verhältnisse gaben besonders Veranlassung zum Entste- 
hen der Bannrechte, wonach alle Bewohner eines 
.räumlich begrenzten Bezirks, oder wenigstens ganze 
Klassen derselben, sich der Dienste oder Erzeugnisse 
der berechtigten Anstalt zur Befriedigung ihrer sich dar- 
auf beziehenden Bedürfnisse ausschliefslich zu bedienen 
verpflichtet sind. In den meisten Fällen hat ursprüng- 
lich die Grundherrschaft zur Bequemlichkeit ihrer Un- 
tersassen Anstalten solcher Art eingerichtet: so legte 
beispielsweise die Grundherrschaft an: eine Mühle, eine 
Brauerei, ein Schankhaus, eine Schmiede, in Weiuländem 
eine Kelter, wo das Brennmaterial schon theuer wurde, 
einen Backofen zum gemeinsamen Gebrauche der Be- 
wohner ihres Grundgebiets, aber auch, um einer hinrei- 
chenden Entschädigung für die Kosten der Anlage und 
Unterhaltung sicher zu sein, mit der Verpflichtung für 
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dieselben, sich nur dieser Anstalten ausschliefslich, und 
keiner etwa in der Nachbarschaft entstehenden zu be- 
dienen. Hierdurch entstanden der Mühlen-, Getränke-, 
Schank-, Schmiede-, Kelter- und Backofen-Zwang, sHmint- 
Ilch Bannrechte, wovon hauptsächlich die drei erstge- 
nannten im nördlichen Deutschland bedeutend wurden. 
Allen diesen Anstalten war, deren mehrentheils guten 
Absicht ungeachtet, doch ein wesentlicher Mangel ge- 
mein, welcher die Vortheile, die den Verpflichteten an- 
fänglich daraus erwudiscn, später so weit verminderte, 
dafs die Bannrechte zuletzt in empfindlich drückende 
und deswegen auch äufserst verhafste Beschränkungen 
der natürlichen Freiheit ausarteten. Dieses war der 
Mangel einer Bestimmung des Zeitraumes, während des- 
sen die Yerpfliditung fortdauern sollte. Mit der Zu- 
nähme der Bevölkerung und des Wohlstandes wurden 
Anstalten, welche früher zur Befriedigung des Bedürf- 
nisses der Einwohner des Bannbezirks vollkommen hin- 
reichten, bei weitem unzulänglich, dem sehr vermehrten 
Bedarfe zu genügen. Anlagen, die bei ihrer Entstehung 
so. vollkommen waren, als es die Forderungen und 
Kenntnisse des Zeitalters erheischten und gestatteten, 
mufsten bei den reifsenden Fortschritten der Gewerb- 
samkeit später als unvollkommen und beinahe unbrauch- 
bar erscheinen. So verwandelte sich die Bequemlich- 
keit, Müiilen, Brauereien und andere gewerbliche Anla- 
gen in der Nähe zu haben, in den bitteru Zwang, mit 
unzureichender, schlechter und doch verhältnifsmäfsig 
theurer Befriedigung von Bedürfnissen vorlieb nehmen 
zu müssen, welchen mit grofser Leichtigkeit vollkomm- 
ner und wohlfeiler bei dem gegenwärtigen Zustande der 
Bildung zu genügen wäre, wenn das Bannrecht nicht 
die freie Mitbewerbung ausschlösse. Wäre die Verpflich- 
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tang, sich der bannberechtigtcii Anstalt allein zu bedie- 
nen, nur auf eine solche Reihe Ton Jahren beschränkt 
worden, als zur Sicherung gegen Vcriust hinreichte: so 
konnte nachmals wenigstens ein neuer, den zeitigen -Be- 
dürfnissen angemessener Vertrag zwischen den Berech- 
tigten und VerpÜichtigten unter Vermittlung der Landes- 
Polizeibehörde abgeschlossen werden, wenn das völlige 
Freigeben der Mitbewerbung noch bedenklich erschie- 
nen w8re. Im Allgemeinen haben alle Bannrechte doch 
auch das Bedenken gegen sich, dafs der Berechtigte we- 
niger angelegentlich besorgt sein darf, hinreidienden Ab- 
satz zu finden, als ein Gewerbtreibender bei freier Mit- 
bewerbung, wo doch in den meisten Fällen die Gefahr 
droht, Kunden und Abnehmer zu verlieren, wenn die 
Befriedigung ihres Bedarfs auf anderm Wege leichter, 
besser oder wohlfeiler erreichbar wird. Zwar bat die 
Gesetzgebung den hieraus entstehenden Nachtheilen da- 
durch vorzubeugen gesucht^ dafs sie den Bannberechtig- 
ten zur Schadloshaltung der Verpflicbtigten anhält, wel> 
che durch seine Schuld Verlust erleiden, und dafs sie 
denselben sogar mit der zeitigen oder selbst immerwäh- 
renden Entziehung seiner Berechtigung bedroht, wenn 
die ZwangspÜichtigen anhaltend gegründete Beschwer- 
den über seine Leistungen führen. Auch unterliegt die 
Vergütung für seine Dienste in der Regel Polizeitaxen, 
um die Zwangspflichtigen gegen willkühriiche Vertheue- 
^ rung zu sichern. Aber dieser wohlgemeinte' Beistand 
bleibt bei weitem unzureichend, die Vortheile der freien 
Mitbewerbung zu gewähren. Die Beschaffenheit der Ar- 
beiten und Dienste, welche der Zwangspäichtige gegen 
Zahlung der polizeilich bestimmten Vei^tung zu for- 
dern berechtigt ist, läfst sich durchaus nicht mit einer 
solchen Bestimmtheit vorschreiben, dafs nicht mancheriei 
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scheinbare Vorwände zur Uebervortheilung oder Bedrük- 
kling der Zwangspflichtigen übrig blieben. Nicht jede 
sehr empfindliche Besdiwerde, nicht jedes erlittene Un- 
recht, läfst sich so bestimmt nachweisen, daCs durch rich- 
terliche oder auch nur polizeiliche Hülfe sichre Abstel- 
lung und vollständige Genugthuung erlangt werden kann: 
jedenfalls ist dieses Mittel, den Bannberechtigten zur 
Erfiillung seiner Pflichten zu zwingen, sehr viel beschwer- 
licher und unzuverlässiger zugleich, als der Yeriust der 
Kundschaft und des Absatzes, welcher bei freier Mitbe- 
werbung die natürliche Folge des verlomen Zutrauens 
wird. Von dieser Ansicht aus sind Bannberechtigungen 
für jede Zukunft durchaus nicht, und fiir einen nach Jah- 
ren oder andern klaren Bestimmungen abgemessenen 
Zeitraum nur in so weit zu rechtfertigen, als der Vor- 
dieil der Zwangspflichtigen, ^ine nur durch Verleihung 
eines soldien ausschliefslichen Rechts möglich gewordene 
Anlage zu besitzen, die Nachtheile der Beschränkung ih- 
rer Freiheit offenbar überwiegt. 

Im prenfsischen Staate wurde durch ein Eldikt vom 
28sten Okfober 1810 der Mühlen- und Getränke-Zwang 
gänzlich aufgehoben. In Folge der Bemerkung, daCs 
durch Aufhebung dieses Zwanges der Bedarf an Mahl- 
werk und Getränken jedenfalls nicht verringert werde, 
hielt die Regierung sich zu der Annahme berechtigt, dafs 
die bis dahin Bannberechtigten in der Regel keinen Ver- 
lust an Einkommen, durch Entziehung des ausschliefsli- 
chen Rechts in dem angewiesenen Bezirke Getreide zu 
vermählen und Getränke zu bereiten oder auszoschän- 
ken, erleiden würden, wenn sie nur ihre Kunden und 
Abnehmer so gut »bedienten, dafs diese keine Veranlas- 
sung filnden, andere Mühlen, Brauereien, Branntwein- 
brennereien oder Sdhankstätten aufzusuchen. Nur in sei- 
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tenen Fällen schien hiernach aus der Entziehung; des 
Bannrechts unTerschuldeter Verlust entstehen zu kön- 
nen, ivelchen die Regierung; aus den Staatskassen zu ver- 
güten übernahm, so weit er klar erweislich wäre: aber 
Erfahrungen, die mehrfach lästig wurden, lehrten bald 
ein Anderes. 

Der landübliche Lohn des Getreidemahlens bestand 
in der Naturalabgabe der Metze vom Scheffel, das ist 
ein Sechszehntheil des zu vermählenden Getreides, nebst 
dem sogenannten Mahlgroschen: die Metze sollte den 
Eigenthümer der Mühle für die Zinsen des Anlagekapi- 
tals und für die laufenden Unterhaltungskosten entschä- 
digen; der Mahlgroschen wai* dagegen die Bezahlung 
des Müllers für seine Arbeit beim Vermählen. Dieser 
Lohnsatz war keinesweges zu hoch für Mühlen, welche 
bei geringer Bevölkerung ihres Bannbezirks während ei- 
nes grofsen Theiles des Jahres unbeschäftigt blieben: 
aber er konnte sehr viel niedriger gestellt werden, wenn 
Mahlwerk genug gebraucht wurde, um eine wohleinge- 
richtete Mühle so weit fast unausgesetzt in Thätigkeit 
zu erhalten, als ihre Mahlkraft ausreichte. Die Kosten 
der Anlage blieben nämlich in beiden Fällen dieselben, 
auch die Unterhaltungskosten wurden nur so weit ver- 
mehrt, als das Räderwerk und die Mühlsteine durch den 
starkem Gebrauch schneller abgenutzt wurden: Verbes- 
serungen, welche die Mahlkraft erhöhten, wurden auch 
schwerlich in dem Verhältnisse kostbar^ worin sie wirk- 
sam waren. Die Naturalabgabe in Getreide war bei be- 
stehender Naturalwirthschaft eine sehr willkommene Er- 
leichterung vieler Mahlgäste, welche wohl Getreide ge- 
nug, aber sehr wenig baares Geld besafsen: allein sie 
gab auch Anlafs zu vielen Uebervortheilungen , wo Ge- 
treide und Mehl noch nicht gewogen, sondern nur g^ 

mes- 
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messen worden. Der Landmaun brachte gewöhnlich über- 
rdcfalidi gemessenes Getreide, und der Müller nahm nun 
um so sichrer mehr als die Metze davon ab, da Mehl 
in dem Zustande der Lockerheit^ worin es aus der Mühle 
kommt^ einen gröCsem Raum einnimmt^ als das dazu ver- 
brauchte Getreide. Der Betrieb des Gretreidemahlens 
wurde daher sehr viel lohnender, als erforderlich war, 
um die landüblichen Zinsen des Anlagekapitals, die Un- 
terhaltungskosten und einen angemessenen Arbeitslohn 
für den, Müller einzubringen. Im Verhältnisse dieses 
hohem Erwerl^es wurden daher Mühlen grüfstentheils 
bei Verkäufen für einen hohem Preis, bei Vererbpach- 
tungen für einen höhern Kanon, und bei Zeitpachten 
für einen hohem Pachtzins übernommen, als es bei ei- 
ner Bezahlung ihrer Arbeiten hätte geschehen können, 
welche nur dem wirklichen Aufwände an Kraft und Zeit 
angemessen gewesen wäre. Eine solche Bezahlung trat 
aber ein, sobald der Mühlenzwang aufhörte, und nicht 
nur Jedermann sein Getreide vermählen lassen konnte, 
wo er am besten und wohlfeilsten bedient wurde, son- 
dern auch Jedermann auf seine Gefahr und Kosten neue 
.Mühlen anlegen durfte, sofern von Landespolizei wegen 
kein Hindernils dagegen bestand. Blieben auch Müh- 
len, durch Dampfkraft getrieben, fast immer, und selbst 
durch thierische Kräfte bewegte, mehrentheils zu kostbar, 
so konnte doch bei grofsen Brauereien und Branntwein- 
brennereien, welche mit beträchtlicher Landwirthschaft 
verbunden sind, es wohl lohnend erscheinen, eine Rofs- 
mtihle zunächst für den eignen Bedarf zu bauen, weil 
man bei dem nur sehr unterbrochenen Gebrauche der- 
selben nicht mehr Gespann zu halten brauchte, als die 
Wirthschaft ohnedies erforderte: dagegen aber Fuhren 
in entlegene Mühlen, Versäumnifs und Mahlkosten er- 
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sparte. Za dem kunstlosen Betriebe solcher einbdien 
Mäfalen fand steh leicht ein Mann, 'der audi andere wirtbr 
schaftliche Dienste leistete, wenn die Mühle nidkt gCr 
braucht wurde. Die Vermehrung der Wassermühlen 
hatte gröfsere Schwierigkeiten: auf ansehnlichen Gewäs- 
sern erfordern sie sehr bedeutende Anlagekapitale, klei- 
nen Bächen mangelt es dagegen während des bei weir 
tem gröfsten Theiles des Jahres an hinreichendem "Was- 
ser. In vielen Fällen wird es sogar vortheilhaft, Was- 
sermühlen zu Gunsten der Laudwirthschaft eingehen zu 
lassen, weil der entwässerte Boden bei der Benutzung 
zum Graswuchse oder zur Erzeugung von Feldfrüchten 
hohem Reinertrag giebt: aber in ebeneii Ländern, wo 
dies am gewöhnlichsten vorkommt, sind Windmühlen 
dagegen auch um so leichter mit Yortheil anzulegen; es 
entstanden daher auch sehr viel neue Windmühlen , fe- 
doch gröfstentheils von einer sehr unvollkommenen, aber 
freilich auch sehr wohlfeilen Bauart Nach Aufhebung 
des Mühlenzwangs verloren hiernach die Bannmühlen 
durch die neuen Rofsmühlenanlagen einen grofsen Theil 
der sehr einträglichen Kundschaft, welche bis dahin die 
ländlichen Brauereien und theils auch Branntweinbren- 
nereien gewährt hatten: überdies konnten die neuent- 
standenen Windmühlen für einen auf die Hälfte herab- 
gesetzten Lohn mahlen, weil ihre Besitzer nur mit den 
wirklichen Anlage- und Unterhaltungskosten, nicht aber 
überdies noch mit Zinsen für einen hohen -Kaufpreis oder 
einen hohen Elrbpachts- Kanon beschwert waren. Der 
gröfste Theil der bis. dahin bannberechtigten Mühlen 
konnte daher einen beträchtlichen Verlust, an Einkom- 
men nachweisen, welches sie bisher unter dem Schutze 
der Regierung genossen, und unverschuldet durch die 
veränderte Gesetagebung verioren hatten. Die Staats- 
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kassen wurdea hierDach häufigen Anträgen auf Entschä- 
digungen ausgesetzt, welche dennoch mehren theils kein 
hinreichender Ersatz des erlittenen Verlustes sein konn- 
ten, weil dieser selten vollständig darzuthun war. 

Die fortgesetzten Beschwerden der vormals Bann- 
berechtigten erzeugten sogar eine Ndgung, den Ueber 
gang vom Zwang zur Freiheit langsamer eintreten zu 
lassen, um ihn minder empfindlich zu machen. Daher 
die Verordnung vom ISten November 1819, welche den 
neuen Windmühlen den bis dahin durch das allgemeine 
Landrecht gewährten Schutz wider Baumpflanzungen «nt- 
zieht^ die den Wind von ihnen abhalten: besonders aber 
die Verordnung vom 23sten Oktober 1826, wodurch 
das Anlegen neuer Mühlen, so fern sie nicht blos zum 
eigenen Gebrauche oder zum Vermählen von Getreide 
für den Gro&handel bestinmot sind, nur gestattet wer- 
den soll, wenn die bereits bestehenden für den Bedarf 
der Umgegend nicht ausreichen. Das Urtheil der Poli- 
zeibehörden kann jedoch hierüber nach Verschiedenheit 
der Ansichten sehr verschieden ausfallen. Durch Gut- 
achten der Sachverständigen ist wohl mit ziemlicher 
Wahrscheinlichkeit zu bestimmen, wie viel Getreide mit 
dem Wasserzuflusse, oder der Kraft des Windes, welche 
in Mittcljahren zu erwarten sind, im Laufe des ganzen 
Jahres von einer Mühle bei deren bestehender Einrich- 
tung vermählen werden kann. Gleichermaafsen ist auch 
zu schätzen, wieviel die zur Zeit vorhandene Bevölke- 
rung eines bestimmten Bezirks an Mahlwerk jährlich be- 
darf. Aber die Kraft des Wassers und des Windes 
wird von der Natur auf andere Zeiträume vertheilt, als 
der Beddrf an Arbeit, welche diese Kräfte verrichten 
sollen. So sind beispielsweise die meisten Mühlen beim 
Abgange des Winters am reichlichsten mit Wasser ver- 
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sehen, und in dieser Jahreszeit ist auch am meisten aaf 
Wind zu rechnen: aber zu derselben Zeit ist der Yor- 
rath des Landmanns grOfstentheils verbraucht oder ver- 
kaufty und er hat i^enig übrig, um etwa Yorrath für die 
Erntezeit und den Herbst mahlen zu lassen, iro wegen 
der stärkern Arbeit, und der nachfolgenden ländlichen 
Feste der Yerb rauch sehr viel gröfser ist, als im Früh- 
jahr. Gewifs sind sehr wenige Mühlen vermögend, dem 
Bedarf ihrer Mahlgäste gerade zu der Zeit zu genügen, 
worin sich derselbe zeigt. Weder der Müller noch der 
Mahlgast kann unbedingt verlangen, dafs der andere 
Theil sich nach seiner Bequemlichkeit richten solle: wie 
viel aber der Eine oder der Andere hierin nachgeben 
müsse, kann nur die freie Mitbewerbung mit Sicherheit 
entscheiden. Was in dieser Beziehung von der Zeit 
gilt^ das gilt auch vom Räume. Jeder Mahlgast wünscht 
die Mühle so nahe als möglich, jeder Müller den Be- 
zirk, woraus ihm Mahlwerk zugeführt wird, so grofs als 
möglich zu haben: wie diese geradezu entgegengesetzte 
Forderungen durch gegenseitiges Nachgeben zu vereini- 
gen sind, kann auch nur die freie Mitbewerbimg genug- 
thuend entscheiden. Die polizeiliche Entscheidung über 
die Zulässigkeit einer neuen Mühlenanlage, worauf das 
vorstehend angeführte Gesetz die Genehmigung dersel- 
ben aussetzt, gewährt daher höchstens eine Nothhülfe 
gegen offenbar unlautre Absichten oder grundlose Kla- 
gen: aufserdem ist mehr von der Willkür, der dasselbe 
Raum giebt, zu fürchten, als von der Vereinigung strei- 
tender Ansprüche, welche der Gesetzgeber wohlmeinend 
beabsichtigte, zu hoffen. 

Der Anspruch an die Staatskassen auf Entschädi- 
gung für unverschuldete Yerluste durch Aufhebung des 
Getränkezwanges blieb sehr viel unbedeutender: aber nur 
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deswegen y weil die Regiening sehr bald erkannte , daCs 
die Befugnifs, neue Brauereien und Branntweinbrenne- 
reien anzulegen und neue Schankstätten zu eröffnen, nicht 
so ganz unbedingt frei zu geben, sondern Tielmehr aus 
staatswirthschaftlichen und polizeilichen Gründen beträcht- 
lich zu beschränken sei. Den meisten Landwirthen scheint 
es sehr viel leichter, eine Vermehrung oder Verbesse- 
rung ihres Viehstandes durch Anlegung einer Brauerei 
oder Brennerei zu bewirken, deren Abgänge ein wohl- 
feiles Fütterungsmittel verschaffen, als denselben Zweck 
durch die Viel langsamer wirkende, aber nachhaltigere 
Verbesserung der Fruchtfolge und sorgfältige Behand- 
lung ihres Bodens zu verfolgen: und es bestehen auch 
zahlreiche Beispiele, dafs Landgüter dadurch schnell sehr 
viel einträglicher geworden sind. Aber dies Verbesse- 
~ rungsmittel hat schon das Bedenken gegen sich, dafs es 
nicht allgemein anwendbar ist: die Bevölkerung kann 
unmöglich die Masse von Bier und Branntwein verzeh- 
ren, welche erzeugt werden müfste, wenn jeder Land- 
wirth seinem Viehstande auf diesem Wege wohlfeileres 
und reichlicheres Futter verschaffen sollte. Schon von 
dieser Ansicht aus kann die Brauerei und Branntwein- 
brennerei, so weit sie als ländliches Nebengewerbe be- 
trieben wird, nur ein Vorrecht besonders begünstigter 
Landgüter bleiben. Es könnte zwar scheinen, dafs die 
freie Mitbewerbung hinreichen würde, das Anlegen neuer 
Brauereien und Brennereien innerhalb der gewerblich 
vortheilhaften Grenzen zu halten: allein der Erfahrung 
gemäfs zersplittert sich bei freier Bewerbung besonders 
die Branntweinbrennerei in solchem Maafse, dafs dar- 
aus sehr erhebliche polizeiliche und staatswirthschaftliche 
Nachtheile hervorgehen. Brauerei und Branntweinbren- 
nerei gehören zu den Gewerben, deren vollkommener 
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Betrieb nnr in sehr grofsen Anstalten möglich ist. Wie 
den Ungeheuern Brauereien in London es möglich wird, 
aus sehr verschiedenartigen Materialien immer das glei- 
che ausgezeichnete Bier zu bereiten, davon haben die 
Brauer des Festlandes kaum einen Begriff. Wie sehr 
aber auch hier die grofsen Brauereien den kleinen in 
der Kunst überlegen sind, ein stets gleichartiges Getränk 
mit dem mindesten Aufwände von Material und Feue- 
rung zu bereiten, ist eine bekannte Thatsache. Das 
Brauen im Kleinen beschränkt sich daher immer mehr 
auf den eignen Bedarf, und geht endlich in die soge- 
nannte Kesselbrauerei über, wodurch für ländliche 
Wirthschaften ein schwächeres Getränk ohne besondere 
Brauereianlage mit den gewöhnlichen Küchengeräthschaf- 
ten bereitet wird. Von dieser ist polizeilich so wenig 
Nachtheil zu besorgen, dafs sie Tielmehr Aufmunterung 
verdient, und durch gänzliche Befreiung von Abgaben 
im preufsischen Staate wirklich erhalten hat. Die Voll- 
kommenheit der Branntweinbrennerei ist nicht iti sol- 
chem Maafse, wie bei der Brauerei, von dem Umfange 
der Anstalten abhängig: wenn auch die grofsen Brenne- 
reien mit einem geringern Aufwände von Zeit und Feue- 
rung mehr Weingeist aus demselben Material zu ziehen 
vermögen, so ist ihr Fabrikat doch von dem Erzeugnisse 
kleiner Brennereien nicht wesentlich verschieden. Wird 
auch weniger Weingeist aus demselben Gewicht von 
Kartoffeln oder Getreide gezogen, als in den grofsen 
Anstalten : so bleibt der Rückstand doch immer ein wohl- 
feileres Futter, als es die Kartoffeln oder das Getreide 
selbst gewesen sein würden. Der gröfsere Verbrauch 
an Brennmaterial wird besonders da wenig beachtet, wo 
es dem Gute selbst zuwächst. Unter diesen Umständen 
bestehen immerfort kleine Branntweinbrennereien als länd- 
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liches Nebengewerbe, und es würden ihrer, besonders 
in entlegenen Landestbeilen, noch viel mehr entstanden 
sein, wenn die Regierung die Yerleihung neuer Brenne- 
rei-Berechtigungen nicht bereits durch das Gesetz über 
die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe vom 7ten 
September 1811 auf Güter beschränkt hätte, welche nach 
landschaftlidier Taxe einen Grundwerth von wenigstens 
15,000 Thalem haben. Dieselbe Beschränliung trifft 
zwar auch neue Brauereianlagen, doch mit dem wesent- 
lichen Unterschiede, dafs sie bei Brauereien sich nur 
auf Anlagen zum Absätze des Getränks, nicht aber auf 
solche bezieht, die nur für den eignen Wirthschaftsbe- 
darf — nach dem gewöhnlichen Ausdruck zu Tisches 
Nothdurft — nachgesucht werden. Bei der Brannt- 
weinbrennerei wird dagegen angenommen, dafs sie auch 
im kleinsten Maafise nicht blos zum eignen Wirthschafts- 
bedarf, sondern zum Absätze betrieben werde, und die 
Beschränkung der Befugnife zum Betriebe der Brenne- 
rei auf Güter von wenigstens 15,000 Thalem Grundwerth 
trifft dieselben daher ganz allgemein. Solche kleine 
Brennereien wirken in mehrfacher Beziehung nachthei- 
lig. Der Verbrauch des Branntweins ist einer der schick- 
lichsten Gegenstände einer hohen Besteuerung: da je- 
doch der Verbrauch selbst nur mittelst der gehässigsten, 
tief in das Privatleben selbst eingreifenden, Nachforschun- 
gen und auch dann nur sehr unvollkommen zu besteuern 
wäre: so mufs die Besteuerung des inländischen Brannt- 
weins auf dessen Erzeugung, des ausländischen auf des- 
sen Einfuhr gelegt werden. Vereinigt sich die Berei- 
tung des Branntweins in wenige grofse Anlagen, so wird 
die Hebung der Steuer davon leicht und sicher; zersplit- 
tert sie sich dagegen in viele kleine Brennereien, wel- 
die zerstreut im ganzen Lande umherliegen: so wird die 
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Hebung einer hohen Branntweinsteuer in dem Maabe 
beschwerlich und unsicherer, worin diese Zersplitterung 
zunimmt Bei grofsen Brennereien ist der Absatz zur 
Stelle ein ganz untei^eordnetes Nebengeschäft; sie müs- 
sen ihren Absatz hauptsächlich im groisen Yerkchr, zum 
Theil selbst in beträchtlicher Feme suchen: das Erzeug- 
nifs der kleinen Brennereien sucht dagegen hauptsäch- 
lieh Absatz in der Nähe, und die Versuchung liegt ih> 
nen besonders nahe, den Verbrauch des Branntweins In 
der Umgegend möglichst zu befördern. Diese Richtung 
des Verkehrs mit Branntwein wirkt aber geradehin den 
angelegentlichen Bemühungen der Polizei entgegen, den 
Branntweinverbrauch auf ein der Gesundheit und Sitt* 
lichkeit unnachtheiliges Maafs herabzubringen. So recht- 
fertigt sich die Beschränkung der Anlage von neuen 
Branntweinbrennereien, welche das vorangeführte Gesetz 
ausgesprochen hat. 

Die Neigung aus dem Verkaufe geistiger Getränke 
und besonders des Branntweins im Kleinen, und zum 
Genüsse auf der Stelle, ein Gewerbe zu machen, ist so 
allgemein verbreitet, dafs die bereits sehr angewachsene 
Zahl der Schankstätten noch beträchtlich vermehrt wer- 
den würde, wenn eine völlig freie Mitbewerbung in die- 
sem Geschäft gestattet wäre, das weder ein beträchtli- 
ches Anlagekapital, noch irgend eine besondere Kennt- 
nifs, und selbst nur eibe geringe Bemühung erfordert. 
Aber von Landespolizei wegen besteht eine dringende 
Veranlassung, die Mitbewerbung in dem Schankgewerbe 
nur so weit zu gestatten, als es nöthig ist, dem Volke 
die zum mäfsigen Genüsse geistiger Getränke erforder- 
liche Gelegenheit preiswürdig zu verschaffen, dagegen 
aber möglichst auszuschlielsen, was den Reiz zur Völle- 
rei vermehren könnte. Daher ist auch für überwiegend 
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nachtfaeilig zu achten eine Zersplitterung des SchSnker- 
gewerbes in viele kleine Anstalten, welche fast^tibemll 
Gelegenheit zum Grenusse geistiger Gretränke darbieten, 
und die schon übermäbige Neigung dazu durch Lockun- 
gen in der MShe vermehren. Die Besitzer von Braue- 
reien und Branntweinbrennereien haben ohnehin schon 
jede Gelegenheit benutzt, Schaukstätten zum Absätze ik- 
res Erzeugnisses anzulegen: gemeinhin geschah dies un- 
ter der vcrtragsmSfsigen Bestimmung, das Getränk des- 
jenigen ausschliefslich zu verschänken, der die Schank- 
stätte gründete, oder zu dessen Gunsten die Genehmi- 
gung dazu ertheilt wurde. So bildete sich der Geträn- 
kezwang für die meisten Schankstätten, welchen abzu- 
schaffen auch kaum hinreichender Grund vorhanden sein 
dürfte, wenn der Polizeibehörde nur belassen ist, neue, 
keinem Getränkezwange unterworfene Schankstätten in 
allen den Fällen eröffnen zu lassen, wo die bestehen- 
den ihr Alleinrecht zum Nachtheile ihrer Abnehmer mifs- 
brauchen. Das Gewerbspolizeigesetz vom 7ten Septem- 
ber 1811 hat von dieser Ansicht aus den Getränke- 
zwang überhaupt nur in so weit aufgehoben, als er sidi 
auch auf den Bedarf zur eignen Yerzehrung bezog, und 
es darf ein Zwang dieser Art auch für die Zukunft selbst 
durch Vertrag nicht eingeführt werden. Dagegen hat 
es die durch Vertrag oder Verjährung bestehende Ver- 
pflichtung der Schankstätten, das Getränk zum Absätze 
von bestimmten Brauereien oder Brennereien zu neh- 
men, aufrecht erhalten, bis sie durch gegenseitiges Uebcr- 
einkommen aufgelöst wird. Endlich hat es das Anlegen 
neuer Schankstätten auf dem Lande von Genehmigung 
der Kreispolizeibehörde abhängig gemacht, welche nur ' 
ertheilt werden soll, wenn nach deren Ermessen eine 
wirkliche öffentliche Nützlichkeit derselben vorhanden 
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ist In den Städten ist nicht allein die Anlage nen^ 
Schank$tätten, oder die Verlegung alter in ein andres 
Lokal, nur unter ortspolizeilicher Genehmigung zulässig, 
sondern es kann auch die Fortsetzung des Schänkerge- 
werbes am Schlüsse jedes Kalenderjahres Denjenigen un- 
tersagt werden, deren Gewerbbetrieb wiederholt zu po< 
lizeilichen Rügen gegründeten Anlafs gegeben hat Bei 
den vorstehend angegebenen Beschränkungen der An- 
lage neuer Brauereien, Brennereien und Sdiankstätten 
und bei der ausgesprochenen Bestätigung des Krogver- 
lagrechts, das ist des Getränkezwangs über Schankstät- 
ten, blieb kaum irgend eine Veranlassung zu begründe- 
ten Beschwerden über unverschuldet durch die Aufhe- 
bung des Getränkezwangs erlittenen Verlust Was zur 
eignen Verzehrung von vormals Getränkezwangspflichti- 
gen aus fremden Brauereien oder Brennereien entnom- 
men wird, dürfte mehrentheils nur dann bedeutend sein, 
wenn die vormals bannberechtigte Fabrikationsanstalt 
allzu schlechtes oder allzu theures Getränk darbeut: auch 
war schon bei noch bestehendem Gretränkezwange sel- 
ten zu verhindern, dafs derselbe für den Bedarf zur eig- 
nen Verzehrung dann umgangen wurde, wenn besseres 
oder wohlfeileres Getränk in nicht allzu grofser Entfer- 
nung zu kaufen war. 

Das Gesetz vom 28st6n Oktober 1810 konnte sich 
nur auf diejenigen Landestheile beziehen, welche nach 
dem Abschlüsse des Friedens zu Tilsit unter preufsischer 
Roheit 'geblieben waren. In den seit 1813 wieder er- 
langten oder neu erworbenen Landestheilen wurden gröfs- 
tentheils keine Bannrechte mehr vorgefunden, weil die 
französische, oder die derselben nachgebildete Gesetzge- 
bung sie bereits aufgehoben hatte. Sie bestehen daher 
hauptsächlich nur noch in denjenigen Theilen des preo- 
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fsiscben Staats, welche ans schwedischer, sftcbsischer oder 
sonst deutsch (brstlicher Verwaltung' unmittelbar an den- 
selben fibergingen. Auch dort wird nur der Aufhebung 
des Mühlenzwanges die erhebliche Schwierigkeit entge- 
gen stehen, hinreichende Entschädigung dafür anfzulin-' 
den. Indessen scheint diese Schwierigkeit doch nicht 
hindern zu dürfen, dafs auch diese Landestheile von ei- 
ner Last befreit werden, welche deshalb besonders drfik- 
kend wird, weil sie die Befriedigung eines der allge- 
meinsten und dringendsten wirthschaftlichen Bedürfnisse 
trifft. In den meisten Fällen dürften Vcrgleichsverhand- 
lungen mit den einzelnen Bannberechtigten einer Able- 
sung auf den Grund allgemeiner Vorschriften vorzuzie- 
hen sein: wenigstens wäre vorläufig ein etwa fünfjähri- 
ger Zeitraum zu solchen Vergleichsversuchen zu bestim- 
men, nnd nach dessen Ablauf erst das Aufhören des 
Mühlenzwanges gegen Entschädigung für unverschuldet 
dadurch verursachten Verlust allgemein auszusprechen. 

Minder lästig, als die Bannrechte, sind die sehr 
häufig vorkommenden Beschränkungen der Freiheit, in- 
nerhalb eines räumlich bezeichneten Bezirks Gewerbe 
gewisser Art aufser den besonders Berechtigten anzo- 
st eilen: indem die Bewohner eines solchen Bezirks da- 
durch nicht verhindert sind, ihr Bedürfnifs durch Ge- 
werbtjieibcndc derselben Art befriedigen zu lassen, wel- 
che ihr (xeschüft anfser dem Bezirke treiben, wofür je- 
nes ausschliefsliche Recht ertheilt worden ist. Wer dein 
Mühlenzwange unterliegt, darf sein Getreide in keiner 
andern Mühle, als in der bannberechtigten, mahlen la^. 
sen: aber Jedermann kann Arznei ans Apotheken anderer 
Ortschaften holen, wenn er sich derjenigen nicht bedie-' 
neu will, welche die für seinen Wohnort allein berech- 
tigte Apotheke liefert. Dei^leicheu ausschliefsliche Be- 
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recfatiguHgen zur Anstellung^ eines Grewerbes in einem 
gewissen Bezirke bestehen im preufsischen Staate zu- 
nächst eben für die Apotheken gemäfs dem Gesetze vom 
24sten Oktober 1811, welches auch für die später wie- 
der oder neu erworbenen Landestheile gilt Es hat fort- 
während bedenklich geschienen, die Besitzer von Apo- 

/ \ theken einer freien Mitbewerbung auszusetzen: theils weil 
das beträchtliche Kapital, das zur Aufstellung aller Er- 
fordernisse und Yorräthe einer wohlversehcuen Apotheke 
erfordert wird, schwerlich gewagt werden dürfte, um 
Apotheken in dürftigen, verkehrlosen Ortschaften anzu- 
legen, wenn ein zur Verzinsung derselben hinreichender 
Absatz nicht wenigstens einigermaafsen durch ein Allein- 

' recht gesichert wäre; theils weil der Mangel an hinrei- 
chendem Erwerb bei der UeberfüUung einer Gegend mit 
Apotheken nur zu leicht Veranlassung geben könnte, 
den Erfolg der verschriebenen Arzneimittel durch Anwen- 
dung schlechter Materialien zu gefährden. Freilich be- 
stehen ähnliche Bedenken in Bezug auf jede Mitbewer- 
bung bei kostbaren gewerblichen Anlagen: aber sie wer- 
den vorzüglich dringend in Bezug auf Apotheken. Auch 
armen, dünnbewohnten Gegenden darf die Hülfe mög- 
lichst naher Apotheken nicht mangeln; die Landespoli- 
zei hat daher deren Anlegung daselbst zu befördern: sie 
bedient sich dazu nicht nur der Ertheilung eines Allein- 
rechts, sondern gestattet auch da, wo die Bereitung und 
der Verkauf von Arzneimitteln einen Apotheker nicht hin- 
länglich würde nähren können, dafs mit dem Apotheker- 
j gewerbe ein Kleinhandel mit Spezerei- und Farbenwaaren 
\ verbunden werde. Ein gewissenhafter Apotheker mufs 
Aufopferungen nicht scheuen, um jederzeit durchaus kräf- 
tige Materialien zur vorschriftsmäfsigen Bereitung der 
Arzneimittel ^rorräthig zu haben. So mufs beispielsweise 
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der Ueberrest vorjähriger Kräuter weggeworfen werden, 
wenn die Jahreszeit frische bringt "Eine solche Unei- 
gennützigkeit ist nur zu erwarten , wo die Noth nicht 
drängt, jeden Yortheil wahrzunehmen. Gesundheit und 
selbst Leben sind dabei zu sehr betheiligt^ dafe der Apo- 
theker seine Pflichten gewissenhaft erfülle, als dafe man 
ihn der Versuchung aussetzen dürfte, zwischen dürfti- 
gem Erwerb und redlicher Pflichterfüllung zu schwan- 
ken. Wenn hiemach die Landespolizei sich berechtigt 
achten mufs, die freie Mitbewerbung in Bezug auf Apo- 
theken zu beschränken: so darf doch nicht veikannt wer- 
den, dafs diese Beschränkung nicht leicht ohne nachthei- 
lige Folgen bleibt, die nur erträglich sind, weil die An- 
ordnung, welche sie erzeugt, grö&ere Nachtheile verhin- 
dert Wer das Apothekergewerbe für eigne Rechnung 
treiben will, mufs in der Regel eine bereits bestehende 
Apotheke kaufen, und dabei nicht allein die vorhande- 
nen Vorräthe, Geräthschaften und baulichen Einrichtun- 
gen bezahlen, sondern auch den Besitzer der ausschliefst 
lieben Berechtigung für deren Ueberlassung entschädi- 
gen. Das Maafs dieser Entschädigung wächst mit der 
Wahrscheinlichkeit eines gewinnreichen Betriebes, und 
dieselbe wird in volkreichen, wohlhabenden Städten sehr 
bedeutend. Könnte Jeder, der hinreichende Kenntnisse 
nachgewiesen hat, und gegen dessen sittliche Zuverläs- 
sigkeit kein Zweifel begründet ist, überall, wo es ihm 
vortheilhaft schiene, eine neue Apotheke anlegen, so 
würde der Werth einer Apotheke nur allein aus dem 
Betrage der baulichen Einrichtungen, Geräthschaften und 
Vorräthe bestehen, welche zusammengenommen eben die 
Apotheke bilden, und es würden nicht noch aufserdem 
beträchtliche Kapitale, oft viele Tausende, für das Ueber- 
lassen der Berechtigung zum Betriebe des Apothekerge- 
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werbes, zu bezahlen sein: es würde demnach auch der 
Apotheker seine Waaren und Dienste zum allgemeinen 
Besten wohlfeiler stellen können, weil er kein Kapital 
für den Ankauf der Bereditigung zu verwenden, und 
daher auch sich gelbst oder einem Darleiher zu verzin- 
gen hätte. Zwar sucht die Medicinalpolizei den Gewinn 
der Apotheker durch Arzneitaxen, und durch Gestattung 
neuer Apothekenanlagen innerhalb der Grenzen einer 
billigen Belohnimg für den Aufwand an Arbeiten und 
Kapital zu lialteu, und dadurch die Preise zu beschrän- 
ken, welche für Ueberlassung von sogenannten Apothe- 
ker- Grerechtigkeiten gefordert und gezahlt werden: aber 
aller Erfahrung gemäfs sind diese Mittel doch unzurei- 
chend, sehr beträchtliche Steigerungen jener Preise zu 
verhindern. Weiterhin wird sich in diesen Betrachtung 
gen Veranlassung finden, die Verhältnisse der ausschliefs- 
lichen Gewerbsberechtigung in Bezug auf deren Kauf- 
preis aus einer allgemeinern Ansicht aufzufassen* 

Auch die Berechtigung, Gasthöfe zur Aufnahme für 
Fremde, oder auch zur Bewirthung der Ortseinwohner 
selbst zu halten, unterliegt sehr oft der Beschränkung, 
dafis neue Anlagen dieser Art innerhalb der Grenzen 
einer Ortschaft oder eines andern Bezirks neben den 
bereits bestehenden nicht gemacht werden dürfen. Die 
Veranlassung hierzu wurde dadurch gegeben, daCs es 
für den ersten Unternehmer solcher Anlagen allerdings 
zweifelhaft bleibt, ob sein Gastwirthsgewerbe lohnend 
genug sein werde , ihm einen seinem Aufwände an Ka- 
pital und Arbeit angemessenen Lohn zu gewähren. Ge- 
meinhin kann erst eine mehrjährige Erfahrung darüber 
belehren, ob der Zuspruch von Gästen, auch wenn der 
Beiz der Neuheit vorüber ist, zahlreich genug sein werde, 
das AnlagdLapital laudüblich zu verzinsen, die Unterhai- 
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toDgskosteu vollständig zu Tergfiten, und dem Inhaber 
einen anfitändigen Unterhalt zu sichern« Besteht keine 
Besciuränkung neuer Anlagen dieser Art: so benutzen 
die nachfolgenden Unternehmer derselben in voller Si- 
cherheit kostenfrei Erfahrungen, welche der erste anf 
äeine Gefahr und oft genug mit beträchtlichem Schaden 
machte. Es ist überdies nicht zu verkennen, daCs «ehr 
oft nur <ler Reiz der Neu heit Veranlassung wird, eine \ 
neu errichtete Gastwirthschaß der längst bestandenen 
vorzuziehen, und daCs hierdurch auch bei der besten Be- 
dieuuDg sehr erhebliche, ganz unverschuldete Verluste 
für den Besitzer eines Gasthofes entstehen können. Sehr 
oft zersplittert die Mannichfaltigkeit solcher Anlagen den 
Besuch derselben so sehr, dafis keine recht zu Kräften 
kommen, und durch erhebliche Verwendungen so weit 
ausgebUdet werden kann, ak es der Zustand der V^ohl- 
habenheit, der Sitten und des Geschmacks der Bewoh- 
ner der Umgegend wirklich erfordert.- Leute von be- 
deutendem Kapitalvermögen haben nicht leicht eine Nei- 
gung, Gasthöfe anzid^en: die meisten Anlagen dieser 
Art sind ursprünglich von Spekulanten mit gröCBtentfaeik 
erborgten Greldmitteln gemacht worden. Nur Wenigen 
hat es geglückt, auch wenn der Reiz d^ Neuheit ver- 
schwunden war, noch einen solchen Zuspruch zu erhal- 
ten, der hinreichte, sie von Schulden zu befreien, und 
allmählig wohlhabend, selbst reich zu machen. GröCs- 
tentheils haben nur glückliche Zufälle Wirthschaften be^ 
gründet, deren Ruf sich von Vater und. Sohn auf den 
Enkel fortpflanzt und selbst sehr wesentlich beiträgt 
den Nahrungszustand und die Verhältnisse des geselli- 
gen Lebens unter den Einwohnern der Umgegend über^ 
haupt zu verbessern. In so fem gehört die Sorge für 
das Aufkommen solcher Anstalten zu den öffentlichen 
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/ Angelegenheiten der Ortsgemeinden, and es kann um 
> so weniger Bedenken dagegen bestehen, die Gestattang 
neuer Anlagen von ihrem Beschlüsse abhängig za ma- 
dien, als einerseits ihr eigner Yortheil gebeut, den Elin- 
fiufs einer Mitbewerbung, soweit derselbe heilsam wir- 
ken kann, eintreten zu lassen, und andrerseits doch auch 
nicht verkannt werden darf, daCs die Neigung der Men- 
schen zur fröhlichen Geselligkeit weit mehr eine verstiin- 
dige Leitung, als eine Verstärkung durch den oft wie- 
derkehrenden Reiz der Neuheit erfordert Midit aus 
der Zusicherung eines durch keine Mitbewerbung ge- 
störten Besitzstandes, sondern nur daraus siud die Nach- 
theile eines Mangels an belebender Mitbewerbung her- 
vorgegangen, dafs solche Zusagen ohne Beschränkung 
auf eine bestimmte Zeit ertheilt wurden. Wahrschein- 
lich war es niemals die Meinung der Ortsobrigkeiten, 
dafs unter gänzlich veränderten Umständen auch noch 
fortdauern müsse, was nur in Rücksicht auf den beste- 
henden Zustand verliehen wurde. Wo vorerst noch keine 
Veränderung abzusehen war^ glaubten sie auch keines 
Vorbehalts derentwegen zu bedürfen; wohl aber vertrau- 
ten sie dem Billigkeitsgeflihle des Bereditigten selbst, 
dafs er neuen Anlagen nicht widersprechen werde, so- 
bald deren Nothwendigkeit oder überwiegender Nutzen 
sich klar darstelle. Es fehlt auch gar nicht an Beispie- 
len aus den frühem Zeiten, dafs gar kein Bedenken ge- 
tragen wurde, solcher auf unbestimmte Zeit ertheilten Zu- 
sicherungen ungeachtet, das Anlegen neuer Gasthöfe zu 
gestatten, wenn die bestehenden für den erweiterten Ver- 
kehr oder vermehrten Wohlstand unzureichend erschie-- 
nen. Nur erst, seitdem das Bedürfhifs allgemein aner- 
kannt wurde, durch strenges Halten an dem Buchstaben 
der Verieihungen eben sowohl Willkür als Anmafsung 

• aus- 
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auszuschlieCBciiy sind solche ohne Bestimmung^ ihrer Dauer, 
oder ohne Vorbehalt einer Abänderung verliehene 6e- 
werbsberechligungen als auf ewige Zeiten unabänderlich 
ertheilt angesehen,, und ihre Inhaber für berechtigt ge- 
achtet worden, einer erweiterten Mitbewerbung unbedingt 
zu widersprechen. Nicht eine RechtsTcrletzung, sondern 
nur eine Wiederherstelliuig des verdunkelten Reditszu- ; 
Standes scheint es aus dieser Ansicht zu sein, wenn sol- 
chen Verleihungen jetzt noch eine billige Zeitbestimmung 
beigefügt wird, nach deren Ablauf eine Mitbewerbung 
statthaft ist, wenn ein von der dabei betheiligten Ge- 
meinde klar erweisliches BedürfniOs derselben eintritt 
Im Allgemeinen ist nicht anzugeben, wie lang der für 
die Fortdauer solcher Berechtigungen jetzt noch zu be- 
stimmende Zeitraum sein dürfe, um weder gegen den 
Berechtigten noch gegen die Ortsgemeinden unbillig zu 
verfahren: indessen scheint ein dreifs igpähriger Zeitraum 
wohl jedenfalls hinreichend zu sein, um den Berechtigten 
klaglos zu stellen, da derselbe die gewöhnliche Dauer 
der gewerblichen Thätigkeit für eigne Rechnung umfafst, 
und Veränderungen, welche sich über einen solchen Zeit- 
raum hinaus unvorhergesehen ereignen könnten, auch 
bei neuen Anlagen von Gasthöfen und Vei^nügungsör- 
tem wohl schwerlich in Anschlag gebracht werden. Steht 
endlich ein solches Ziel für den Ablauf der Verleihung 
fest, so werden Unterhandlungen über eine frühere Auf- 
lösung des Zwanges gegen ein verhältnifsmäfsiges Ab- 
standsgeld selten erfolglos bleiben, wenn eine kürzere 
Frist für die Fortdauer der ausschliefslichen Berechtigung 
aus überwiegenden Gründen der öffentlichen W^ohlfahrt 
nöthig erscheinen sollte. 

Bei dem Verkaufe einer jeden Nahrungsstelle und 
mithin auch eines Gasthofes, wird in Anschlag gebracht 
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der Wertii der Gebäude, der damit flberlaßsenen Ge> 
i^disdiaften nod VorräUie, und der dahin gewöhnten 
Kundschaft. Die beiden ersten Gegenstände des Ver- 
kaufe sind in sofern einer ziemlich begründeten Schätzung 
flhig, als die Preise der Baustellen, die Baukosten und 
das . Kapital, welches in den vorhandenen Geräthschaften 
und Vorräthen angelegt ist, einen hinlänglichen Anhalt 
zur Abschätzung darbieten dürften. Dagegen bleibt der 
I Werth der Kundschaft immerhin ein Gegenstand sehr gc 
Wagter Vermuthungen und widerstreitender Meinungen. 
Der Vortheil, welchen Nahrungsstellen gewähren, hSngt 
sehr wesentlich von den persönlichen Verhältnissen des 
Inhabers derselben, besonders von seinen Kenntnissen, 
säner Thfttigkeit, und dem Vertrauen ab, das er bereits 
erworben bat: indessen trägt auch der Umfang und die 
Beschaffenheit der Bedürfnisse, welche bei dieser Stelle 
befriedigt werden wollen, sehr wesendich dazu bei. Der 
erste Theil dieser Grundlagen der Werthbestimmnng wird 
gemeinhin überschätzt, da die Menschen nur zu geneigt 
sind, ihren Kenntnissen, ihrer Klugheit und ihrem An- 
sehn einen höhern Werth beizulegen, als den, welcher 
ihnen nach dem unbefangenen Urtheile der öffentlichen 
Meinung zukommt: bei dem zweiten Th^ile wird dage- 
gen besonders der Einflufs von Besorgnissen wirksam, 
welche die Wahrscheinlichkeit einer Mitbewerbnng auf- 
regt. Werden diese Besorgnisse dadurch aufgehoben 
oder wenigstens vermindert, dafs wo nicht gar keine, so 
doch keine neue,- noch unbekannte Mitbewerbung recht- 
lich gestattet ist: so wird der Werth der Kundschaft da- 
durch leicht so bedeutend gesteigert, dafs ein Preis der 
Berechtigung zum Gewerbbetriebe, unabhängig 
von dem Werthe der Gebäude, Geräthschaften und Vor< 
TäAe, so wie auch des Theiles der Kundschaft, der blos 
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von persönlichen Verhältnissen abhfingt, als besonderer 
Bestandtheil des Kaufpreises für die Nahrangsstelle nach- 
gewiesen und in Zahlen angegeben werden kann. Wo 
dieser Fall eintritt, da wird der Eigenthfimer dner sol- 
chen Nabrungsstelle unverkennbar durch Anordnungen 
verletzt, welche sein ohne Zeitbegrenzung bestehendes 
Recht auf eine bestimmte Reihe von Jahren beschrftn- 
ken. Wie viel er auch bei der Uebcmahme dieser Stelle 
für die damit verbundene Gewerbsberechtignng, oder so- 
genannte Gerechtigkeit bezahlt haben mOehte: so ge- 
schah das doch immer nur in der wahrscheinlichen Aus- 
sicht, dafs er oder seine Erben ohngefihr eben so viel 
dafür wieder erhalten würden, wenn selbst nachdreifsig 
und mehr Jahren diese Stelle wiederum veräuCsert würde: 
denn Bevölkerung und Wohlhabenheit sind steigend, so 
lange nicht aufserordentliche Unglückstelle eintreten, und 
mit ihnen steigt auch der Absatz der Gewerbtreibenden. 
Allein sobald eine Begrenzung der Dauer einer solchen 
Sicherstellung gegen neue Mitbewerbung eintritt, ver- 
schwindet )ene Aussicht, indem die Gewerbsberechtignng 
fortschreitend mit )cdem Jahre weniger wertb wird, bis 
ihr Werth am Ende des noch für ihre Dauer bewillig- 
ten Zeitraumes gänzlich erlischt. In einem wohlgeord- 
neten Staate hat Jedermann ein Anrecht auf Schutz in 
seinem rechtlich erworbeneu Besitze: er kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohls, und nur gegen voll- 
ständige Entschädigung, denselben abzutreten geoöthigt 
werden. Ist es durch eine Versäumnifs der frühem Re- 
gierungen dahin gekommen, dafs die Berechtigung zum 
Gewerbbetriebe nicht mehr ein Gremeingut aller derer 
ist, welche durch ihre persönlichen Eigenschaften dazu 
befähigt sind; ist vielmehr die Befugnifs, ein Gewerbe 
anzustellen, ausschiiefsliches Privateigenthum geworden: 

i 
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SO kann, wenn die Gewerbefreiheil in dieser Beziehung 
wieder hergestellt werden soll, dies nur dadurch gesche- 
hen, dafs die in Privatbesitz übergegangenen Gewerbs- 
berechtigungen ihren Inhabern für den zur Zeit beste- 
henden Marktpreis derselben abgekauft werden. Aui 
klarsten stellen sieh die hierbei zu beachtenden Verhält- 
nisse bei den sogenannten Bankgerechtigkeiten ei- 
niger Handwerker heraus, und es erscheint' daher räth- 
lieh, diese zunächst zu betrachten. 

So lange die Regierungen noch nicht erstarkt ge- 
nug waren, um Jedermann zu nöthigen, seine Streitigkei- 
ten mit seinen Mitbürgern vor die Gerichte zu bringen, 
und sich deren Entscheidung zu fügen; so lange viel- 
mehr eine Befugnifs, seinen Ansprüchen mit offener Ge- 
walt Geltung zu verschaffen, wenigstens thatsächlich an- 
erkannt werden mufste: so lange war, wie schon weiter 
oben bemerkt wurde, nur in befestigten Orten einige 
Sicherheit gegen willkürliche Gewalt Diese Befestigung 
bestand bei dem Zustande des Kriegswesens jener Zeit 
wesentlich aus einer Umschliefsung durch Mauern: je 
mehr und je wohlhabendere Menschen in eiuem um- 
mauerten Räume wohnen konnten, desto leichter waren 
die Kosten einer solchen Befestigung aufzubringen, und 
desto kräftiger konnte sie vertheidigt werden. Daher 
sind alle alten Städte sehr enge bebaut: möglichste Be- 
nutzung des Raumes innerhalb der Mauern war eine 
gemeinsame Angelegenheit, und es bestanden mancherlei 
öffentliche Anstalten für diesen Zwed^. Dahin gehörte 
namentlich, dafs die Läden zum Feilhalten der gewöhn- 
lichsten Bedürfnisse sich nicht bei den Privatwohnuugen 
befanden, sondern öffentliche Gebäude dazu eingerichtet 
waren. Auch hatte wohl das gemeinschaftliche Feilhal- 
ten in einem öffentlichen Gebäude noch den Zweck, die 
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polizeiliche Aarsicht Ober richtiges Maafs und Gewicht, 
und anverf^lschte Beschaffenheit der Waaren zu erleich- 
tem. So entstanden KaufhUaser für die Tuchhändler, 
für den Kram mit Metallwaaren, oder für den Einzel- 
handel überhaupt, und für den Verkauf der gewöhnlich- 
sten Lebensmittel, namentlich sehr allgemein Fleischbänke 
für die Schlächter, und Brodbänke für die Bäcker. Audi 
Schuhbänke waren sehr gewöhnlich, da zu jener Zeit die 
lederne Fufsbekleidung gemeinhin auf den Kauf, nicht 
auf Bestellung verfertigt wurde. Wer ein Gewerbe am 
Orte treiben wollte, dessen Erzeugnifs in einem solchen 
öffentlichen Gebäude feil zu halten war, mufste daselbst 
einen Sitz dazu oder sogenannte Bank besitzen: die Zahl 
dieser Bänke war durch den Raum bestimmt, den das 
Gebäude darbot, und damit auch die Zahl derjenigen, 
welche zu den darin betriebenen Geschäften berechtigt 
sein konnten. Indem Wohlstand und Bevölkerung sich 
vermehrten, wurde wohl auch der Umfang der Mauern 
erweitert: aber die zum Feilhalten gewisser Bedürfnisse 
bestimmten öffentlichen Gebäude konnten selten gleich- 
mäfsig erweitert werden. Auch war den Gewerbtreiben- 
den selbst sehr daran gelegen, dafs ihre Zahl nicht ver- 
mehrt, und ihr Absatz folglich nicht mehr vertheilt werde; 
und sie hatten häufig Ansehn genug, ihren besondem 
Yortheil gegen den allgemeinen geltend zu machen, wel- 
chem gemäfs möglichst wohlfeile und gute Bedienung zu- 
nächst durch freie Mitbewerbung zu sichern war. Auch 
hatte die Beschränkung derjenigen Gewerbetreibenden, 
welche blos für das örtliche Bedürfnifs arbeiten, wirk- 
lich etwas für sich. Das Bäckergewerk war in seiner 
Gesammtheit der Stadt dafür verhaftet, dafs es ihr nie- 
mals an hinreichendem Brodte mangele ; eine gleiche Ver- 
pflichtung lag ob den Schlächtern in Bezug auf das 
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Fleisch, den Bnaoern in Bezug anf das Bier, und denen, 
welche Einzelhandel trieben, in Rücksicht anf die zu ib^ 
rem Krame gehOrigea Waaren. Der polizeiliche Zweck 
sdiien hierbei mehr gesichert durch eine mäfsige Zahl 
wohlhabender Bäcker, Schlachter und Händler, als durch 
eine gröbere Zahl, wovon viele wegen der gröberen 
Vertheilung des Absatzes dürftig bleiben mufsten. Die 
geschlossene 2^hl der Bankinhaber blieb daher auch an- 
vermehrt, als nach dem endlich errungenen Landfrieden 
keine Nothwendigkeit mehr bestand, sich so kümmerlidi 
mit dem ummauerten Räume zu bebelfen, und die Ge- 
sdiäfte derselben grobentheils bequemer in ihren Woh- 
nungen betrieben werden konnten. Ihr Gewerbe ward 
dadurdi so lohn^id, dafs für das Ueberlassen einer Be- 
redbtigung dazu gern ein Ansehnliches bezahlt wurde: 
es bildete sich ein Kaufpreis für diese Gerechtigkeiten, 
der mit der zunehmenden Bevölkerung und Wohihaben- 
leit stieg. So wurden die Bankgerechtigkeiten ein ver- 
rbliches und veräuberUches Privateigenthum, dessen 
^erth immerfort wuchs. Der Ankauf desselben wurde 
auch Unvermögenden nicht sonderiich lästig, weil sie bei 
dem allgemeinen Glauben an die vorzügliche Sicherheit 
des darin anzulegenden Kapitals die Mittel dazu gegen 
mäbige Zinsen leicht geboigt erhielten: denjenigen Erben 
eines Bankinhabers, welche das Gewerbe nicht fortsetzen 
wollten, war es dagegen sehr förderlich, dafs sie die Be- 
rechtigung dazu gemeinhin um einen beträchtlich höhereu 
Preis verkaufen konnten, als derjenige war, welchen der 
Erblasser beim Anfange seines Greschäfts dafür hatte zah- 
len müssen. Es erschien hiemach allen Theilen so 
bequem, ein neues, immerfort wachsendes Eügenthum 
dadurch zu bilden, dafs die Berechtigungen zum Ge- 
werbbetriebe als ein Theil des Privatvermögeus ihrer In- 
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habcr augesehen , und gleich aiidera Vennügeusdieileu 
vererbt, verkauft und verpfändet werden konnten, in wel- 
cher letztem Beziehung auch Hypothekenbücher darüber 
angelegt wurden. Bedacht wurde nicht dabei, dafs der 
Werth dieses Eigeuthums wesentlich auf der Möglichkeit 
beruht, den Kunden der Gewerbtreibenden durch Erhö- 
hung der Kaufpreise oder Arbeitslöhne die Zinsen von . 
dem Kapitale abzunehmen, welches zum Ankaufe der 
Uankgerechtigkeiten verwendet wird: was die ganze B€>- 
völkerung der Ortsgemeinde, und theils auch wohl der 
umliegenden Gegend für Brod, Fleisch und Kramwaaren 
deshalb mehr zahlt, weil die Bäcker, Schlächter und Krft- 
mer du*ch ihr Gewerbe nicht nur ihren Unterhalt, son^ 
dern auch die Zinsen für das zum Ankaufe ihrer Gerecht 
tigkeit angelegte Kapital zu verdienen haben, das er- 
schien damals noch nicht als eine besondere Abgabe, 
weil es sich nicht abgesondert von dem Preise dieser 
Bedürfnisse darstellte; dagegei^ aber trat glänzend her- 
vor, was dem Vermögen der Bankinhaber durch den 
steigenden Preis ihrer Gerechtigkeiten zuwuchs: daher 
ward auch gern Veranlassung genommen, den Begriff 
eines vererblichen und veräufecrlichen Privateigenthums 
auch auf die bis dahin nur persönliche Berechtigung zum 
Betriebe anderer Gewerbe auszudehnen. G»elegenheit 
dazu gab, dafs diejenigen, welche irgend ein am Orte 
schon bisher betriebenes Gewerbe neu anstdlen wollten, 
ihr Unternehmen gern als Fortsetzung der Geschäfte .d.- 
nes Abtretenden ankündigten, um dessen Kundschaft an j 
sich zu ziehen. Für die Erlaubnifs dazu zahlten sie gern 
etwas au den abtretenden Inhaber oder dessen Erben: 
dieses Mittel, alten, unvermögend gewordenen Leuten 
oder hiuterlassenen Wittwen und Waisen eine Versor- 
gung zu verschaffen, schien ganz unbedenklich, und wurde 
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von den Ortsobrigkeiten g«ra dadurch unterstQtzt, dafs 
auch die Gewerbe, worauf dsisselbe Anwendung fand» als 
gesdüossen betrachtet, and eine Vennehrang der darauf 
angewiesenen Handwerker oder Händler nicht gestattet 
wurde. So wuchs die Zahl vererblicher und rerftufser- 
licher Gewerbsberecbtigungen noch in sehr neuen Zeiten 
imiiierforty und damit die Last, welche den Ortsgemein- 
den zur Verzinsung des Ankaufspreises derselben aufge- 
legt wurde. Es wurden sogar von der Obrigkeit selbst 
Unternehmungen begünstigt, deren Zweck es war, den 
unter veränderten Zeitverhältnissen sinkenden Werth sol- 
cher Gewerbsberechtigungen wieder zum Steigen zu brin- 
gen. So war in einigen Städten beispielsweise Brauer- 
zfinften gestattet, einen Theil der am Orte bestehenden 
f Braugerechtigkeiten aufzukaufen, um den übrig blei- 
benden dadurch einen hohem Werth zu verschaffen. Ge- 
wöhnlicher noch kommen ruhende Gerechtigkeiten 
vor. Bankgerechtigkeite» sind nämlich durch E r b g a n g, 
Zutheilung aus Konkursmassen oder auf andere Weise 
an Eigenthümer glommen, welche dieselben durch eig- 
nen Grewerbbetrieb zu benutzen nicht befkhigt, oder auch 
nur nicht geneigt sind, aber dennoch anstehen, sie zu 
veräufsem, weil ihnen der dafür .gebotene Preis nicht 
annehmlich erscheint, oder weil sie dieselben für Per- 
sonen aufbewahren wollen, die zur Zeit den Gewerbbe- 
trieb noch nicht beginnen können. Das kann für den 
einzelnen Eigenthümer vortheilhaft sein; auch befinden 
sich die Besitzer der übrigen Gerechtigkeiten gleicher 
Art wohl dabei, dafs die Mitbewerbung iu ihren Geschäf- 
ten hierdurch vermindert wird: aber das Gemeinwesen 
leidet darunter, indem der Kaufpreis der Gerechtigkeiten 
durch den höheren Gewinn gesteigert wird, welchen der 
auf weniger Theilnehmer beschränkte Gewerbbetrieb ab- 
wirft. 
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Durch die vorbcschriebctie Schöpfung; einer neuen 
Art des Eigenthnins sind allerdings viele Handwerker und 
Krimcr wohlhabend geworden: aber das Gesammteinkom- 
men der Völkerschaften hat sich dadurch nicht immer 
vermehrt Der Werth der Baukgerechtigkeiten entstand 
ihrer ursprfinglichen Anlage nach nicht dadurch, dafs 
mehr oder bessere nutzbare Sachen erzeugt wurden : son- 
dern nur dadurch, dafs die Kunden der Bankinhaber ge- 
nöthigt wurden, einen hohem Preis für deren Arbeiten 
oder Dienste zu zahlen, 'als sie wahrscheinlich bei freier 
Mitbewerbung daflir hatten geben müssen. Jene gewan- 
nen unter solchen Verhältnissen nur auf Kosten dieser. 
Allerdings läfst sich nicht bestimmt nachweisen, dafs die- 
fenigen, welche die Dienste der Bankberechtigten brauch- 
ten, dadurch Srmer oder schlechter bedient geworden 
wftren. Es geht mit solchen durch ihre Geringfügigkeit 
fast unmerklichen, aber täglich wiederkommenden Auf- 
opferungen und Entbehrungen^ngefähr ebenso, wie mit 
den Abwechslungen in der Verzehrung, die sich nach 
dem Jährlichen Wechsel der Ernten» richten. In Län- 
dern, wo der Laib Brod immer denselben Preis behält, 
während sein Gewicht nach Verschiedenheit der Getreide- 
preise wechselt, werden sehr allgemein in den Haushal- 
tungen deshalb wöchentlich nicht mehr oder weniger 
Brodte gekauft, weil ihr Gewicht um einige Loth vermin- 
dert oder vermehrt wird: die Hausgenossen finden sich 
bei kleinen Verminderungen dennoch gesättigt, und bei 
kleinen Vermehrungen dennoch nicht überfüllt. Erst 
wenn das Gewicht beträchtlich ab- oder zugenommen 
hat, versteht sich die Familie dazu, die Zahl der Brodte, 
welche sie in einem gewissen Zeiträume zu kaufen ge- 
wohnt ist, zu vennehren oder zu vermindern, und nun 
erst hört man in jenem Falle über Theuerung klagen. 
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und in dieseiu die Woldfeilheit preisen. Gleichwohl 
trägt dieser ansdieincnd iininerkliGbe Abzug . oder Zu- 
schufs au der taglich dargereichten Kost sehr wesentlich 
dazu bei, die Vcrsciiiedenheit des Ertrages der Mittel- 
ernten auszugleichen, und die Nachfrage, deren Wechsel 
die Preise bestimmt, bei etwas knappen zu miudem, oder 
bei etwas reichen zu mehren. So ist es auch mit den 
Diensten der Handwerker und Händler: geringe, aber 
tiiglich wiederkehrende Zubufsea oder Entbehrungen ha- 
ben wenigstens keinen klar erkennbaren EinfluCs auf das 
Wohl und Wehe der grofsen Massen des Volks, sind 
aber dennoch geeignet, in einer grofsen Anzahl unmerk- 
lich kleiner Beiträge die betrüchtUchea Summen aufzu- 
häufen, welche die Verzinsung zahlreicher und kostbarer 
Bankgerechtigkeiten erfordert. Zu diesen Betrachtungen 
tritt noch hinzu, dafs gar nicht allgemein erweislich ist, 
es w^de durch die Beschränkung der Mitbewerbung, 
worauf der Werth der Aankgerechtigkeiten sich grün- 
det, der Lebensgenufs nothwendig vertheuert. Es man- 
gelt gar nicht an Beispielen, dafs der Körperschaftsgeist 
eines wohlhabenden Gewerks seinen Stolz darein gesetzt 
hat, yorziiglich preiswürdige Waaren zu liefern: die Ver- 
einigung der Arbeiten in weniger Händen machte dies 
bei dennoch ansehnlichem Gewinne möglich, so wie da- 
gegen die Zersplitterung eines Nahrungszweigs in über- 
mäfsig viele gewerbliche Anstalten dennoch endlich eine 
Vertheuerung bewirkt, weil jeder Theilnchmer vom Er- 
trage seiner wenigen Arbeit doch auch noch leben will 
Ueberhaupt ist die festbegründete Wohlhabenheit eines 
Thcils der Gewerbtreibenden in sofern ein Vortheil der 
Andern, als )ene wiederum in dem Maafse mehr von den 
Erzeugnissen dieser kaufen können, als sie selbst mehr 
erwerben. In der That hat grofsc Wohlhabenheit nach 
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unzSIhligcQ Beispielen in Zeiten und an Orten bestan- 
den, worin die wichtigsten Gewerbe nur in Folge des 
Besitzes kostbarer Bankgerecbtigkeiten betrieben wurden. 
Irrthum in den Grundlagen staatswirthschaftlicher 
Anstalten giebt sich am entschiedensten dadurch kund, 
dafs dieselben Fortschritte der Entwickelung menschlicher 
Kräfte, welche den Zustand der Völker wahrhaft und 
dauernd verbessern, nicht auch in gleicher Art auf die 
Verbesserung solcher Anstalten wirken, sondern vielmehr 
ihren Verfall herbeiführen, und ihre Vernichtung oft mit 
schweren Opfern endlich erzwingen. Das ist denn auch 
das unvermeidliche Schicksal der Bankgerechtigkeiten. 
Die freie Mitbewerbung wirkt allerdings nur so lange 
wahrhaft wohlthätig,. als die Kampfgenossen sich sittlich i 
reiner und edler Waffen gegen einander bedienen. Die ! 
Frage, ob der Gebrauch unedler, oder wenigstens doch 
unsittlicher Mittel durch obrigkeitliches Erwirken zu hin- 
dern sei, kann aller Erfahrung nach nicht unbedingt ver- 
neint werden: es müssen demnach Beschränkungen der 
Gewerbefreiheit eintreten, aber die Begünstigung der Vor- 
stellungen, worauf das Dasein der Bankgerecbtigkeiten 
beruht, konnte nur irrthümlich als Mittel zu solchem 
Zwecke dienen. Im Allgemeinen erscheint es schon ganz 
widersinnig, dafs ein Mann, der zur Anstellung eines Ge- 
werbes volle persönliche Fähigkeit, hinreichende Mittel 
und obrigkeitliche Genehmigung besitzt^ überdies noch 
die Verstattung dazu von einer Privatperson erkaufen 
soll. Die Berechtigung zum Betriebe irgend eines bc- ^^ 
stimmten Gewerbes kann und mufs in sofern von obrig- 
keitlicher Bewilligung abhängen, als der Obrigkeit die 
Verpflichtung obliegt, solchen Schaden von ihren Unter- 
gebenen abzuwenden, welchen sie bei gewöhnlicher Vor- 
sicht mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln nicht 
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ZU vcnneiden veniiöchtcn. Dieser Schaden kann entwe- 
der aus der Beschaffenheit des Gewerbes selbst, oder 
aus den persönlichen Verhältnissen des Gewerbtrcibeu- ' 
den hervorgehen. In letzterer Beziehung beruht die Ge- 
stattung des Gewerbbetriebes ganz offenbar auf der obrig- 
\ keitlichen Kenntnifs von der Persönlichkeit des Gewerb- 
treibenden; nur in Rücksicht auf diese Persönlichkeit wird 
sie ertheilt, und erlischt daher auch, wenn er stirbt, das 
Gewerbe freiwillig aufgiebt, oder durch irgend einen Um- 
stand unfähig wird, dasselbe zu betreiben. Auch aus 
der Beschaffenheit eines Gewerbes kann ein haltbarer 
Grund, die Berechtigung zu dessen Betriebe für ein ver- 
erbliches und vcräufserliches Eigenthum ihres Inhabers 
zu achten, folgerecht nicht hergeleitet werden. Es giebt 
allerdings viele Gewerbe, deren Betrieb nur durch den 
Besitz eines dazu eingerichteten Grundstücks möglich 
wird, und der Eigenthümer eines solchen Grundstücks 
kann dasselbe allerdings vererben, verAufsem oder ver- 
pachten: allein aus diesem Eigenthumsrechte folgt kei- 
nesweges auch eine Befugnifs, die persönliche Berechti- 
gung zum Gewerbbetriebe als ein nothwendiges Zube- 
hör des Grundstücks zu betrachten, und mit demselben 
willkürlich an Andere zu übertragen. In der That war 
[es nur eine milde Gesinnung gegen Greise, die wegen 
/Altersschwäche das betriebene Gewerbe aufgaben, oder 
gegen unversorgt hinteilasscne Wittwen und Waisen^ 
in deren Folge gestattet wurde, die Gewerbsberechtigung, 
deren Benutzung sie bisher ernährte, als Privateigenthum 
zu betrachten, und demgemäfs zu vererben oder zu ver- 
äufsem: diese Milde hätte jedoch eine Ungerechtigkeit 
gegen das Gemeinwesen enthalten, wäre sie nicht unter 
der bestimmten Voraussetzung ausgeübt worden, dafg sie 
demselben unnachthcilig bleibe. In dieser Beziehung 
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mafste voAehBUen werden, dafs derjenige, welchem die 
Gewerbsberechtigung fibertragen wurde, auch persönlich 
dazu befähigt sei, und dafs auch die VerSufserung aufser- 
dem nicht gemeinsthädlich wirke. In Bezug auf die erste 
dieser Bedingungen blieb' nun zwar anerkannt, dafs der 
Besitz einer Bankgerechtigkeit allein noch keine Be- 
fugnifs gebe, das bankberechtigte Gewerbe zu treiben, 
sondern, dafs aufserdcm auch noch die persönliche Be- 
fähigung des Besitzers hinzukommen müsse. So konnte 
lieispielsweise bei bestehendem Zunftzwange Niemand blos 
deshalb das Bäcker- oder Schlächtergewerbe für eigne 
Rechnung treiben, weil er eine Brod- oder Fleischbank 
ererbt oder erkauft hatte: sondern er mnfste noch Über- 
dies das Meisterrecht in der Bäcker- oder Schlächter- 
zunft, wie auch das Bürgerrecht der Stadt Torschrifts- 
mäfsig erworben haben. Indessen war dieses Verfahren 
nicht hinreichend, allen Nachtheil von dem Gemeinwesen 
abzuwenden: denn indem es nicht untersagt war, Bank- 
gerechtigkeiten an persönlich Unfähige zu übertragen, 
entstanden eben die ruhenden Gerechtigkeiten, 
welche zum Nachtheile der Ortsgemeinde den Gewerb- ' 
betrieb auf weniger Theilnehmer beschränken. Noch viel 
weniger ward aber den Anforderungen der öffentlichen 
Wohlfahrt in anderer Beziehung genügt Eis war kein \ 
sonderlicher Nachtheil für das Gemeinwesen davon ab- • 
zusehen, dafs ein mäfsiges Kaufgeld von vielleicht 50 
oder 100 Thalern für eine Gewerbsberechtigung gezahlt 
würde. Die Zinsen eines so kleinen Kapitals konnten 
keine Veranlassung zur Vertheuerung der gewerblichen 
Arbeiten oder Dienste geben: auch wurde jzum Aufbrin- 
gen einer so kleinen Summe kaum meiir Kredit crfor- 
deit, als der neue Meister doch ohnehin besitzen mufste, 
wenn er sein Gewerbe mit Wahi'scheinlichkeit eines gün- 
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stigen Erfolgs Anstellen wollte. Dem übennSirsigcn Sitei- 
gen der Preise konnte leicht durch Yennehrung der 60- 
werbsberechtigungen gesteuert werden: ward die Klage 
gegründet befunden, dafs keine der bereits bestehenden 
Bankgerechtigkeiten ftkr einen müfsigen Preis kSuflich sei, 
so nahm die Obrigkeit keinen Anstand, denselben eine 
neue beizufügen. Auch das prenfsische allgemeine Land- 
recht geht wesentlich von dieser Ansicht aus: es behslt 
dem Landesherm nicht allein das Recht vor, neben auf 
eine gewisse Anzahl von Mitgliedern geschlossenen Ge- 
werken Freimeister anzusetzen, sondern auch die Sta- 
tuten der Gewerke oder sogenannte Innungsartikel, 
folglich auch die wegen Beschränkung der Anzahl ihrer 
Mitglieder bestehenden Vorschriften zu verändern, nach- 
dem die Gewerke mit ihren Einwendungen dagegen ge- 
hört worden. Es ist besonders die Schuld ziemlich neuer 
Zeiten, dafs von diesen unverkennbaren Regiemngsrech- 
i ten so wenig Gebrauch gemacht wurde, um die Preise 
j der Bankgerechtigkeiten in den Grenzen einer Handlung 
l der Mildthätigkeit zu erhalten. Der Yortheil Einzelner, 
die sichtlich dabei gewannen ,' liefs den Nachtheil, wel- 
cher dem Gemeinwesen aus solcher Steigerung erwuchs, 
gSnzlich übersehen. So wie die Verhältnisse sich all- 
mälig gestalteten, waren die wirklichen Eigenthümer der 
Bankgerechtigkeiten grofsentheils nicht die Gewerbtrei- 
benden selbst, sondern Rentenierer, welche ihnen defi 
ganzen Betrag des Kanfgeldes vorgeschossen hatten, und 
sich im gemächlichen Nichtsthun von den Zinsen ihrer 
solchergestalt angelegten Kapitale nährten. Die Sicher- 
heit des Stcigens der Preise dieser Gerechtigkeiten bei 
steigender Wohlhabenheit und Bevölkerung liefs es sehr 
unbedenklich erscheinen, einem armen Handwerksgesel- 
len, der mühsam die Kosten zur Erlangung des Meister- 
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rechts aufbrachte, den ganzen Kaufpreis der Bankgerech- 
tigkeiten zu leihen, deren er zur Ansteüung seines Gre- 
werbes bedurfte, und diese Leichtigkeit, Geld zum An- 
kaufe^ der Bankgerecfatigkeiten zu borgen, reizte wie- 
deram, hohe Preise dafür zu bovilligen. In einer der 
ansehnlichsten Städte des preufsischen Stiats waren bei- 
spielsweise von 1780 bis 1810, also nur in dreifsig Jah- 
ren, die Preise der Schuhblinkc von 8(M) Thalern auf 
2000 gestiegen: aber ein ganz unbemittelter Schuhmacher 
erhielt auch diese grofse Summe noch leicht dargeliehen, 
und trug auch kein Bedenken, eine so grofse Schulden- 
last zu fihemehmen, weil sicher darauf gerechnet wurde, 
dafs auch dieser Preis noch ferner steigen werde, und 
also kein Verlust am Kapitale eintreten könne. Inzwi- 
schen mnfste der Schuhmacher sich bemühen, die jähr- 
lichen 80 bis 100 Thaler Zinsen aufzubringen: das war 
nur möglich, indem er thcils theurer arbeitete, theils knap- 
per lebte. Was im ersten Falle seinen Kunden, im letz- 
ten seinem Haushalt abging, kam einem Reutenierer zu 
Gute, welcher durch dieses Einkommen der gemeinen 
Gesinnung nach keine Verpflichtimg überkam, irgend 
etwas Nutzbares zu schaffen. Je mehr mit den Fort- 
schritten der Bildung einerseits BeTöIkeruug und Wohl- 
stand, andrerseits die Sicherheit eines jeden Eigenthums 
wuchs, desto mehr mufste das Bankgerechtigkeitswesen 
sich dahin entwickehi, dafs die Gcwerbtreibenden Lohn- 
knechte und ihre Kunden Säugammen solcher Kentenie- 
rer wurden. 

Das Edikt wegen Einführung einer allgemeinen Ge- 
werbesteuer vom 2. November 1810 stellte für den da- 
maligen Umfang des preufsischen Staats den Grundsatz 
auf, dafs ein von der Regierung ertheilter Gewerbeschein 
seinen Inhaber berechtige, das darin benannte Gewerbe 
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wShrend der darin bestiinintea Zeit überall zu treibeu, 
und dafe weder irgend einem Einzelnen , noch irgend 
einer Körperschaft ein Wider&prucbsrecht dagegen zu- 
stehe. Da nun ein solcher Gewerbeschein im Allgemein 
nen Niemand verweigert werden sollte, der Unbeschol- 
tenheit und Freiheit, über seine Person zu verfügen, nach- 
weisen konnte, so bedurfte fortan auch Niemand des An- 
kaufs einer Bankgerechtigkeit, um das bisher blos Inha^ 
bern solcher Gerechtigkeiten vorbehaltene Gewerbe zu 
treiben. Hierdurch war das Kapital, welches der Kauf- 
preis aller Bankgerechtigkeiten darstellte, mit. einem Fe- 
derzuge v^ri^iplitet^.,, Die Biegierung erkannte ■ nun. zwar 
die Folgen* einer solclien Verletzung ibisher , unter ihrem 
Schutze . bestaodeuer Eigen thumsredite, obwohl sie bei 
der Abfassung . dieses Gesetzes von dem Betrage dessel- 
ben sciiwerlich unterrichtet sein mochte; sie versprach 
daher eine billige Elntschädigung der Baakgerechtigkeits- 
inhaber einzuleiten. Um Erfüllung dieses .Versprechens 
wurde sie nun unmittelbar hierauf, aus ,aUfdn Tbeilen des 
Landes bestürmt: die dringendsten Vprsrtellungen erhoben 
die Rentenicrer, den^n die Gewerbtr^ibeudeu die ZAub- 
Zahlung für ihr znm Ankauf der Bankgei^htigkeiten dar- 
geliehenes Kiipital nunmehr versagten. Vielfältig wa- 
ren auch die voripundsch^tlicfaeu .Gerichte, hierbei ;be* 
theiligt, welche das ihnen iinvertraute yermögei^ d^ Min- 
derjährigen besonders auf Bankgerechtigkej.teA, ^s jein 
vorzüglich sicheres Unterpfand^ ausg^lieben bi^l^^n- Die 
Verlegenheit, welche hieraus entstand, war i^cht gering. 
Staats- und Gemeinde -Kassen waren nicht allein durch 
die Lasten eines unglücklichen Krieges, erschöpft, son- 
dern es herrschte auch überwiegend die Meinung, dafs 
beiden keine Verpflichtung obliege, zur Entschädigung 
der Gewerbtreibendcn für vernichtete Bankgerechtigkei- 
ten 
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ten beizutragen. Dieser Meinung gemSfs hatten die 
Gewerbtreibenden bülier einen unbilligen Vortheil auf 
Kosten ihrer Abnehmer bezogen: sie waren Terpflichtel^ 
diesen wieder herausziehen , und es war hOdistens zu- 
lftssig> ihnen Abschlagszahlungen in leidlichen Fristen m 
gestatten. Audi erschien es klar, dafa diejenigen, welche 
von nun an ein weiland bankberechtigtes Grewerbe zu 
treiben begannen, dadurch einen sehr wesentlichen Yor- 
Iheil erhielten, daCs sie zur Anstellung ihres Gewerbes 
nicht mehr des Ankaufe einer Bankgerechtigkeit bedurf- 
ten. Sie genossen diesen Vortheil jedoch nur auf Kosten 
der Besitzer nunmehr Temichteter BankirerechtiirkeiteiL 
und es erschien daher billig, dafe auch sie zur Entschä- 
digung derselben beitrügen. Auf diesen Grundlagen be- 
ruht das Verfahren, welches das Gesetz fiber die polizei- 
lichen Verhältnisse der Gewerbe vom 7. September 1811 
in Bezug auf Ablösung der Bankgerechtigkeiten, und 
Verzinsung derselben, bis diese erfolgt, sehr ausführlich 
vorschreibt. Dies Gesetz hatte überhaupt den Zweck, 
die grofse Lücke in der Gresetzgebung auszufüllen, welche 
dadurch entstanden war, dafs die bis dahin bestandenen 

• 

gewerblichen Verhältnisse durch das vorhin angeführte 
Edikt vom 2. November 1810 gröfstentheils aufgelöst 
wurden, ohne zu bestimmen, was nunmehr an deren Stelle 
treten solle. In Bezug auf die Bankgerechtigkeiten wurde 
dadurch zunächst festgesetzt, dafs deren Werth nach den 
bei Vernichtung derselben üblichen Kaufpreisen durch die 
Stadtverordnetenversammlung jedes Orts unter Aufsicht 
des Magistrats und vorbehaltener Genehmigung der Re- 
gierung abgeschätzt, dafs sie nach diesem Werthe durdi 
baare Zahlung abgelöst, und bis zur erfolgten Ablösung 
mit viejr und ein halb auf hundert verzinst werden 
sollten. Der Fond zu dieser Ablösung war dadurch auf- 
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zubringen, dafs alle die)eDigen, welche fortan das wei- 
land bänkberechtigte Gewerbe am Orte betrieben , zu- 
saromengenomnien jährlich sechs vom hundert des 
abgeschätzten Werthes sämmtlicher sich auf dies Ge- 
werbe beziehender Bankgerechtigkeiten an den Magistrat 
des Orts zahlten, welcher den Beitrag der Einzelnen zur 
Aufbringung dieser Steuer nach Verschiedenheit des Um- 
fangs ihres Gewerbbetriebes zu bestimmen hatte. Wenn 
also beispielsweise bisher 40 Brodbänke in einer Stadt 
vorhanden waren, und der Werth einer solchen Bank 
auf 3000 Thaler abgeschätzt war, folglich alle Brodbänke 
zusammen ein Kapital von 120,000 Thalern darstellten: 
so mufsten, vom Isten December 1810 an, sechs vom 
hunderte hiervon, also 7200 Thaler von allen denjenigen 
gemeinschaftlich aufgebracht werden, welche das Bäcker- 
gewerbe im Orte betrieben. Wie viel jeder einzelne 
Bäcker hierzu beizutragen hatte, bestimmte der Magistrat 
nach Verschiedenheit des Umfanges seines Gewerbbe- 
triebes. Von diesem Einkommen waren zunächst 6400 
Thaler zur Verzinsung der sämmtlicheu 40 Brodbänke 
zu verwenden. Jeder Eigenthümer einer solchen Bank 
empfing hiervon den 40sten Theil mit 135 Thalern, ohne 
Unterschied, ob er das Bäckergewerbe wirklich betrieb, 
oder seine Gerechtigkeit ruhen liefs. Der Ueberrest von 
1800 Thalern war zum Ankaufe von Brodbänken be- 
stimmt. Jeder Besitzer einer Brodbank war verpflichtet, 
sie dem Magistrate gegen Zahlung des geschätzten Werths 
von 3000 Tbalern zu überlassen. Niemand konnte gc- 
uöthigt werden, seine Brodbank zu einem niedrigem 
Preise zu verkaufen: aber es stand Jedem frei, dieselbe 
zum Ankauf wohlfeiler anzubieten, and wer am wenig- 
sten forderte, genofsin der Ablösung den Vorrang vor 
denjenigen y welche höhere Forderungen machten. Die 
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Ziagen, welche durch den Ankaaf von Gerechtigkeiten 
erspart wurden, flössen dem Ablösungsfoud zu. Hätte 
also in dem vorstehenden Beispiele der Magistrat im 
zweiten Jahre mit dea zur Ablösung übrig gebliebenen 
2 Mal 1800, d. i. 3600 Thalem eine Brodbank für volle 
3000 Tbaler abgelöst: so flössen im dritten Jahre zum 
Ablösungsfond 

a) die aus dem zweiten Jahre übrig ge* 
-bliebenen 600 Rthlr. 

b) die aus den Beiträgen ded dritten Jah- 
res dazutretenden 1800 

c) die ersparten Zinsen von der einen an- 
gekauften Brodbank mit 135 

Er konnte also im dritten Jahre überhaupt 

zur Ablösung verwenden ..... 2535 Rthlr« 
Wollte Niemand eine Brodbank dafür ablassen, so 
mufste die Fortsetzung des Ablösens bis auf das vierte 
Jahr verschoben werden. Es dürfte überflüssig sein, die- 
ses Beispiel weiter fortzusetzen, da sich schon aus. der 
vorstehenden Darstellung ergiebt, wie der Ablösungs-r 
fond allmählig durch die hinzukommenden Zinsersparnisse 
wächst, und die Ablösung sich immer mehr beschlieunigt, 
welche im vorliegenden Falle in 32 Jahren fast ganz 
vollendet sein würde, wenn auch alle Brodbänke voll 
mit 3000 Thalem bezahlt werden müfsten. Da man die 
Kassenbestände einstweilig zu Abschlagszahlungen auf an- , 
zukaufende Gerechtigkeiten verwenden, und dadurch frü- 
her Zinsen ersparen kann: so würde schon deshalb die 
völlige Ablösung noch etwas früher eintreten, als ^las 
vorstehende Beispiel ergiebt. Dagegen aber ist es nicht 
wahrscheinlich, dafs sehr oft Bankgerechtigkjeiten unter 
dem Taxwerthe zum Ankaufe dürften angeboten werden: 
denn obwohl die Gewerbtreibenden ihr Kapital in der 

5* 
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Regel viel höher als zu 4^§ nutzen, so werden dagegen 
Rentenierer ihnen gern ihre Gerechtigkeit zum yoUen 
Taxwerth abkaufen, um ihr Kapital darin bis zur Ablö- 
sung sicher zu 4^ g anzulegen. Um die Uebersichtlich- 
keit des Vortrages nicht durch Erwähnung .¥on Neben- 
bedii^ngen zu vemiindem, welche keinen wesentlichen 
Einflufs auf die nachfolgenden Betrachtungen haben, kön- 
nen hier unberührt bleiben die vielen Vorschriften des 
Gewisiiiepolizeigesetzes, welche sich dicils auf Vermeh- 
rung des Ablösungsfonds durch meist wohl unbedeutend 
bleibende Nebeneinkünfte, auf Sicherstellung der auf Bank- 
gerechtigkeiten ruhenden Lasten, und auf Verwaltung des 
ganzen Abschätzungs- und Ablösungsgeschftfts beziehen. 
Schon bei der Abfassung dieser Vorschriften konn- 
ten die grofsen Schwierigkeiten nicht übersehen werden, 
welche sich deren Ausführung entgegenstellten. . Es war 
darauf geredinet^ dafs die Stadtverordneten es sich wür- 
den angelegen sein lassen, die Forderungen sorgfältig 
zu prüfen, welche wegen Vernichtung von. Bankgerech- 
tigkeiten erhoben wurden« Viele dieser Forderungen 
waren ganz ungegründet, indem bei der Uebertragung 
des Gewerbbetriebes zwar wirklich über den Werth der 
damit fiberlassenen Grundstücke, Gerftthsdiaften und Vor- 
rSthe wohl auch etwas für Ueben^eisuug der erworbe- 
nen Kundsdiaft gezahlt worden, aber gar kein Recht er- 
weislich war, einer erweiterten Mitbewerbung' zu wider- 
-sprechen. Nicht weil es unerlaubt, sondern nur weil es 
unvortheilhaft erschien, ein neues Gewerbe neben den 
schon bestehenden gleicher Art anzustellen, war dies bis- 
her unterlassen, und die Zahlung eines Abstandsgeldes 
an einen ausscheidenden Gewerbtreibenden vorgezogen 
worden. Wo wirklich Bankgerechtigkeiten bestanden, 
waren dieselben mehrentheils schon seit Menschengeden- 
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ken Dar in Yerbindang mit einem Gnindstücke, wohl 
auch mit Ger&thschaften and Yorrftthen, TeiJLaaft worden, 
and es blieb hionach zweifelhaft, wieviel von dem im 
Ganzen bedungenen Kaufpreise ffir die Bankgiereöbtigkeit 
insbesondere gezahlt worden w&re. Auch wo die Bankge- 
reehtigkeiten ein selbststilndiges, mit keinem Grundstücke 
oder Beilasse verbundenes Eigenthum bildeten^^war nicht 
selten seit einer langen Reihe von Jahren keine dersel- 
ben zu freiem Verkauf gekommen: sie waren vielmehr 
gewöhnlich vererbt, oder auch unter Lebenden an Söhne» 
Verwandte, Befreundete ohne Preisbestimmung, oder doch 
für einen solchen Preis überlasseai worden, welcher weit 
unter demjenigen stand, den fremde Käufer gern bewil- 
ligt hätten. In allen diesen Fällen überwog die Bück- 
sicht auf den besondem Vortheil eines ihrer Mitbürger 
gewöhnlich die Gründe, welche die Stadtverordneten hät- 
ten bestimmen scdlen, so wenig Bankgevedbtigkeiten aur 
zuerkennen, und den Preis der anerkannten so niedrig 
zu schätzen, als - die Billigkeit irgend zuliels. - Die meisten 
Bürger waren bei der Entschädigung für die Verluste, 
welche aus den verändarten Grewerbsverhältnissen ent- 
standen, wo nicht persönlich, so doch durch verwandt- 
schaftliche oder freundschafdiche Rücksichten betheiligt 
Ueberhaupt gingen sie wohl gröfstentheils nur mit Wi- 
derwillen an ein Geschäft, wodurch eine neue Ordnung 
des Gewerbbetriebes eingeführt werden sollte, deren Vor* 
theile wenigstens sehr entfernt erschienen, während die 
Verluste daraus unmittelbar vor ihren Augen lagen. Hier- 
aus ergab sich mannichfaltiger Anlafs für die Magisträte, 
und besonders für die Provinzialregierungen, den Schätzun- 
gen der Stadtverordneten ihre Grenehmigung zu versa- 
gen, und es entspannen sich hieraus weitläuftige Ver- 
handlungen, während welcher inzwischen mduTährige Zins- 
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teste aDschwollen, deren Tilgang das Yerinögen derjeni- 
gen überstieg', welchen das Gewerbepolizeigesetz die Zins- 
zahlung auflegte. Den Gewerbtreibenden mufstc femer 
sehr allgemein die Forderung ungerecht erscheinen, dafs 
sie die Mittel zur Entschädigung für Verluste, welche 
sie selbst erlitten, auch selbst aufbringen sollten. Der 
Handwerker oder Krämer, welcher Eigen thümer einer 
Bankgereditigkeit war, verlor durch das Edikt vom 2teu 
November 1810 den Yortheil, worin nach seiner Ansicht 
der ganze Werth derselben bestand, nämlich das Recht, 
nicht nur jedem Betriebe seines Gewerbes, der nicht 
durch den Besitz seiner Bank begründet wurde, sondern 
auch jeder Vermehrung der bestehenden Bankgerechtig- 
keiten zu widersprechen. Er war der freien Mitbewer- 
bung fortan gänzlich blofsgestellt. Zwar bekam er nach 
den Vorschriften des Gewerbepolizeigesetzes seine eigne 
Baukgerechtigkeit mit 4^ verzinst: aber diese Verzin- 
sung blieb in den meisten Fällen lange Zeit rückständig, 
und erfolgte auch später mehrentheils nur unvollständig, 
weil die Beiträge, woraus sie geleistet werden sollte, 
theils unordentlich eingingen, theils ganz ausblieben. Den- 
jenigen, welche bisher bankberechtigte Geweibe nunmehr 
von neuem anstellten, war es zwar sehr erwünscht, des 
Ankaufs keiner Bankgerechtigkeit zu bedürfen: aber der 
Beitrag, welchen sie zum Ablösungsfond entrichten mufs- 
ten, enthielt nach ihrer Ansicht eine sehr ungerechte Be- 
lastung. Sie sollten damit eine Schuld bezahlen, welche 
sie nicht gemacht hatten. Der Werth der vernichteten 
Bankgerechtigkeiten hatte darauf beruht, dafs die Besitzer 
derselben vermöge ihres Alleinrechts sicli ihre Arbeiten 
und Dienste höher bezahlen lassen konnten, als es bei 
freier Mitbewerbung möglich gewesen wäre: sie hatten 
niemals einen Antbeil an diesem Gewinne gehabt, der 
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iiuiuer, wenu auch durch die Gesetze geschützt, darum 
uicht minder ein widernatürlicher war. Sollte die Be- 
völkerung für die Sünden ihrer YSter hülsen , so war 
nicht abzusehen, weshalb sie allein zu solcher BuCse ver- 
urtheilt wurden. Lag ein Yortheil für die Gesammtheit 
der Ortseinwohuer in der Vernichtung des Alleinrechts 
der Bankinhaber: so war auch diese Gesaunntheit Ter- 
pflichtet^ die Kosten gemeinschaftlich aufzubringen, wo- 
mit derselbe erkauft wurde. In der Staatsverwaltung 
wurde jedoch damals noch die Meinung festgehalten, 
dafs nur die Gew^erbtrcibendeu allein zu der Ablösung 
der ihr Gewerbe treffenden ausschliefslichen Berechtigun- 
gen beizutragen hätten, und es ward daher, wiewohl 
grofsentheils fruchtlos, auf der Ausführung der vorste- 
hend angeführten Vorschriften des Gesetzes vom 7ten 
September 1811 bestanden. Gegen Ende des Jahres 
1812 >vurde zwar eine der auselinlichsten Stadtgemein-* 
den des Staats durch die grofsc Verwirrung, welche der 
Mangel eines ausführbaren Ablösungsverfahrens bei dem 
hohen Betrage der daselbst bestandenen Bankgerechtig« 
keiten verursachte, zu dem Anerbieten bewogen, sich sol- 
chen Zuschlägen zu den Verbrauchssteuern zu unterwer- 
fen, dafs daraus, neben den von den Gcwerbtreibenden 
zu leistenden Beiträgen, ein hinreichender Fond ziir Ver- 
zinsung und Ablösung sämmtlicher Bankgerechtigkeiten 
gebildet werden konnte. Indessen verflossen noch. zwei 
Jahre, ehe die Stadtgemeinde die Genehmigung dieses 
Anerbietens erlangen konnte, weil die Staatsverwaltung, 
auch nicht als Ausnahme wegen besonderer Verhältnisse, 
eine Theilnahme der Stadtgemeiudcn an den Beiträgen 
zur Entschädigung für die Verluste ausschliefslicher Gre- 
werbsberechtigungen bewilligen zu können glaubte. Das 
vorgeschlagene Verfahren erwies sich als ausführhdr, Db- 
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wohl während der Verhandlungen darüber vierjährige 
Zinsresle aufgelaufen waren, und auch ein Theil der Zu- 
schläge auf die YerbrauchMteuem späterhin den Staats- 
behörden nicht mehr statthaft erschien, und der Ablö- 
sungsfond daher theils mehr beschwert, dieils mehr be- 
schränkt wurde, als der ursprüngliche Ablösungsplan be- 
absichtigt liatte. Indem einige Stadtgemeinden sich auf 
ähnliche Weise zu helfen suchten, bei den meisten an- 
dern aber das Entschädigungsgeschäft fortwährend stockte, 
gewann doch endlich auch in der Staatsverwaltung die 
Meinung Raum, dafs die Zuziehung von Beiträgen der 
Stadtgemeinden unentbehrlich sei, wenn eine billige Ent; 
Schädigung für den Verlust ausschliefslicher Gewerbsge- 
rechtigkeiten in einer nicht allzu langen Reihe von Jah- 
ren erreicht werden sollte. Durch eine Deklaration des 
Gesetzes vom 7 ten September 1811 wurde daher unterm 
Uten Juli 1822 den Stadtgemeinden die Verpflichtung 
auferlegt, durdi von ihnen aufzubringende Beiträge eine 
solche Entschädigung möglich zu machen, dafs die Ab- 
lösung nebst der Tilgung der aufgelaufenen Zinsreste 
jedenfalls binnen 30 Jahren vollendet sein könnte. 

Die Veränderungen, welche das Eldikt wegen Ein- 
führung der Gewerbesteujer vom 2ten November 1810, 
und das Gewerbepolizeigesetz vom 7ten November 1811 
in den gewerblichen Verhältnissen hervorgebracht hat- 
ten, bezogen sich nur auf diejenigen Theile des preufsi- 
schen Staats, die bereits im Jahre 1811 zu dessen Ge- 
biet gehörten: in den seit 1813 wieder oder neu erwor- 
benen Landestheilen wurden dieselben bei deren Besitz^ 
nähme nicht eingeführt, sondern es blieb vorerst dort bei 
der vorgefundenen Gewerbeverfassung. Zwar wurde auch 
daselbst die Gewerbesteuer nach dem Edikte vom 2ten 
Nd^ember 1810 erhoben , aber Gewerbscheine nur sol- 
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chen Personen ertheitt, "wdiihe zam BetHisbe'des darin 
bezeichneten Gewerbes anfserd^m bereehti|^- Waren; Das 
Gesetz Tom tSOsten Mai 1820 wegen Entriiebtuog der Ge- 
werbesteuer beschäftigt sich Qberhaofftt.gar bicht ttiit Vor- 
schriften über die Berechtigung zum Geweribbetiiebe, sod* 
dern bestimmt nur, weichen Abgaben di^en^elr unter- 
worfen sind , die mit polizeiiicheif Genehmigung ein be- 
steuertes Gewerbe betreiben. Vererbliche und verSufser- 
liche Gewerbsberechtigungen bestanden zwar noch in den 
Städten derjenigen Landestheile, die bis zum Tilsiter Frie- 
den unter preufsischer Landeshoheit waren, hierauf zur 
Bildung des Herzogtfaums Warschan verwendet^ und nach 
dessen Auflösung wieder mit dem preufsischen Staate ver- 
einigt wurden: allein die Befugniüß ihrer Inhaber, der Ver- 
leihung neuer Berechtigungen gleidier Art ^tu widerspre- 
dhen, war bei der Urisicherheit des Rechtszustfeindes, die 
sich aus der altem polnischen LandesverfasMing noch fort- 
gepflanzt ' hatte , ' mefarentheils zweifelhaft. Deshalb , und 
weil überdies der Nahnmgsstiind und die Gewerbsamkeit 
der Einwohner dieser Städte grOfstentheik armselig, nnd 
selbst in den ansehnlichsten viel nnerheblicher war, als 
in den' altem Provinzen des Staats, waren auch die Kauf- 
preise solcher Gerechtigkeiten nur mäfsig geblieben, und 
die Zuversicht, keinen Verlust darauf bei künftigem Wie« 
derverkaufe zu leiden, mangelt mehrentheils. Nur unter 
solchen Umständen konnte das Verfahren zulässig er- 
scheinen,- welches durch das Gesetz wegen Aufhebung 
der ausschliefsitchen Grewerbsberechtigungen in den Städ- 
ten der Provinz Posen vom ISten Mai 1833 angeordnet 
wird. Danacb hört init dem Tage der Bekanntmachung 
dieses Gesetzes jede Befugnifs Gewerbtreibeiider auf, der 
Anstellung eines neuen Gewerbes gleicher Art auf den 
Grand eines obrigkeitlich verliehenen Rechts zu wider- 

ä 



74 Berechtig, z. Gewerbbetriebe. •— Beschräok. d. Befugnifs, 

sprechen. Zur EntschädiguDg für den hieraus entstehen- 
den Verlust wurden überhaupt nur solche Fälle geeignet 
crachte't, worin das Recht, der Anstellung neuer gleich- 
artiger Gewerbe neben den bisher dazu Berechtigten, oder 
deren Erben und Cessionarien zu widersprechen, entwe- 
der ausdrücklich verliehen, oder durch yer)ähruog rechts- 
kräftig erworben war, und worin namentlich kein landes- 
herrlicher oder obrigkeitlicher Vorbehalt bestand, die Be- 
fugnisse der also berechtigten Gewerbtreibenden den Um- 
ständen nach zu verändern, zu mehren oder zu mindern. 
Hierdurch schieden also alle diejenigen vererblichen und 
veräufserlichenGrewerbsberechtigungen von dem Ansprüche 
auf Entschädigung aus, welche nur dadurch einen Kauf- 
werth erlangt hatten, dafs die Ortsobrigkeit aus Billig- 
keitsgründen den Vorstellungen gegen Vermehrung der 
Anzahl Gewerbtreibender dieser Art Gehör verliehen, imd 
dieselben einer erweiterten Mitbewerbung au&zusetzen 
Anstand genommen hatte. Wenn hierauf strenge gehal- 
ten wurde, so konnten wahrscheinlich nur wenige Inha- 
ber vererblicher und veräufserlicher Gewerbsberechtiguu- 
gen ein Anrecht auf Entschädigung für den Verlust ihrer 
Befugnisse geltend machen: aber selbst diesen sicherte 
das Gesetz vom 13ten Mai 1833 nur eine unsichre und 
unzureichende Schadloshaltung. Dieselbe sollte nämlich 
nur darin bestehen, dafs innerhalb der nächsten zwanzig 
Jahre nach erfolgter Abschätzung des Kaufpreises ihrer 
Gewerbsberechtigung das gleiche Gewerbe von Andern, 
als vormaligen Inhabern solcher Berechtigungen, nur ge- 
gen Entrichtung einer besondern jährlichen Abgabe von 
6 § des abgeschätzten Werths einer solchen Berechtigung 
betrieben werden konnte. Der Magistrat hatte das hier- 
durch entstehende Einkommen aufzusammeln, wo möglich, 
verzinsbar anzulegen, und endlich die hieraus entstehende 
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Summe unter die vonnals allein Berechtigten gleichmSfeig 
zu vertheilen. Hierdurch waren zwar die Besitzer der 
bis dahin bestandenen ausschliefslichen Gewerbsberechti« 
gungen für die nächsten zwanzig Jahre igegen jede Mit- 
bewerbung gesichert, welche nicht ebensowohl , wie sie 
selbst, den Kaufpreis einer Grerechtigkeit zu verzinsen 
hatte: aber wie viel sie am Ende dieses Zeitraums für 
den nunmehr eintretenden Verlust alles fernem Schutzes 
gegen eine fortan völlig freie Mitbewerbung empfangen 
sollten, blieb durchaus abhängig von Umständen, welche 
Niemand vorhersehen konnte. Fand sich, während deft 
zwanzigjährigen Zeitraums überhaupt Niemand geneigt, 
das Gewerbe neben ihnen gegen Uebemahme der beson- 
dern Abgabe dafür anzustellen: so konnten sie auch gar 
keine Entschädigung erhalten. Das setzt nun allerdings 
voraus, dafs während dieser zwan^g Jahre ihr gewerb- 
liches Verhältnifs durch die Wirkungen des neuen Ge- 
setzes nicht verändert worden wäre: aber nachmals tritt 
der sehr wesentliche Unterschied ein, dafs nach Ablauf 
dieses Zeitraums von ihrem vormaligen Eigenthum — - der 
Gewerbsberechtigung nämlich — nichts mehr übrig bleibt, 
was einen Kaufpreis haben könnte, statt dafs der volle 
frühere Werth dieser Berechtigung alsdann noch vorhan^ 
den gewesen wäre, wenn die Gesetzgebung nichts hierin 
verändert hätte. Einige Städte der Provinz Posen neh-r 
men zwar der Erfahrung nach so schnell an Bevölkerung 
und Wohlstand zu, dafs eine zahlreiche Ansiedlung neuer 
Gewerbtreibender auch gegen Uebernahme ders angeord- 
neten Abgabe wohl zu gewärtigen ist, und hier kann 
während eines zwanzigjährigen Zeitraumes ein ansehnli- 
cher Entschädigungsfond aufgesammelt werden: aber es 
bleibt doch völlig ungewifs, ob und wie weit derselbe 
hinreichen werde, die bisher bestandenen Gerechtigkeiten 
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nach ihrem abgeschätzten Werthe zu bezahlen. Niemand 
wird geneigt sein, sein Kapital auf ein so wenig gesicher- 
tes Untcfrpfand auszuleihen ; Niemand wird ein solch un- 
gewisses Eigenthum jetzt noch für den bisher bestande- 
nen Preis ankaufen, oder in einer Erbtheilung überneh- 
men wollen: der bisher bestandene, für sehr sicher ge- 
achtete Werth einer solchen Gerechtigkeit wird daher 
bereits vom Tage der Verkündigung des Gesetzes ab der 
Gegenstand eines gewagten Geschäftes, welches zu über- 
nehmen nur wenig Neigung vorhanden sein dürfte. In 
den vielen sehr kleinen Städten des Grofsherzogthums 
Posen, welche wenig Aussicht haben, zu wahrhaft städti- 
schem Wohlstände zu gelangen, verschwindet zwar die 
Hoffnung auf Entschädigung am Ende des zwanzigjähri- 
gen Zeitraums fast gänzlich: indessen dürfte der Kauf- 
preis der etwa doch noch bestandenen ansschliefslichen 
Gewerbsberechtigungen auch so ganz unerheblich sein, 
dafs dessen Verlust bleibend nachtheilige Folgen für die 
jetzigen Inhaber kaum irgend haben möchte. Wenn hier- 
nach wenigstens vorübergehende, nur allmählig zu ver- 
schmerzende Verluste von den jetzigen Inhabern der ver- 
erblichen und veräufserlichen Gewerbsberechtigungen durch 
das hier betrachtete Gesetz keinesweges abgewendet sein 
dürften: so kann es dagegen als ein Fortschritt bezeich- 
net werden, dafs diejenigen, welche bisher bankberech- 
tigte Gewerbe gegen Uebemahme der besondem Ab- 
gabe davon anstellen, sich sogleich beträchtlich besser 
befinden,^ als es unter den bis dahin bestandenen Ver- 
hältnissen möglich gewesen wäre. Was sie statt des 
Ankaufs einer Bankgerechtigkeit zu zahlen übemehm^i, 
ist eine Rente, welche nach einer gewissen Anzahl von 
Jahren, und zwar von zwanzigen höchstens, gänzlich auf- 
hört. Selbst in diesem äufsersten Falle beträgt bei halb- 
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jähriger Vorausbezahlang der Werth einer solchen Rente 
nur das 23|- bis 27iVache der halbjährigen Abgabe, je 
nachdem bei der Rentenberechnung der Zins von sechs 
oder nur vier Prozent zum Grunde gelegt wird. Wäre 
beispielsweisfr der Kaufpreis einer Brodbank in irgend 
einer Stadt der Provinz Posen auf 200 Thaler abgeschätzt: 
so würde derjenige, welcher das Bäckergewerbe treiben 
will, ohne selbst eine solche Brodbank zu besitzen, hoch* 
stens zwanzig Jahre lang am Anfange jedes halben Jah- 
res sechs Thaler an den Magistrat zu zahlen haben: 
und der Werth aller dieser Zahlungen würde zu An- 
fange des zwanzigjährigen Zeitraumes nur sechs mal ent- 
weder 23|, das ist 142|, oder sechsmal 27/$, das ist 167i 
Thal er betragen: also jedenfalls weniger, als die 200 Tha- 
ler, welche derselbe auf den Ankauf einer Gerechtigkeit 
hätte verwenden müssen. Hierzu kommt aber noch, daia 
Gewerbtreibende ihr Kapital gewöhnlich noch viel höher 
als nur zu 6 § jährlich nutzen, und also der Werth der 
Rente, welche sie zu zahlen übernehmen, noch viel nie- 
driger ausfallen )Lann, als er hier mit Anwendung des 
Zinssatzes von 6^ auf 142$ T-haler berechnet worden 
ist: und dafs in Städten, deren Wohlstand fortschreitet, 
und worin daher besonders neue. Ansiedlungen zu ge- 
wärtigen sind, der Kaufpreis der Gerechtigkeiten gewiijB 
nicht stehen geblieben, sondern wahrscheinlich bedeutend 
gesteigert worden wäre. In der Ansicht der Regierung 
konnte die Beförderung gewerblicher Fortschritte in den 
Städten einer Provinz, die deren noch so sehr bedarf, 
wohl die Rücksichten auf Verluste, welche durch diesel- 
ben Anordnungen erzeugt wurden, um so mehr überwie- 
gen, ab es ihr überdies unbenommen. blieb, durch aufser- 
ordentliche Zuschüsse aus den Staatskassen allzu auffal- 
lende 'Härten im Wege der Gnade zu mildem. 
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In dem gröfsten Theile der übrigen seit 1815 neu 
oder wieder erworbenen Länder, fand die preuCsische 
Regierung keine vererblichen und veräufiBeriichen , aus- 
schliefslichen Gewerbsberechtigungen mehr vor, weil die 
mehr oder minder yolbtändig dort eingeführte franzOsr- 
sehe Gesetzgebung dieselben bereits aufgehoben hatte: 
dagegen bestanden dieselben noch in grofser Mannich- 
faltigkeit und Ausdehnung in denjenigen neuen Erwer- 
bungen , worin das gemeine deutsche Recht neben den 
besondern Provinzialrechten bis zum Uebergange unter 
preufsische Hoheit vorherrschend geblieben war. Das 
Viertel -Jahrhundert, welches seitdem verflossen ist, hat 
hierin bis jetzt keine wesentliche Abänderungen erzeugt. 
Ueberwiegetid ist zwar die schon oben berührte Mei- 
nung, dafs etwas Widersinniges in der Nöthigung liege, 
die Berechtigung zur Anstellung eines neuen Gewerbes, 
welche nur allein von obrigkeitlicher Bewilligung abhän 
gen sollte, von einem Privatmann zu kaufen, und dafs 
unabänderliche Bestimmungen der Anzahl Gewerbtreiben- 
der gewisser Art ganz unstatthaft sind, weil der Bedarf 
an Arbeiten und Diensten, die von ihnen zu leisten sind, 
mit der Bevölkerung,' der Wohlhabenheit, der Gewerb- 
samkeit und den Sitten veränderlich ist: gleichwohl wurde 
noch keine Vereinigung darüber erlangt, wie solcher 
Mifsstand abzustellen wäre. Diese Berechtigungen ohne 
vollständige Schadloshaltung ihrer Eigenthümer aufzuhe- 
ben, erscheint offenbar ungerecht, und wird in Zeiten 
des äufsem und Innern Friedens unter der ungeschwäch- 
ten Herrschaft der Gesetze gewifs von Niemand mehr 
gebilligt: Zahlung beträchtlicher Entschädigungen aus 
Staats- oder Gemeindemitteln erscheint aber auch um 
so weniger zulässig, als die Vortheile für die G^werb- 
samkeit, den Verkehr und die Beqnemlidikeit des Le- 



Gewerbe anzastell. darck Verleihung aasschl. ßerechtignngen. 79 

beiis, welche durch dieses Opfer erkauft werden, ineh- 
rentheils nur langsam eintreten, und in den meisten Fal- 
len den Zeitgenossen kaum merklich werden dürften. 
Anordnungen, welche weder mit Aufopferungen auf Staats- 
oder Gemeindekosten, noch mit merklichen Erschütte- 
rungen des Privatwohlstandes verbunden sind, können 
diesen Bedingungen zufolge nur sehr langsam wirken, 
und erscheinen daher eben denjenigen am verwerflichsten, 
welche die klarsten Begriffe von der Unhaltbarkcit der 
bestehenden Verhältnisse, und den kräftigsten Willen in 
sich tragen, Haltbares an deren Stelle zu setzen. Das 
Vertrauen darauf, dafs die Zukunft auf der Bahn der 
Gegenwart fortschreiten werde, wird durch Störungen 
und Gegenwirkungen allerdings so häufig erschüttert, dafs 
nur Wenige geneigt bleiben. Hülfe von Gesetzen zu hof- 
fen, deren Wirkungen sich nur allmShlig entwickeln. 
Aber die höhere Bildung, welche berufen ist, das Schick- 
sal der Staaten zu lenken, soll sich nicht irre machen 
lassen von dem Gewirre des Kampfes des Lichts und 
der Finsternifs, und darf nicht von dem Augenblicke for- 
dern, was nur die Jahrhunderte heilsam und dauernd dar- 
zustellen vermögen; sie kann insbesondere nicht verken- 
nen, dafs die Vernichtung aller, nicht rein persönli- 
chen oder nur auf bestimmte kurze Dauer ausschliefslich 
verliehenen Gewerbsberechtigungen nur eine vereinzelte 
Maafsregel ist, die nur erst fruchtbar werden kann durcli 
bis jetzt noch mangelnde Anordnungen des Gemeinwe- 
sens. 

Befugnisse, der Anstellung neuer Gewerbe gleicher 
Art innerhalb des Bezirks einer Ortsgemeinde, oder wohl 
gar eines gröfsem Landestheils, -unbedingt und f&r immer 
zu widersprechen, greifen offenbar so verletzend in die 
Rechte^ wo nicht schon der Gegenwart^ so doch ^^\(% 
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der Zukunft, dafs es unerläfslich ist, zunächst dereu Yer- 
mehrung zu hindern. Unbedenklich erscheint es daher, 
dafs ein VerzeichnifB der noch bestehenden Gewerbsbe- 
rechtigungen solcher Art mit der Wirkung aufgenom- 
men werde, dafs Ansprüche auf einen Besitz derselben, 
welche nicht binnen einer hinlänglich geräumigen Frist 
darein eingetragen worden, für gänzlich erloschen zu 
achten sind. Daneben ist jedoch auch nicht zu verken- 
nen, dafs die Besitzer solcher Gewerbsberechtigungen, 
deren Eligenthum sie eben so reditmäfisig erworben, und 
eben so sicher unter dem Schutze der Gesetze bisher be- 
sessen haben, wie jedes andere unzweifelhafte dingliche 
Eigenthum unter der Gewährleistung des Staatsverban- 
des erworben und besessen wird. Ist die Fortdauer ei- 
nes solchen Eigenthums unverträglich mit der öffentli- 
chen Wohlfahrt: so sind sie allerdings verpflichtet, das- 
selbe aufzugeben, doch nur gegen vollständige Entschä- 
digung. Diese zu leisten ist zunächst die Regierung 
verpflichtet: denn nur entweder durch ihre klar ausge- 
sprochene Verleihung, oder doch durch ihre stillschwei- 
gende Genehmigung, in deren Folge sich ein Besitz 
durch Verjährung gründete, konnten solche Gewerbsbe- 
rechtigungen entstehen. Auch sind die Regierungen selbst 
dabei betheiligt, dafs der Gewerbsamkeit Raum verschafft, 
und was ihrer kräftigen Entwickelung auf rechtlichem 
Wege entgegentritt , weggeräumt werde. Obwohl es 
nun von dieser Ansicht aus keinesweges blos der Ein- 
zelnen Angelegenheit ist, welche neue Gewerbe anzu- 
stellen durch das Widerspruchsrecht der bisheit Allein- 
berechtigten verhindert wurden; und obwohl es nicht 
blos der Ortsgemeinde Vorthdl bringt, dafs der Ge- 
werbsamkeit in ihrem Bezirke freiere Bahn eröffnet wird: 
so darf doch wohl für billig erachtet werden, daÜB dieje- 

ui- 
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nigen EunSchst zar Entschädigung für aafzuhebende 6e- 
werbsbeschrSukungen beitragen, denen zunSchst, und am 
sichtlichsten der Yortheil daraus zufliefst. Befristung 
zum Aufbringen der EntschSdigung ist in dem Maafse 
zu verstatteUy worin die Zahlung derselben ohne Rechts- 
verietzung ausgesetzt bleiben kann. Der EigenthOmer 
einer Tererblichen und Teräufserlichen ausschliefslichen 
Grewerbsberechtigung kann nur fordern, dafs ihm derje- 
nige "Werth derselben gesichert bleibe, welchen sie nadi 
billiger SdiStzung am Tage der Aufhebung seines Wi« 
derspruchsrechtes hatte: den entgehenden Gewinn aus 
einer wahrscheinlidien Steigerung ihres Kaufpreises kann 
er eben so wenig in Anschlag bringen, als ihm ein Ab- 
zug für etwa zu besorgendes Sinken des zeitigen Kauf- 
preises gemacht werden darf. Ist auch in Zeiten des 
tiefen Friedens die Wahrscheinlichkeit des Steigens über- 
wiegend, so besteht doch überhaupt für die Dauer die- 
ses glücklichen Zustandes keine Gewähr: überdies kön- 
nen auch andere Veranlassungen als innere Unruhen, 
, Landplagen und Kriege den Verfall eines Gewerbes ver- 
schulden, als beispielsweise Aufkoromen mächtiger Mit- 
bewerber in der Nachbarschaft, Veränderungen im Gange 
des Handels oder in den Sitten und Bedürfnissen des 
Zeitalters. Nächst der Aufnahme des Verzeichnisses der 
aufzuhebenden Gewerbsberechtigungen wird daher auch 
deren Kaufpreis nach einer billigen Schätzung mit der 
Wirkung festzusetzen sein, dafs der Eigenthümer einer- 
seits niemals genöthigt werden darf, dieselbe für einen 
geringem abzulassen, andrerseits aber auch verpflichtet 
ist, sie der Regierung, oder in deren Auftrage der Orts- 
obrigkeit, gegen baare Zahlung dafür abzutreten. 

Durch Aufnahme des Verzeichnisses der hier' betrach- 
teten Grewerbsberechtigungen, und Abschätzung ihres zei- 

6 
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tigen Kau^reises wird in dem Gewerbbetriebe des Eigcn- 
thOmers selbst noch nichts verändert : auch bleibt die 
Vemichtong^ seines Widerspruchsrechts so lange ganz 
ohne Einflufs auf seinen Zustand, als keine Veranlassung 
eintritt, dasselbe — wenn es noch bestände — auszu- 
üben. Wer am Orte das Gewerbe gleicher Art treiben 
will, hat sich zunächst an die Eigcnthfimer der bisher 
bestandenen Gewerbsberechtigungen zu wenden, und zu 
versuchen, ob einer derselben geneigt sein möchte, ihm 
seine Berechtigung für einen Preis abzutreten, welcher 
den abgeschätzten Kaufpreis jedenfalls nicht übersteigen 
darf. Durch diese Nachfrage wird der Werth der Be- 
rechtigung auch nach Vernichtung des Widerspruchs- 
rechtes aufrecht erhalten: sie kann nicht ausbleiben,- so 
lange die Fortsetzung des Gewerbes überhaupt noch ein 
Bedürfuifs in der Ortsgemeinde bleibt. Ist keine Ge- 
werbsberechtigung für den Schätzungspreis käuflich, so 
verleiht die Ortsobrigkeit dem Ansuchenden das Recht, 
das Gewerbe demungeachtet, doch unter der Bedingung 
auszuüben, dafs er dafür in vierteljährigen oder andern 
angemessenen Terminen landübliche Zinsen des festge- 
setzten Kaufpreises einer solchen Berechtigung zahle. 
Der neue Gewerbtreibende wird hierdurch in sofern den 
früher Alleinberechtigten gleichgestellt, dafs er gleich die- 
sen den Werth einer Gerechtigkeit zn verzinsen hat 
Das Einkommen aus dieser Abgabe wird bei dem Ma- 
gistrate aufgesammelt, wo möglich zinsbar belegt, und 
mit Zuschlag dieser Zinsen zum Ankaufe einer vormals 
bestandenen Gewerbsberechtigung benutzt, sobald es dazu 
hinreicht. Wo die Zahl der vormals Berechtigten, und 
die Betriebsamkeit, womit sie das- Gewerbe fortsetzen, 
ungefähr hinreicht, die Nachfrage zu befriedigen, wird 
sich nicht leicht Jemand finden, der neben denselben 
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das gleiche Gewerbe gegen Entrichtuog der bemerkten 
Abgabe za treiben übenmnmt: es wird sich daher auch 
auf diesem Wege kein Ablösnngsfond sanmieln, und wenn 
nidit andere Hülfe dazukommt, bleibt das VerhältniÜB 
thatsächlich ganz dasselbe» wie es vor der eingetretenen 
Y^änderung in den Gresetzen über die Gewerbsberechti- 
gung war. ' Genügt dagegen dem Bedarfe nicht, was die 
vormals Berechtigten leisten: so werden sich allerdings 
Unternehmer zu Gewerben gleicher Art finden; es wird 
sich aus ihren Abgaben ein Ablösungsfond bilden, der 
um so schneller wachsen wird, je mehr Ablösungen dar- 
aus erfolgen: denn indem die Zahl der abzulösenden Be- 
rechtigungen sich mindert, mufs sich die Zahl derjenigen 
mehren, welche das Gewerbe gegen Entrichtung der Ab- 
gabe treiben. Sind endlich alle Berechtigungen abge- 
löst, so hört auch die Zahlung einer besondern Abgabe 
für die Verstattung zum Betriebe dieses Gewerbes auf, 
und es ist der freien Mitbewerbung so weit verfallen, 
als nicht aus andern Gründen Beschränkungen in dieser 
Beziehung nothwendig bleiben. Bis diese Befreiung von 
den Folgen der vormaligen Beschränkung des Gewerbes 
auf eine bestimmte Zahl von Eigenthümem der Berech- 
tigung dazu eintritt, wird das Yerhältnifs der Ortsein- 
wohner nur in so weit verbessert, als sie wenigstens ge- 
gen Steigerung des Kaufpreises der Bankgerechtigkeiten 
gesichert sind: aber auf der Ausübung des Gewerbes 
lastet während des ganzen Zeitraums, der von der Kund- 
machung des Gesetzes bis zur vollendeten Ablösung ver- 
fliegt, die Verzinsung des abgeschätzten Werths der 
Bankgerechtigkeiten. In vielen Fällen wird diese Be- 
lastung im Leben gar nicht empfunden, und dann hat 
auch weder die Ortsgemeinde, noch die Regierung eine 
besondere Veranlassung, etwas aus ihrem Elinkommen zur 

6* 
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AblösuBg betzutragen: entsteht dagegen aus dieser Be- 
lastung ein merkliches Hindemifis der wohlfeilem oder 
bessern Bedienung mit gewerblichen Arbeiten , so kann 
die Ortsgemeinde wohl bewogen werden, Geldmittel zur 
Beschleunigung der Ablösung aufzubringen; seltner wird 
die Regierung Beiträge der Staatskassen dazu nöthig fin- 
den. Es mag tadelhaft erscheinen, dafs überhaupt bei 
solchem Verfahren keine bestimmte Aussicht auf Befreiung 
des Gewerbes von der darauf haftenden Ziusenlast er- 
öffnet wird; aber es ist das kleinere 'Uebel im Verhält- 
nisse gegen den Zwang, die Mittel zur gänzlidien Ablö- 
sung aller vererblichen und veräufserlichen ausschliedBli- 
eben Gewerbsberechtigungen innerhalb einer gewissen 
Frist aufzubringen: denn in diesem Falle werden den 
Ortsgemeinden auch Ausgaben aufgenöthigt, von deren 
Verwendung sie keinen merklichen Nutzen ziehen. 

Sehr viele vererbliche und veräufserliche Gewerbsbe- 
rechtigungen beruhen nicht auf einem unbedingten Wi- 
derspruchsrechte, sondern nur auf obrigkeitlicher Nach- 
sicht gegen geduldete Anmafsungen. Es kann eine grofse 
Härte darin liegen, diese Nachsicht zu versagen, nach- 
dem sie seit Menschengedenken, seit ganzen Reihen von 
Generationen vielleicht schon, obwohl nur immer unter 
Verhältnissen bewilligt wurde, wobei das Entstehen einer 
Verjährung rechtlich nicht begründet werden konnte. Wie 
weit unter solchen Umständen auch auf Berechtigungen 
dieser Art das vorstehend beschriebene Verfahren anzu- 
wenden sein dürfte, mufs der billigen Beurtheilung der 
Ortsobrigkeiten und der Regierungen im Einzelnen vor- 
behalten bleiben. Sehr oft ist dem Gemeinwesen weit 
mehr damit gedient, dafs angesehene Familien in ange- 
stammter Wohlhabenheit erhalten werden, als dafs die- 
ser Wohlstand mit einem Federzuge vernichtet wird. 
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ain der Gesammtheit eine Last abzanehmen, welche der 
gro&en Masse der Einzelnen, worauf sich dieselbe ver- 
dieilte, eben dieser Yertfaeilung wegen, niemals fühlbar 
warde. Das Entstehen neuer vererblicher und veräufser- 
iicher Gewerbsberechtigungen, auf dem Wege milder Nach- 
sicht, bleibt dagegen um so mehr durchaus unstatdiaft, 
als in den )etzt bestehenden Lebensversicherungsanstal- 
ten hinreichende Mittel gegeben sind, das Schicksal der 
Nachgelassenen auch fQr den unerwartet frühen Todes- 
fall ihres Ernährers zu sichern. 

Wiefern Berechtigungen zur Anstellung eines Ge- 
werbes von der Aufnahme in gewerbliche Körperschaf- 
ten abhängen, werden die nachstehenden Betrachtungen 
über die Handwerkerzünfte und über gewerbliche Vereine^ 
die nicht unter den Begriff solcher Zünfte fallen, beson- 
ders ergeben. Auch wird der Beschränkungen einer Be- 
rechtigung zum Gewerbbetriebe, welche von Erfindnngs- 
patenten ausgeht, zweckmäfsiger als hier, in den Betrach* 
tungen über den Einflufs d^ Staatsgewalt auf die Rich- 
tung der Gewerbsamkeit, Erwähnung geschehen. 
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Jcis ist 9 besonders seit dem Anfange des Idten Jahr- 
hunderts , sehr gewöhnlich geworden, Zunftverfassungen 
und Grewerbefireiheit als geradehin entgegengesetzte Ver- 
hältnisse zu betrachten, und nach Verschiedenheit der 
Ansichten von einem dieser beiden die wirksamste Be- 
förderung und edelste Ausbildung der Gewerbsamkeit la 
hoffen, wonach das andere dagegen als das verderblidi- 
ste Hindemifs alles gewerblichen Fortschrittes erscheint. 
Der Streit zwischen den beiden hier bezeichneten Bfei- 
nungen wird fortdauernd mit grofser Lebhaftigkeit und 
selbst mit leidenschaftlicher Erbitterung unter G^ehrteD, 
Geschäftsmännern und Gewerbtreibenden geführt: die 
darin vorkommenden Aeufserungen wecken jedoch die 
Besorgnifs, dafs beide Theile nur in MifBverständniasen 
befangen sind» welche sich aus einer unvollständigen Auf- 
fassung des Zunftwesens entwickeln. Versuche, die wahre 
Beschaffenheit des Zunftwesens unbefangen auszuforschen 
und vollständig darzustellen, erscheinen hiernach keines- 
weges überflüssig. Die nachstehenden Betrachtungen ent- 
halten einen solchen Versuch, welcher sich jedoch nur 
auf die Handwerkerzünfte bezieht, und andere, Aeils 
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ge^Terbliche, theils auch blos politische Köqierschaften, 
welche gleichfalls Zünfte genannt werden, gar nicht be- 
rührt. 

Die zünftigen Handwerker, welche in einem räum- 
lidi begränzten Bezirke wohnen, bilden zunächst örtliche 
Korporationen, welche hier, übereinstimmend mit dem 
preufsischen allgemeinen Landrechte, stets mit der Be- 
nennung Ge werke bezeichnet werden sollen, sonst aber 
auch wohl Innung, Mittel, Amt, oder selbst auch 
Zunft benannt werden. Die letztere Benennung ist je- 
doch durchaus zu vermeiden, weil sie zu Verwechselun- 
gen zweier sehr Tcrschiedener Begriffe Veranlassung giebt: 
denn Zunft bezeichnet auch eine Verbindung derjenigen 
Gewerke, welche einerlei Gewerbe treiben, die sich weit \ 
über die Gränzen auch der gröCsten europäischen Staaten | 
hinaus und überhaupt so weit erstreckt, als eine Zunft- 
Verfassung des betheiligten Gewerbes anerkannt wird. | 
In den nachstehenden Betrachtungen wird das Wort ! 
Zunft stets nur in dem letztem Sinne gebraucht. 

Der Mensch beginnt das Leben im Zunftverbande 
gewöhnlich damit, dalJs er als Lehrling bei einem Ge- 
werke angenommen wird. Dies geschieht bei den meisten 
Gewerben bald nach Vollendung des vierzehnten Lebens- 
jahreSj nachdem die Elementarschule und der Religions- 
ichrer den jugendlichen Unterricht an ihm beendigt ha- 
ben: dafs er diesen Unterricht hinlänglich empfing und 
zweckmäfsig benutzte, ist dem Geiste der Zunftverfassun- 
gen nach, bei der Aufnahme als Lehrling nachzuweisen; 
doch ist Nachsicht hierin unter der Bedingung gestattet, 
dafs während der Lehrzeit das Versäumte noch nachge- 
holt werde. Durch die Aufnahme wird der Lehrling von 
seinen Eltern oder Vormündern einem Meister des Ge- 
werbes nicht nur zum Unterrichte in demselben, sondern 
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zugleich auch zur Vollendung seiner Erziehung in Täter- 
lidie Zucht übergeben: das deshalb zwischen ihnen be- 
schlossene Uebereinkommen wird in die Register des 
Gewerks eingetragen; diese Handlung, welche das Ein- 
schreiben genannt wird, vollendet die Aufnahme zum 
Lehrlinge. Die Lehrzeit dauert drei bis fünf Jahre: nur 
bei sehr wenigen Gewerben und unter besondem Um- 
ständen wird sie bis auf sieben verlängert Diese ver- 
schiedene Länge der Lehrzeit beruht nicht allein auf ei- 
ner Verschiedenheit der Gewerbsverfassung, sondern auch 
auf einem Unterschiede in den Bedingungen der Auf- 
nahme. Der Lehrling tritt in die Hausgenossenschaft sei- 
nes Lehrmeisters, und empfängt von demselben Woh- 
nung und Kost: dieser Aufwand nebst der Mühe und 
VersSumnifs, welche sein Unterricht erfordert, müssea 
dem Lehrmeister entweder durch Geld oder durch Dienste 
vergütet werden. Wo nur ein geringes Lehrgeld, oder 
wohl gar keines gezahlt werden kann, tritt daher eine 
längere Lehrzeit ein, damit der Lehrling durch seine Ar- 
beit in den spätem Jahren ersetze, was früher auf ihn 
gewendet werden mufste, wo seine Hülfe dem Meister 
noch wenig nützen konnte. Für ganz arme Lehrling;e 
übernimmt der Meister auch wohl noch die Bekleidung, 
und selbst die nothdürftige Ausstattung beim Entlassen: 
auch dieser Aufwand mufs ihm billig durch eine längere 
Lehrzeit ersetzt werden. Sehr viele Handwerkerfamilien 
unterhalten gar kein, oder doch wenigstens kein hinrei- 
chendes Gesinde für ihre persönliche Bequemlichkeit: die 
Verrichtungen, welche die häusliche Wirthschaft erfor- 
dert, werden von der Familie selbst besorgt; und der 
Lehrling, welcher in derselben lebt, kann sich nicht enU 
ziehen, daran Theil zu nehmen, und sich dabei auch 
den Anordnungen der Hausfrau zu fügen. 
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Nadi woM überstandener Lehrzeit geht der Lehr- 
ling in den G^sellenstand über. Das Lossprechen 
oder Aasschreiben, das ist die Erklämng, dafs der 
Lehrling der bisher bestandenen Unterordnung nunmehr 
entlassen, und Ton der Zunft als Geselle anerkannt werde, 
erfolgt feierlich in einär Versammlung des Gewerks. Nach 
dem Geiste der Zunftverfassung ist hierbei zu prüfen: 
ob der Lehrling hinlängliche Fertigkeit in den gewerb- 
lichen Arbeiten erlangt habe, um als Geselle fortzukom- 
men: zur Bekundung, dafs er nach Zunftgebrauch das 
Handwerk erlernt und den Gesellenstand erlangt hat, er- 
theilt ihm das Gewerk einen Lehrbrief. Als Gesell 
kann er fortan seine Dienste jedem Meister der Zunft 
antragen, der sie annehmen will: es wird für anständig 
geachtet, wenn der Ausgelemte auch als Geselle noch 
einige Zeit bei seinem Yormaligen Lehrherm arbeitet; 
beide geben sich hierdurch gegenseitig das Zeugnifs, dafs 
sie mit einander wohl zufrieden sind, und sich nur un- 
gern trennen. Die bestehenden Zunftverfassungen ma- 
eben jedoch eine solche Trennung nach ohngcfähr einem 
Jahre, oder doch nicht viel längerer Zeit nothwendig, 
indem sie den Gesellen verpflichten zu wandern, das ist 
Arbeit als Geselle bei seinen Zunftgeuossen aufser dem 
Orte zu suchen, worin er sein Gewerbe lernte. Die 
Wanderzeit dauert in der Regel vorschriftsmäfsig wenig- 
stens drei Jahre: die meisten Gesellen finden sich aber 
durch ihre Neigung veranlafst, oder durch ihre Lebens- 
verhältnisse gedrungen, dieselbe zum Theil sogtfcr sehr 
beträchtlich zu verlängern. Der Zweck dieses Wanderns 
ist, den Zunftgenossen noch weiter auszubilden, als es 
die Lehrzeit vermochte: dies soll geschehen in gewerb- 
licher Hinsicht, indem der Geselle besonders Arbeit an 
solchen Orten sucht, wo sein Gewerbe mit grOfserer Voll- 
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kommeoheit betrieben wird; und in sittlicher Beziehung^, 
in so fern er g^nöthigt ist, sich Vertrauen und Achtung 
unter Fremden zu verschaffen. Da die wandernden Ge-* 
seilen selten mit hinreichendem Reisegelde versehen sein 
können: so werden ihnen nach Handwerksgebrauch von 
den Gewerken, welche sie berühren; Unterstützimgen ge- 
reicht. Bei. den sogenannten geschenkten Zünften 
liegt den Meistern. ob , Gesellen, welchen sie keine Ar- 
beit geben können, beim Einwandern ein Nachtlager 
nebst Kost, und einen Zehrpfennig für den folgenden 
Tag zu reichen: bei den meisten andern Zünften sind 
es die am Orte in Arbeit stehenden Gesellen, wcldie 
ihren wandernden Kameraden das Geschenk halten, das 
ist, ihnen eine ähnliche Unterstützung gewähren, wenn 
sie keine Arbeit am Orte finden. Unter den Gesellen 
einerlei Gewerbes bestehen in der Regel auch örtliche 
Verbindungen, deren Zweck neben der vorstehend er- 
wähnten Unterstützung ihrer durchwandernden Genossen 
die Pflege der Kranken unter ihnen, und überhaupt ge- 
genseitige Hülfleistung ist Ihr bestimmter Versammlungs- 
ort heifst die Herberge, wo sich auch einwandernde 
Gesellen melden, Meister, welche Gesellen suchen, Ar- 
beit anbieten lassen, und überhaupt Alles bekannt ge- 
macht oder verhandelt wird, was die Gesellen angeht, 
welche am Orte in Arbeit stehn. Der einwandernde Ge- 
selle weist sich als solcher durch seinen Lehrbrief, und 
die sogenannten Kundschaften aus, das ist, durch Zeug- 
nisse dir Gewerksvorsteher über sein Wohlverhalten an 
den Orten, worin er bei Meistern seines Gewerbes ge- 
arbeitet hat. Den Meistern sowohl als den Gesellen 
steht gegenseitig das Recht zu, einander nach kurzer 
Frist die Arbeit aufzukündigen: gemeinhin kann dies am 
Ende jeder Woche geschehen. Der Gesell^, erhielt sonst 
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fast allgemein bei dem Meister, der ihm Arbeit gab, auch 
Wohnung und Kost, und aufserdem noch einen Wochen- 
lohn in baarem Gelde zur Bestreitung seiner übrigen Be« 
dürfhisse: jetzt geschieht dieses noch bei denjenigen Gre^ 
werben, deren Geschäft es nothwendig macht, da(s der 
Greselle bei dem Meister wohnt, und an Orten, wo die 
Gesellen in so geringer Anzahl in Arbeit stehn, dafs sie 
keine Herberge unterhalten können; in grobem Städten 
wird dagegen mehrentheils ein baarer Tagelohn gege- 
ben, wofür der Geselle sich selbst eine Schlafstelle und 
Beköstigung sucht Arbeitlose Gresellen werden nirgend 
geduldet, sondern müssen sofort weiter wandern. Beim 
Abzüge sind sie verpflichtet, die Aushändigung einer 
Kundschaft von den Vorstehern ihres Gewerks zu erbit- 
ten. Keine Vorschrift bestimmt, wie lange Gesellen an 
einem und demselben Orte in Arbeit bleiben dürfen: ge- 
meinhin* veranlafst die natürliche Reiselust der Jugend 
in den ersten Gesellen jähren Vex^uderungen, obwohl 
sonst kein Grund zum Wechsel besteht; in den spätem 
Lebensjahren verweilen die Gesellen dagegen gern an 
Orten, wo sie unausgesetzt Arbeit und gute Behandlung 
finden, und werden endlich daselbst völlig einheimisch. 
Doch ist es der strengen Zunftverfassung zuwider, dais 
der Geselle als solcher eine förmliche Niederlassung be- 
gründe, und sich verheirathe: bei vielen Gewerken er- 
hält noch jetzt ein verheiratheter Geselle von keinem 
Meister Arbeit, und fast überall scheiden verheirathete 
Gesellen ganz aus dem örtlichen Gresellenverbandfe, wer- 
den nicht mehr auf der Herberge gelitten, und erhalten 
keine Unterstützung aus den Gesellenkasseu, wozu sie 
jedoch auc& keinen Beitrag mehr leisten. Das allge- 
meine preufsische Landrecht verbeut, den Gesellen des- 
halb das Meigiierrecht zu versagen, weil sie bereits ver- 
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heirathet sind: aber Gesellen, welche sich verheirathen, 
geben in der. Regel auch freiwillig den Anspruch auf, 
zünftige Meister zu werden, und arbeiten entweder le- 
benslang als Gesellen, oder treten ganz aus der Zunft, 
wenn sie ein Gewerbe für eigne Rechnung unternehmen 
wollen. 

Wer ein Handwerk vorschriftsmälsig erlernt, die 
Wanderjahre der Zunftrerfassnng gemäfs vollbracht, und 
sich, überhaupt als Geselle unbescholten erhalten hat, der 
erwirbt hierdurch einen bestimmten Anspruch auf das 
zünftige Meisterrecht, welches ihm kein Gewerk versa- 
gen d£^^ sobald er aufserdem die vorschriftsmäfsige Prü- 
fung besteht, und die gesetzlich bestimmten Kosten zahlt. 
Mehrentbeils wird auch noch verlangt, daCs der Geselle 
bereits ein Jahr lang bei Meistern desjenigen Gewerkes 
in Arbeit gestanden habe, bei welchen er das Meister- 
recht nachsucht: indessen scheint hierdurch nicht sowohl 
einer bestimmten Vorschrift, als vielmehr nur einer An- 
Standspflicht genügt zu werden. Findet das Gewerk den 
Anspruch auf Ertheilung des Meisterrechts im AUgemei- 
nen begründet: so wird dem Aufzunehmenden die Ver- 
fertigung eines Meisterstücks aufgetragen. Woraus das- 
selbe bestehn soll, ergeben Vorschriften für jedes ein- 
zelne Gewerbe: das Gewerk ordnet eine Aufsicht dar- 
über an, da& der Aufzunehmende dieses Meisterstück 
ohne fremde Beihülfe verfertigt, und erdieilt ihm das 
Meisterrecht, wenn es ohne eibeblichen Tadel befunden 
wird, gegen Entrichtung der durch besondere Vorschrif- 
ten festgesetzten Kosten. So wie alle zu derselben Zunft 
gehörigen Gewerke verpflichtet sind, denjenigen als Ge- 
sellen anzuerkennen, der sich durch Vorlegung seines 
Lehrbriefs als solchen ausweist: so mufs audi der Regel 
nach das Meisterrecbt, welches ein Geweij^ ertbeilt hat. 
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von allen Gewerken derselben Zunft beachtet werden. 
Indessen hat der Inhaber eines Meisterrechts mehrentheils 
noch besondere Pflichten zu erfüllen, wenn er sich zum 
Betriebe seines Gewerbes an einem bestimmten Orte nie- 
derlassen will. In den Städten mnfs er gemeinhin das 
Bürgerrecht erwerben. Ist die Zahl der Gewerksmeister 
bestimmt: so kann er nur aufgenommen werden: wenn 
eine Stelle offen steht. Besitzt das Gewerk Anstalten, 
welche mit besondem Kosten unterhalten werden: so 
mufs er nicht allein Beiträge dazu leisten, sondern oft 
auch noch das Anrecht zur Theilnahme an denselben 
durch ein Eintrittsgeld erkaufen. Wer als Meister in 
ein Gewerk aufgenommen wurde, hat in Folge dieser 
Aufnahme das Recht, sein Gewerbe innerhalb des Be- 
zirks dieses Gewerks mit Gesellen und Lehrlingen für 
eigne Rechnung zu betreiben, den Versammlungen des 
Gewerks beizuwohnen, und an dessen Berathungen als 
Stimmberechtigter Theil zu nehmen: dem Geiste der Zunft- 
verfassung nach bleibt dagegen der Gewerbbetrieb für 
eigne Rechnung allen denjenigen untersagt, welche nicht 
zu dem Ortlichen Gewerke gehören; indessen sind Aus- 
nahmen hiervon schon durch iltere Gesetze zugelassen 
worden, doch mehrentheils mit der Beschränkung auf per- 
sönlichen Betrieb ohne Beihülfe von Gresellen und Lehr- 
lingen. 

Die Gewerke, welche hiemach aus einer Vereini- 
gung von nach Zunftgebrauch darin aufgenommenen Mei- 
stern bestehn, werden von den Regierungen als privile- 
girte Korporationen anerkannt. Aus ihrer Mitte gewählte 
Aelteste und zuweilen auch noch Beisitzer verwal- 
ten das gemeinsame Vermögen, führen die Aufsieht über 
die gemeinsamen Anstalten und Üben in gewerblichen 
Angelegenheiten ein Schiedsrichteramt, dessen VTvc^a^csi- 
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keit vornehmlich auf ihrem persönlichea Ansehn beruht 
Bei yielen Gewerken bestehn Einrichtungen zur Pflege 
kranker Gesellen und Lehrlinge, zur Unterstützung yer- 
armter oder altersschwach gewordener Meister, zur Be- 
sorgung eines anständigen Begräbnisses verstorbener An- 
gehöriger, zur Fortsetzung des. Gewerbes für Rechnung 
der Meister- Wittwen, und zur Bevormundung verwaister 
Kinder. Die Stadtgemeinde war nach alter Verfassung 
zunädist ans Gewerken zusammengesetzt; zum Theil in 
solchem Maadse, dafs jeder Bürger Mitglied eines der 
Gewerke sein mufste, aus deren Verbindung die Stadt- 
gemeinde bestand: so. kam es, daCs Rentenierer ohne 
Gewerbe, Gelehrte und Künstler, welche das Büi^errecht 
in der Stadt geniefsen wollten, veranlagst waren, einem 
Gewerke darin als Elhren- Mitglieder beizutreten. Der 
Magistrat, als städtische Obrigkeit, hatte^zom Theil Bei- 
sitzer aus den Gewerken: er war jedenfalls der nächste 
Vorgesetzte derselben, führte eine AuGsicht über ihre Ver- 
handlungen durch Deputirte, sogenannte Gewerkspa- 
trone, welche den Versammlungen der Gewerke bei- 
wohnten, widergesetzliches Verfahren darin verhinderten, 
aber auch ihr Interesse bei den Berathungen des Ma* 
gistrats vertraten. Streitigkeiten unter den Angehörigen 
des Gewerks, welche zu achlichten das Ansehn der Ael- 
testen unzureichend blieb, vnirden zunächst durch diese 
Patrone entschieden, und gelangtea nur in wichtigen Fäl- 
len zur Verhandlung vor dem Stadtgerichte, welches auch 
über die Streitigkeiten zwischen den Gewerken selbst in 
erster Instanz entschied. Diese Streitigkeiten bezogen 
sich gröfstentheils auf die Frage: welcher von zwei ver- 
wandten Zünften die Befugnifs ausschliefslich zustehe, 
Arbeiten oder Dienste gewisser Art zu verrichten? Diese 
Streitigkeiten entstanden aus der Unvollkommenheit der 
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BestimninAg hiertiber, welche schon deshalb anvermeid- 
lich blieb, weil mit den Fortschritten der Bildung; nnd 
Gewerbsamkeit immerfort neue Dienste und Arbeiten be- 
geehrt und versucht wurden. 

Einige Gewerke besafsen besondere GebSude zum 
Ausstellen und Feilhalten ihrer Waaren, wie beispiels- 
weise Fleisch-Schrannen, Brodbänke, SchuhbSnke u. s. w. 
Jeder Meister hatte darin seinen besondem Stand: die 
Zahl der Meister war daher durch die Z^ahl dieser Stände 
bestimmt, und der Besitz eines solchen Standes zum Be- 
triebe des Grewerbes unentbehrlich. Es war aber nicht 
blos das Yerkaufslokal in seiner j&esammäieit ein ge- 
meinsames Eigenthum des Gewerkes: sondern jeder ein* 
zelne Meister war auch der besondere Eigenthümer sei- 
nes Standes. Er konnte daher auch diesen Stand ver- 
erben, verkaufen, oder sonst beliebig veräufsern : das Ge- 
werk hinderte ihn nicht in diesen Verfügungen, und be- 
stand seinerseits nur darauf, dafs kein anderer, als ein 
in dasselbe aufgenommener Meister, von einem solchen 
Stande wirklich Gebrauch machte. Wer ein Gewerbe, 
dessen Betrieb auf solche Yerkanfslokale beschränkt war, 
ain Orte ausüben wollte, mufste demnach einerseits von 
dem Gewerke das Meisterrecht erlangen, und anderer- 
seits von dem Besitzer eines solchen Standes das Eigen- 
thum desselben erkaufen. Hierdurch entstanden, wie be- 
reits in der Abhandlung über Gewerbsberechtignn- 
gen weiter ausgeführt worden ist, die sogenannten Bank- 
gerechtigkeiten, das ist, Berechtigungen zum Ge- 
werbbetriebe, welche veräufserliches Privat- Eigenthum 
waren, und zwar von Jedermann besessen^ aber doch 
nur von einem Meister des Gewerks benutzt werden 
konnten. Es ist dort bereits näher dargestellt worden, 
wie diese Bankgerechtigkeiten bald ein sehr bel\^\siU^% 
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EigeDthum wurden, weil ihr Werth mit der Zunahme 
der Bevölkerung und der Wohlhabenheit stieg: Die 6e- 
werbtreibenden hielten daher nicht allein fest auf deren 
strenge Beachtung, auch nachdem sie aufgehört hatten, 
ihre Waaren in einem gemeinschaftlichen Lokal feil zu 
halten, sondern es wurde dieser Begriff auch auf solche 
Gewerbe angewandt, welche niemals gemeinschaftliche 
Yerkaufslokale besessen hatten. Es war sehr bequem 
für Meister, welche ihren Gewerbbetrieb aufgeben und 
sich zur Ruhe setzen wollten, oder fQr die hinterlasse- 
nen Wittwen und Waisen, welche das Gewerbe nicht 
fortsetzen konnten, durch dessen Ertrag sie der Erblas- 
ser bisher ernährt hatte, dafs nun doch von dem bisher 
bestandenen Gewerbe ein allerdings blos in der Idee 
begründetes Eigenthum übrig blieb, das um einen für 
ihre Verhältnisse meist schon beträchtlichen Preis ver- 
kauft werden konnte. Indessen war doch der Betrieb 
der bei weitem gröfsten Anzahl von Handwerken nie- 
mals an Bankgerechtigkeiten gebunden, oder auch nur 
überhaupt auf eine bestimmte Zahl von Meistern be- 
schränkt. Vielmehr waren es hauptsächlich Gewerbe, 
welche nicht unter den Begriff eines Handwerks fallen, 
bei deren Betrieb Beschränkungen dieser Art vorkamen. 
So weit unter der Benennung Zunft eine Verbin- 
dung von Gewerken verstanden wird, mufs allerdings 
eingeräumt werden, da(s es derselben nicht nur an einer 
Leitung ihrer Angelegenheiten durch Vorsteher, sondern 
selbst an obrigkeitlicher Anerkennung so gänzlich man- 
gelt, dafs sogar der Schriftwechsel zwischen den einzel- 
nen Gewerken im vormaligen deutschen Kaiserreiche durch 
den Reichstags-Abs^chied vom 22sten Juni 1731 und be- 
sonders auch im preufsischen Staate bei schweren Stra- 
fen untersagt ist: demohngeachtet besteht diese Yerbin^ 

düng 
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di)ng AiateädJich für einen sehr grofsen Theil der von 
Handwerkern betriebenen Gewerbe, so weit die deutsche 
Zunge reicht, und selbst weit darüber hinaus, besonders 
in denjenigen Ländern, deren Handwerkerstauim sich vor- 
züglich durch eingewanderte Deutsche gebildet hat. Auch 
gehen aus derselben Einrichtungen hervor, welche über- 
all für löblich geachtet werden, und des gesetzlichen 
Schutzes geniefsen. Sie beruht wesentlich auf einer ge- 
genseitigen Anerkennung der von den zubehörigen Ge- 
werken ausgefertigten Lehrbriefe, Gesellenkundschaften 
und Zeugnisse über nach Zunftgebrauch erlangtes Mei- 
sterrecht Besonders wichtig ist dies in Bezug auf die 
wandernden Gesellen, welchen, auf den Grund der von 
den einzelnen Gewerken ausgestellten Lehrbriefe und 
Kundschaften, von allen zu der Zunft gehörigen Gewer- 
ken die Theilnahme an dem Genüsse aller Yortheile ge- 
stattet wird, deren sich die bei den Meistern des Orts in 
Arbeit stehenden Gesellen erfreuen. Sie werden hiernach 
nicht allein willig von jedem Meister, der eben Gesellen 
bedarf, als solche in Arbeit genommen, sondern genie- 
fsen auch, wenn sie keine Arbeit linden, der üblichen 
Unterstützungen zur Fortsetzung ihrer Wanderschaft, und 
in Krankheiten der Verpflegung in den dazu bestimmten 
Anstalten des Gewerks. Auch wird der Anspruch auf 
die Zulassung zur Bewerbung um das Meisterrecht, wel- 
chen die nach Handwerksgebrauch wohl überstandenen 
Lehr- und Gesellen- Jahre geben, von allen einzelnen zur 
Zunft gehörigen Gewerken anerkannt Endlich giebt auch 
das von einem Gewerke ertheilte Meisterrecht die Be- 
fugnifsy die Aufnahme als Meister in jedes andere zur 
Zunft gehörige Gewerk Mos gegen Erfüllung der be- 
sondern örtlichen Verpflichtungen zu erlangen. Wird 
der Handwerksgebrauch in einem .Gewerke verletzt: so 

1 
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wird dasselbe von ^den andern Gewerken als nicht mehr 
zur Zunft gehbrig betrachtet, folglich den dort ausgestell- 
ten Lehrbriefen, Kundschaften und Meisterrechtsbeschei- 
nigungen der Glauben versagt. Zwar ist diese Seibst- 
hülfe durch den vorerwähnten Reichstagsabschied, und 
durch die besondern Gesetze der deutschen und vieler 
andern Staaten streng verboten: demohngeachtet wird sie 
fortwährend thatsächlich unter Formen ausgeübt, welche 
sie der gesetzlichen Beahndung entziehen. Neben dem, 
was Gesetze gebieten oder untersagen können, besteht 
ganz unvermeidlich Vieles, was das Leben wesentlich er- 
leichtert oder erschwert, das blos auf einem Wohlwollen 
beruht, das nicht geboten, oder aus einem Widerwillen 
hervoi^eht, der nicht untersagt werden kaun. 

Die vorstehend nur nach ihren allgemeinsten Grund- 
zQgen dargestellte Zunftverfassung der von Handwerkern 
betriebenen Gewerbe wird in sehr vielen Beziehungen 
einem Tadel unterworfen, welcher wenigstens nicht in 
der Aligemeinheit begründet ist, worin er ausgesprochen 
wird. Offenbaren Mifsbrauch wollen gewifs diejenigen 
am wenigsten in Schutz nehmen, welche der Zunftver- 
fassung selbst am meisten zogethan sind: sie wissen zu 
wohl, wie sehr der günstige Einflufs auf die Gewerb- 
samkeit, den Wohlstand und die Sitten, welchen sie von 
derselben erwarten, von der Vertilgung. eingeschlichener 
Mifsbräuche abhängt Auch werden verständige Freunde 
der Zünfte wohl erkennen, dafs Ausnahmen für Verhält- 
nisse zu bewilligen sind, welche bei der Bildung der 
Zunftverfassungen noch gar nicht vorhanden waren, und 
als sie später entstanden, bei deren ^fortschreitender Ent- 
Wickelung allerdings mit Unrecht übersehen wurden. Dem- 
ohngeachtet dürften die nachstehenden Betrachtungen zei- 
gen, dafs der gröfste Theil der gegen die Zunftverfas- 
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sutig am lautesten und öftesten erhobenen Anklagen nor 
entweder offenbaren Mibbrauch oder den Unverstand 
trifft, der Anordnungen , welche im Allgemeinen sehr 
zweckmäfsig sind, im Eanzelüen unrichtig anwendet 

Sehr allgemein wird die lange Dauer der Lehrzeit 
getadelt; und es ist allerdings richtig, data die Handgriffe, 
welche der Lehrling gewöhnlich erlernt, mehrentheils in 
eben so viel Monaten, wo nicht gar nur Wochen, voll- 
kommen eingeübt werden könnten, als nach der Zunft- 
verfassung Jahre dazu erfordert werden: es wird aber 
hierbei übersehen, daCs der Lehrling dem Meister nicht 
bios zur Erlernung des Handwerks, sondern auch zur 
Vollendung seiner Erziehung übergeben ist Die meisten 
Handwerke fordern zum glücklichen Betriebe mannichfat- 
tige Anwendungen der Körperkräfte, welche dann eben 
am sichersten erlernt werden, wenn der Mensch aus der 
Kindheit in das Jünglingsalter übertritt, wo der Körper 
noch bildsam genug, aber doch auch zum Ertragen un- 
giewohnter Anstrengungen schon hinreichend erstarkt ist. 
Nicht der Seefahrer und der Bergmann allein müssen 
schon mit dem 14ten Lebensjahre die körperlichen Uebun- 
gcn beginnen, worin nicht blos der Matrose und der Gru- 
benarbeiter, sondern auch der Anführer von beiden Fer- 
tigkeit erlangt haben mufs, wenn er seinen Beruf wür- 
dig erfüllen soll: auch Handwerker, selbst solche, bei 
deren Gewerbe sehr wenig auf Körperkraft anzukommen 
scheint, bedürfen einer eben so frühen Uebung, um ge- 
wisse Stellungen des Leibes oder gewisse Bewegungen 
der Gliedmaafsen, zehn, zwölf und selbst mehr Stunden 
des Tages hindurch mit der Leichtigkeit auszuhalten, wo- 
mit ein für die ganze Lebensdauer gewähltes Geschäft 
betrieben werden mufs, wenn es den Menschen nicht 
unglücklich machen soll. Es kann aber nicht zweifelhaft 
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erachdn^i, dafs Menschen, die nur eben der Kindheit 
entwachsen sind, blos dadurch, dafs sie die zimi Betriebe 
mnes Handwerks erforderlichen Handgriffe bereits erlernt 
haben, noch keinesweges zur Selbstständigkeit heranrei- 
fen. Gilt selbst bei der sorgfältigen Erziehung, welche 
den Wissenschaften gewidmete Jünglinge gemeinhin ge- 
mefsen, doch als Regel, dafs die Entlassung zur Univer- 
sität erst nach Vollendung des 18ten Lebensjahres erfol- 
gen sollte: so kann noch weniger daran gedacht wer- 
den, Handwerkerlehrlinge früher, als etwa auch in dem- 
selben Alter, der Abhängigkeit zu entbinden, worin sie 
gegen den Lehrmeister stehn, und in den Stand der Ge- 
sellen übergehn zu lassen, welcher in seinem unstäten 
Wanderleben fast noch mehr Anlafs zu Verirrungen ent- 
hält^ als die akademische Freiheit. Hierzu kommt, dafs 
der Lehrling von dem Meister nicht blos Belehrung und 
AuÜBicht, sondern auch Kost und Wohnung, zuweilen so- 
gar noch Kleidung empfängt, und dieses hauptsächlich 
durch seine gewerblichen Dienste zu vergüten suchen 
mufs, weil das-Lelirgeld, welches etwa gegeben wird, 
dazu bei weitem nicht hinreicht Weit entfernt, zum 
Nachtheile des Lehrlings zu gereichen, ist die Dauer der 
zünftigen Lehrzeit in den bei weitem gewöhnlichsten Fäl- 
len eine Wohlthat, welche für die ersten drei bis fünf 
Jahre nach vollendeter Kindheit Unterhalt^ Aufsicht und 
nachhaltige Bildung für ein lohnendes Gewerbe der gro- 
fsen Anzahl derjenigen zusichert, welche sich aufserdem 
in Gesindediensten oder Fabrikarbeiten kümmerlich fort- 
helfen müfsten, ohne dadurch bestimmten Anspruch auf 
eine bessere Zukunft erwerben zu können. 

Ein nicht minder allgemeiner Tadel trifft die Ge- 
wohnheit, den Haudwerkerlehrlingen neben den gewerb- 
lichen Verrichtungen auch mancherlei häusliche für die 
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Wiithschaft des Meisters auftutragen. Ein .verlassener 
Knabe von 14 Jähren kann sich wohl glücklich sdiitilüi^ 
wenn die Herrschaft, bei welcher er gegen vollständigefa 
Unterhalt zur Verrichtung gemeiner Gesindedienste Aufr 
nähme findet, ihn nebenbei noch ein Handwerk lehit^ 
worauf er sich, nach der Entlassung aus diesen Diensten^ 
als Geselle nähren kann. Dieser Fall ist gar nidit seU 
ten: aber weit gewöhnlicher ist doch derjenige, wo das 
Erlernen des Handwerks der eigentliche Zweck der Ver- 
bindung zwischen Meister und Lehrling ist, Unterstützung 
bei häuslichen Verrichtungen aber nur als zufälliges Ne* 
beugeschäft erscheint In einer solchen Stellung wird 
es selbst von den bestehenden Gesetzen, namentlich auch 
von dem preuOsischcn allgemeinen Landrechte, als straf- 
bare Vernachlässigung gerügt, wenn pflichtvergessene 
Meister den Lehrling mit Diensten für die persönliche 
Bequemlichkeit ihrer Familie überladen, und wesentlich 
nur darauf ausgehn, sich durch das Annehmen von Lehr- 
lingen wohlfeile Gesindedienste zu verschaffen. Aber 
durchaus nicht zu verwechseln mit einem solchen Mifs- 
brauche ist der vielmehr ganz löbliche Gebrauch, den 
Lehrling im Familienleben so zu behandeln, wie der eigne 
Sohn, den der Vater zu seinem Handwerk erzöge, von 
der Familie würde behandelt werden. Lehrlingen von 
derjenigen Herkunft, welche bei Handwerkern am ge- 
wöhnlichsten ist, wird hierdurch nicht mehr angemnthet^. 
als was ihnen auch schon im elterlichen Hause oblag: 
und diese Verbindung der häuslichen Thätigkeit mit der 
gewerblichen erhält den Handwerker anstelliger für das 
gemeine Leben, als den Fabrikarbeiter, welcher den gan-. 
zen Tag hindurch nur einen Handgriff wiederholt 

Die nach Zunftgebrauch geordneten Verhältnisse des 
Lehrlings sind allerdings durchaus unpassend für Jung- 
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iiiige aus den gebildetem StSnden, welche ein Handwerii 
müemta wollen. Diese treten mit einer sittlichen Bil- 
iuDg dln, bei weldier es nicht der Ihrigen Absicht sein 
kann, sie bei dem Handwerkermeister zur Vollendung 
ihrer Erziehung in väterliche Zudit zu geben. Auch 
wollen sie keinesweges die Mühe des Lehrmeisters durch 
die Hülfe vei^ten, welche sie demselben nach vorgän- 
giger Einübung in seinem Gewerbe leisten könnten. Sie 
beScahlen vielmehr ein angemessenes Lehrgeld dafür , auch 
Kostgeld und Wohnungsmiethe, wenn es den Umstän- 
den nach nOthig erscheinen sollte, sie bei dem Meister 
speisen und wohnen zu lassen. Häusliche Verrichtungen 
wurden ihnen auch im elterlichen Hause nicht angemu- 
tbet: noch weniger ist also daran zu denken, sie für 
Fremde von ihnen zu fordern. Ihr Verhältnifs zu dem 
Meister kann wesentlich kein anderes sein, als- das des 
Sditilers in ihren Jahren zu dem Lehrer irgend einer 
Wissenschaft oder schönen Kunst Obwohl es auf das 
Gedeihen der Handwerke höchst wohlthätig wirken dürfte, 
wenn Jünglinge aus den gebildeten Ständen, wissenschaft- 
lich und sittlich zweckmäfsig vorbereitet, sich demselben 
widmen wollten: so sind doch noch mächtige Vorurtbeile 
auszurotten, ehe selbst bei verbesserter Gewerbeverfas- 
Sttng Entschlüsse solcher Art mehr als äufserst seltne 
Erscheinungen werden können. Um so ' merkwürdiger 
ist es, daCB selbst schon die hergebrachte Zunftverfas- 
sung diesen Fall nicht ganz unbeachtet liefs. Es war 
nämlich bei den meisten Gewerken den dazu gehörigen 
Meistern gestattet, ihre eignen Söhne an einem und dem- 
selben Tage ak Lehrlinge ein- und ausschreiben, und 
also zu Gesellen erklären zu lassen, ohne dafs sie auch 
nur ein^ii Tag in der Stellung eines Lehrlings durchlebt 
hätten. Pen neuem Gesetzgebungen erschien dies als 
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eine gemeiuschädliche BevorrecbtoDg dek- Meisteradhue^ 
uod C8 wurde daher mehreDtheils ak ein aus Mangel 
obrigkeitlicher AuCucht eingeschlichener Milsbrauch fiOr 
die Zukunft untersagt. Eis hätte jedoch auf den wahr^ 
Zweck dieses Vorrechts aufmerksam machen sollen, dafs 
es nur denjenigen Meistersöhnen zukam, welche der eigne 
Vater vor seinem Gewerke zu Gesellen erklären liels, 
ohne sie vorher die Lehrzeit nach Zunftgebräuch fiber- 
stehen zu lassen. Das Gewerk glaubte dem eignen Va- 
ter, aber audi nur diesem allein, vertrauen zu dürfen, 
dafs er seinen Sohn nur dann zum Gesellen werde be- 
fördern wollen, wenn er sich vollständig überzeugt hätte, 
dab er hinlänglich ausgebildet wäre, um als solcher auch 
auf der Wanderschaft unter Fremden sich zu bewähren. 
Bei solcher Bürgschaft für erlangte Reife blieb dem Va- 
ter anheimgestellt, durch welche Mittel dem Sohne die 
nöthige gewerbliche Bildung verschafft, und wie seine 
JüDgliugsjahre noch aufserdem benutzt werden sollten. 
Hierdurch war wohlhabenden Meistern die Möglichkeit 
eröffnet, ihren zur Fortsetzung des Gewerbes bestimm- 
ten Söhnen durch mannichfaltigen Unterricht und anstän- 
digere Behandlung eine bessere Erziehung und edlere 
Bildung zu geben, als geschehen konnte, wenn sie die 
gewöhnliche Lehrzeit in der Werkstätte, und in der ab- 
hängigen Stellung eines Lehrlings gegen die darin ar- 
beitenden Gesellen, verleben sollten. Es war dann eher 
zu hoffen, dafs ein so gebildeter Sohn dereinst als Mei- 
ster in seiner Vaterstadt Ansehn und diejenigen Ehren- 
ämter erlangen könnte, welche Meistern seines Gewerks 
überhaupt zugänglich waren. In Ermangelung einer so 
begründeten Hoffnung vermeiden es wohlhabende Hand- 
werker, Söhne, weiche gute natürliche Anlagen besitzen, 
ihrem Gewerbe zu widmen: sie lassen sie studiren, oder 
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zar Kaufmannschaft, zam Gutsbesitze und andern g^Ieieh 
geachteten Beschäftigungen übergebn; und die Kapitale, 
welche das Handwerk erwarb, werden demselben zum 
grofsen Nachtheile der Gewerbsamkeit entfremdet Jetzt 
kann es allerdings nicht mehr genügen, dieses Vorrecht 
wieder herzustellen, und es bedarf vielmehr der schon 
Torhin bezeichneten Anordnung, wodurch es überhaupt 
möglich wird, Jünglinge von edlerer Erziehung ein Hand- 
werk lernen zu lassen. 

In frühern Zeiten bildeten die Handwerkerzünfte, 
beinahe gleich den indischen Kasten, erbliche Verbin- 
dungen: der Sohn erlernte das Handwerk des Vaters 
oder doch ein nahe verwandtes. Die Landleute waren 
Leibeigne der Grundherren, und fanden als solche bei 
den Zünften keine Aufinahme. Die höhern Stände gaben 
auch keine Lehrlinge an das Handwerk ab: Ritterschaft 
und Patrizier würden sich der bestehenden Ansicht nach 
dadurch tief herabgevrürdigt haben; die Geistlichkeit der 
römisch-katholischen Kirche blieb ehelos; Kaufleute und 
Künstler bildeten auch Zünfte, die sich jedoch als Grofs- 
büi^er nicht zu den Kleinbürgern, das ist den Handwer- 
kern, herablassen wollten. Aufser der Ehe gezeugten 
Kindern war in der Regel die Aufnahme in jede Zunft 
versagt: auch die Handwerker suchten sich durch eine 
solche Ausschliefsung bei Ehren zu erhalten. Es scheint 
allerdings ungerecht, das schuldlose Kind den Fehltritt 
seiner Eltern büfsen zu lassen: gleichwohl können wir 
nicht verhindern, dafs der unbescholtenen Abkunft in un- 
srer eignen Ansicht ein Vorzug vor der bescholtuen ein- jt 
geräumt wird. Die Vorzeit sprach dies härter aus, als 
die Gegenwart: es kann indessen zweifelhaft erscheinen, 
ob das Schicksal der unehelichen Kinder jetzt wirklich 
milder geworden ist. Der Reiter- uud Lanzknechtdienst 
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und die geistlichen Orden eröffneten ihnen damak Aus« 
sichten, die )etzt in solchem Maafse nicht mehr vorkom- 
men. Jedenfalls haben die zQnftig^en Handwerker sich 
schon längst nicht mehr geweigert, Lehrlinge aufzuneh- 
men, welchen die Obrigkeit die Legitimatio quoad 
maculam ertheilt hatte. Wenn allerdings eine Härte 
darin liegt, gewisse Klassen von Einwohnern von der 
Aufnahme iu die Zünfte auszuschliefsen , so liegt doch 
auch eine darin, den Zünften keine Wahl unter den Auf- 
zunehmenden zu gestatten. Das Zeitalter mag zunächst 
seine Vemunfitgründe mit seinen Gefühlen in Ueberein- 
stimmung bringen, ehe es Steine gegen denjenigen auf- 
hebt, der hier noch zweifelt* Gegenwärtig ergänzen sich 
die Handwerkerzünfte theils durch die Söhne ihrer An- 
gehörigen, theils durch alle diejenigen Knaben der nie- 
deru Stände, welche bei der Laudwirthschaft, der Fabrik- 
arbeit und dem Gesindedienste nicht untergebracht wer- 
den: die Nachkommenschaft wohlhabender Handwerker 
geht gewöhnlich in den höhern Mittelstand über, welcher 
dagegen bis jetzt nur äufserst selten seine Söhne ein 
Handwerk erlernen läfst. Die Folge hiervon ist eine 
Ueberfüllung mit Bewerbern um ein lohnendes Auskom- 
men in allen Abstufungen des höhern Mittelstandes, wäh- 
rend das Handwerk sich viel langsamer, als es das Ge- 
deihen der Gewerbsamkeit und der Sittlichkeit erfordert, 
aus. der Erniedrigung empor arbeitet, worin es der stete 
Abflufs der darin gewonnenen Kapitale und Kenntnisse, 
und der stete Zuilufs von armen und schlecht erzognen 
Lehrlingen erhält. 

An den zünftigen Einrichtungen des Gesellenstan- 
des wird gewöhnlich getadelt, dafs sie den Handwerker 
verhindern, sich so frühe häuslich niederzulassen, und 
Arbeit für eigne Rechnung zu suchen, als es zur HeCik- 
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deruDg der allgemeinen Wohlfahrt i^ünschenswerdi er- 
scheint Allein der Mensch, welcher mit Vollendung des 
14ten Lebensjahres als Lehrling aufgenommen wird, tritt 
selbst bei fünfjähriger Dauer der Lehrzeit^ also spätestens 
mit dem vollendeten neunzehnten Jahre in den GeseU 
lenstand; erfüllt er hierin volbtändig alle gesetzlichen 
und Anstandspflichten: so wird er noch ein Jahr als 
Ausgelernter bei dem vormaligen Lchrherrn aushalten, 
dann drei Jahre wandern, und endlich noch ein Jahr als 
Geselle an demjenigen Orte arbeiten, worin er das Mei- 
sterrecht suchen will, mithin überhaupt fünf Jahre Ge- 
sell verbleiben. Die Zunftverfassung hindert ihn daher 
nicht, bereits mit Vollendung des vier und zwanzigsten 
Lebensjahres, also nach eben erlangter Volljährigkeit, 
sich um das Meisterrecht zu bewerben: das erscheint um 
so mehr frühe genug, als mit minderjährigen Hausvätern 
der öffentlichen Wohlfahrt wenig gedient sein dürfte. 
Wenn der Erfahrung nach die meisten Handwerkerge- 
sellen sehr viel älter werden, ehe sie die Niederlassung 
als Meister versuchen: so liegt dies wenigstens nicht an 
den Pflichten, welche die Zunftverfassung den Gesellen 
auflegt, sondern in sehr viel allgemeinern Verhältnissen, 
deren Beziehungen auf den Handwerkerstand erst wei- 
terhin zu betrachten sind. 

Ein noch viel allgemeinerer Tadel hat in den neue- 
sten Zeiten die Vorschrift betroffen, wonach jeder Haud- 
werksgeseli zur Wanderschaft verpflichtet ist: auch ist 
kaum zu verkennen, daCs bei der bestehenden Elinrich- 
I tung des Wanderns der Handwcrkergesellen die Gewerb- 
samkeit und die Sittlichkeit mehr wagt, als gewinnt Die 
meisten Handwerkergesellen ziehu auf gutes Glück um- 
her: die Richtung ihrer Wanderschaft bestimmen unsichre 
Gerüchte, sehr oft ganz irrige Vorstellungen von den 
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g^werblidien Verhältnissen einer G^end, am öftesten 
zufällige Bekanntschaften von sehr ungteichem Werdie. 
Der Einwandernde darf in der Regel nicht den Meister 
wählen, bei dem er arbeiten will, sondern maCs entweder 
die Arbeit annehmen, welche ihm zunächst angeboten 
wird, oder sogleich weiter wandern. Bei dem Anbieten 
wird aber die Reihefolge beobachtet, worin die Meister 
sich um Zuweisung von Gresellen auf der Herberge ge- 
meldet haben: es ist mithin ein reiner Zufall, wenn ein 
Geselle selbst an einem Orte, wo sein Gewerbe mit Aus- 
zeichnung betrieben wird, in eine Werkstätte kommt, 
worin er noch etwas lernen kann. Der Geselle kann 
zwar seinem Meister die Arbeit aufkündigen, wenn es \ 
ihm bei demselben nicht gefällt: aber er findet alsdann 1 
bei keinem andern Meister desselben Gewerkes Aufnahme, 
und mufs daher weiter wandern, wenn er auch gern noch 
am Orte arbeiten wollte. Durch diese Einrichtungen, 
welche dem Zwecke, Belehrung zu suchen, so grell ent- 
gegen treten, sollen Streitigkeiten unter den Meistern 
über die Wahl der Gesellen verhindert werden; beson- 
ders wollte man die Meister abhalten, einander gute Gre- 
seilen abspenstig zu machen: aber das kleinliche Mifs- 
trauen, welches hierin vor^valtet, schadet den Meistern 
selbst im Allgemeinen, indem es die Bildung eines tüch- 
tigen Gesellenstandes sehr erschwert Die häufige Nö- 
thigung zum unwillkürlichen Wandern hat die Unter- 
stützung der blos durchwandernden unvermeidlich ge- 
macht, um von Gesellen, die lange vergebens Arbeit su- 
dien, eine Verlegenheit abzuwenden, welche fast nur die 
Wahl zwischen Betteln und Stehlen läfst. Aber die Si- 
dierheit, während des Wandems überall Unterhalt zu 
finden, welche hieraus entsteht, veranlafst auch Gesellen, 
sich einem unstäten Wanderleben hinzugehen^ uud ei^d.- 
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lieh halbe Jahre lang auf Kosten ihrer Gewerbsgeoossen 
müfsig* umherzuziehen. Durch Androhung von Strafen 
von solchem Mifsbrauche abzuhalten, bleibt deshalb mifs - 
lieh, weil es selten möglich ist, unverschuldete Arbeits- 
losigkeit von verschuldeter zu unterscheiden. Aller vor- 
stehend bezeichneten Nachtheile ohngeachtet, scheinen je^ 
doch auch sehr gute Gründe dafür zu sprechen, dafs die 
Vorschrift, welche den Gesellen das Wandern gebeut, 
auch ferner beibehalten, und nur die Formen, worin es 
)etzt geschieht, wesentlich verbessert werden. Der Mensch 
entwickelt sich aus der Schwäche der Kindheit und dem 
Muthwillen der Jünglingsjahre so ganz alimählig zu der 
Selbstständigkeit des reifen Mannes, dafs die grofse Ver- 
änderung, welche zwischen dem l'lten und 24sten Le- 
bensjahre gemeinhin mit ihm vorgeht, denjenigen kaum 
auffällt, welche täglich mit ihm umgehen: er erscheint 
ihnen noch immer leichtsinnig, wenn er längst besonnen 
geworden, und ihrer Leitung bedürftig, wenn er dersel- 
ben längst entwachsen ist. Das Anerkennen der erlang- 
ten Reife wird daher sehr befördert, wenn der junge 
Mann, sobald er sich selbst überlassen werden kann, aus 
dem täglichen Umgange mit denjenigen entfernt wird, 
unter deren Augen er aufwuchs; kehrt er nach einigen 
Jahren zurück: so wird der Abstand der inzwischen er- 
langten Bildung von seinem frühem Zustande kenntlich 
genug, um überzeugend darzuthun, dafs die Schwächen 
und Thorheiten der Knaben- und Jünglingsjahre auch 
für ihn gänzlich verschwunden sind, und ihm nunmehr 
das Vertrauen gebührt, welches die Reife der männli- 
chen Jahre fordert. Das allgemeine Gebot zu wandern 
enthält daher eine grofse Wohlthat für die Gesellen, 
indem sie dadurch früher zur Anerkennung der erlang- 
ten Reife kommen. Niemand erwartet von Fremden die- 
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selbe Nachsicht, deren er im Kreise von Verwandten und 
dieihiehnienden Grönnem geniefst: er ist daher genöthigt, 
mehr Aufmerksamkeit auf seine Handlungen zu wenden, 
als er unter gewohnten Umgebungen nöthig zu haben 
glaubt Die Mothwendigkeit zu wandern ist daher auch 
ein kräftiges Mittel, die Fortschritte der Ausbildung zu 
beschleunigen. Endlich lernt der Mensch am sichersten 
die Möglichkeit, wesentliche Verbesserungen der gewerb- 
lichen, geselligen und häuslichen Verhältnisse einsehen, 
indem er die verschiedenen Zustände, worin sich diesel- 
ben an verschiedenen Orten befinden, durch eignes An- 
schauen erkennt und vergleicht. Ist auch der einzelne 
Handwerker gemeinhin, zu sehr von den Umgebungen 
abhängig, die er bei der endlichen Niederlassung vor- 
findet, als dafs er selbst erhebliche Verbesserungen in 
Folge der Kenntnisse vornehmen könnte, welche das 
Wandern ihm verschaffte: so wird er doch geneigter, 
den Aufforderungen dazu Gehör zu geben, welche von 
gewichtigen Stimmen, oder selbst von der Obrigkeit aus- 
gehn. Man klagt zwar allgemein über die Schwierigkeit, 
gewerbliche und sittliche Veränderungen der Handwerks- 
gebräuche zu bewirken: indessen hat sich der Handwer- 
ker darin doch immer noch gelehriger gezeigt, als die 
Landleute, welche den Boden, worauf sie geboren wur- 
den, niemals verlassen. Ueberhaupt kehren sehr viele 
Handwerkergesellen gar nicht wieder an ihren Geburts- 
ort zurück; und die Gewerke der gröfsern Städte be- 
stehn gewöhnlich aus einer sehr bunten Mischung von 
Eingeborenen und Angezogenen aus allen Gegenden, 
worin deutsch gesprochen wird. Schon in dieser Mischung 
selbst liegt eine Veranlassung, örtliche Gewohnheiten un- 
befangener zu würdigen, und weniger einseitig daran zu 
hängen. In der That sind es auch nicht sowohl üble 
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Gewohnheiten der einzelnen örtlichen Gewerke, als viel- 
mehr in der weit verbreiteten Gesammtheit derselben, 
das ist: in der Zunft tief eingewurzelte Yorurtheile und 
Mifsbränche, welche so schwer auszurotten sind, daCs 
über Hartnäckigkeit und Starrsinn unter den Handwer- 
kern mit Grund geklagt werden kann. 

Den heftigsten Tadel haben vornehmlich die Formen 
hervorgerufen, worunter das Meisterrecht bei den Hand- 
werkern in der Regel ertheilt wird. Dieser Tadel ist 
so weit sehr gerecht, als er das Aufgeben kostbarer und 
unverkäuflicher Meisterstücke, das Aussaugen der Aufzu- 
nehmenden durch wiederholte Schmausereien und Ver- 
anlassung vielfacher Nebenausgaben und den Leichtsinn 
trifft, womit nach weitläuftigen Zurüstungen ganz unwür- 
dige Menschen doch endlich als Meister aufgenommen 
werden, wenn sie nur die bedeutenden Ausstellungen 
gegen ihr Meisterstück und gegen ihren Lebenswandel 
durch Geldstrafen, die dem Gewerke anheimfallen, abzu- 
büfsen vermögen. Dieses sind jedoch längst anerkannte 
Mifsbräuche, deren Vertilgung Niemand ernstlicher wün- 
schen kann, als die eifrigsten Vertheidiger der Zunftver- 
fassnng. Längst bei hohen Strafen verboten, sind sie 
zwar in den neuesten Zeiten seltner geworden, aber doch 
bei weitem noch nicht gänzlich ausgerottet. Die we- 
sentlichste Veranlassung ihrer Fortdauer liegt darin, dafs 
ein sehr grofser Theil der Gewerke, welchen die Be- 
fugnifs zusteht, das Meisterrecht zu ertheilen, ans einer 
so geringen Anzahl von Meistern besteht, dafs persön- 
liche Rücksichten darin leicht das Ucbergewicht erhal- 
ten. Nach dem allgemeinen preufsischeu Landrechte kön- 
nen schon drei, an einem Orte dasselbe zünftige Hand- 
werk treibende Meister ein Gewerk bilden. Unter einer 
so kleinen Zahl überwiegen die Beziehungen auf Ver« 
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wandtschaft, Verschwagerang, persönliche Gunst oder Un- 
gunst und unlautere Privatvortheile, oder auch besorgten 
Abbruch an Nahrung sehr leicht die Rücksichten, welche 
diese Korporation ihren Pflichten gegen die Ortsgemeinde 
und selbst gegen den Staat schuldig sind« Ueberhaupt 
bestehn in sehr vielen, selbst zahlreichen Gewerken nur 
sehr unvollkommene und dunkle Begriffe von den Pflich- 
ten gegen die Ortsgemeinde und gegen den Staat, de- 
rentwegen ihnen doch eigentlich nur die Rechte einer 
Korporation beigelegt sind. Die Zunftverfassung bewegt 
sich gegenwärtig in einem Wirbel, worin sie -» wie das 
Schiff im Meeresstrudel — nothwendig unteigehn mufis, 
wenn nicht Rettung durch eine höhere Macht erscheint. 
Den Gewerken entziehn die gebildeten Stände ihre Ach- 
tung, und die Regierungen ihr Vertrauen, weil der be- 
merkbare Mangel an edler Bildung weder Achtung noch 
Vertrauen aufkommen läfst: und dieser Mangel dauert 
fort, weil jene Geringschätzung und jenes Mifstranen 
nicht nur Menschen von besserer Bildung abhält, in die 
Zunft einzutreten, sondern derselben sogar auch diejeni- 
gen Bildungsmittel entfremdet, welche durch den Betrieb 
zünftiger Gewerbe gewonnen wurden. Der wohlhabend 
gewordene Handwerker schämt sich des Meister- Titels, 
ui^d nennt sich Fabrikant. Seine Söhne werden Kauf- 
leute, Gutsbesitzer oder Staatsbeamte; seine Töchter lok- 
ken durch ihre Mitgift Freier aus höhern Ständen, und 
verschmähen zünftige Bewerber. Sind irgend Gründe vor- 
handen, die Zunftverfassungen wegen eines edlen Kerns, 
der in ihnen liegt, zu retten: so vermögen das nur die 
gebildeten Stände und die Regierungen, indem sie mit 
Achtung und Vertrauen den Zunftgenossen entgegenkom- 
men und der gegenwärtigen Generation derselben Nach- 
sicht wegen des Mangels an Bildung bezeigen, der ak 
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Ro8t der Vergangenheit noch an ihr haftet Damit eine 
8olche Vorbereitung besserer Tage für die Zünfte mög^ 
lieh werde 9 ist es unvermeidlich, fortan nur solchen ge- 
werblichen Korporationen die Befugnifs zur . Ertheilung 
des Meisterrechts zu belassen, welche durch die Zahl ih- 
rer Mitglieder, durch den Umfang und das Geschick, wo- 
mit wenigstens ein Theil derselben sein Gewerbe be- 
treibt, und durch ein kenntliche^ Bestreben der Besten 
nach gründlicher Bildung, Achtung und Vertrauen bei 
milder Beurtheilung zu wecken, wohl geeignet sind. An 
Orten, wo solche Gewerke .bestehn, ist auch der Ge- 
meinde-Vorstand gebildet und geachtet genug,, um den 
Gewerken keinen Anlafs zur Hoffnung auf Nachsicht ge- 
gen widergesetzliche Forderungen zu geben. Unter sol- 
chen Voraussetzungen ist wohl zu vertrauen, dafs dem 
Aufzunehmenden kein kostbareres Meisterstück und kein 
gröfserer Aufwand an Zeit und Geld von dem Gewerke 
angemuthet werde, als die sogenannten lonungsarti- 
kel bestimmen, welche schon längst nur sehr gemäfsigte 
Forderungen in dieser Beziehung enthielten. Aber eine 
reinere, unzeitigen Prunk verschmähende Gesinnung mufs 
auch die Aufzunehmenden durchdringen, wenn verderb- 
licher Aufwand an Zeit und Geld für unverhältnifsmäCsig 
kostbare Meisterstücke und Bewirthung gänzlich verschwin-^ 
den soll: denn es ist zum Theil ein Uebermaafs hierin 
zur Ehrensache geworden, und die Aufzunehmenden. ver- 
geuden die mühsam erworbenen Ersparnisse, womit ihre 
Niederlassung erleichtert werden sollte, in bewunderten, 
aber für das Leben unbrauchbaren Kunststücken und 
prunkenden Gastmalen, auch wenn die Gewerke solches 
nicht fordern, um einer vermeinten Anstandspüicht zu ge- 
nügen. Verständige Gewerksvorstäude müssen die Auf- 
znuelunenden väterlich hiervon abmahnen, und nicht Ver^ 

schwen- 
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schweDdung von Zeit und Geld, sondern anständiges 
Haushalten damit , mufs zur Ehrensache werden. Durch 
Befehle ist hier sehr wenig, desto mehr aber durch echte 
Bildung auszurichten. 

Nach einer sehr verbreiteten Ansicht wird es über- 
haupt für eine ganz unnütze Belästigung der Aufzuneh- 
menden erklärt, die Verfertigung eines Meisterstückes, 
wie zweckmäfsig gewählt es auch sein möge, von ihnen 
zu fordern. Kein Meisterstück kann verbürgen, dafs der 
Aufzunehmende auch verstehe, Zeit und Material so zu 
sparen, dafs er nicht nur gute, sondern auch wohlfeile 
Arbeit zu liefern vermag. Kein Meisterstück verbürgt 
die redliche Gesinnung, auch für Kunden, welche nicht 
Sachkenner sind, dauerhaft und billig zu arbeiten. Nur 
wo gemeine Gefahr aus dem ungeschickten oder fahr- 
lässigen Betriebe des Gewerbes hervorgeht, ist die Re- 
gierung verpflichtet, sich Beweise der erlaugten Geschick- 
lichkeit und Zuverlässigkeit vorlegen zu lassen, ehe sie 
den selbstständigen Gewerbbetrieb gestattet: in allen an- 
dern Fällen kann die Prüfung der Meister denjenigen 
überlassen bleiben, welche sich ihrer Arbeit bedienen. 
Ungeschickte oder unzuverlässige Handwerker werden 
bald ihre Kunden verlieren und ihr Gewerbe einstellen 
müssen: ein solches Beispiel wird eine Warnung für An- 
dere sein, sich nicht zum selbstständigen Betriebe eines 
Gewerbes niederzulassen, das sie nicht hinreichend ken- 
nen. Dies Alles kann eingestanden werden, ohne des- 
halb die Meisterstücke für unnütz zu halten. Mit den 
Prüfungen der Beamten, der Lehrer, der Aerzte haben 
die Meisterstücke das gemein, dafs sie nicht den Besitz 
aller der Eigenschaften nachweisen, welche zur glück« 
liehen Führung der Geschäfte gehören, derentwegen die 
Prüfung veranstaltet ist: aber den Besitz sehr, wesentli- 
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eher Theile dieser Eigenschaften bekunden sie doch un- 
leugbar, und eine ehrenhaft bestandene Prüfung begrün- 
det allgemein einen Anspruch auf Vertrauen. Oeffent- 
lich abgelegte Beweise von Geschicklichkeit wecken ein 
SelbstgefiAl, welches den Menschen erhebt, und ein wirk- 
sames BUdungsmittel für ihn wird. Den Ortsgemeinden 
kann wohl gestattet bleiben, Gewerbtreibende auch ohne 
Prüfung, blos auf den Grund des bereits erlangten Rufs, 
oder anderer, gute Hoffnung gebender Verhältnisse bei 
sich aufzunehmen ; wenn ihnen aber die Verpflichtung ob- 
liegt, für die Sicherheit, Bequemlichkeit und Annehmlich- 
keit des Lebens innerhalb des Gemeindebezirks zu sor- 
gen, und den Ortsarmen den nothdürftigen Unterhalt zu 
gewähren: so kann ihnen auch nicht die Befugnifs ent- 
zogen werden, sich solche Beweise von der Geschick- 
liciikeit der Aufzunehmenden, und von ihrer Fähigkeit, 
sich mit dem erlernten Gewerbe zu nähren, vorlegen zu 
lassen, welche der öffentlichen Meinung nach wenigstens 
den Besitz eines wesentlichen Theils dieser Eigenschaf- 
ten darzüthun wohl geeignet sind. Um der Willkür 
hierin Schranken zu setzen, müssen jedoch allgemeine 
Gesetze bestimmen, welche Beweise der erlangten Ge- 
schicklichkeit zur Aufnahme Gewerbtreibender jedenfalls 
für hinreichend zu achten sind: und es erscheint sehr an- 
gemessen, dem vor einer ansehnlichen Korporation nach 
Vorlegung eines Meisterstücks eriangten Meisterrechte 
I eine solche Beweiskraft beizulegen. SpUen endlich di^ 
Gewerke als Korporationen Sachverständiger von der 
Regiening selbst angesehen, und ihr Gutachten in An- 
gd^enhetten ihres Gewerbes beachtet werden: so ist 
doch einer solchen Korporation selbst das Recht nicht 
za versagen, sich durch eine Prüfung von der Würdig- 
keit derer Ueberzeugung zu schaffen, welche sich zur 



Rechtfertigung der Zünfte gegen gewöhnliche Vorwürfe. 115 

Aufnahme darein melden. Auch hier erscheint die Ver- 
fertigung eines Meisterstficks als wesentlichster Theil ei- 
ner solchen Prüfung. 

Die Znnftverfassnng bestimmt über die Art der Ar- 
beiten, welche den einzelnen Zünften theils ausschliefs- 
lichy thcils gemeinschaftlich mit andern zustehen. Da 
mit den Fortschritten der Bildung unaufhörlich neue Be- 
dürfnisse aufgefunden, und neue Mittel, dieselben zu be- 
friedigen, ausgedacht werden : so bleiben jene Bestimmun- 
gen immerfort unvollständig, und es eutstehen Streitig- 
keiten zwischen den Gcwerken über die GrSnzcn ihrer 
Arbeitsbefugnisse. Diese Streitigkeiten haben schon seit 
Jahrhunderten zu bittem Feindschaften, langwierigen Pro- 
zessen und Entscheidungen Anlafs gegeben, welche die 
Gcwerbsamkeit und den Verkehr empfindlich belasten. 
In den meisten Fällen war es gewifs besser, die strittige 
Arbeit für eine beiden Partheien erlaubte zu erklären, 
als eine scharfe Abgränzung der gegenseitigen Befugnisse 
ZU versuchen: aber die Neigung, durch Scharfsinn im 
Auffinden neuer Unterscheidungszeichen zu glänzen, wel- 
che so viel Verwirrung in die Rechtspflege brachte, hat 
auch hier gewöhnlich für Letzteres entschieden. Aller- 
dings bestehn polizeiliche Verhältnisse, derentwegen es 
nothwendig ist, dafs die Leistung gewerblicher Dienste 
gewisser Art nur von besonders dazu berechtigten Per- 
sonen verrichtet werde. Die Polizei kann nicht gestat- 
ten, dafs Andere, als die von ihr gekannten Schlosser- 
meister, ein Gewerbe daraus machen, Schlösser ohne den 
dazu gehörigen Schlüssel zu öffnen, und Schlüssel zu 
Schlössern zu verfertigen, welche sich bereits an ver- 
schliefsbaren Behältnissen befinden. Sie kann nicht ge- 
statten, dafs Andere, als die nach vorgängiger Prüfung 
dazu berechtigten Bau-, Schiffs- und Haus-, Zimmer- w\d 
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Maurer - Meifiter GebUude aufführen, oder wesentliche 
Theile derselben umünderD, oder Seeschiffe und Strom- 
fahrzeug^e erbauen. Der Vorstand einer Gemeinde mufs 
wissen, an wen er sich zu halten hat, wenn ein Mangel 
an gemeinen Lebensbedürfnissen, wie Brod, Fleisch und 
Bier, besorgt wird. Aufser diesen Fällen, welche hier 
nur als besonders einleuchtende Beispiele aufgeführt sind, 
bestehen noch sehr viele andere, worin ein mehr oder 
minder klares Bedürfnifs vorhanden ist, dafs der Vor« 
stand der örtlichen Polizei bestimmt unterrichtet sei, wer 
Gewerbe gewisser Art betreibt. Endlich ist es selbst für 
das gemeine Leben wenigstens bequem, dafs allgemein 
bekannt sei, von wem die Leistung gewisser Dienste ver- 
langt werden darf. Der Reisende, welcher eine Deichsel 
zerbrochen h^t, kann wohl von dem Stellmacher, aber 
nicht von dem Tischler oder Zimmermann verlangen, dafs 
er eine neue an seinem Wagen einsetze, und dieser ist 
verpflichtet, sich sofort an diese Arbeit zu machen, wenn 
sieht ganz offenbare Hindernisse ihn entschuldigen. In 
allen diesen Beziehungen ist es nothwendig, dafs eine 
Uebereinkunft darüber bestehe, zu was für Arbeiten und 
Diensten sich derjenige gegen das Publikum verpflichtet, 
der durch AushSngung eines Schildes, Eröffnung eines 
Ladens, oder durch andere sonst Übliche Bezeichnungen 
ankündigt, dafs er ein unter bekannter Benennung vor- 
kommendes Gewerbe betreibe. Hierdurch rechtfertigen 
sich jedoch' die kleinlichen Unterschiede nicht, welche 
sich durch unrichtige Auffassung der gewerblichen Ver- 
bältnisse unter den Handwerkern eingeschlichen haben. 
Unter den vielerlei Arbeiten, welche mit den Werkzeu- 
gen und Handgriffen eines Tischlers verfertigt werden, 
wird es wahrscheinlich einige geben, die einzelnen Mei- 
stern besonders gelingen, und worin sie eine vorzügliche 
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Fertigkeit geiriiinen, indem sie sich ausschliefslich damit 
beschäftigen. So kann beispielsweise ein Tischlermeister 
besonders gute Stühle verfertigen, ein anderer besonders 
wohl schliefsende und dauerhafte Fenster und Thüren 
machen, ein dritter sich in zierlich eingelegten Arbeiten 
von kostbaren ausländischen Holzarten auszeichnen; und 
in grofsen Städten, wo diese besondern Geschäfte häu- 
fig genug vorkommen, um einen Handwerker damit aliein 
hinreichend zu nähren, wird jeder von diesen drei Tisch- 
lermeistern wohl thun, wenn er sich ausschliefslich mit 
dem beschäftigt, was er am besten zu machen versteht 
Auch erwächst aus dieser Absonderung kein Nachtheil 
für die Eiuwohner, weil bei der beträchtlichen Anzahl 
der am Orte ansässigen Tischler jede Tischlerarbeit noch 
leicht zu erhalten bleibt, wenn auch einzelne Meister sich 
nur auf besondere Arten dieser Arbeiten eiulasseu. Aber 
deshalb ist es keinesweges zu rechtfertigen, wenn die 
Stuhlraacher ein besonderes G^werk bilden, und an Or- 
ten, wo solche Gewerke bestehu, keiuem Tischler erlaubt 
wird, Stühle zu verfertigen, wogegen denn auch kein 
Stuhlmacher Tische oder Schränke machen darf. Es vrä- 
ren sogar bessere Gründe vorhanden, diejenigen Arbei- 
ter in Holz, welche als eigentliche Bauhandwerker den 
innern Ausbau an Fufsböden, Yertäfelungen, Thüren und 
Fenstern besorgen, von denjenigen zu trennen, welche 
das Hausgcräth au Schränken, Tischen und Stühlen ver- 
fertigen : denn es ist nicht unwahrscheinlich, dafs die fast 
allgemeinen Klagen über schlechte Beschaffenheit, beson- 
ders der Fenster und Thüren, hauptsächlich daher ent- 
stehen, dafs die Tischler diese, für die Bequemlichkeit des 
Lebens so wichtigen Arbeiten, als grobe betrachten, und 
daher nur geringer Aufmerksamkeit würdigen, während 
sie ihre Ehre darein setzen, geschmackvolles Hausgeräth 
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in ibren Magazinen aufzostellen. Gleicbwohl ist es in 
Bezug aof das BedfirfniCB der kleinen Städte und des 
Laudmanns zu billigen, daCs die Tischler sieb nicbt in 
zwri besondere Gewerke für die hier bezeichneten be- 
sondern Arbeiten getheilt haben: um so mehr aber er- 
adieint die Trennung der Stuhlmacher als eine ganz über- 
flfissige, und deshalb schädliche . Beschränkung. Aehnli- 
che Betrachtungen lassen sich anstellen über die Tren- 
nnng der PantoGTelmacher, welche nur FuCsbekleidungen 
ohne Hadkenleder verfertigen dürfen, von den Schustern; 
der Kleinbinder, welche nur hölzerne Gef^Cse mit einem 
Boden machen dürfen, von den Böttichern ; der Losbäk- 
ker, welche nur mit Hefen bereitetes BadLwerk aus Wei- 
sen- und Roggenmehl verfertigen, von den Fast- oder 
vielmehr Fest -Bäckern, die sich des Sauerteigs bei ih- 
ren Backwaren bedienen; der Sporer von andern Klein- 
schmieden; der Schwertfeger von den Gürtlern, oder gar 
der Tuchbereiter von den Tuchscheerem u. s. w. Indes- 
sen wird auch bereits von den dfirigsten Yertheidigern 
der ZunfJtverEassungen anerkannt, daCs diese Trennungen 
so nahe verwandter Gewerbe, wo nicht gemeinschädiich, 
doch wenigstens gröCBtendieils überflussig, und immer in 
so fem nachtheilig sind, als sie Streitigkeiten über die 
bas oD d c m Gewerbsberechtigungen der einzelnen Zünfte 
veranlassen» und die polizeiliche Aufsicht über die G^ 
w^e dnrdi Yervidftltigung derselben erschweren. Die 
Gesetzgebung neigt sich daher auch überall dahin, die 
wenig zahlreichen G^ewerke den nächstverwaodten anzu- 
schliefsen: und es bestehen viele solche Vereinigungen 
sdion seit langer Zeit selbst in Städten, worin anfserdem 
noch strenge über der alten Zunftverfassung gehalten 
wird. Für solche Vereinigungen ist der Ausdruck her- 
gebracht^ dats Handwerker, welche verschiedene Gewerbe 
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betreibeD, es mit einander halten: so bezeichnet 
beispielsweise der oft vorkommende Aasdruck „Zeug- 
schmiede halten's mit den Schlossern^, dafs die 
am Orte befindlichen Zeugschmiede und Sdilosser sich 
zu einem Gewerke Tereinigt haben. 

Wenn nach vorstehenden Betrachtungen der Tadel, 
welcher gewöhnlich gegen die Zunftverfassung erhoben 
wird, theils ungegründet ist, und nur auf MifsverstHnd- 
uissen beraht, theils nicht die wesentlicheu Grundlagen 
dieser Verfassung, sondern blos eingeschlichene Mifs- 
bräuche trifft, deren Abstellung auch von den Freunden 
der Zünfte, und nunmehr auch schon von vielen ver- 
ständigen Znnftgeuossen selbst dringend begehrt wird: 
so können nur andere, seltner erkannte, oder in ihren 
verderblichen Folgen doch nicht hinlänglich gewürdigte 
Verhältnisse es verschulden, daüs seit Jahrhunderten ver- 
pönte Mitsbräuche dennoch unausrottbar bleiben, und eine 
davon gereinigte Zunftverfassung sich durchaus nicht als 
haltbar bewähren will. Als ein soldies Verhältnifs Ist 
schon seit langer Zeit die Vereinigung der örtlichen Gre- 
werke zu Zünften bezeichnet worden. Indem nämlich 
der Zunftverband sidi weit über das Gebiet einer Re- 
gierung erstreckt, bleiben die strengsten Anordnungen 
eioz»lnciD»Regenteu durchaus unwirksam. gegeaZunftmUs- 
brauche. Wollen die Gewerke, welche sich innerhalb 
der Gränzeä ihres Machtgebiets befinden, auch tnsulidi 
ihre Verordnungen befolgen: so können sie doch daran 
verhindert werden, indem auswärtige Gewerke in grofser 
Mehrzahl ihnen den Zunftverband aufkündigen, die von 
ihnen ausgestellten Lehrbriefe, Kundschaften und Mei- 
sterrechtsbescheinigungen nicht mehr für gültig anerken- 
nen, und jeden Gesellen strafen, oder wohl gar aus der 
Ziinft stofseu, welcher sich unterfangen hat, in einem uu- 
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ter soicheiD Verruf stehenden Lande zu arbeiten. In 
Deutschland wurd diese Macht der Zünfte besonders fühl- 
bar, als das Reich noch die Machtgebiete so Tieler geist- 
Hohen und weltlichen Fürsten, Grafen, Prftlaten und freier 
Städte enthielt, welche sämmtlich in Bezug auf die Ver- 
waltung der Gewerbepolizei von einander unabhängig wa- 
ren. Es kam daher endlich am 22. Juni 1731 auf dem 
Reichstage zu Regensburg zu einem gemeinsamen Be- 
schlüsse sämmtlicher -Reichsstände, wonach durch ein kai- 
serliches Patent vom 16ten August desselben Jahres nicht 
allein die schreiendsten Zunftmifsbräuche in allen einzel- 
nen, zum deutschen Reiche gehörigen, Gebieten gleich- 
formig untersagt, sondern auch fede Verbindung örtli- 
cher Gewerke zu einer Zunft für aufgelöst erklärt, und 
diesen Gewerken selbst bei schwerer Strafe alles Zu- 
sammenhalten durch Schriftwechsel oder andere Vertun- 
dnngsmittel verboten wurde. Die Regierungen der ein- 
zelnen Gebiete säumten nicht, diesen Beschluß ihren Un- 
tergebenen bekannt zu machen; und auch im preufsi- 
schcn Staate ist dieses durch ein Edikt des Königs Fried- 
rich Wilhelms I. vom 6ten August 1732 geschehen. Die 
vielen, in den nächstfolgenden Jahren für einzelne Ge- 
werke erlassenen Innungsartikel fangen mit der Bemer- 
kung an, dafs nunmehr die Verbindung der Gewerke auf- 
gelöst sei, und also jedes derselben fortan nur allein die 
landeshcrrlidien Verordnungen zu beachten, und auf kei- 
nen denselben entgegenstehenden Handwerksgebrauch fer- 
ner Rücksicht zu nehmen habe. Die Wirkung, welche 
durch diesen mit so grofsen Erwartungen veröffentlich- 
ten Reichstagsbeschlufs hervoi^ebracbt wurde, war je- 
doch sehr gering. Es fehlte vielen Reichsstädten, auch 
wohl andern minder mächtigen Reichsständen, wo nicht 
an Willen, so doch an Macht, die widerspenstigen Ge- 
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seilen zu strafen, welche sich den Anordnungen der Orts- 
polizei sehr oft thätlich widersetzten, and der gerichtli- 
chen Verfolgong bei fiberall narhen LandesgrUnzen sehr 
leicht entgingen. War auch die Yerbindung der Ge- 
werke zu Zünften dem Namen nach aufgehoben, so be- 
stand sie doch thatsSchlich immerfort, und mufste sogar 
bestehen, so lange noch die Wanderpflicht allgemein und 
in der bisher üblichen Form bestand: denn der Unter- 
halt der wandernden Gesellen hing wesentlich davon ab, 
dafs die Gewerke die Richtigkeit der von ihnen ausge- 
stellten Lehrbriefe und Kundschaften gegenseitig aner- 
kannten, und den dadurch beglaubigten Gesellen willig 
entweder Arbeit, oder doch einen Zehrpfennig zur Fort- 
setzung ihrer Wanderschaft gaben; auf dem ungestörten 
Zuflüsse wandernder Gesellen beruhte aber wiederum 
grofsentheils die Fortdauer des Wohlstandes der Meister. 
Durften auch die Gewerke nicht mehr amtlich in Schrift- 
wechsel stehen, so wurde doch ihre Verbindung durch 
die ' mündlichen Mittheilungen der wandernden Gesellen 
fortgesetzt Da die Gesellen besonders das Werkzeug 
waren, wodurch der Verband der Gewerke zu Zünften 
wider die Absichten der Regierungen erhalten wurde: 
so- trachtete die Polizei besonders danach, die Verbin- 
dungen unter den Gesellen aufzuheben. Es wurde strenge 
verboten, dafs die Gesellenvereine sich als Korporationen 
benehmen, eigne Kassen haben, und eine eigne Registra- 
tur, oder sogenannte Lade halten sollten: ab^r man fand 
es fortwährend sehr nützlich, dafs die Gesellen durch 
monatliche oder vierteljährliche Beiträge die Verpflegung 
ihrer erkrankten Mitbrüder, und die Unterstützung der 
Dürftigen und Arbeitslosen sicherten. Dadurch aber war 
die Veraulassiuig zu monatlichen oder vierteljährlichen 
Zusammenkünften, zur Wahl von Vorstehern oder so^e- 
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nannten Altgesellen, und zur Führung eines gemein- 
schaftlichen Kassen- und Rechnungswesens von selbst 
gegeben: das ist, es verblieb sogar unter obrigkeitlicher 
GeDehmigung thatsächlich ein Gesellenverbaud, obwohl 
derselbe den Worten des Gesetzes nach nicht geduldet 
werden sollte. Die zünftigen Meister selbst haben diese 
Gesellenvereine besonders zu furchten, denn ihr gewöhu- 
liclister Mifsbranch besteht in Versuch.en, höhern Lohn 
oder grdfsere Befreiungen von der Abhängigkeit zu er- 
trotzen , worin nach der örtlichen Gewohnheit die Ge- 
sdlen gegen die Meister stehn: verständige Gewerke wer- 
den daher eine Trennung dieser Vereine selbst gern be- 
fördern, wenn sich Mittel finden lassen, dieselbe mit dem 
Beibehalten der Zunftverfassung zu vereinigen; solche 
Mittel dürfte jedoch eine wesentliche Verbesserung des 
Gesellenverhältnisses wohl ergeben. Die Verbindung der 
Gewerke, welche das gleiche Handwerk treiben, zu Zünf- 
ten, die, durch kein Machtgebiet einer Regierung be- 
schränkt. Alles umfassen, was sich durch Aehnlichkeit 
der Sprachen und Sitten mit einander zu verständigen 
vermag, verspricht dagegen so viel Vortheile für die Be- 
förderung der Gewerbsamkeit durch gegenseitige Mitthei- 
luug von Kenntnissen, und freundschaftliche Verbindung 
der Bewohner verschiedener Staaten» dafs ihre Fortdauer 
höchst wünschenswerth ^scheint: die Besorgnisse, wel- 
che weiland von ihr erregt wurden, sind mit der Ohn- 
macht der Regierangen verschwunden, die jetzt, sei es 
durch eigne Kraft, oder durch weislich geordnete Ver- 
bindungen, überall mächtig genug sind, Ordnung und 
Recht gegen Aumafsungen unverständiger Zunftgcnosseu 
zu sichern. 

Wenn die vorstehenden Betrachtungen nidit min- 
der als die frühem ergeben, dafe der eigentliche Gruud 
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der dennoch unleugbaren Unhaltbarkeit der Handwerker- 
zünfte da nicht liegt, wo man ihn gewöhnlich sucht: so 
wird eine tiefere Auffassung des Verhältnisses der Hand- 
werkerarbeiten zu dem Leben der Völker nur um so 
mehr eine durchaus unabweisliche Pflicht für alle dieje- 
nigen, welche sich berufen finden, mit Rath und That 
an der Verbesserung des Zustandes der Handwerker Theil 
zu nehmen. Handwerkerarbeit wird der allgemeinen Er- 
fahrung nach zwar etwas besser als gemeine Tagelöhuer- 
arbeit bezahlt; doch keinesweges so gut, daCs die Ver- 
richtungen eines einzelnen Mannes hinreichen könnten, 
eine Familie so zu ernähren, wie der Anstand in einer 
ehrsamen Bürger- und Handwerker- Familie nach unsem 
Begriffen es erfordert. Der Tagelöhner, welcher bei sei- 
nen Verrichtungen nur körperliche Kräfte nebst einigen 
leicht einzuübenden Handgriffen anwendet, arbeitet ge- 
wöhnlich nicht nur selbst aufser seiner VITohnung nach 
der Anweisung dessen, der seine Dienste gebraucht: son- 
dern auch seine Frau, und seine halb erwachsenen Kin- 
der suchen auf gleiche Weise aufser der Familienwoh- 
nung eine lohnende Beschäftigung. Der Handwerker ar- 
beitet in seiner Werkstätte, welche, nach Beschaffenheit 
seines Gewerbes, bald einen Theil seiner Wohnung aus- 
macht» bald ein selbstständiges Lokal bildet Seine Ver- 
richtungen erfordern zwar auch zunächst nur die Ver^ 
Wendung körperlicher Kräfte: aber er bedarf dazu man- 
nichfaltigerer Handgriffe, worin nur durch kunstgerechtes 
Anweisen und langes Einüben hinlängliche Sicherheit und 
Fertigkeit erworben wird; einige Handwerker brauchen 
überdies maunichfaltige, oder auch sehr zusammengesetzte 
und kostbare. Werkzeuge, andere müssen, wie der Schnei- 
der und Schuster, die persönliche Verschiedenheit ihrer 
Kunden verständig beachten, um ihr Gewerbe mit ^utem 
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Erfolgte zu betrcibeu. Frauen und Kinder unterstützen 
zwar den Hausvater einigennafsen in seinem Gewerbe: 
doch kann ihre Hülfe bei den meisten Handwerkern nur 
sehr untergeordnet, bei manchen sogar nur sehr uner- 
heblich sein; die wichtigste Unterstützung gewährt die 
Frau dem Manne hier durch Führung des inueru Haus- 
wesens, und durch Beschäftigung mit der Pflege und Er- 
ziehung der Kinder, deren Zeit der Schulunterricht gröfs- 
tentheils in Anspruch nimmt, sobald sie dazu herange- 
wachsen sind. Auf dem Lande, wo wegen des gerin- 
gern Werths der Bauplätze die Wohnungen wohlfeiler 
sind als in den Städten, kann ein Handwerker, der ein 
eignes Haus, und so viel Gartenland, als die Familie ne- 
benher noch zu bearbeiten vermag, nebst einer Kuh be- 
besitzt, seinen Hausstand noch ganz hinreichend und selbst 
bequem unterhalten, wenn er auch nur für sich allein 
bei seinem Gewerbe hinlängliche Beschäftigung finden, 
und keinen Gehülfen dabei annehmen kann: aber für 
die meisten Handwerker beut der Aufenthalt auf dem 
Laude nur in sehr dicht bevölkerten und wohlhabenden 
Gegenden hinlänglich lohnende Beschäftigung dar. Ab- 
gesehen von den Beschränkungen der Freiheit des Orts, 
wodurch vormals sehr allgemein, wie jetzt noch in eini- 
gen Ländern, die Handwerker mit wenigen Ausnahmen 
verhindert i^urden, sich in den Dörfern niederzulassen, 
hegt es doch auch in der Beschaffenheit der meisten von 
Handwerkern betriebenen Gewerbe, dafs sie sich sehr 
viel vollständiger in ansehnlichen verkehrreichen Städten 
entwickeln, als es auf dem Lande möglich wird. Bil- 
dung und Wohlhabenheit erzeugen eben sowohl man- 
nichfaltigere und gewähltere Bedürfnisse, als reichere luid 
bessere Mittel, dieselben zu befriedigen. Aber der Hand- 
werker lebt hier sehr viel theurer als auf dem Lande: 



in den €rraDdlagen der bestehenden Zanftrerfassang. 125 

Wohnung und gemeinhin auch Feuerung sind hier bei 
weitem kostbarer, und er kann sich nicht so wichtige 
Nahrungsmittel, als Milch und Kartoffeln sind, im eignen 
Hanshalte nebenher Terscfaaffen; alle Dienste, deren er 
bedarf, sind thcnrer; der grofsstddtische Anstand erfor- 
dert bessere Kleidung. Unter diesen VerfaKltnissen reicht 
die Arbeit, die der Handwerkermeister allein verrichten 
kann, nicht mehr hin, einen anständigen Haushalt zu füh- 
ren: er sinkt zu grofser Dürftigkeit herab, wenn er sein 
Gewerbe nicht in solchem Maafse erweitern kann, dafs 
es lohnt, Gehülfen dazu anzunehmen. Der Unterhalt der- 
selben vermehrt zwar allerdings seine Ausgaben: aber 
sie bringen ihm dennoch mehr ein als sie ihm kosten. 
Die Jüngern Handarbeiter übertreffen an körperlicher 
Kraft, Schärfe der Sinne und Gewandtheit sehr oft die 
altem, wenn auch diese den Vortheil der langem Uebnng 
voraus haben: aber es mangelt ihnen noch das Vertrauen 
des Publikums auf ihre Besonnenheit und Zuverlässig- 
keit; sie können daher noch kein Gewerbe für eigne 
Rechnung beginnen, und müssen sich begnügen, unter 
der Aufsicht eines altern Gewerbsgenossen zu arbeiten, 
welcher es übernimmt, den Kunden für die Tüchtigkeit 
der Arbeiten einzustehen, der sich aber auch diese Ge- 
währleistung mit einem Theile des Lohnes bezahlen läfst, 
das auf die von ihnen verrichteten Arbeiten verdient 
wird. So bildet sich auch aufser der Zunftverfassuug 
eben sowohl als in derselben ein Verhältnifs von Mei- 
stern und Gehülfen, worin der Meister neben dem Er- 
trage seiner eignen Arbeit auch einen Theil dessen be- 
zieht, was seine Gehülfen durch ihre Arbeit erwerben. 
Auf diesen Verhältnissen beruht wesentlich die Wohl- 
habenheit der anständigen Bürger und Meister in den 
städtischen Gewerken: wir denken uns einen solcK^w 
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Meister gar nicht anders, als in einer mit Gesellen und 
Lehrlingen besetzten Werksfätte. Unterhielte jeder städti- 
sche Meister auch nur zwei Gesellen und einen Lehr- 
ling, so wfirden doch in den Städten dreimal mehr Ge- 
holfen als Meister zn finden sein: das bestätigt aber die 
mrkliche Zählung derselben keinesweges. 

Nach den zu Ende des Jahres 1837 aufgenommenen 
Gewerbetabellen befanden sich im preufsischen Staate 

bei den Schneidern 

Meister Gdiulfen 

in den zehn ^öfsten Städten . . 2846 5671 
in den dreifsig nächst ansehnlich- 
sten Städten 3188 2892 

in allen übrigen Städten .... 18,399 10,240 

auf dem Lande 34,772 9110 

im ganzen Staate 

bei den Schustern 

in den zehn gröfsten Städten . . 
in den dreifsig nächst ansehnlich- 
sten Städten 

in allen übrigen Städten .... 

auf dem Lande 31,815 

im ganzen Staate 

bei den Grobschmieden 

in den zehn gröfsten Städten . . 
in den dreifsig nädist ansehnlich- 
sten Städten 

in allen übrigen Städten . . . 

auf dem Lande . 27,329 

im ganzen Staate 32,578 16,631 



59,205 


27,913 


Meister 


Gehül/en 


5554 


6550 


5020 


4842 


31,319 


20,193 


31,815 


8031 


73,708 


39,616 


Meister 


Gehüiren 


325 


1049 


400 


717 


4524 


4246 


27,329 


10,619 
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bei den Schlossern und andern Kleinschmieden 

Meister Geliulfen 

in den zehn gröfsten Städten . . 1194 2498 
in den dreifsig nächst ansehnlich- 
sten Städtw 1047 1338 

in allen übrigen Städten .... 8282 6293 

auf dem Lande 7098 5028 

im ganzen Staate 17,621 15,157 

bei den Tischlern 

Meister Gehulfen 

in den zehn gröfsten Städten . . 2824 5205 
in den dreifsig nächst ansehnlicb- 

sten Städten ....... 2017 2555 

in allen übrigen Städten .... 10,372 8503 

auf dem Lande ; . 15,643 5231 



im ganzen Staate 30,856 21,494 
bei den Rad- und Stellmachern 

Meister Gehulfen 

in den zehn gröfsten Städten . . 247 501 
in den dreifsig nächst ansehnlicb- 

sten Städten 256 348 

in allen übrigen Städten .... 2978 1805 

auf dem Lande 11,689 2664 



im ganzen Staate 15,170 5318 
bei den Böttichem 

Meister Gehulfen 

in den zehn gröfsten Städten . . 771 988 
in den dreifsig nächst ansehnlich- 
sten Städten 747 728 

in allen übrigen Städten .... 4907 2605 

auf dem Lande 6812 1274 



im ganzen Staate 13,237 5595 



23,437 


10,452 


Meister 


Gehulfea 


1121 


1200 


1143 


863 


7770 


3720 


6819 


1204 
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bei den Bäckern 

Meister Geliulfen 

in den zehn gröfsten Städten . . 1174 2034 
in den dreifsig nächst ansehnlich- 
sten Städten .1268 1581 

in allen übrigen Städten .... 9802 5291 

auf dem Lande 11,193 1546 

im ganzen Staate 

bei den Fleischern 

in den zehn gröfsten Städten . 
, jn den <lreifsig nächst ansehnlich- 
stei) Städten 

in aUen übrigen Städten . . . 
. auf dem Lande 

, i i* im ganzen Staate 16,853 6987 

Die vorstehenden Zahlen begreifen unter der Be- 
nennung Meister alle diejenigen, welche das Gewerbe 
selbstständig für eigne Rechnung betreiben, ohne Rück- 
siicfat ob sie zünftig sind: unter der Benennung Gehül- 
f en sind hier eben sowohl Gesellen als Lehrlinge yer- 
standen, ebenfalls ohne Rücksicht, ob dieselben von ei- 
ner Zunft als solche anerkannt werden; indessen dürfte 
dies mit sehr wenigen Ausnahmen fast durchgängig der 
Fall sein, da die Hülfe, welche von Frauen, Kindern imd 
andern zum Hausstande des Meisters gehörigen Personen 
geleistet wird, hier ausdrücklich nicht in Anschlag ge- 
bracht worden ist. Unter den Schuhmachern sind auch 
die Pantoffelmacher und AJtflicker, unter den Kleinschmie- 
den nicht nur die Zirkel-, Zeug- und Messerschmiede, 
sondern auch die Sporer, Nagelschmiede und Feilenhauer, 
unter den Tischlern auch die Stuhlmacher und Möbel- 
polirer, und unter den Böttichern auch die Kleinbinder 

mit- 
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mitbegriffen. Die Zimmerleate und Maurer, weldie eben- 
falls sehr zahlreiche Zünfte bilden, sind, wegen ihrer be- 
sondern, erst weiterhin zu eriSutemdeaVeriiältnisse, hier 
vorerst noch nicht aufgeführt worden. 

In sSninitlichen hier angeführten Gewerben übertrifft 
die Zahl der Meister die Zahl der Gehülfen: insbeson- 
dere ist nicht allein auf dem Lande, sondern auch in 
den Städten mit Ausnahme der 40 bedeutendsten die Zahl 
der Gehülfen kleiner als die Zahl der Meister. Dage- 
gen ist in den zehn gröfsteu Städten des preufsischen 
Staats bei den hier betrachteten Gewerben die Zahl der 
Gehülfen durchaus gröfser, als die Zahl der Meister. Am 
ansehnlichsten ist dieser Unterschied bei den Grobschmie- 
den, welche sich auch Huf- und Waffenschmiede zu nen- 
nen pflegen, wo die Zahl der Gehülfen noch etwas mehr 
als das Dreifache der Zahl der Meister ist. Minder er- 
heblich ist derselbe doch schon bei den Schneidern, 
Schlossern, Tischlern, Rad- und Stellmachern und Bäk- 
kern, wo die Zahl der Gehülfen theils wenig mehr, theils 
noch etwas weniger als das Doppelte der Meisterzahl 
ist. Noch geringer ist dieser Unterschied bei den Bötti- 
chem und Schustern, wo die Zahl der Gehülfen die Zahl 
der Meister nur um ein Yiertheil oder Fünftheil über- 
trifft. Am geringsten ist er bei den Fleischern, welche 
sehr nahe gegen 14 Meister nur 15 Gehülfen hatten. 
In den dreifsig nächst ansehnlichen Städten übertrifft die 
Zahl der Gehülfen nur noch bei den Grobschmieden, 
Schlossern, Tischlern, Rademachem und Bäckern die Zahl 
der Meister erheblich: am stärksten bei den Grobschmie- 
den, wo noch auf 4 Meister 7 Gehülfen kommen; bei 
den übrigen vorstehend genannten Gewerben kommen 
überall noch nicht drei Gehülfen auf zwei Meister. Bei 
den Bdttichem war in diesen dreifsig Städten die Zahl 
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der Meister der Zahl der Gehülfen beinahe gleich; bei 
den Fleischern, Schustern und Schneidern dagegen schon 
bedeutend greiser: bei erstem kommen auf vier Meister 
nur noch drei Gehüifen. 

Der Mensch setzt überall willig seine Jugendkräfte 
'daran, und läfst sich in dieser Zeit einen verhältnifsmä- 
fisig geringen. Lohn für seine Dienste gefallen, wenn er 
nur die sichre Aussicht dadurch erwirbt, nach erlangter 
vollständiger Reife des männlichen Alters einen Haus- 
stand ohne drückende Nahrungssorgen unterhalten zu 
können, und im Alter bei sinkenden Kräften nicht dar- 
ben zu müssen. Eine solche Aussicht hält die Zunftver- 
fassung allerdings demjenigen vor, der sich dem Hand- 
werke widmet, indem sie demselben nach wohl überstan- 
deneu Lehrlings- und Gesellenjahren das Meisterrecht 
zusichert. Aber das Meisterrecht gewährt nur dann ei- 
ner Familie das anständige Auskommen, welches mit dem 
Begriffe des ehrsamen städtischen Bürgers und Meisters 
verbunden ist, wenn das Handwerk in solchem Umfange 
betrieben wird, dafs der Meister Gehülfen unterhalten, 
und durch deren Tbeilnahme an seinen Arbeiten sein 
Geschäft lohnend machen kann. Damit das möglich 
werde, müssen jedoch weit mehr junge Leute bei zünf- 
tigen Handwerkern in die Lehre treten, und eine lange 
Reihe von Jahren in dürftig belohnten Diensten verle- 
ben, als die Zunftverfassung nachmals anständig als Mei- 
ster versoi^en kann. Der Mensch ist im Durchschnitte 
vom 14ten bis zum 18ten Lebensjahre vier Jahre Lehr- 
ling; man könnte nicht über Unbill klagen, wenn er bald 
nach erlangter Volljährigkeit das Meisterrecht anspräche, 
und nur sieben Jahre höchstens als Geselle diente: dann 
vrürde das Leben vom 14ten Jahre bis zum 608ten über- 
haupt vier Lehrlings-, sieben Gesellen- und fünf und 



in den Gnmdlkigeii der bwtehenden ZmftvwfiMnug. 131 

dreifsig Aieisteijahre enthalten; das ist, der Mensch würde 
noch über dreimal so lange Meister sein, als er Gebfilfe 
war. In der Annahme, dals die Meister im Durchschnitte 
das sediszigste Lebei^)ahr erreichen, liegt gewifs nichts 
Uebertriebenes; eher könnte man den Anspruch aof Be- 
gründung eines Hausstandes einige Jahre später ansetzen; 
aber auch angenommen, dafs die Gesellenzeit zwölf Jahrei, 
nämlich ^om I8ten bis zum SOsten währte: so würden 
dennoch gegen dreifsig Meisterjahre sehszebn GehüUen- 
jahre kommen Die gänzlidie Unmöglichkeit, Allen, wel* 
che treulich als Gehülfen gedient haben, ein mit waiff- 
scheinlicher Aussicht auf anständigen Erwerb verbunde- 
nes Meisterrecht zu verleihen, war längst einleuchtend, 
und es wurde daher ernstlich an Einschränkung der Be- 
fugnifs, Lehrlinge anzunehmen, gedacht: aber die Hülfe 
eines Lehrlings ist auch für arme schwach beschäftigte 
Meister so bequem, und die Gewerke werden so häufig 
in Anspruch genommen, arme' Knaben als Lehrlinge un- 
terzubringen, dafs die Gewerbsgesetzgebung nur das 
gleichzeitige Halten von mehr als einem Lehrlinge den 
Meistern zu verbieten wagte. Auch dies Verbot besteht 
nicht allgemein, und mehrentheils ist erlaubt, schon wäh- 
rend des letzten Lehrjahres eines Lehrlings einen neuen 
neben demselben anzunehmen. Wenn aber ein Meister 
auch wirklich nur einen Lehrling gleichzeitig unterhält: 
so wird er doch von seinem dreifsigsten bis zu seinem 
sechszigsten Lebensjahre bei vierjähriger Lehrzeit sie* 
ben auslernen können, wovon endlich doch nur einer' 
ihn dereinst als Meister ersetzen kann. Rechnet man 
auch darauf, dafs während eines Zeitraums von dreifsig 
Jahren die Bevölkerung ungefähr um fünfzig auf hun^ 
dert wächst, dafs also in demselben Verhältnisse auch 
statt zwei jetzigen Meistern nach drei&ig Jahren drei 
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zur Befliedigung der Bedürfoisse des Volkes nüthig sein 
werden, und dafs auch in den Gesell en)ahren einige zum 
Handwerke Angelernte sterben; so wird man doch im- 
mer für Ftiufe von )enen Sieben keine Aussicht auf 
anständigen Erwerb als Meister eröffnen können. Den 
Handwerkern im Allgemeinen anzumuthen, dafs sie noch 
Aber das dreüjügste Jahr hinaus den Genufs des häus- 
Hdien Lebens als Ehegatten und Väter aufschieben sol- 
len, ist nicht nur in sittlicher Hinsicht unbillig, sondern 
auch selbst in gewerblicher und staatswirthschaftlicher 
Beziehung sehr bedenklich. Menschen, welche bis weit 
in das reife Mannesalter hinein das unstäte Leben eines 
wandernden Gesellen geführt haben, der nirgend einen 
bleibenden Wohnsitz hat, finden nur zu leicht die Le- 
bensweise des ordentlichen Handwerkermeisters wegen 
ihrer Einförmigkeit unerträglich ; und die natürliche Folge 
sehr verspäteter Ehen ist das Hinterlassen von Söhnen 
und Töchtern im noch unversorgten jugendlichen Alter, 
wo sie vielleicht noch mehr, als in der eigentlichen Kind- 
heit der Unterstützung durch das väterliche Ansehn be- 
dürfen. So verwickelt sicli die Zunftverfassung in offen- 
bare Widersprüche, indem eine anständige Stellung der 
Meister voraussetzt, dafs ohngeffihr dreimal mehr Gehül- 
fen als Meister vorhanden sdn sollten, während doch 
den G^hülfen die verheifsene Belohnung durch ein mit 
Aussicht auf anständigen Erwerb zu gewährendes Mei- 
sterredit nur dann wirklich ertheilt werden könnte, wenn 
etwa die Zahl der Gehülfen halb so grofs als die Zahl 
der Meister wäre. 

In diesem selten klar genug erkannten Verhältnisse 
li^ nun die Unhaltbarkeit der bestehenden Zunftver- 
fassung, und der eigentlidie Grund der seit Jahrhunder- 
ten fortdauernden Beschwerden über unverbesserliche 
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Mifsbräudhe der zünftigen Handwerker. In frühem Zei- 
ten entzogen sich die Gewerke dem Andränge zur Ver- 
leihung des Mcisterrechts, weldier ihnen die Aussicht auf 
anständigen Lebensunterhalt verkümmerte, durch Bestim- 
mung der Zahl yon Meistern, oder sogenannte Schlie- 
isung des Gewerks: die städischen Obrigkeiten waren 
um so mehr bereit, diese zu bewilligen, als darin ein 
sicheres Mittel zu liegen schien, der Stadt wohlhabende 
Bürger zu erhalten, auch liefseu es sich die Gewerke 
nicht selten bedeutende Summen kosten, um Privilegien, 
wodurch die Zahl der Meister festgesetzt wurde, von 
dem Landesherm zu kaufen. In Gewerken, worin die 
Meister zum Betriebe ihres Handwerks besonders einge- 
richteter Werkstätten bedürfen, war auch die Zahl der 
Meister schon durch die Zahl der bereits vorhandenen 
Werkstätten gegeben, wenn zur Anlegung neuer, inner- 
halb der Mauern eng gebauter Städte kein Kaum, und 
aufserhalb der Stadtmauern keine Genehmigung der Obrig- 
keit zu erlangen war. In Folge dieses Hülfsmittels ent- \ 
stand ein Ueberschufs von Gesellen, wofür kein Unter- \ 
kommen auf rechtlichem Wege abzusehen war. Je siehe- : 
rer, bei fortdauernder Zunahme der Städte an Einwoh- 
nerzahl und Wohlhabenheit der Erwerb von Handwer- 
kermeistem wurde, deren Zahl nicht mit der Nachfrage 
wuchs, desto mehr konnte Jeder von ihnen sein Geschäft 
ausdehnen, und Gehülfen dabei beschäftigen. Der Lehr- 
ling blieb immer der wohlfeilste Gehülfe, und jeder Mei- 
ster hielt fortwährend wenigstens einen, wenn die Zunft- 
gesetze nicht mehr gestatteten. Die Gesellen, welche 
aus diesen Lehilingen erwuchsen, fanden auch so lange 
sehr leicht Arbeit, als sie unverheirathet und wanderlustig 
blieben, das ist, zwei- bis dreimal so lange, als die Lehr- 
zeit gedauert hatte: aber in den spätem Lebensjahren 
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geriethen sie doch in groCse YedegeDheit. Als Meister 
kounten sich unter den bestehenden YerhältDissen doch 
nnr wenige niederlassen: gleichwohl wurden die Bessern 
des unstäten Gesellenlebens endlich müde, während die 
Schlechtem darin verwilderten. Jene heiratheten, beka- 
men aber alsdann keine Arbeit mehr bei den zQnftigen 
Meistern, wurden auch auf den Herbergen unter den 
Gesellen nicht mehr gelitten, und hätten auch von dem 
Mofsen Gesellenlohne keine Familie nähren hönnen: sie 
suchten daher das Gewerbe für eigne Rechnung heimlich 
zu treiben, und fanden dazu wohl auch Gelegenheit un- 
ter dem Schutze der Gerichtsbarkeit von geistlichen Stif- 
tungen oder Rittergutsbesitzern. Dieser nach der Zunft- 
verfassung unerlaubte Gewerbbetrieb wurde den zünfti- 
gen Meistern um so gefährlicher, )emehr solche Mitbe- 
werber sich bemühen mufsten, durch gute und wohlfeile 
Arbeit Kundschaft an sich zu ziehen. Sie boten daher 
Alles auf, um den Gewerbbetrieb dieser sogenannten 
Pfuscher zu stören, und erlaubten sich oft eigenmächtige 
Gewaltthätigkeiten gegen dieselben, wenn der obrigkeit- 
liche Schutz auf ihr Anrufen aus Mitleiden nur zögernd 
ebitrat. Die altern Gewerbsgesetze sprechen sich all- 
gemein sehr strenge gegen den Unfug aus, welchen die 
Gewerke durch Selbsthülfe gegen die Pfuscher ausübten: 
aber der reichliche und bequeme Erwerb der zünftigen 
Meister wurde durch die Thätigkeit der Pfuscher zu sehr 
gefiihrdet, als dafs obrigkeitliche Yermahnungen und Dro- 
hungen die Bitterkeit hätten tilgen können, womit sie 
heimlich und öffentlich diese Mitwerber verfolgten. Al- 
ternde Gesellen, welche das unstäte Wanderleben fort- 
setzten, wurden dadurch gemeinhin zu sehr entsittlicht, 
iHD an Arbeit bei Meistern, welche auf Ordnung hielten, 
lange Geschmack zu finden. Mit Hülfe der Unterstützun- 
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geu, welche wanderoden Gresellen nach Zunftgebraach 
▼erabreidit werden , yerbnichten sie den gröfsten Theii 
ihrer Zeit auf müCdgem Umherziehen: die manDichfalti* 
geu ErfahruDgen, welche sie während ihrer langeq Wau- 
derzeit erworben hatten, verschafften ihnen einen über- 
wiegenden EinfUdÜB auf die Jüngern Znnftgenossen; sie 
waren daher gewöhnlich die Unruhestifter und Aufwieg- 
ler, wenn es galt, vermeinte Rechte des Gesellenstandes 
zu vertheidigen , und Duldung von Mifsbräuchcn zu er« 
trotzen. Wenn die Pfuscher aufhörten, arbeitsfähig zu 
sein, fielen sie gemeinhin der öffentlichen Armenpflege 
anheim, weil sie bei ihrem unsichem Erwerb nicht leicht 
etwas für das Alter zurücklegen konnten: alte unverhei- 
rathet gebliebene Gesellen fielen fortwährend den Ge- 
werken zur Last, bis sie das Elend ihres unstöten Le- 
bens endlich aufrieb, wenn sie nicht früher Bettelei oder 
Diebstahl in die Zuchthäuser brachte. Es scheint, dals 
dieses Ende der meisten Gesellen Eltern wohl hätte ver- 
hindern sollen, ihre Söhne dem Handwerke zu widmen: 
aber einestheils hoffte Jeder in der Lotterie des Lebens 
ein Meisterloos zu gewinnen, und anderntheils kommt es 
armen Eltern meist nur darauf an, den Unterhalt ihrer 
Knaben bis gegen das Mannesalter hin zu sichern, wo 
sie dann ihrer Meinung nach schon Mittel finden wür- 
den, sich weiter fortzuhelfen. Als der Heerbanü und die 
Lehnsmiliz erlosch, und geworbene Söldner an deren 
Stelle traten, versuchten Handwerksgesellen häufig ihr 
Glück im Kriegsdienste, wenn die Aussicht auf Erlan«» 
gung des Meisterrechts ihnen zu ferne lag: die Herber- 
gen der Handwerksgesellen in den deutschen R^cba- 
Städten blieben lange der ergiebigste Schauplatz für die 
berüchtigten Werberkünste; deutsche Handwerkagesellen, 
von dea sogenannten Seelenverkäufern angelocktv be- 
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waditen die HollSndisdieD Besitzungen in Ostindien , und 
die Berliner Wacbtparade bestand noch vor fünfzig Jah* 
ren grofsentheils aus angeworbenen Handwerksbnrschen. 
Es ward daher auch gewöhnlich, Soldaten, welche dienst- 
unfähig wurden, -den Betrieb des früher erlernten Hand- 
werks, doch ohne Gesellen und Lehrlinge, statt einer 
Invalidenversorgung anzuweisen: hierdurch kaip ein Hand- 
werksbetrieb für eigne Rechnung ohne Meisterrechte in 
Gang; doch war derselbe den zünftigen Meistern weni- 
ger geföhrlich, als die Pfuscherei, weil die ausgedienten 
Soldaten während einer zwanzigjährigen oder noch lan- 
gem Dienstzeit das Handwerk meist wieder yerlemt hat- 
ten, und daher gemeinhin nur zu geringen Flickarbeiten 
gebraucht werden konnten. Seitdem in Folge der all- 
gemeinen Militärpflichtigkeit die Werbungen fast gänz- 
lidi aufhörten, ist auch dieses Mittel zur Unterbringung 
des Ueberschusses von Handwerksgesellen kraftlos ge- 
worden. Viele deutsche Handwerksgesellen haben auch 
ihr Vaterland gänzlich verlassen, und den Handwerker- 
stamm in den gröfsern Städten Ungarns, Polens und Rufs- 
lands gebildet: aber der Abzug dabin kann auch jetzt 
nicht mehr erheblich sein, da diese Länder nunmehr schon 
hinlänglich mit Handwerkern versorgt sind. 

Durdi das Edikt wegen Einführung einer allgemei- 
nen Gewerbesteuer vom 2ten November 1810 ward in den 
damals zum . preufsischen Staate gehörigen Ländern der 
selbstständige Gewerbbetrieb von der Lösung eines Pa- 
tents abhängig gemacht, und alle Berechtigung der Pri- 
va^ersonen und Gewerke, Einspruch dagegen zu thun, 
gimlidi aufgehoben. In Folge dieser Anordnung erhiel- 
ten die bis dahin sogenannten Pfuscher die Berechtigung 
zum Grewerbbetriebe durch Lösung dnes Patents, und 
konnten fortan darin nicht mehr von den Gewerken ge- 
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stört werden: aDÜserdem aber konnten auch Gesellen, 
welche des unstftten Wanderlebens überdrtifsig waren, 
nanmehr einen selbststdndigen Gewerbbetrieb anfangen, 
ohne das Meisterrecht bei dem Gewerke zu gewinnen. 
Bei den meisten Zünften ist diese Befreiung von den 
Ansprüchen der Gewerke doch nur sparsam benutzt wor- 
den. Es schien nicht allein ehrenhafter, den Anspruch 
auf selbstständigen Gewerfobetrieb durch Anfertigung ei- 
nes Mebterstücks zu rechtfertigen: sondern die zünftigen 
Meister waren auch vorzugsweise als Lehrherren gesucht, 
weil nur ihre Lehrlinge dereinst zünftige Gesellen wer- 
den, und als solche auch in Ländern, wo das ausschliefs- 
liche Recht der zünftigen Gewerke zum Betriebe ihres 
Handwerkes noch besteht, Arbeit und Unterstützungen 
auf der Wanderschaft bekommen konnten. Obwohl es 
auch gesetzlich feststeht, dafs zünftigen Gesellen kein 
Vorwurf daraus gemacht werden darf, wenn sie bei ei« 
nem unzünftigen Meister Arbeit annehmen: so wird doch 
Arbeit bei zünftigen Meistern von ihnen vorgezogen, weil 
sie den herrschenden Meinungen der Zuuftgenossen nach 
noch immer fQr ehrenhafter gilt; und auch dieses ist den- 
jenigen, welche das Handwerk in beträchtlicher Ausdeh- 
nung zu treiben hoffen, ein Grund mehr, das zünftige 
Meiserrecht zu gewinnen. Die Gewerke selbst erleich- 
tem unter diesen Verhältnissen gern den Beitritt, und 
die Schliefsung der Gewerke auf eine bestimmte Mei- 
sterzahl ist überall bedeutungslos geworden. Indessen 
hat diese Veränderung doch eine wesentliche Verbesse- 
rung des Handwerksbetriebes kaum bewirkt. Der städti- 
sche Handwerkermeister, er sei zünftig öder unzünftig, 
kann doch immer nur unter der Bedingung zu dem mä- 
fsigen Wohlstande kommen, welcher in dem Begriffe 
eiaes ehrsamen Bürgers und Meisters liegt^ weniv et \säX 

ä 
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einigen Gebülfen arbeitet; und wenn die städtischen Mei- 
ster im Allgemeinen diese Stellung erreichen sollen: so 
müssen offenbar der Gehülfen so sehr viel mehr sein, 
als der Meister, dafs der bei weitem gröfste Theil der- 
selben keine Hoffnung hat, jemals auch zum wohlhaben- 
den zünftigen oder unzünftigen Meisterstande zu gelan- 
gen. Zwar nimmt die Zahl der Landhandwerker zu, 
seitdem dem Handwerksbetriebe die volle Freiheit des 
Orts gestattet, und derselbe nicht mehr auf die Städte 
beschränkt ist; es können mithin auch mehr Gehülfen 
als früher zum selbstständigen Handwerksbetriebe dabei 
Unterkommen fiuden: allein dies reicht um so weniger 
aus, jenem Mifsverhältnisse abzuhelfen, als unvermeidlich 
weniger Handwerkerarbeit vom Lande her in den Städ- 
ten gesucht wird, wenn die Landleute dieselbe in ihren 
Wohnorten selbst erhalten können. Daher besteht noch 
immerfort nur die Wahl zwischen zwei gleich wenig er- 
freulichen Zuständen : entweder zersplittert sich der Hand- 
werksbetrieb gröfstentheils unter viele, zwar für eigne 
Rechnung, aber ohne Grehülfen arbeitende, mithin sich 
nnr sehr kümmerlich mit einer Familie nährende Ge- 
werbsgenossen, und nur sehr wenige Meister, durch be- 
sondere Verhältnisse begünstigt, können zur anständigen 
Stellung eines wohlhabenden Bürgers gelangen; oder es 
altert eine grofse Anzahl Handwerksgehülfen ohne Hoff- 
nung, von dem erlernten Gewerbe jemals eine Familie 
rechtlich ernähren zu können, und fällt nun durch Ver- 
suche, dieses Ziel auf anderm Wege zu erreichen, den 
Gremeinden zur Last. Beiderlei Abwege scheinen jetzt 
betreten zu werden: einerseits, findet man sogar in den 
▼erkehrreidisten Städten neben einigen sehr wohlhaben- 
den Handwerkermeistern auch viele sehr dürftige; ande- 
rerseits ist der Zudrang zur Schankwirthscbaft, zur Hö* 
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VorkSuferei and anderm Kleinhandel unverhSlt» 
nifsmä&fg; grofs, und wird haaptsSchlich durch alternde 
Grellen veranlafst, welche bei dem erlernten Handwerke 
keinen Unterhalt für eine Familie finden können, und 
gleichwohl einen eignen Hausstand anfangen wollen. Die 
Grewerbsamkeit hat in sofern wohl etwas gewonnen, ala 
geschickten und zuverlässigen Handwerkergesellen das 
Anstellen eines Grewerbbetriebes für eigne Rechnung nun- 
mehr sehr erleichtert ist. Wenn sie auch es gemeinhin 
vorziehen, das zünftige Meisterrecht zu gewinnen: so 
finden sie doch die Gewerke jetzt geneigter, von er- 
schwerenden Forderungen abzustehen, weil das zünftige 
Meisterrecht jetzt nicht mehr ausschliefslich die Befugnils 
zum selbstständigen Gewerbbetriebe verleiht. Beinahe 
noch vortheilhafter wirkt die Lüftung der Schranken, 
worin diejenigen Arbeiten eingeschlossen waren, welche 
zum ausschliefslichen Betriebe jeder besondern Zunft ge- 
hörten: jeder Handwerker verfertigt, was er mit seinen 
Werkzeugen und erlernten Handgriffen bereiten kann, 
so weit nicht, wie bei der Verfertigung von Schlössern, 
ein besonderes polizeiliches Interesse Beschränkungen 
bierin unvermeidlich macht; die Gewerke selbst müssen 
sich nachsichtig für ihn zeigen, weil sie sonst nur deq 
unzünftigen Gewerbsgenossen einen- Vortheil über sich 
zuweisen würden. Der Tischler macht nun überall auch 
Stühle, der Schuster Pantoffeln, der Bötticher Eimer, der 
Schlosser jede Kleinschmiedearbeit, und der Wagenfa-^ 
brikant vereinigt jetzt ohne Widerspruch der Gewerke 
sieben verschiedene Handwerke in seiner Werkstätte, 
Dagegen ist aber auch nicht zu verkennen, dafs der wich- 
tige Einflufs, welchen angesehene Handwerkermeister, be- 
sonders die Gewerksältermänner, auf Erhaltung von Ord- 
nung, Zudt und Sitten unter den Grewerbsgenossen auA- 
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zuüben vermochten, sehr {gesunken ist, seitdem nicht mehr 
Jeder, der ein Handwerk als Meister oder Gehülfe treibt, 
der Zunft - angehört. Haben auch die Meister, und be- 
sonders die Vorstände der Gewerke, diesen Einflufs nicht 
immer zur Erreichung wahrhaft wohlthStiger Zwecke und 
in reiner Gesinnung benutzt: so darf doch nicht ver- 
kannt werden, dafs dadurch nicht allein in frühern Zei- 
ten bereits viel Löblidies' und Erspriefsliches bewirkt 
worden ist; sondern dafs auch wohl erwartet werden 
durfte, es werde der Mifsbrauch, welchen anerzogne Yor- 
urtheile von diesem Ansehn machten, vor der Verbrei- 
tung besserer Einsicht und würdigerer Begriffe verschwin- 
den. Auch dürfte tröbt' di^ Thdhiähme, ^omit den Ge- 
werken angehörige milde Anstalten gepflegt, Wittwcu 
und Waisen der Gewerksgenossen unterstützt, und un- 
verschuldetes Unglück befreundeter Gewerke gemildert 
wurde, merklich zweifelhafter geworden sein, seitdem die 
Bande, welche die Handwerker zusammenhielten, so sehr 
viel lockrer geworden sind. 

In den Provinzeif, welche seit dem Wiener Kon- 
gresse mit dem preufsischen Staate vereinigt wurden, war 
theils die Zunftverfastong durch die fremden Regierun- 
gen bereits ganz aufgehoben, theils auch noch wesent- 
lich in den alten Formen verblieben. Im ersten Falle 
bestanden die Gewerke zum Theil noch thatsächlich, ob- 
wohl nicht mehr von der Regierung anerkannt; und es 
hatte sich ein Zustand gebildet, welcher wesentlich dem- 
lenigen sehr ähnlich ist, den das Edikt vom 2ten No- 
vember 1810 erzeugte: nur mangelt hier die gesetzliche 
obrigkeitliche Theilnahme an der Aufsicht über die ört- 
lichen Gewerke, und wird mehr oder minder vollkom- 
men durch Einrichtungen ersetzt, woran das örtliche Be- 
dürfnifs mehr Antheil hat^ als die Landesverfassung. Im 
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andern Falle, besonders im Herzog^hume Sachsen , ist 
zwar die Beg^ierung sehr geneigt, veraltete Mifsbräuche 
zu vertilgen, und lästige Beschränkungen der Gewerb- 
samkeit soweit zu mildern, als es die noch bestehende 
Zunftverfassuug zuläfst: indessen erhält die Ueberzeugung, 
dafs doch bald mehr geschehen müsse, einen Zustand der 
Unsicherheit, der Besorgnisse und der Hoffnungen, wel- 
cher den Fortschritten der Gewerbsamkeit k^inesweges 
günstig ist. 

Ist es der wohlverstandene Zweck der Gesetzgebung; 
an die Stelle der unhaltbar gewordenen Zunftverfassung 
Einrichtungen zu setzen, welche nicht, wie jene, sich in 
ihrer natürlichen Entwickelung selbst zerstören, und die 
wirklich die guten Absichten erfüllen, welche die Zunft- 
verfassung mehrentheils vergeblich auszuführen trachtete, 
weil ihre nützlichsten Anstalten unter der Last gehäufter 
Mifsbräuche erlagen: so wird vor Allem das Geseilen- 
wesen eine wesentlich veränderte Gestalt erhalten müs- 
sen. Der wahrhaft tüchtigen, geschickten, fleifsigen und 
wohlgesitteten Gesellen sind keinesweges zu viel vor* 
banden; das Bestreben der Meister, einander gute Gre- 
sellen abspenstig zu machen, welches die Grewerke zu 
den weiter oben gerügten gemeinschädlichen cAnordnun- 
gen veranlagte, kann vielmehr zum Beweise der unzu- 
reichenden Anzahl solcher Gesellen dienen: diejenigen 
Handwerksgesellen, welche sich arbeitslos herumtreiben, 
verschulden dies gröfstentheils selbst durch ihre Unge- 
schicklichkeit, UnstätigkeitundUnsittlichkeit; manche blei- 
ben auch arbeitslos, weil sie thöricht genug sind, in ar- 
men verkehrlosen Gegenden anhaltend Arbeit zu suchen. 
Durch Anordnungen , welche die Zahl dei; Handwerks- 
gesellen zu vermindern trachten, ist daher der Gewerb- 
samkeit auch nicht aufzuhelfen: es kommt vielmehr ^dk« 
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darauf an, demjenigen Theile der Gesellen, welcher sich 
nicht mit der Hoffnung, einen anständigen Unterhalt durch 
Arbeit für eigne Rechnung zu finden, als Meister nieder- 
lassen kann, eine solche Stellung anzuweisen, wobei die 
Führung eines Hausstandes ohne drückende Nahrungs- 
sorgen möglich bleibt. Ein verheiratheter Geselle befin- 
det sich bei gleicher Geschicklichkeit, Thätigkeit und Sitt- 
lichkeit offenbar besser, als ein Meister, welcher so we- 
nig sichre Arbeit hat, dafs er es nicht wagen kann, ei- 
nen Gehülfen anzunehmen; bleibt ein Theil dessen, was 
durch seine Arbeit verdient wird, auch in den Händen 
des Meisters, der ihn beschäftigt: so hat er dagegen 
auch keine Auslagen für Material zu machen, keine Yer- 
histe bei unsichern Kunden und keine Versäumnifs we- 
gen Arbeitsbestellungen oder Absatz vorräthiger Erzeug- 
nisse seines Gewerbes. Dazu kommt, dafs auch den ar- 
mem Meistern mancherlei Anstands- oder Gemeinde- 
Pflichten obliegen, welche den Gesellen, auch wenn er 
verheirathet ist, nicht treffen. Vormals fanden 'die Mei- 
ster es Tortheilhaft, den Gesellen Kost und eine Schlaf- 
stelle in ihrer Wohnung zu geben, wobei der baare 
Lohn allerdings gering war, und der Gesell unverheira- 
Ihet sein mufste, um auf diese Weise bei dem Meister 
aufgenommen zu werden. Jetzt ist diese Art, Gehülfen 
zu unterhalten, in allen ansehnlichen Städten gänzlich 
abgekommen: der Geselle besorgt sich selbst Kost und 
Wohnung, und erhält dazu verhältnifsmäfsig hohem Lohn. 
Dieser Lohn mufs allerdings ansehnlicher sein, wenn eine 
Familie davon unterhalten wird, als wenn er nur zum 
Unterhalt eines unverheiratheten Gesellen dient: indes- 
sen werden, fleifsige und sparsame Hausfrauen doch ei- 
nen Zusdiufs zur Wirthschaft zu verdienen, und den 
Aufwand für Lebensunterhalt wohlfeiler zu beschaffen 
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es der ledige Geselle vermag. Die gröCsere 
keit illterer, verheiratheter Gesellen erspart 
sm Meister aach manchen Verlust, welcben 
$inn jüngerer Geholfen ihm zuweilen veran- 
it nur bei den Bauhandwerkern allein, welche 
it verheirathete Gesellen hatten, sondern auch 
Handwerken bildet sich daher allmählig ein 
'. verheiratheten Gesellen. Die Stadtgemcin- 
iten nun zwar nicht ohne Grund, dafs ihnen 
Heirathen Ortisarme zur Verpflegung erwach- 
1er Gesell im hohem Alter arbeitsunfähig wird, 
mit Hinteiiassung von Wittwen und Waisen 
sie müssen die gleiche Gefahr für Handwer- 
ibernehmen, deren geringer Erwerb nicht einst 
ne von Gehülfen gestattet. Solche Meister 
iu ihren besten Jahren kaum nothdürftig, und 
1 mehrentheils früh unter dem Druck der Nah- 
t: sie haben dabei als Meister und Bürger 
Sprüche auf Versorgung durch die städtischen 
Iten, als verheirathete Gesellen, welche stets 
len sind. Schon bei der Jetzt bestehenden 
bilden die verheiratheten Gesellen eine be- 
theilung der Gehülfen: indem sie selbst nicht 
^''aoderung ausgehen, tragen sie auch nicht 
Ützung wandernder Gesellen bei; überhaupt 
sie nicht mehr auf der Herberge, und der 
eher zuweilen von dort ausgeht, bleibt ihnen 
emd. 
Aber auch für unverheirathete Gesellen sind die be- 
stehenden Verbände gar wohl entbehrlich; die Gesellen 
haben in der Regel kein anderes Einkommen, als den 
Arbeitslohn, welchen sie verdienen; und wenn sie von 
diesem Lohne kranke Mitgenossen verpfle^eo^ ^süd äS&s^- 
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tige uDterstfitzen: 60 geben sie nur mit der einen Hand, 
was sie mit der andern von den Meistern empfingen. 
In der That ist es daher nur ein unnützer Umweg, wenn 
milde Anstalten zur Verpflegung kranker und dürftiger 
Gesellen nicht von den Meistern unmittelbar, sondern 
durch Beiträge der bei ihnen in Arbeit stehenden Ge- 
sellen unterhalten werden. Zwar wird nicht ohne Grund 
die wohlthätige Wirkung auf die Sittlichkeit der Gesel- 
len hervorgehoben, welche daraus allerdings hervorgehn 
kann, dafs die milden Gaben an erkrankte oder dürftige 
Mitglieder ihrer Genossenschaft durch ihre Hände ge- 
hen, und unter ihrer Verwaltung stehn, obwohl sie wirk- 
lich aus der Tasche der Meister kommen: aber dieser 
Yortheil wird doch wohl zu theuer erkauft durch den 
Nachtheil der Gesellenverbände, wozu die gemeinsamen 
Beiträge der Gesellen zu milden Zwecken den unabweis- 
lichen Yorwand geben. £s ist eine bekannte Thatsache, 
dafs bei den monatlichen oder auch wohl nur Quartal- 
Versammlungen der Gesellen zu dem sogenannten Auf- 
legen, das ist zur Darbringung jener Beiträge, gemein- 
hin in dem darauf folgenden Gelage weit mehr verzehrt 
wird, als jene milde Gabe beträgt: man legt vielleicht 
vier oder acht Groschen auf, während das Doppelte, 
oder wohl gar Dreifache in Getränked, Speisen und Spie- 
len aufgeht. Der hieraus entstehende Schaden kann in- 
defs für unbedeutend gelten » da der Geselle, wenn er 
sonst Neigung zu solchem Aufwände hat, wohl auch an- 
derwärts dazu Gelegenheit findet; obwohl noch ein we- 
sentlicher Unterschied darin liegt, dafs bei dem Aufle- 
gen auch diejenigen Gesellen ehrenhalber zu solchem 
Aufwände veranlafst sind, welche denselben aufserdem 
gern vermieden hätten: aber sehr viel erheblicher ist der 
Nachweis, dafs diese Zusammenkünfte den Gesellen nun 

auch 
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auch Gelegenheit geben, sich als eine Körperschaft zu 
betrachten, welche gemeinsame Rechte zu vertheidigen, 
und unter sich selbst Polizei zu handhaben hat. Diese 
Zusammenkünfte sind ganz eigentlich der Ort, wo neue 
Gesellen gehänselt, solche, die gegen vermeinten Hand- 
Werksgebrauch gefehlt haben, dafür abgestraft, und An- 
träge zu gemeinsamem "Widerstände gegen angeblich 
schädliche Neuemngen gemacht werden. Man hat, um 
solchen Mifsbrauch zu Verhüten, diese Zusammenkünfte 
wohl nur unter Aufsicht eines angesehenen Meisters oder 
gar einer obrigkeitlichen Person gestatten wollen; aber 
das Ansehn eines Einzelnen vermag wenig in einer so 
zahlreichen Versammlung mehrentheils junger, wenig ge- 
bildeter Leute: der Aufseher zieht sich klüglich zurück, 
wenn das Auflegen abgethan ist, ohne darauf mit Erfolg 
dringen zu können, dafs die Versammlung auch gleich- 
zeitig auseinander gehe. Auch ward wohl angeordnet, 
dafs die milden Beiträge nicht in einer Zusammenkunft 
der Gesellen dargebracht, sondern durch einen Boten 
während der Arbeit in den Werkstätten eingefordert wer- 
den. Hierdurch wird ibdefs nicht vermieden, dafs die 
Gesellen nicht wenigstens jährlich einmal zusammenkom- 
men, um Rechenschaft über die Verwendung ihrer Bei- 
träge vor sidi ablegen zu lassen , neue Verwendungen 
zu bewilligen, und diejenigen, welchen die Verwaltung 
derselben obliegt, zu wählen. Diese Befugnisse können 
ihnen, ohne den Schein einer offenbaren Ungerechtigkeit, 
nicht verweigert werden, so lange sie als Grcber der Bei- 
träge erscheinen: und die Versammlungen werden nur 
um so zahlreicher besucht und um so festlicher gefeiert, 
je seltener sie sind. Nur wenn die Meister sich ent- 
schliefsen, die milden Anstalten zur Unterstützung er- 
krankter, oder in unverschuldeter diiugeiideT ^^iVv W- 

\0 
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findUcher Gresellen unmittelbar zu unterhalten, ohne den 
in Arbeit stehenden Gesellen deshalb fönnlich einen Ab- 
zug zu machen, ivird es möglich, den Gesellenverband 
gänzlich aufzulösen, welch'en aufserdem zu trennen die 
längst bestehenden Verbote nur unzureichend bleiben. 
Ist dies auch anscheinend eine neue Ausgabe für die 
Meister, so werden sie dabei doch auf die Dauer nichts 
Erhebliches verlieren: denn sofern die Gesellen dadurch 
bedeutend besser gestellt werden, dafs sie ihrerseits keine 
Beiträge zu diesen Anstalten von ihrem Lohne mehr zu 
leisten haben, wird es nun auch möglich, auf ein besse 
res Betragen von ihnen zu halten, und die Verluste zu 
vermindern, welchen die Meister nicht selten durch die 
Verschuldung ihrer Gesellen ausgesetzt sind. Das wird 
sich auch hier ' bestätigen , was der kurzsichtige Eigen- 
nutz zu seinem grofsen Schaden gewöhnlich übersieht: 
dafs nämlich die best bezahlte Arbeit unter verständiger 
Leitung zugleich die wohlfeilste wird. Uebrigens wer- 
den die Gesellen durch eine solche Einrichtung eben so 
wenig verhindert, sich wohlthätig gegen dürftige Genos- 
sen zu bezeigen, als milde Anstalten irgend einer öffent- 
lichen Behörde überhaupt die Wohlthätigkeit Einzelner 
keinesweges ausschliefsen. 

Es ist bereits bemert^t worden, dafs die Wander- 
pflicht der Handwerksgesellen eben sowohl unleugbare 
Vortheile gewähren, als auch unverkennbare Nachtheile 
hervorbringen kann: Anordnungen, wodurch jene wesent- 
lich erhalten, diese dagegen möglich vermieden werden, 
erscheinen hiemach als wirksame Verbesserungen der 
Zunf^erfassung. Einerseits ist die Wirkung eines Aufent- 
halts aufser dem väterlichen Hause und aufser dem Kreise 
von alten Freunden und Gönnern in solcher Allgemein- 
heit anerkannt, daCs nicht leicht ein verständiger Vater 
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in den iniUlerp und hohem St&ndeu es unterläfslv seinen 
Sohn nach vollendeter Erziehung' auf eine auswärtige 
Universität, in eine fremde gewerbliche Anstalt, Handels- 
komtoir, Fabrik oder Oekonomie, oder auch überhaupt 
auf Reisen zu senden; andererseits haben )unge Leote; 
gesund an Leib und Seele, auch tiberall einen lebhaften 
Trieb, sich in der Welt umzusehen, und fem von d<^ 
Obhut und Hülfe der Führer ihrer Jugend zu versuchen, 
was sie durch eigne Kraft vermögen: es bedarf daher 
keiner gesetzlichen Verpflichtung, sondern nur der Bil- 
dung, welche jenen Ansichten und dieser Neigung den 
Sieg über die träge Gewohnheit verschafft, und der Mög* 
lichkcit, die Kosten der Ortsveränderang zu bestreiten, 
um junge Männer jedes Berafs und Standes zur Wan- 
derschaft zu bewegen. Ist aber die Bildung, welche den 
jungen Mann in ein fremdes Leben treiben soll, von ihm 
noch nicht erreicht, oder mangeln die Mittel zum an- 
ständigen Unterhalt unter Fremden: so werden die Ge- 
fahren, welchen der rohe oder dürftige Neuling preis 
gegeben wird, die schönen Hoffnungen auf einen gün- 
stigen Erfolg seiner Wanderschaft sofern überwiegen, als 
nicht seltne Naturgaben oder besondere Gunst des GlQk- 
kes ihn daraus erretten. Ein grofser'Theil der Hand- 
werksgesellen befindet sich offenbar in einer Lage, worin 
von der Wanderschaft mehr Schaden als Nutzen für ihn 
erwartet werden kann. Hierzu kommt, dafs in der all- 
gemeinen Militärpflichtigkett, welcher die Bewohner des 
preufsischen Staats unterworfen sind, und in der Behand- 
lung der Soldaten während der kurzen gesetzlichen.Dienst^ 
zeit ein Bildungsmittel liegt, welches einen grofsen Theil 
der bildenden Kraft des Wandems sehr wohl ersetzen 
kann. Es ist daher überhaupt, und im preulsischen Staate 
besonders, eine woUbegrÜndete Veranlassviiiig x«sAi%sÄ«ci, 
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das Wandern der Handwerkergesellen nicht za gebieten, 
sondern nur zu gestatten. In diese Stellung ist es auch 
bereits durch einen königlichen Befehl vom Isten August 
1831 gekommen, welcher den Zwang, gewisse Jahre zu 
wandern, den die bestehende Zunftverfassung enthält, 
gftnzlidi aufhebt, und dagegen nur anordnet, dafs kein 
Handwerksgesell früher zum zünftigen Meisterrechte zu 
lassen ist, als nachdem er während derselben Anzahl Jahre 
Gesellenarbeit verrichtet hat, welche sonst den Zunft- 
artikeln gemäfs auf die Wanderschaft hätte verwendet 
werden müssen. In dieser Anordnung liegt die Absicht, 
zum Besten der Meister die Zahl der Gesellen nicht un- 
ter das Maafs herabzusetzen, welches die bestehende Zunft- 
Verfassung selbst angiebt, und zum Besten der Gesellen 
ein vorzeitiges Drängen zum Meisterrechte, ehe die ge- 
werbliche und sittliche Bildung hinreichend vervollkomm- 
net ist, zu yeiiiindem; jedenfalls wird der Anspruch auf 
das Meisterrecht hierdurch in allen gewöhnliöhen Fällen 
noch nicht einmal so weit hinausgesetzt, als es die Sitte 
und mehrentheils auch das Bedürfnifs ohnehin schon ge- 
beut: denn die gewöhnliche Wanderzeit dauert nur drei 
Jahre, und der Handwerker, welcher mit dem ISten oder 
19ten Jahre die Lehrzeit vollendet hat, kann daher auch 
die Wanderschaft noch vor erlangter Volljährigkeit voll- 
bringen, besonders im preufsischen Staate, wo dieselbe 
durch das allgemeine Landrecht bis zur Vollendung des 
24sten Jahres zurücl^gesetzt wird. Auch in Ländern, wo 
die Volljährigkeit schon am Ende des 21sten Lebensjah- 
res eintritt miCsbilligt die Meinung doch im Allgemeinen 
Niederlassungen und Heiralfaen, die von jungen Männern 
vor vollendetem 24sten Jahre geschlossen werden ; über- 
haupt setzt die Sitte fast allgemein in allen Ständen der 
^bildeten Völker die schicklichste Heirathszeit der Mäi^ 
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uer zwischen das 248te und SOste Lebensjahr, und enl- 
sdialdigt frühere oder spätere Ehen nur durch beson- 
dere Verhältnisse. Wird die Verpflichtong der Hand- 
werkergesellen zum Wandern aufgehoben, so versdiwin- 
det auch die Nothwendigkeit, dasselbe* durdi besondere 
Unterstützungen, Verpflegung in bereit gehaltenen Her- 
bergen, und Darreichung eines Zehrpfennigs Ten Seiten 
der Zunftgenossen zu befördern: der reisende Handwerks- 
geselle tritt in die Reihe der Reisenden anderer Stände; 
er wird gleich diesen in Gasthöfen und Wirthdiäuseni 
nach dem Maafse seiner Bildung und Mittel Unterkom- 
men suchen, und auf Unterstützung nur in so weit An- 
spruch machen können, als dieses wegen besonderer Un- 
fälle von andern Reisenden ebenfalls geschehen darf. Eis 
werden alsdann nicht mehr Tausende von jungen kräfti- 
gen Männern planlos im Lande umher irren, und einen 
grofsen Theil ihrer Zeit unter dem Vorwande, Arbeit 
zu suchen, in verderblichem Müfsiggange verschwenden. 
Zeigt sich einerseits kein Bedürfnifs, dals junge Leute 
der niedem Stände, Gesindedienst oder Tagelöhnerarbeit 
suchend, auf gutes Glück umherziehen; und hieben sich 
andererseits junge Männer von einiger Bildung nur in 
sofern auf Reisen, um Belehrung und Erwerb zu suchen, 
als sie die Mittel dazu besitzen: so wird der Handwer- 
kerstamm, in der Mehrzahl seiner Genossen zwischen 
diesen beiden stehend, auch die bis fetzt gewöhnliche 
Wanderschaft wohl auch entbehren lernen. Der Hand- 
werkergeselle wird fortan sich nur auf Reisen begeben, 
wenn er einen hinreichenden Zehrpfennig besitzt: er 
wird — eben weil er auf eigne Kosten reisen mufs — 
nicht mehr planlos umherstreichen, sondern nur Oerter 
aufsuchen, woselbst er nach seinem Bedürfnisse Erwerb 
oder Belehrung zu finden hoffen darf. Es iiia% V^^^«(& 
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sein flQr Handwerk ermeister, welche zerstreut und verein- 
zelt wohnen, wie die Müller fast durchgängig, die Buch- 
binder , Uhrmacher und Glaser in kleinen Städten, und 
wie die Landhandwerker überhaupt, dafs sie bei zufällig 
eintretendem Bedürfnisse leicht Gelegenheit finden, ei- 
nen durchziehenden, und sich wegen des üblichen Ge- 
schenks bei ihnen meldenden Gesellen auf kurze Zeit 
in Arbeit zu nehmen : aber diese Bequemlichkeit ist nicht 
erheblich genug, um deshalb, gleichsam als ein unver- 
meidliches Uebel, daj5 Wandern in der hergebrachten 
Form beizubehalten, welches, der Erfahrung nach, das 
Land mit Umtreibern und Bettlern füllt, zur Verwilde- 
rung einer leichtsinnigen und muthwilligen Jugend An- 
lafs giebt, die doch dereinst den Kern der städtischen 
Bevölkerung bilden soll, und dem ganzen Handwerker- 
stande nicht wenig von der Achtung und Theilnahme 
entzieht, welche die gebildetem Stände demselben sonst 
gern bezeigen würden. 

Es kann überhaupt nur nach gänzlicher Auflösung 
des Gesellenverbandes und Abschaffung der jetzt beste- 
henden Form des Wandems dahin kommen, dafs Ver- 
mögen und Bildung sich dem Handwerkerstande zuwen- 
den, oder wenn sie in demselben erworben worden, darin 
verbleiben. Das Anordnen einer solchen Gestaltung des 
Anlemens zu Handwerken, dafs auch Jünglinge von edle- 
rer Bildung ohne Anstofs daran Theil nehmen können, 
hat *— wie schon oben bemerkt worden — keine we- 
sentliche Schwierigkeit: denn es kann, neben der herge- 
brachten, in den Händen verständiger Meister für Jüng- 
linge aus den niedem Ständen durchaus zweckmäfsigen 
Lehrform, noch ganz füglich eine andere bestehn, worin 
das Handwerk wie eine freie Kunst oder liberale Be- 
schllftiguDg erlernt wird: allein so lange der entlassene 
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Lehrling ohne Rücksicht auf seine Bildungsstufe sich nicht 
entziehen kann, die Herbergen zu besuchen, und mit je- 
dem Gesellen seiner Zunft Brüderschaft zu trinken, und 
so lange er sich gefallen lassen mub in der üblichen 
Form, wenn auch mit den Erleichterungen, die seine 
Wohlhabenheit ihm erlaubt, die Wanderschaft zu beste- 
hen, und in Folge derselben auch bei dem Meister Ar- 
beit anzunehmen, an welchem die Reihe steht, oder an 
den er sonst nach Handwerksgebrauch gewiesen wird: 
so lange ist auch nicht daran zu denken, dafs junge Män- 
ner von edler Bildung sich dem zünftigen Handwerke 
werden widmen wollen. Eis hilft sehr wenig, dafs nach 
Aufhebung der ausschliefslichen G^werbsberechtigung der 
Zünfte jedes Handwerk auch bei Unzünftigen erlernt und 
ohne Gewinnung des zünftigen Meisterrechts selbststän- 
dig betrieben werden kann: denn so lange die groCse 
Masse der Gesellen zünftig bleibt, und es bei derselb^i 
für einen Ehrenpuukt gilt, nur unter zünftigen Meistern 
Arbeit anzunehmen; so lange wird auch ein unzünftiger 
Meister es sehr schwer finden, sein Handwerk in ein^ 
nur einigermaCsen bedeutenden Umfange zu treiben. Sel- 
ten wird vollständig erkannt^ wie viel daran gelegen is^ 
dafs die sogenannten gemeinen Handwerke von wohl- 
habenden und gebildeten Männern getrieben, und durch 
dieselben zu Ehren gebracht werden. Zur Fabrik, wel- 
che nicht für das eigendiümliche Bedürfnifs des Einzel- 
nen auf Bestellung, sondern nach einem Vielen ohnge- 
fähr passenden, sehr Wenigen aber vollkommen beque- 
men Leisten auf den Kauf arbeitet, wenden sich wohl- 
habende Käufer nur deshalb in vielen Fällen, weil das. 
Handwerk ungeschickt und theuer zugleich aus Mangel 
an Einsicht und Verlag ist. Würde dasselbe von Män- 
nern betrieben, die, mit den Bedürfhissen der gebildetfioi 
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Stände durch ihr eignes Leben vertraut, guten Geschmack 
mit der lebendigen Kenntnifs der Materialien, Werkzeuge 
und Handgriffe, welche nur das eigne Handanlegen mit 
voUer. Sicherheit giebt, vereinigten: so würden wir sehr 
viel bessere Handwerkerarbeit zu verhältnifsmäfsig billi- 
gen Preisen erhalten. Dadurch würde nicht allein dem 
gewähltem Bedürfnisse sehr viel besser genügt, als es 
die Fabrik vermag, sondern es würde auch der Sinn für 
solch ein eigenthümliches Gepräge der Bedürfnisse wei- 
ter in den Mittelstand hinein verbreitet, und dadurch der 
flachen Mjodesucht entgegengewirkt, welche das gedan- 
kenlose Nachahmen zur Gottheit des Tages erhebt. Sehr 
viele Söboe der mittlem Stände würden das Handwerk 
zum Lebensberufe wählen, wenn es erlernt und betrie- 
ben werden könnte, ohne den Anspmch auf das gesel- 
lige Yerhältnifs aufzugeben, woran sie durch Erziehung 
und Umgang gewöhnt sind. Jetzt beschränkt eine lei- 
dige Schicklichkeit ihre Wahl auf die sogenannten libe- 
ralen Beschäftigungen, worin nur entweder mit seltnen 
Naturgaben, oder mit bedeutendem Vermögen wahres 
Lebenslicht zu finden ist Die viel öfter vorkommenden 
Anlagen zu den Besonnenheit, scharfe Sinne und beharr- 
lichen Fleifs erfordernden, mechanischen Arbeiten, wel- 
che genöthigt sind, sich bei den liberalen Beschäftigun- 
gen einzudrängen, würdigen durch ihr Uebergewicht diese 
zu Handwerken herab, während die Handwerke, welchen 
jene Anlagen sich entziehen, aus Mangel an Bildung und 
Verlag zur Tagelöhnerarbeit herabsinken. Allerdings mufs 
neben der vollkominnern Handwerkerarbeit, welche vor- 
stehend 'bezeichnet worden, auch viele leichte Flickarbeit 
wohlfeil zu haben sein, wenn jedem Bedürfnisse wirth« 
schaftUch genügt werden soll: aber auch diese fordert 
mehr Eanisicht und Fleifs, als gemeinhin darauf verwen- 
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det wird; und es wird auch in dieser Beziehung' Ton 
grober wirtfaschaftlicher Bedeutung sein, wenn Einsicht 
und Gesittung das HandweriL in soidieui Maabe durch- 
dringen, dab auch die Flickarbeiter ihren Antheil daran 
erhalten. 

Achtbare Gewerke sind endlich vor Allem der ein- 
zig sichre Grundstein einer aditbaren Zunftrerfassung. 
Es ist schon oben bemerkt worden, wie sehr dadurch 
gefehlt wurde, dab überall eine sehr geringe Anzahl an 
Kenntnissen und Vermögen mehreutheils gleich dürftiger 
Handwerker ein G^werk bilden konnte. Soll die Zunft- 
verfassung von den Mifsverhältnissen, welche den gesun- 
den Kern in ihr zerstören, befreit und für ein würdige- 
res Leben aus ihrem Verfall gerettet werden: so ist es 
unerlä blich, die Wirksamkeit dieser grofsen Anzahl kraft- 
loser Gewerke gänzlich aufzuheben, und Korporationen 
dagegen einzusetzen, welche vermögend sind, eine wür- 
digere Stellung im büigerlichen Leben zu behaupten. 
Demohngeachtet erscheint es bedenklich, durch ein all- 
gemeines Gesetz alle diejenigen Gewerke sofort aufzu- 
lösen, welchen es an hinreichenden Kräften fehlt, sich 
in eine solche Korporation zu verwandeln. Viele Ge«* 
werke besitzen ein Eigenthum, das nicht sogleich nach 
seinem wahren Werthe veräufserlich ist; viele haben 
Schulden, die nur aus dem Ertrage ihres Eigenthums 
und aus periodischen Beiträgen ihrer Mitglieder verzinst 
und allmählig abgetragen werden können; vielen liegt 
auch die Unterhaltung gemeinnütziger Anstalten ob, die 
nicht ohne Vorbereitung oder Ersatz aufzuheben sind: 
jeder dieser Fälle bedarf einer eigenthümlichen und soig- 
fältigen Behandlung, wenn nicht offenbarer Schaden an- 
gerichtet, und die neue Gewerbsverfassung der öffentli- 
chen Meinung verdächtig gemacht werden soll. Sichrer^ 
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wenn auch allerdings langsamer, ^ird die Verbesserung 
des Zustandes der zünftigen Handwerker erreicht, wenn 
allen aufzulösenden Gewerken Torerst nur die Befugnifs 
entzogen wird, das Meisterrecht zu verleihen und neue 
Mitglieder aufzunehmen: während ein solches Gewerk 
nllmählig ausstirbt, setzen sich Meister, welche demselben 
nicht angehören, unter Genehmigung des Gemeindevor- 
standes in so weit an, als sie auf ihr Gewerbe sich zu 
nähren vermögen ; der veränderte Zustand des Handwerks 
wird hierdurch allmählig eingeleitet, wobei es übrigens 
dem Gewerk e unbenommen bleibt, sich unter obrigkeit- 
licher Bewilligung auch früher aufzulösen, als dieses durch 
das Aussterben endlich doch geschieht. Gewerke, wel- 
che bedeutend genug sind, um in verbesserter Gestalt 
erhalten, und selbst mit höhern Befugnissen ausgestattet 
zu werden, müssen nodiwendig eine beträchtliche Anzahl 
selbstständiger Mitglieder enthalten: die geringste noch 
wlässige Zahl allgemein gesetzlich auszusprechen, hat 
zwar viel Bedenken gegen sich, indessen scheinen doch 
Anordnungen unvermeidlich, um einer allzu grofsen Ver- 
schiedenheit der Ansichten über die Deutung des Ge- 
setzes vorzubeugen. Jemehr angesehene und vermögende 
Meister sich in dem Gewerke befinden, desto kleiner 
kann auch die Anzahl der Mitglieder sein, welche min- 
destens erfordert wird, um eine Korporation in dem hier 
vorschwebenden Sinne zu bilden. Gewerbe, welche be- 
trächtliches Kapital zum zweckmäfsigen Betriebe fordern, 
enthalten gemeinhin mehr wohlhabende Meister, als sol- 
che, zu deren Betriebe schon ein geringer Verlag hin- 
reicht: indessen wird ein und dasselbe Handwerk an ver- 
schiedenen Orten in so verschiedenen Verhältnissen be- 
trieben, dafs es hier unter die wohlhabendsten, dort un- 
ter die armseligsten gehören kann, und eine Bestimmung 
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der gerin^ten Anzahl der zur Bildaog eines ansehnli* 
chen Gewerks erforderlichen Mitglieder nach Verschie» 
denheit der Gewerbe demnach sehr unsicher bleibt Nach 
den amtlichen Zählungen zu Ende des Jahres 1837 ent- 
hielt die Stadt Posen, bei 32,456 Civil-Einwohuem, 97 
BSckermeister mit 58 Gehülfen und 77 Fleischer mit 69 
Geholfen: dagegen Stettin bei 31,093 Civil-Einwohnem 
48 Bäcker mit 125 Gehülfen, und 43 Fleischer mit 63 
Gehülfen. Beide Städte hatten demnach beinahe gleich- 
viel Civil-Einwohner: aber Stettin hatte nur halb so vid 
Bäckermeister als Posen; dagegen beschäftigten die Bfik- 
ker zu Stettin doppelt so viel Gehülfen, als die zu Po- 
sen. Gegen vier Fleischermeister in Stettin hatte Posen 
deren sieben: allein die Fleischermeister in Posen be- 
schäftigten zusammengenommen nur sehr wenig mehr G^ 
hülfen, als die zu Stettin. Es erscheint hiemach gar nicht 
zweifelhaft, dafs unter den Bäckern und Fleischern in 
Stettin viel mehr wohlhabende Meister sind, als unter den- 
selben Handwerkern in Posen. Wenn nach derselben 
Zählung Berlin 79 Gerber mit 206 Gehülfen, Breslau 
dagegen bei 26 Gerbern nur 20 Gehülfen hatte: so wird 
hieraus sehr klar, wie höchst verschieden der Betrieb der 
Gerberei in Bezug auf das Verhältnifs der Zahl der Mei- 
ster zu der Anzahl der Gehülfen iu beiden Städten ist 
Auf das Yerhältnifs der Einwohnerzahl beider Städte g^ 
gen einander kommt es hier nicht an, da die Grerber 
nicht blos für das Bedürfnifs ihres Wohnorts, sondern 
für den Lederhaudel überhaupt arbeiten. Die Gewerbe- 
tabelle begreift unter der Benennung Gerber alle Hand^ 
werker, welche Leder aus rohen Häuten bereiten, also 
Lohgerber, Weifsgerber, Korduaner und Pergamentmacher: 
dies wird bemerkt, um Mifsverständnisse zu vermeiden» 
da gewöhnlich nur Lohgerßer ihr Handwerk ui «k^^sotv 



156 Handwerkersfinfte. — Dilduns acLtbarcr 



o 



beträditlichen Umfange betreiben. Wenn nach eben die- 
ser Gewerbetabelle Ellbing 13 Seiler mit 25 Gehülfen, 
die Stadt Mühlhauseu in Thüringen aber 25 Seiler mit 
13. Gehülfen hat: 80 zeigt auch dieses Yerhältnifs sehr 
klar den grofsen Unterschied des Betriebes dieses Gre- 
werbes in einer Stadt, welche noch einigen Seehanddi 
nnd einen beträchtlichen Verkehr auf Binnengewässern 
hat, und einer solchen, welche ganz aufser dem Bereiche 
aller Schifffahrt liegt. Ob anzunehmen sei, dafs auch un- 
ter den günstigsten Umständen vier und zwanzig selbst- 
ständige, vom Betriebe ihres Gewerbes wirklich lebende 
Meister die geringste Anzahl sind, welche noch ein acht- 
bares Gewerk bilden könne, mag hier nur in Frage ge- 
stellt bleiben, um den Begriff anzudeuten, welcher den 
▼erstehenden Betrachtungen zum Grunde liegt Im All- 
gemeinen sollen die Mitglieder eines Gewerks auch 
Mitglieder einer Ortsgemeinde sein. Handwerke, wel- 
che nur auf zerstreut im Lande umherliegenden Anstal- 
ten betrieben werden können, wie beispielsweise die ver- 
schiedenen Müllergewerbe, könnten jedoch fast niemals 
Korporationen bilden, wenn auf dieser Regel strenge be- 
standen würde. Es kann jedoch eben diesen ein sol- 
cher Verband besonders nützlich sdn; und es erscheint 
daher als Ausnahme wohl begründet, dafs in solchen 
Handwerken den Meistern die Vereinigung in eine Kor- 
poration gestattet werde, welche einen landräthlichen 
Kreis, oder sonst zweckmäCsig begränzten Bezirk be- 
wohnen. 
^ ^ Solchen Korporationen wäre zunächst in Angelegen- 

heiten ihres Gewerbes ein besonderes Beglaubigungsrecht 
n beizulegen. An sie würden die Verwaltungsbehörden 
' und die Gerichte sich zu wenden haben, wenn Gutach- 
ten der Sachverständigen einzuholen sind. Amtlidi von 
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ihnen ausgestellte Zeugnisse über erlangte Kenntnisse und 
Fertigkeiten hätten in Bezug auf ihr Gewerbe im gan. 
zen Staate öffentlichen Glauben. In Streitigkeiten ihrer 
Mi^lieder unter sich oder mit ihren Geholfen und Lehr- 
lingen Über gewerbliche Angelegenheiten müfste zunächst 
ihr schiedsrichterliches Erkenntnifs nachgesucht, und |e* 
denfalls der yorläufig von ihnen angeordnete Zustand 
aufrecht erhalten werden, wenn auch den Betheiligten 
die Berufung auf höhere Entscheidung allerdings offen 
bleibt. Endlich läge ihnen vorzöglich ob die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen, welche Mitglieder der 
Korporation hinterlassen, und die Erhaltung milder Stif* 
tungen zu Gunsten ihrer Gewerbsgenossen. Um den 
Verpflichtungen vollständig zu genügen, welche sie mit 
diesen Befugnissen übernehmen würden, mufs jedenfalls 
aufser Zweifel gestellt sein, dafs die Mitglieder solcher 
Korporationen rechtliche und mit angemessenen gewerb* 
liehen Kenntnissen versehene Männer sind. In Bezie* 
hung hierauf gebührt denselben die Befugnifs, nach zweck- 
mäfsiger Prüfung, namentlich nach Vorlegung eines pro- 
behaltigen Meisterstücks^ das Meister recht zü ertheilen. 
Dieses Redit giebt einen Anspruch zur Aufnahme in die 
Korporation, Welcher jedoch nur geltend zu machen ist, 
wenn der Inhaber desselben sich in der Ortsgemeinde 
oder in dem Bezirke niederiäfst, wofür die Korporation 
errichtet ist. Auch andere inländische Korporationen kön- -] 
neu dem Inhaber eines solchen Meisterrechts die Auf* 
nähme nicht versagen, wenn er dieselbe bei ihnen nach- 
sucht, und darthut, dafs ihm auch die bespndern Ver- 
hältoisse bekannt sind, worunter sein HandweriL am Orte 
der Aufnahme betrieben wird. Läfst der Inhaber eines 
Meisterrechts sich zum Betriebe seines Gewerbes an ei- 
nem Orte niedeTy wofür keine Korporation seineA Haxk^ 
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Werks besteht: so hat dasselbe dennoch die Wirkung;, 
dafs ihm von der Behörde , welche die Bewilligung zu 
seiner Niederlassung zu ertheilen hat, der Einwand nicht 
entgegengesetzt werden darf, er werde sich auf das er- 
lernte Gewerbe nicht nähren können. Inhaber des Mei- 
ö / sterrechts, sie mögen nun Mitglieder einer Korporation 
ihres Gewerbes geworden sein oder nicht, sind befugt, 
ihre Lehrlinge nach beendigter Lehrzeit einer solchen 
Korporation zur Prüfung vorzustellen, um ihnen ein Zeug- 
nifs derselben über die bis dahin erlangten gewerblichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten, oder einen sogenannten 
Lehrbrief zu verschaffen. Ein solches Zeugnifs dient in- 
nerhalb des ganzen Staats seinem Inhaber zum Beweise, 
dafs er zum Dienste als Handwerksgehülfe oder Geselle 

pf gehörig vorbereitet sei. In wiefern Vorstände von Orts- 
gemeinden verlangen dürfen, dafs diejenigen, welche sich 
zum Betriebe eines Handwerks in der Gemeinde nieder- 
lassen wollen, das Meisterrecht bei einer inländischen 
Korporation erlangt, oder wenigstens einen Lehrbrief 
von derselben aufzuweisen haben, mag besonderen Be- 
trachtungen über die Berechtigung, ein neues Gewerbe 
in einer Ortsgemeinde anzustellen, zur Prüfung vorbe- 
halten bleiben. Bei Verleihung des Meisterrechts kann 
es nur auf Entscheidung darüber ankommen, ob hinläug- 
!\ liehe Gewerbskenntuifs vorhanden sei; dagegen bleibt 
/ ; es gleichgültig, auf welchem Wege dieselbe erlangt wor- 

|{ ' /' den ist: aber keiner Gewerbskorporation ist gestattet, ir- 
gend Jemand zur Bewerbung um das Meisterrecht zu- 
zulassen, der einen anstötsigen Lebenswandel führt, oder 
sich durch schlechte Handlungen öffentliche Verachtung 
zugezogen hat. Auch kann keiner Korporation ange- 
muHiet werden, solche Mitglieder zu dulden, oder auch 
nur als Inhaber des Meistenrechts zu beachten, welche 
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nicht zur Bewerbung um dasselbe zugelassen worden wä- 
ren, wenn der schlechte Ruf, worein sie verfallen sind, 
sdion damals bestanden hätte. Endlich wird auch sowohl 
bei Ausfertigung der Lehrbriefe, als noch mehr bei Verlei- 
hung des Meisterrechts auf eine Nachweisung des Besitzes 
d^enigen allgemeinen Kenntnisse zu halten sein, welche 
neben den gewerblichen, zur achtbaren Führung des Ge- 
^werbbetriebes unentbehrlich sind. Wie die vorstehen- 
den Grundzüge einer verbesserten Einrichtung der Hand- 
werkerzünfte den örtlichen Bedürfnissen, und der beson- 
dern Landesverfassung nach weiter auszubilden sein dürf- 
ten, muOs bei der Allgemeinheit übei^ngeu werden, 
worin dieser Gegenstand* hier nur behandelt werden kann. 
Es scheint, dafs in den Vorrechten, welche den Handwer- 
kerkorporationen hiemach vorbehalten sind, Reiz genug 
liege, die Aufnahme darein nachzusuchen ; dafs femer die- 
sen Korporationen Einflufa genug zugewiesen sei, um 
alles das Gute zu bewirken, was die Zunftverfassung zu 
schaffen versuchte; und dafs dennoch auch Freiheit ge- 
nug bleibe^ um den üblen Folgen von Anmafsungen vor- 
zubeugen, welche von gewerblichen Korporationen mifs- 
bräuchlich versucht werden könnten. 

Als Anhang zu den vorstehenden Betrachtungen sind 
die besondern Verhältnisse zweier Klassen sehr zahlrei- 
cher Zünfte noch übersichtlich darzustellen, welche sich 
schon längst wesentlich verschieden von der Verfassung 
der grofsen Masse zünftiger Handwerker gestaltet haben. 
Die erste dieser Klassen begreift in sich die Bauhand- 
werker, namentlich Zimmerlente und Maurer, welchen 
sich )edoch auch noch die Steinmetzen und die Schiffs- 
zimmerleute der Seeplätze anschliefsen. Die Gefahren, 
womit eine fahrlässige oder gar ungeschickte Behand- 
lung des Bauwesens Leben und Gesundheit bedtoUV V\^- 



'V 



IfiO Handwerkerzfinfte. 

gen so klar vor Augen, dafs die Regierungen sich gro- 
Isentheils nicht bei den Prüfungen haben beruhigen kön- 
nen, welchen die neu aufzunehmenden Meister von den 
Gewerken unterworfen werden: sondern es sind auch 
noch von Baupolizei wegen unter Aufsicht der Landes- 
baubeamten besondere Prüfungskommissionen angeordnet 
worden, um die volle Ueberzeuguog zu. gewinnen, dats 
diejenigen , welchen der selbststHndige Betrieb der vor- 
genannten Bauhandwerke gestattet wird, auch hinlängli- 
che Kenntnisse vom Bauwesen überhaupt, und von ih- 
rem Gewerbe besonders erlangt haben. Schon deshalb 
wird von einem Meister dieser Gewerke mehr Bildung 
gefordert, als durch Handanlegen auf dem Bauplatze 
selbst erworben werden kann: daher kann auch der 
Theil ihrer Grehülfen,' welchem es an Yorkenntnissen und 
Gelegenheit zur Erlangung solcher Bildung maugelt, nie- 
mals auf das Meisterrecht Anspruch machen. Dieser Thcil 
der Gehülfen mufs aber schon deshalb zahlreicher sein, 
weil es zur Ausführung bedeutender Bauten der gleich- 
zeitigen Anstellung vieler und gehörig eingeübter Men- 
«qhen|jr£ifte bedarf. Es hat daher bei den Bauhaudwer- 
kern den (gesellen nach Beendigung der Wanderzeit auch 
bei noch bestehender strenger Zunftverfassung doch ge- 
stattet werden müssen, zu heirathen, und einen eignen 
Hausstand anzustellen. Sie fahren demohngeachtet fort, 
als Gesellen auf den Bauplätzen unter Anleitung der 
Meister zu arbeiten: der Tagelohn, welchen sie empfan- 
gen, reicht auch hin, eine Familie zu nähren. Die Mau- 
rer, welche nur während der Jahreszeit bei Bauten thä- 
tig sein können, worin starker Frost nicht zu besorgen 
ist» lernen gewöhnlich noch ein anderes Handwerk, das 
audi im Winter betrieben werden kann, um sich desto 
leichter durch die strenge Jahreszeit zu helfen. So sind 

bei- 
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beispielsweise in Beriin die meisten Maureif;esellen ne- 
benbei aocb Raschmacher; and weben den Winter Qb^r 
für Fabrikberren, welche sie alsdann beschSftigeii, leichte 
wollene Zeug-e. Alternde Zimmer- und Manrergeselien, 
deren Kräfte zu der gewöhnlichen Arbeit auf Bauplätzen 
nicht mehr hinreichen, erhalten gemeinhin polizeiliche Ge- 
nehmigung^, die vielen Flickarbeiten, welche bei ihrem 
Handwerke nebenher yorkommen, für eigne Rechnung 
zu verrichten. Auch finden sie bei grofsen Gebtaden 
gern Anstellung als Aufseher oder sogenannte Hausmei- 
ster, weil ihre Baukenntnisse hier noch immer sehr nfits- 
lich werden, um kleinen Beschädigungen gleich im Ent- 
stehen abzuhelfen. Soweit die Lehrlinge dieser Hand- 
werke sich nicht durch besondere Yorbereitung zum zünf- 
tigen Meisterrechte eignen, treten sie gemeinhin erst mit 
dem 17ten Lebensjahre oder noch etwas später in die 
Lehre, weil die Verrichtungen, welche ihnen auf dem 
Bauplatze obliegen, mehrentheils schon die Körperkräfte 
beinahe völlig ausgewachsener junger Männer erfordern: 
sie wohnen daher gewöhnlich auch nicht bei dem Mei- 
ster, werden auch nicht von demselben beköstigt, und 
' erhalten dagegen einen dem Werthe ihrer Arbeit ange- 
messenen Tagelohn. Unter diesen Verhältnissen kann 
von ihnen nicht gesagt werden, dass sie dem Meister zur 
Vollendung ihrer Erziehung übergeben werden; obwohl 
demselben allerdings auch ein Aufsichtsrecht über ihr 
sittliches Betragen zusteht. Jünglinge, deren Stellung 
im Leben ihnen schon bei dem Eintritte in die Lehrjahre 
Aussichten au^ das Meisterrecht eröffnet, stehen gewöhn- 
lich in nähern Verhältnissen zu ihren Lehrmeistern, und 
werden neben den Handarbeiten während der Lehrzeit 
zur Verfertigung von Baurissen und Anschlägen ange- 
leitet. In spätem Jahren stehen sie als sogeaannte to- 
ll 
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lirer eiindnen Abtheüungen der Gehülfen unter solehen 
Meifitem Tor, welche dieFühniog mehrerer bedeutender 
Bauten gleichzeitig; übernehmen. So gestalten sich die 
Verhältnisse besonders in den grodsen Städten, und in 
den mittlem und östlichen Provinzen des preufsischen 
Staats, wo die Zimmer« und Maurermeister gemeinhin 
nicht mehr selbst Handarbeit bei den Bauten yerrichten, 
sondern nur als Bauunternehmer auftreten und Bauten 
anter ihrer Auüsicht ausführen lassen« In den kleinen 
Stidten, auf dem Lande, und überhaupt mehr in den 
westlichen Theilen Deutschlands beschäftigt ein Meister 
gewöhnlich nicht so viel Gehülfen, dafs er damit mehr 
als einen bedeutenden Bau gleichzeitig unternehmen 
kann: er arbeitet daher in der Regel selbst mit seinen 
Gehülfen auf der Baustelle; indessen gehört er doch immer 
noch zu den wohlhabendem und gebildetem Handwerker- 
meistem. Unter diesen Verhältnissen bestehn zwar die 
Gewerke der zünftigen Bauhandwerker gemeinhin nur 
ans einer kleinen Anzahl von Meistem, welche jedoch 
Seist durchgängig wohlhabend, und angesehene Mitglieder 
der Bürgerschaft sind. 

Der preuCsische Staat hatte nach der am Ende des 
Jahres 1837 aufgenommenen Gewerbetabelle 

bei den Maurem 

Master Geliuiren Flickarbeir. 

in den zehn grofsen Städten 173 2927 110 
in den dreifsig nächst an- 
sehnlichsten Städten . . 160 2508 109 
in allen Übrigen Städten . 1850 9970 796 
auf dem Lande .... 3913 15,946 2535 
im ganzen Staate 6Ö96 31^1 3550 
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bei den Zimmerleaten 

Meister GdifiKBD Flickarbeit 

in den zehn grofsen Sttdien ^84. 2542 28 

in den dreifsig^ nächst an* 

sehnlichsten Städten . • 218 2072 37 

in allen übrigen Städten . 1711 7626 423 
auf dem Lande . . • . 5270 14,978 225 8 
im ganzen Staate 7383 27,218 2746 
Unter den Zimmerieuten sind in der vorliegenden 
Tabelle nicht nur die Schiffszimmerleute, sondern audi 
die Röhrmeister mitbegrifTen. Dagegen sind die Stein>- 
metzen von den Maurern abgesondert angegeben , me 
folgt: 

bei den Steinmetzen 

Meister GdifllfeB 

in den zehn gröfsten Städten . . 44 232 
in den dreifsig nädist ansehnlichsten 

Städten 61 161 

in allen übrigen Städten .... 198 395 

auf dem Lande 696 887 

im ganzen Staate 999 1675 

Die groCse Anzahl der Steinmetzen auf dem Lande, 
welche die Gewerbetabelle ergiebt, könnte den Yerdadit 
erregen, dafs hier ein Irrthum voi^efallen sei: es sind 
aber hier unter den Steinmetzen diejenigen Handwerker 
begriffen, die in den Steinbrüchen Mühlsteine, Werk- 
stücke, und die vielen andern Baustücke ausarbeiten, wel* 
che in Ländern, die einen Reichthum an Sandsteinen 
haben, an die Stelle des Holzes treten. Es lebten näm- 
lich nach der Gewerbetabelle am Ende des Jahres 1837 
auf dem Lande Steinmetzen und zwar 

11» 
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Meister GehulfcD 

in den vier Provinzen Preufsen, Po- 
sen, Brandenburg nnd Pommern zu- 
sammengenommen nur ; . » . . 8 3 
in der Provinz Schlesien . . « . » 47 89 

u « a Sachsen 49 206 

« c( « Westphalen .... 144 158 

in der Rheinprovinz 448 431 

im ganzen Staate wie vorhin 696 887 
Es ergiebt sich hieraus, vne ganz unbedeut^d die- 
ser Gevverbsbetrieb auf dem Lande in den vier nordöst- 
lichen Provinzen ist, wie er bedeutender v?ird im schle- 
sischen Gebirge und am Harze, und wie sehr seine Be- 
trächtlichkeit zunimmt im südlichen Theile der Provinz 
"Westphalen und endlich besonders in der gebirgigen 
Rheinprovinz. 

Berlin insbesondere hatte nach der Gewerbetabelle 
für 1837 

'Meister Gebulfen Flickarbcker 

bei den Maurern . . 41 1312 23 

« (I Zimmerleuten . 61 1268 13 

« cc Steinmetzen 12 155 — 

woraus sich ergiebt, in welchem Umfange diese Hand- 
werke hier betrieben werden. Im Allgemeinen wird aus 
dieser Darstellung ersichtlich, dafs in den Bauhandwerken 
die vorstehend in Antrag gebrachten Verbesserungen zum 
Theil schon ausgeführt sind. Es hat sich hier ein ver- 
heiratheter Gesellenstand gebildet, und die Gewerke be- 
stehn aus wohlhabenden und angesehenen Mieistem: doch 
ist die Zahl der Meister nur in den ansehnlichsten Städ- 
ten bedeutend genug, um Korporationen zu bilden, wel- 
che den vorstehend in Antrag gebrachten Befugnissen 
und Pflichten zu genügen vermögen. Es wird daher hier 
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noch tbeik einer Auflösongy dieils eines Zosammenzie« 
hens solcher kleinen Gewerke, und solcher Verändemn« 
gen in der Stellung der Lehrlinge ond der unverheira* 
thetcn Gesellen bedürfen, urelche den Söhnen der gebil- 
deten Stände den Eintritt in die Zunft erleichtem, um 
einen Zustand der gewerblidien Verhältnisse der Bau- 
handwerker herbei zu führen, der das BedürfhiÜB des 
Zeitalters und die Forderungen unsrer Bildung zu be» 
friedigen wohl geeignet sein möchte. 

Die zweite Klasse der hier noch besonders zu be» 
trachtenden zünftigen Handwerker bilden die|enigen, wel- 
che Gewebe aus mannichfaltigen Stoffen verfertigen. Der 
bei weitem gröfste Theil aller Weberei wird von un- 
zünftigen Arbeitern betrieben, und es neigt sidi dieses 
ganze grofse Geschäft noch immerfort dahin, einerseits 
ausschliefsliches Eigenthum sehr ins Grofse gehender Fa- 
brikanstalten, und andererseits blofse Nebenbeschäftigung 
in Familien zu werden, deren Haupterwerb auf Arbeiten 
beruht, welche nicht in allen Jahres- und Tageszeiten 
ihre ganzen Kräfte in Anspruch nehmen. Am Ende des 
Jahres 1837 befanden sich im preufsischen Staate 246,294 
Webestühle, worauf Leinwand in blofser Nebenbeschäf- 
tigung verfertigt wurde, und wovon der gröfste Theil 
jährlich nur sechs bis acht Wochen in Bewegung war. 
Neben diesen bestanden 35,877 Webestühle, worauf die 
Linnenweberei gewerbsweise betrieben wurde, und wel- 
che demnach wahrscheinlich fast das ganze Jahr hindurch 
in Arbeit waren. Angenommen, dafs auf jedem der letzt- 
genannten Webestühle jährlich achtmal mehr Arbeit ver- 
fertigt würde, als auf einem der erstgenannten durch- 
schnittlich: so würde doch beinahe die Hälfte aller im 
preufsischen Staate gewebten Leinwand durch Nebenbe- 
schäftigung erzeugt. Aber auch gewerbsweise wird die 
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Liiinaiweberei hauptsSchlich von Landhandwerkem be- 
trieben, die gröffitentheils nnzünftig sind. Ueber zwei 
Dritt&eile aller gewerbsweise arbeitenden Leiuweberstühle, 
nSmlich 24,290, befanden sich auf dem Lande, der bei 
weitem gröfste Theil der übrigen in den kleinen Städ- 
ten« Fast nirgend sind audi nur einigermaafsen wohlha- 
bende Leinweber in solcher Anzahl vorhanden, dafs ein 
ansehnliches Gewerk aus ihnen gebildet werden könnte: 
ein Bedürfnifs, die Zunftverfassung unter den Leinwebern 
aufrecht zu halten, scheint auch in der Beschaffenheit die- 
ses Gewerbes nicht zu liegen; die Fürsorge der Kauf- 
leute, welche die Leinwand roh vom Stuhle kaufen und 
zur Waare für den Grofshandel zubereiten lassen, dürfte 
fast überall hinreichen, den Leinwebern diejenigen Yor- 
tbeile zu sichern, welche sonst durch den Zunftverband 
erlangt werden. Noch wird das Material für die Lin- 
nenweberei fast ausschliefslich mit der Hand, und dem 
bei weitem gröfsten Theile nach als Nebenbeschäftigung 
gesponnen. Indessen hat das Verspinnen des Flachses 
auf Maschinen in den neuesten Zeiten in Grofsbritannien 
und Irland grolse Fortschritte gemacht; sollte sich das- 
selbe, wie doch zu vermuthen ist, auch in Deutschland 
weiter ausbreiten, und ein grofser Theil der Leinwand 
dereinst aus Maschinengame gewebt werden: so würden 
die Leinweber grofsentheils nur Lohnarbeiter für Fabrik- 
unternehmer werden, welche das Garn zum Verweben 
lieferten, und die daraus verfertigte Leinwand gegen Be- 
zahlung eines Webelohns zurück empfingen. 

Die BaumwollenWeber befinden sich schon jetzt gröfs- 
tttitheils in dieser Lage. Sie verweben kein anderes als 
Maschinengara, wovon der gröfste Theil noch immer aus 
England konunt Am Ende des Jahres 1837 hatte der 
preuÜBisdie Staat 39,324 gewerbsweise gehende Webe- 
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Stühle auf bamnwollene Waaren, neben 5689 Stfihleo» 
urelche hauptsächlich wohl auch baamwoUenes Garn in 
Nebenbeschäftigung verwebten. Aach die Baomwollen- 
Weberei wird grödstentheik von Landhandwerfcem betrie- 
ben: wie bei der Leinweberei waren ilber zwei Drittheile 
der gewerbweisc gehenden Stühle, nämlicfa 27,419, auf 
dem Lande. Auch als Nebenbeschäftigung gehörte das 
Gewerbe fast ganz dem Lande an, indem sich 4862 da- 
hin gehörige Stühle auf dem Lande und nur 827 in den 
Städten befanden. Darin aber bestand ein wesentlicher 
Unterschied gegen die Linnenweberei, daCs die in den 
Städten befindlichen Webestühle auf Baumwolle sich meh- 
rentheiU in grofse oder doch ansehnliche Mittel -Städte 
gezogen hatten. So befanden sich beispielsweise 

Webestühle 

auf Baumwolle anfLcinvii 

in Berlin 2697 23 

« Köln 137 39 

f€ Magdeburg • • • 121 6 

« Erfurt 430 37 

cc Mühlhausen ... 136 29 

« Bonn. ..... 120 42 

Indessen besteht doch auch hier kein Bedürfnifs, Ge- 
werke für die Baumwollenweberei einzurichten, da die- 
selbe bis jetzt fast nirgend zünftig ist betrieben worden. 
Die Seidenweberei wird im preufsiscJien Staate nur 
auf wenigen Punkten in eiuem beträchtlichen Umfange 
betrieben. Namentlich waren auf ganz- und halbseidene 
Zeuge Stühle im Ganzen 

in Hberfeld und Barmen 4412 

<c Krefeld 2200 

n Köln 130 



118 flaBdw«rk«nAiifie. 

anCBerdem in andern StXdten der Re- 
gierungsbezirke Düsseldorf und Köln 1542 
and auf dem Lande dieser beiden Re- 

gierungsbezudke 3148 

in diesen beiden R^erungsbezirken m- 

sammengenommen also II9452 

- in Berlin 1&75 

« Brandenburg 190 

« Potsdam 75 

anfserdem in den Regierungsbeürken 
Potsdam und Frankfurt in den Städ- 
ten und auf dem Lande .... 475 



überhaupt in den Regierungsbezirken 

Potsdam und Frankfurt .... 2315 
Es sind hiernach einerseits in ^en Re- 
gierungsbezirken Düsseldorf u. Köln, 
und andererseits in den Regierungs- 
bezirken Potsdam. und Frankfurt zu- 
sammengenommen Seidenweberstühle 

vorhanden 13,767 

aufserdem waren noch im preußischen 

Staate vertfaeilt 344 

welche sich hauptsächlich in der Graf- 
schaft Mark, und in den Regierungsbe- 
zirken Erfurt und Liegnitz befanden; 
hierdurch ergiebt sich für den ganzen 



Staat die Summe von . . . • 14,1 IL 

Das Geschäft macht sich hier in d^ Regel so, dafs 
Unternehmer seidne und halbseidne Waaren, wozu sie 
das Material liefern, von den Seidenwebem für Lohn 
weben lassen. Wenn auch dieser Lohn nach Verhält- 
ni£s der Geschicklichkeit, welche diese Weberei erfor- 
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4ert, bedeatender ist, als bet dem Weben der g^ewOhn- 
licbsten baumwollenen Zeuge: so ist er doch nicht leicht 
so beträchtlich, da(s die Seidenwirker so veruiOgeud wer- 
den könnten, wie es die wohlhabenden Meister in vie- 
len andern Handwerken sind. Wo viele Seidenweber 
beisammen wohnen, haben sich Einrichtungen fQr das 
Anlernen dieses Gewerbes, und für einen Gesellenstaud, 
der zwischen den Lehrlingen und Meistern steht, aus- 
gebildet, deren Yerbesserung den Fabrikuntemehmem 
unter obrigkeitlicher Auüsidit überlassen bleiben kann. 
Zunftverhältnisse, im vollen und strengen Sinne dieses 
Worts, finden auch hier nicht statt 

Die Bandweberei beschäftigte im preu(sischen Staate 
am Ende des Jahres 1837 überhaupt 4340 Stühle , wo- 
von sich mehr als die Hälfte, nämlich 2308, im Regie- 
rungsbezirke Düsseldorf befanden. Aufserdem hatte der 
Regierungsbezirk Arnsberg 793, der Regierungsbezirk Er- 
furt 443 und der Regierungsbezirk Magdeburg 237 Band- 
stühle. In den übrigen 21 Regierungsbezirken waren 
noch 559 Bandstühle zerstreut. Das Geschäft stellt sich 
im Allgemeinen fast eben so wie die Seidenweberei. Ei« 
gentliche Zunftverhältnisse bestehn auch hier nicht. 

Vor Erfindung der Spinnmaschinen war die Linnen- 
weberei schon ein sehr ausgebreitetes Gewerbe vermöge 
der grofsen Menge von flächsenem Game, welches als 
Nebenbeschäftigung besonders in den Familien der Laud- 
Icute erzeugt wurde. Sehr viel weniger ausgedehnt, und 
ganz auf die Städte beschränkt, war die BaumwoUenwc- 
berei, weil verhältnifsmäfsig wenig baumwollenes Garn 
mit der Hand gesponnen wurde: die Zünfte der Parchend- 
macher und Züchner, welche diese Weberei betrieben, 
waren wenig zahlreich, und sind vor der grofsen Masse 
der unzünftigen Baumwollenweber fast ganz versdiwun- 
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den, welcho jetzt in so weiter Ansdehnang baumwolle- 
nes Mascbinengara verarbeiten. Auch die Wollenwe- 
berei wurde fast ganz ausschliefslich in den Städten be- 
trieben: aber die Handwerker, in deren Händen sie war, 
bildeten schon frühe sehr zahlreiche, zünftige Gewerke; 
denn die Nothwendigkeit, eine dichtere und wärmere Be- 
kleidung zu haben, als die Linnenweberei Yerschaffen 
konnte, zwang zur Erzeugung einer beträchtlichen Menge 
▼on wollenem Game, obwohl das Verspinnen der Sdiaf- 
woUe mit der Hand zu beschwerlich war, um als Ne- 
benbeschäftigung betrieben zu werden. Diese zahlrei- 
chen GeWerke haben sich auch in beträchtlichem Maafsc 
noch erhalten, obwohl das Grewerbe der Wollenweber 
jetzt eine ganz veränderte Richtung genommen hat. Die- 
ses Gewerbe theilt sich in zwei grofse Hauptzweige, näm- 
lich die Tuchmacher und die Raschmacher: jene 
beschäftigen sich mit allen den wollenen Geweben, wel- 
che durch die Walke gehn, und dadurch mit einem Filz 
Überzogen werden, welcher die Fäden verdeckt, wie bei 
dem Tuche, Halbtudie, Flanell und Fries; diese verfer- 
tigen dagegen die glatten wollenen Zeuge^ worin der Fa- 
den sichtbar bleibt, wie Rasch, Serge, Etamiu, Damis, 
and in den neuesten Zeiten Merino und Thibet. Das 
losere Gram, welches die Tudimadier gebrauchen, mufs 
jetzt durchgängig auf Spinnmaschinen erzeugt werden: 
dies geschieht zum Theil auf kleinen Maschinen von etwa 
40 Spindeln, welche durch eine Kurbel mit der Hand 
bewegt werden; theils, mit sehr viel mehr Vortheil, auf 
grofiBen Maschinen von vielen hundert, ja selbst einigen 
tausend Spindeln, welche durch Elementarkräfte, beson- 
ders Dampfmaschinen, ihre Bewegung erhalten. Auch 
die Bearbeitung der fertigen Gewebe wird durch die 
Scheermaschinen .und andere künstliche Yorrichtungeu 
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Bthr erleichtert und Terbessert. In Folge dieser VerbSlt- 
nisse eignet sich die Tachmacherei Jetzt sdir viel mehr 
zom Betriebe in grofeen Fabrikanstalten, als zum Ge- 
werbe einzelner Handwerkermeister. Dnrch das Entste- 
hen solcher Fabriken ist das Gewerbe der zOnftigeu Tuch- 
macher sehr herabgesunken: in vielen Stftdten sind die 
Tuchmacher in Dürftigkeit verfallen, und sterben aus, 
oder verziehn in LAnder, wo die Fabrikation noch nicht 
so weit gediehen ist; der Ueberrest ntthrt sich kflmmer- 
lidi mit dem Verfertigen der grobem Wollenwaaren. 
Doch haben sich auch noch in einigen Städten ansehn- 
liche Tudimachergewerke dadurch erhalten, dafs sie sich 
zur Unterhaltung von gröfsem Spinnmaschinen, Walk- 
mühlen, Färbereien und Apreturanstalten ffir gemeinsame 
Rechnung vereinigten: die betriebsamsten Meister erwach- 
sen dabei allmählig zu Fabrikuntemehmem, während die 
übrigen Lohnweber derselben werden. Auf das glatte 
wollene Garn, welches die Raschmacher verarbeiten, sind 
die Spinnmaschinen viel später angewendet worden, und 
noch jetzt wird neben dem Maschinengame mit der Hand 
gesponnenes verwebt Die Verfertigung der glatten wol- 
lenen Zeuge wurde jedoch sehr zurückgedrängt durch 
die wohlfeilem glatten BaumwoUenwaaren, namentlich 
Kattun und Gingham, wie auch durch die in grofsen 
Massen aus China eingeführten Nankings: die Raschma^ 
'chergewerke haben sich daher sehr viel weniger zahlreich 
erhalten, als die Tuchmacher. Der zunehmende Einflnfa 
der Spinnmaschinen, verbunden mit der Sorgfalt, welche 
die neueste Zeit auf Erzeugung hochfeiner Schafwolle 
verwendet, hat indessen die Preise der feinsten glatten 
wollenen Waaren, des Merinos, Thibet und besonders 
der Umschlagetücher unsrer Frauen, so weit herunterge- 
bracht, dafs sie in starke Mitbewerbung gegen die fei- 
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Dem BaomwoIIenwaaren einerseits , und geg^en die halb- 
seidenen Zeuge andrerseits treten können. Seitdem weur 
det sick der Verbrauch überhaupt immer mehr den glat- 
ten wollenen Zeugen zu, wobei jedoch die Raschmacher 
nur als Lohnweber für die Fabrikunternehmer auftreten. 
Nadi der am Ende des Jahres 1837 aufgenommenen Ge- 
wwbetabelle befanden sich im preufsischen Staate über- 
haupt 16^37 Webestühle auf wollene Waaren, welche 
gewerbsweise im Gange waren, und 4085 solcher Stühle, 
worauf nur in Nebenbeschäftigung gearbeitet wurde. Die 
gewerbsweise betriebene Wollenweberei befand sich bei 
weitem dem gröfsten Theile nach in den Städten, wel- 
che 14,308 gewerbweise gehende Stühle enthielten; Ton 
den auf dem Lande überhaupt befindlichen 2629 solchen 
Stühlen befanden sich 1073 in den Begierungsbezirken 
Düsseldorf und Aachen, und 522 im Regierungsbezirke 
Erfurt. Die Nebenbeschäftigung mit dem Weben grober 
WoUenwaaren war bei weitem am stärksten auf dem 
Lande, besonders im Regierungsbezirke Gumbinnen, wo 
sich der Landmann in sogenannten Wand, das ist, ei- 
nen starken, gewalkten, wollenen Zeug kleidet, der in 
den ländlichen Familien selbst verfertigt wird; von den 
überhaupt auf dem Laude befindlichen 3793 Stühlen, wel- 
che grobe WoUenwaaren als Nebenbeschäftigung verfer- 
tigten, hatte der Begierungsbezirk Gumbinnen allein bei- 
nahe die Hälfte, nämlich 1849. Zünftig geblieben ist- 
überhaupt nur die gewerbsweise betriebene Wollenwe- 
berei in den Städten, wo diejenigen Gewerke, welche sich 
zu gemdnschaftlichen grobem Anstalten vereinigt haben, 
wohl als solche beizubehalten sein dürften: die Auflö- 
sung der übrigen ist durch ihr Verarmen schon wesent- 
lich bewirkt worden, und wird mehrentheils auch der 
Form nadi wenig Bedenkeii finden. 
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Die StruRipfWiTkerei ist jetzt wohl aoch grofsendieils 
auf -WoUe gerichtet» seitdem die Männer der gebildeten 
StSfode aa%eb5rt hab^ti, knrze Beinkleider und lange 
seidne öder baumwollene gewebte Strihnpfe zu tragen. 
Im ganzen preufsiscfaen Staate wurden am Ende des Jah- 
res 1837 nur noch 2118 gehende Strumpfwirkerstfihle 
gezählt, wovon >ich beinahe drei Yiertheile, nSmlich 1499, 
in den Städten befanden. Bei weitem am stärksten wurde 
dieser Gewerbszweig am untern Bheine und in den Ge- 
genden an der Lippe und Buhr betrieben, wo die Be- 
gieruDgsbezirke Münster, Amsbeig, Düsseldorf, Köln und 
Koblenz zusammengenommen 1086 gehende Stnimpfwir- 
kerstühle hatten, wovon die Hälfte, nämlich 543, sich auf 
dem Lande befand. In einigermaafsen bedeutender Zahl 
wohnen die Strumpfwirker noch in nachstehend benann- 
ten Städten beisammen. 

Es waren nähmlich gehende Strumpfwirkerstühle 

in Berlin 176 

« Krefeld 71 

« Erfurt 48 

« Halle a. d. S 47 

« Magdeburg 46 

In wiefern indefs eine Vereinigung der Strumpfwir- 
ker zu einer Gewerbskorporation in Berlin, oder in ei- 
ner andern der hier benannten Städte noch räthlich er- 
scheinen dürfte, mufs besonderer Prüfung nach den ört- 
lichen Umständen anheim gestellt bleiben. 

Alles Weben und Wirken, auch das künstlichste, 
ist überhaupt eine so ganz mechanische Verrichtung, dafs 
Maschinenwebestühle, welche schon bei Baumwollenge- 
weSen in den englischen Fabrikstädten nicht mehr un- 
gewöhnlich sind, mit den Fortschritten der Bildung im- 
mer allgemeiner werden müssen. Es ist daher sehr wahr- 
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schdnlichy daCs in einer, wenn auch noeh siemlich fer- 
nen Zeit, sich die gesanunte Weberei einerseits in grofse 
Fabrik -Anstalten zusammenziehen, andererseits aber in 
durch das ganze Land zerstreute Nebenbesdififtigungen 
auflösen wird, wo dann aller zünftige Betrieb derselben 
gSnzlich aufhört. 
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welcbe nicbt unter den Begrrlff 

der Handwerkerzünfte fallen. 



U nter der Benennung Znnf t bestehen neben den Hand* 
werkerzünften auch gewerbliche Genossenschaften, wel- 
che von diesen sehr wesentlich verschieden sind. Sie bil- 
den insbesondere niemals einen mehrere zu verschiedenen 
Staaten gehörige Länder umfassenden Verein, sondern 
sind blofs auf Ortsgemeinden oder höchstens auf mäfsige, 
unter einerlei Regierung stehende, Bezirke beschränkt, 
und gleichen in dieser Beziehung den Gewerken, woraus 
die Handwerkerzünfte zusammengesetzt sind. Während 
das Schneidergewerk in Berlin mit den Schneidergewer* 
ken in Hamburg und in Wien eine Schneiderzunft bil- 
det: so haben die Brauerzünfte dieser drei Städte durch- 
aus gar keine Verbindung mit einander; sie sind sämmt- 
lieh blofs örtliche Genossenschaften und stehen selbst 
mit den Brauerzünften ganz naher Ortsgemeinden in kei- 
nem gewerblichen Zusammenhange. Diese gewerblichen 
Genossenschaften unterscheiden sich aufserdem von' den 
Handwerkerzünften auch noch wesentlich dadurch, da fs 
sie mehrentheils gar keinen besonders eingeiicbt^t.^TL\A^\!ix- 
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lings- und Gesellenstand ' haben. Wo jedoch ein sol- 
cher noch besteht, mangelt es doch an allgemeinen Vor- 
schriften über die Dauer der Lehr- und Gesellenjahre; 
und es besteht insbesondere niemals eine Wanderpflicht 
für den Gehülfenstand. Auch beruht die gegenseitige 
Anerkennung der "Lehrbriefe nur auf dem persönlichen 
Vertrauen, welches die Aussteller derselben geniefsen: 
gewöhnlich hängt auch das Lossprechen der Lehrlinge 
nur ab Ton dem Ermessen der Lehrherm, und es bedarf 
dazu keineswegs allgemein amtlicher Bestätigungen. Ein 
sehr grofser Theil dieser Verbindungen bezieht sich auf 
Gewerbe, welche in besonderem. Ansehn stehen, und da, 
wo zwischen Grofsbürgem und Kleinbörg^em unterschie- 
den wird, zu den Beschäftigungen der erstem gehören, 
während der Betrieb der Handwerke hsoiptsächlich den 
letztern anheimfällt. Indessen haben doch auch einige 
sehr geringfügige Gewerbe, wie die verschiedenen Klas- 
sen der Hökerei, des Victualienhandels und der Kramerei 
mit kurzen Waaren oder Posamentirarbeit, die Yorste- 
hend beschriebene Verfassung.» Es ist sehr gewöhnlich, 
hierher gehörige Genossenschaften auch Gilden zu nen- 
nen; dagegen wird ihnen die Benennung Gewerk nie- 
tnals beigelegt Man hat Kaufmanns-, Brauer- und Höker- 
Gilden; aber nicht Kaufmanns-, Brauer- und Höker-Ge- 
werke. 

Der Handel beschäftigt sich im Allgemeinen mit ei- 
ner Verbindung von Käufen und Verkäufen, deren Zweck 
es ist, die Gegenstände dieses Geschäfts der Menge, dem 
Orte oder der Zeit. nach anders zu yertheilen. So wer- 
den beispielsweise Lumpen, Borsten, Federn von herum- 
ziehenden Aufkäufern gesammelt und in Massen zusam- 
men gebracht, wodurch sie kostbare Gegenstände eines 
grofsen Verkehrs werden. Umgekehrt kauft der Gewürz- 

krä- 
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krSmer den Kaffee zentnerweise im Waarenlager des 
Grofshändlers, um ihn pfiind- und lothweise den|eni|^ 
avtsxxi^egeDy welche ihn nor so zu kaufen vermögieD; 
So werden die Haute der Ungeheuern Rinderheerden ans 
den grasreichen Ebenen Südamerika's den europäischen 
Gerbereien zugeführt, welche durch unsere FleisdiTor- 
zehr^ng nicht hinreichend mit Material versorgt sind: 
wir führen dagegen wollene Tücher nach Brasilien, wel- 
chem die Mittel mangeln, seinen Bedarf daran selbst zu 
webeu. So kauft endlich der GetreidehXndler nach rei^ 
chen Ernten Vorrüthe, um dieselben für Zeiten des Man- 
gels aufzubewahren. Au diese G^chäfte schliefsen sich 
noch mannich faltige Verrichtungen an, welche an sich 
selbst weder Käufe noch Verkäufe sind, wohl aber die- 
nen, um den Uebei^ang vom Kaufen zum Verkaufen be- 
quemer zu machen. Die Borsten und Federn werden 
nur Kaufmannsgut durdi Reinigen, Sortiren und Ver- 
packen. Der Krämer verkauft den Kaffee, den er vom 
Grofshändler eutninunt, nur zum Theil roh, zum Thdl 
aber auch gebrannt und gemahlen. In vielen Fällen be- 
dürfen rohe Erzeugnisse einer besondem Zubereitung, 
um in die Ferne versandt zu werden: der europäische 
Weizen mufs in Mehl verwandelt werden, um nach Bue- 
nos- Ayres zu gelangen. Beinahe die ganze Fabrikation 
schliefst sich von dieser Ansicht aus an den Handel an. 
Die rohe Baumwolle von New -Orleans wird nur da- 
durch Kaufmannsgut für den afrikanischen Handel, dafs 
sie in Glasgow versponnen, verwebt und gefärbt wird; 
und das Kupfer aus Chili geht in der Gestalt von Mes- 
singwaareo, welche der europäische Kunstfleifs ihm giebt, 
wiederum dahin zurück. Endlich schliefsen sich auch an 
den vorstehend bezeiclmeten Verkehr noch mancherlei 
Geschäfte, welche zur Erleichterung derselben dieaeni 

VI 
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dahin gehören einerseits das Frachtfuhrwesen, die Strom- 
schiff fahrte die Rhederei; andrerseits die Versicherungen 
gegen die Gefahren, welchen die Gegenstände des Han- 
dels^ sowohl auf den Niederlagen, als bei den Versen- 
dungen unterworfen sind, das Diskontiren, die Wechsel- 
operationen, und überhaupt der mannichfaltige Verkehr 
mit Geldpapiereu. Diese fast unübersehbare Masse der 
ikianuidifaltigsten Thätigkeit ist in ihren einzelnen Zwei- 
gen sehr häufig Zunftverbinduugen unterworfen, und sehr 
förderlich sclieinen hier sogar auf Ycrschiedenen Stufen 
ihrer Entwickelung wohleiugerichtete Verbindungen de- 
rer zu sein, welche das gleiche Gewerbe in einer Orts- 
gemeinde oder in einem Bezirke treiben. Wo die 
Hökerei, die verschiedeneu (Gattungen des Viktualien- 
handels und der eben so vielgestaltete Kramhandel eine 
grofse Anzahl Gewerbtreibender beschäftigen: da kann 
eine Vereinigung derselben in Genossenschaften nach den 
verschiedenen Arten ihrer Beschäftigung die polizeiliche 
Aufsicht sehr erleichtern, welche hier um so nöthigcr 
wird, |e näher in eben dieser Art des Verkehrs die 
Versuchung zu mannichfaltigen Uebervortheilungen liegt 
Wenn dergleichen Vereine bestehen, wird es mehren- 
theils nur darauf ankommen, eingeschlichene Mifsbräuchc 
abzustellen, und unnütze Beschränkungen des Verkehrs 
aufzuheben. In wiefern neue Verbindungen solcher Art 
zu stiften sind, kann auf den Antrag der örtlichen Po- 
lizeiverwaltnng ausgesetzt bleiben. Bei so höchst ein- 
fachen Geschäften ist ein Lehrlings- und Gesellenstand 
durchaus entbehrlich, und selbst eine Nachweisung erfor- 
derlicher Vorkenntnisse mehrentheils überflüssig. Dage- 
gen ist vollständige Unbescholtenheit ein so wesentliches 
Erfordemifs, sowohl für die Aufnahme in die Zunft, als 
auch für die fernere Duldung in derselben, dafs hierin 
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nicht leicht allzu streng Terfahren werden kann. Es ist 
durcliaus ein unzeitiges Mitleiden , dafis Menschen von 
offenbar schlechtem Rufe doch der Betrieb des Klein* 
handeis gestattet vE^ird« Gemeinhin gewinnen sie dieses 
Mitleid durch das Vorgeben, dafs sie aufserdem sich nicht 
zu nähreu yermöchten: dieses Unvermögen, sich auf an- 
dere Weise zu nähren, beruht aber in der Regel nur 
auf ihrer Abneigung vor solchen Verhältnissen, wo sie 
schärfer beobachtet werden können, und überhaupt in 
gröfscrer Abhängigkeit leben^ wie dieses bei dem Gesin- 
dedienst oder bei der Tagelöhnerarbeit in Fabriken ge- 
wöhnlich vorkommt. 

Die zahlreiche Klasse der Handeltreibenden, welche 
zwischen dem Grofshandel und dem vorstehend bezeich- 
neten kleineu Verkehr gewissermafsen vermittelnd ein- 
tritt, hat bei der grofsen Mannichfaltigkeit ihrer Verrich- 
tungen nur zum Theil das Bedürfnifs, sich der beson- 
ders sogenannten kaufmännischen Rechte zu bedie- 
nen: das ist, Handluugsbücher mit solcher Ordnung, Voll- 
ständigkeit und Zuverlässigkeit zu führen, dafs den darin 
enthaltenen Vermerken die Kraft, einen halben Beweis 
zu begründen, beigelegt werden kann; ferner sich wech- 
selmäfsig zu verpflichten, sich rechtsgültig in Geldgeschäfte 
auf )eden Zinsfufs einzulassen, und unvorbedungene Zin- 
sen in laufender Rechnung anzusetzen. So weit dieses 
Bedürfnifs nicht empfunden wird, ist keine Veranlassung 
vorhanden, eine besondere Gewährleistung für rechtliches 
Betragen durch Beitritt zu einer Genossenschaft zu for- 
dern. Gewerbtreibende dieser Klasse machen oft sehr 
bedeutende Geschäfte: aber ihr Wirkungskreis erstreckt 
sich niemals weiter, als die genaue Kenntnifs ihrer be- 
sondem persönlichen Verhältnisse reicht, oder als eine 
Waare, deren Beschaffenheit bei der Uebergabe unzwei* 
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nicht leicht allzu streng verfahren werden kann. Es isl 
durchaus ein unzeitiges Mitleiden , dafis Menschen von 
offenbar schlechtem Rufe doch der Betrieb des Klein* 
handeis gestattet vE^ird« Gemeinhin gewinnen sie dieses 
Mitleid durch das Vorgeben, dafs sie aufserdem sich nicht 
zu nähren vermöchten: dieses Unvermögen, sich auf an- 
dere Weise zu nähren, beruht aber in der Regel nur 
auf ihrer Abneigung vor solchen Verhältnissen, wo sie 
schärfer beobachtet werden können, und überhaupt in 
gröfscrer Abhängigkeit leben^ wie dieses bei dem Gesin- 
dedienst oder bei der Tagelöhnerarbeit in Fabriken ge- 
wöhnlich vorkommt. 

Die zahlreiche Klasse der Handeltreibenden, welche 
zwischen dem Grofshandel und dem vorstehend bezeich- 
neten kleineu Verkehr gewissermafsen vermittelnd ein- 
tritt, hat bei der gro{sen Mannichfaltigkeit ihrer Verrich- 
tungen nur zum Theil das Bedürfnifs, sich der beson- 
ders sogenannten kaufmännischen Rechte zu bedie- 
nen : das ist, Handlungsbücher mit solcher Ordnung, Voll- 
ständigkeit und Zuverlässigkeit zu führen, dafs den darin 
enthaltenen Vermerken die Kraft, einen halben Beweis 
zu begründen, beigelegt werden kann; ferner sich wecli- 
selmäfsig zu verpflichten, sich rechtsgültig in Geldgeschäfte 
auf )eden Zinsfufs einzulassen, und unvorbedungene Zin- 
sen in laufender Rechnung anzusetzen. So weit dieses 
Bedürfnifs nicht empfunden wird, ist keine Veranlassung 
vorhanden, eine besondere Gewährleistung für rechtliches 
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bedeutende Geschäfte: aber ihr Wirkungskreis erstreckt 
sich niemals weiter, als die genaue KenntniCs ihrer be- 
sondem persönlichen Verhältnisse reicht, oder als eine 
Waare, deren Beschaffenheit bei der Uebergabe unzwei* 
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delsptetze des preudBischen Staates die bis dahin ffir be- 
sondere Handelszweige bestandenen Gilden gänzlich auf- 
zubeben, und an deren Stelle neue Körperschaften zu 
d^tzen, worin mit gleichen Rechten und gleichen Pflich- 
ten alle diejenigen vereinigt sind, welche Handel mit 
kaufmännischen Rechten am Orte betreiben. Hieraus ent- 
standen die neuen Statuten der Kaufmannschaften zu Ber- 
lin, Stettin, Danzig, Königsberg, Elbing und Magdeburg, 
Irelche die Gesetzsammlung für die preufsischen Staaten in 
den Jahi^Sngen 1820 bis incl. 1825 enthält. Sie gehen 
sSmmtlich von dem Grundsatze aus^ dafs Jeder, welcher 
am Orte Handelsgeschäfte mit kaufmännischen Rechten 
treiben will, auch Mitglied der Korporation sein mufs, 
welche die Kaufmannschaft daselbst bildet Diese Be- 
sdiränkung des freiesten aller Gewerbe, des Handels, 
wftr unvermeidlich, wenn der Zweck erreicht werden 
tsoUte, wofür zunächst diese Körperschaften gebildet wur- 
den. Der Kaufmann des entfernten Auslandes, welcher 
sieh mit einem Bewohner dieser Plätze in Handelsver- 
bindungen einläfst, hat daran sdion einen nicht uner- 
heblichen Anhalt, dafs «r versichert sein kann, es dürfe 
dort Niemand kaufiaifinnische (Geschäfte treiben, der nicht 
ein Mitglied der öitlicben Kaufmanuskorporation, das 
ist, ein Mann von solchen Eigenschaften ist, welche zur 
Aufnahsfte in diese achtbare Körperschaft befähigen. Je 
mehr die 'G^sdiäfte der einzelnen Kaufleute durch das 
Vertrauen erleichtert werden, welches ihnen der Ruf der 
Korporalion v^ersdiafft, der sie angehören, desto mehr 
sind «ife Mitglieder derselben dabei betheiligt, diesen gu- 
Mi Ruf ze bewahren: es vereinigt sich daher Alles, un- 
ehrenhafte Unternehmungen, wozu Gewinnsucht Einige 
verleiten könnte, im Entstehen zu ersticken, rechtliche 
HandeMiäiuer ia unerwarteten UnfiÜlen zu unterstützen, 
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and den Ausbrach toq Baukerotten zu hindeni, deren 
Beschaffenheit die Gesinnungen des Handelsstandes im 
Allgemeinen verdächtig machen könnte. Die vorstehend 
bezeichneten Statuten kommen wesentlich darin überein, 
dafs sie zur Aufnahme GroCsjährigkeit und Dispositions- 
ftbigkeit, bereits erlangtes Bürgerrecht der Stadt und 
vollkommene Unbesdioltenheit unbedingt verlangen; dafs 
sie femer den wirklichen Betrieb eines kaufmSnnischeu 
Geschäftes erfordern; dafs aber audi Niemand, welcher 
die vorstehend benannten Eigenschaften besitzt, der Bei- 
tritt verweigert werden darf. Es wird also namentlich 
keine Nach Weisung darüber erfordert, dafs der Aufzu- 
nehmende sich die zur Führung kaufmännischer Geschäfte 
erforderlichen Kenntnisse erworben habe. Kaufmänni- 
sche Kenntnisse werden allerdings nicht blofs durch mehr- 
fahriges Verweilen in der Stellung eines Lehrlings oder 
Gehülfen erlangt. Männer von allgemeiner Bildung, wel- 
chen selbst in den spätem Lebensjahren die Fortsetzung 
eines kaufmännischen Geschäfts zufallt^ erwerben gemein- 
hin in kurzer Zeit die nödiigen Kenntnisse dazu: selbst 
Ehefrauen und Wittwen von Kaufleuten machen sich 
oft mit Leichtigkeit alle die Kenntnisse eigen, welche 
zur verständigen Führang eines ausgebreiteten Handels 
erforderlich sind. Endlich ist wohl anzunehmen, dafs 
kein verständiger und rechtlicher .Mensdi Geschäfte wird 
betreiben wollen, wovon er keine genügende Kenntnifs 
besitzt. Indessen schliefsen diese Betrachtungen die Mög- 
lichkeit doch keineswegs aus, dafs ein Mensch, als grofs- 
)ährig, dispositionsfähig, unbescholten, Ortsbürger und 
Besitzer einer kaufmännischen Anstalt auf den Grand des 
Statuts sich zur Aufnahme melden könnte, ohne selbst 
denjenigen Grad von allgemeiner Bildung zu besitzen, 
der zur Theilnahme an dem Umgange mit den gebilde- 
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ten Ständen befähigt: und es könnte sogar von dieser 
Ansicht aus nothwendig erscheinen » wenigstens ein ge- 
wisses Maafs allgemeiner Bildung als anerläfsliches Er- 
fordemifs zur Aufnahme zu bedingen. Allein es ist nicht 
bekannt y dafs Fälle solcher Art jemals Verlegenheit er- 
zeugt hätten: und es darf auch nicht unbemerkt bleiben, 
dals ein absichtliches Beharren auf einer so niedern Stufe 
der Bildung bei solchen Mitteln und solchem Anlasse, 
diesem Mangel abzuhelfen, einen Zustand voraussetzt, der 
eiitweder die Dispositiousfähigkeit oder die Unbeschol- 
tenheit zweifelh£|fi macht, folglich wohl zur Verweige- 
rung der Aufnahme berechtigt. Ueberhaupt bleibt es 
ganz unmöglich, bei der grofsen Verschiedenheit der per- 
sönlichen Verhältnisse, das Maafs von Kenntnissen anzu- 
geben, welches wenigstens vorhanden sein mufs, um sei- 
nem Inhaber einen Platz unter den gebildeten Ständen 
zu sichern. Es war daher sehr viel besser, keine. Vor* 
bilduug zu bedingen, als durch das Einschalten einer sol- 
chen Bedingimg fast unvermeidlichen Anstofs zu geben. 
Die bezeichneten Statuten enthalten durchaus keine Vor- 
schriften über das Verhältnifs der Lehrlinge und der Ge- 
hülfen: sie gestatten jedoch, dafs die schriftlichen Ver- 
träge hierüber von den Mitgliedern der Korporation bei 
dem Vorstande derselben verlautbart und durch Eintra- 
gen in dessen Register beglaubigt werden. Eine be- 
stimmte Verpflichtung hierzu wird nicht allgemein aus- 
gesprochen, aus einer vielleicht zu weit getriebenen Scheu, 
Beschränkungen einzuführen, welche nicht ganz unver- 
meidlich sind. Aber der Wunsch ist sehr gerecht, dafs 
der Vorstand Gelegenheit erhalte, auf die Bildung zum 
Kaufinannsstande kräftig einzuwirken; und diejenigen 
Fälle, worin die Theilnehmer Bedenken wider die Ver- 
lautbarung ihrer Verträge hegen, dürften gröfstentheik 
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eben diejenigen sein, welche derselben am meisten be* 
dürfen« Ein woblbegründetesSchicklichkeitsgefühl schlieCst 
weibliche Mitglieder der Kanfmannskorporationen von 
der persönlichen Theilnahme an den Versammlungen der- 
selben ans: indessen sind sie nicht verhindert, durch Be- 
Tollmäditigte, welche jedoch . selbst Mitglieder der Kor- 
poration sein mtissen, daran Theil zu nehmen. ■ Keine 
Handlung unter einer zur Korporation der Kaufisiann- 
schafi gehörenden Firma darf der Verwaltung durch ein 
der Korporation angehörendes Mitglied audi nur einen 
Augenblick entbehren: denn eben darin, dafs kaufmän* 
nische Geschäfte nur tou Mitgliedern der Korporation 
betrieben werden dürfen, liegt diejenige Gewährleistung 
für Rechtlichkeit und Ordnung, welche die Korporation 
zu geben vermag. Dieser einfache Grundsatz scheint 
nicht in allen Statuten gleich klar aufgefafst zu sein: na- 
mentlich scheint bei der Fortsetzung einer Handlung für 
Rechnung der Wittwe oder der Erben nicht immer klar 
ausbedungen zu sein, dafs auch dann die Disposition nur 
von einem Mitgliede der Kaufmannskorporation ausge- 
hen dürfe. 

Im Allgemeinen erscheinen diese Statuten den Be- 
dürfnissen einer zahlreichen Kaufmannschaft auf grofsen 
Handelsplätzen sehr angemessen, und es kann daher nur 
in Frage bleiben, wie weit der Wirkungskreis derselben 
auszudehnen sei? 3o weit das Bedürfuifs, den Ruf der • 
Kaufmannschaft einer Stadt oder Fabrikgegend festzu- 
stellen, das Entstehen von Zünften unter Handelsleuten 
mit kaufmännischen Rechten veranlafste, wird es immer 
räthlich erscheinen, dieselben nicht nur beizubehalten, 
sondern auch ihre Statuten so zu stellen, dafs Niemand 
davon ausgeschlossen bleiben kann, der in demselben 
räumlich begrenzten Bezirke Handel mit kaufmännischen 
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Rechten betreibt. Denn nur unter dieser Bedingung; 
darf die Kaufmannschaft mit Sicherheit darauf rechnen, 
dafs ihr Ruf im Auslande nicht durch Unternehmungen 
befleckt -wird, die nicht von ihren Mitgliedern ausgehn, 
und welche, wo nicht zu verhindern, so doch wenigstens 
zu bestrafen sie keine Macht besitzt KaufmSnnisdie Kor- 
porationen, welchen kein Alieinrecht auf den Handel mit 
kaufmännischen Rechten auf einem Handelsplatze oder 
sonst, räumlich begrenzten Bezirke zusteht, sind durch 
diese Stellung selbst zur Feindschaft gegen diejenigen 
berufen, welche neben ihnen mit gleicher Berechtigung 
Handel treiben. Ein Vertheilen der Geschäfte nach Ver- 
schiedenheit der Handelszweige kann diese Feindselig- 
keit mildem, aber niemals gänzlich aufheben, weil bei 
der unendlichen Mannichfaltigkeilt der Handelsverbindun- 
gen alle Beschränkungen auf gewisse Handelszweige 
schwankend bleiben, und auch die bestimmtesten Vor- 
schriften hierüber leicht umgangen werden. Wo noch 
keine Kaufmannszfinfte bestehen, scheint ein Bedürfnifs, 
den Ruf der Kaufmannschaft durch eine solche Verbin- 
dung zu sichern, noch nicht eingetreten zu sein. In der 
That kann ein beträchtlicher Handel mit kaufmännischen 
Rechten getrieben werden, ohne doch das Bedürfnifs der 
Verbindung der Kaufleute zu einer Körperschaft hervor- 
zurufen. An solchen OrteQ bestehen neben einem oder 
einigen grofsen Handelshäusern viele kleine Kaufleute, 
welche — obwohl mit kaufmännischen Rechten vollstän- 
dig versehen — doch nur Agenten jener mäcbtigen Han- 
delsherren sind. Keiner von beiden so wesentlich ver- 
schiedenen Thcilen bedarf der Unterstützung durch eine 
Genossenschaft. Die Geschäfte der kleinen Kaufleute 
beschränken sich auf den Verkehr mit den an demselben 
Orte lebenden grofsen: überall tritt dabei persönliche 
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Bekanntschaft unmittelbar ein und macht jede'andere Ge^ 
wahrleistnng entbehrlich. Nur die grofisen Kanfleute ha- 
ben es mit dem Auslande zu thnn: höufig^ haben sie Kom- 
manditen auf den PlStzen, womit sie besonders Verbin- 
dungen unterhalten; jedenfalls aber Korrespondenten, wel- 
chen ihre Verhältnisse hinlänglich bekannt sind. Eine 
Verbindung mit den neben ihnen wohnenden kleinen 
Kaufleuten, welche Niemand im Auslande kennt, kann 
das Vertrauen, welches sie daselbst in Anspruch neh- 
men, jedenfalls nicht erhöhen. Auch wo solche Verhalt- 
nisse nicht bestehen, kann eine ziemlich zahlreiche Kauf- 
mannschaft das Bedürfnifs nicht empfinden, sich zu ei- 
ner Körperschaft zu vereinigen, so lange der Handel des 
Orts keine bestimmte Richtung gewinnt. Indem jeder 
ein anderes Bedürfnifs der nächsten Umgegend durch 
andere Verbindungen mit sehr verschiedenen Orten zu 
befriedigen sucht, kann keiner eine BOrgschaft für das 
Benehmen des andern übernehmen, und es entsteht eben 
so wenig ein freundliches Zusammenwirken, als eine feind- 
selige Mitbewerbung. Den Regierungen kann unter sol- 
chen Umständen nur obliegen, dem Handel seinen freien 
Lauf zu lassen, Rechdichkeit darin von Polizeiwegen 
überall zu schützen, und übrigens abzuwarten, bis das 
Bedürfnifs Anträge auf Bildung von Korporationen er- 
zeugt. Die Richtung der Schulanstalten, besonders der 
sogenannten höhern Bürger- oder auch wohl Gewerh- 
schulen, auf gemeinnützige Kenntnisse kann das Anzie- 
hen tüchtiger Lehrlinge für den Handelsstand sehr er- 
leichtem, und einem jungen Manne, der sich mit hinläng- 
lidien Vorkenntnissen der Kaufmannschaft widmet, wird 
es nicht leicht an Gelegenheit fehlen, einige Zeit als Ge- 
hülfe auf grofsen Handelsplätzen zu arbeiten, und dort 
Erfahrungen zu sammeln, welche dereinst in seinem Wii^ 
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kuDgskreise fruchtbar werden können. Kaufmännischer 
Genossenschaften zur Förderung der kaufmännischen Bil- 
dung scheint es daher lUicht zu bedürfen. 

' Nicht blofs in grofsen und mittlem, sondern selbst 
in. vielen kleinen Städten bilden die Besitzer der Brauerei- 
gerechtigkeiten oder die Inhaber von Brauereien eine ge- 
schlossene Gesellschaft, welche sich zuweilen die Brauer- 
Eunft, zuweilen auch die Braukommune nennt, je- 
denfalls aber immer nur eine ördiche Verbindung ist, 
ao^ch keine Spur von Anstalten zur Erlernung des Brauens 
in einem Lehrling- und Gehülfenstande enthält Mitglied 
dieser Genossenschaften wird Jedermann ohne weitere 
Vorbereitung dadurch, dafs er eine Berechtigung, für 
^igne Rechnung zu brauen, erwirbt Sehr viele Besitzer 
solcher Berechtigungen verstehen selbst gar nichts vom 
Brauen: sie lassen für ihre Rechnung durch dazu bei der 
Zunft bestellte Leute brauen, oder übertragen auch ihre 
Berechtigung zeitweise an Andere gegen eine Miethe. 
Das Ansehen, welches die Besitzer der Brauereien in den 
Städten noch gröfstentheils geniefsen, beruht auf Yer- 
bältuisseu, welche jetzt bei weitem nicht mehr in dem 
frühern Umfange wirksam sind. Es »ind noch kaum 
anderthalb Jahrhunderte verflossen, seitdem Kaffee und 
T)iee, in Spanien auch Chokolade, stehende Bedürfnisse 
in. dem Haushalte der europäischen Völker zu werden 
begannen ; und ein längerer Zeitraum ist auch nicht seit- 
dem verflossen, dafs der Branntwein fast nur als Arznei 
gebraucht wurde. Das Bedürfnifs aller derjenigen, wel- 
che sich einigermaCsen gewählte Genüsse zu verschaffen 
vermögen, neben dem Wasser ein geistiges oder sonst 
anregendes Getränk zu haben, war indefs auch damals 
längst vorhanden und suchte Befriedigung. In allen Lan- 
dein, worin der Wein nicht das allgemeine Mittel dazu 
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werden konnte, batte sich mit deii Fortschritten der Ge- 
werbsamkeit ond Bildung; die Kunst entwickelt, ein krSF- 
tiges, nahrhaftes und wohlsdimeckendes Getränk aus Gc* 
treide, theils Geräte, theils Weizen, zu bereiten. Die 
'Verfertigung' des Meths aus Honig und des Ziders aus 
Obst, konnte schon deshalb nicht in gleichem Umfange 
betrieben werden, weil beide Stoffe bei weitem nicht 
in der Allgemeinheit erzeugt werden, worin die Torbe- 
nannten G^treidearten fiberall vorkommen, wo noch eu- 
ropäische Bildung besteht. Die Sorgfalt, welche auf die 
Bereitung des vorstehend bezeichneten GetrSnks, des Bie- 
res nämlich, gewendet wurde, gab demselben einerseits 
Kraft und Wohlgeschmack, um es selbst auf den Tafeln 
der Könige und Fürsten beliebt zu machen, und erhielt 
es zugleich doch wohlfeil genug, lun nicht nur das all- 
gemeine Getränk der mittlem Stände zu werden, son- 
dern selbst, wenn auch nicht zum täglichen Genüsse, so 
doch zum Wohlleben auch in den untersten zu dienen« 
In Grofsbritannien, wo der Porter noch auf der Tafel 
des Monarchen neben den auserlesensten Weinen er« 
scheint, aber auch dem Tagelöhner an festlichen Tagen 
nicht fehlen darf, hat sich das Bier noch einigermafsen 
im Besitze dieses Ansehens erhalten: auf dem Festlande 
verdrängt der Wein dasselbe von den Tafeln der hö- 
hern Stände, sowie die Verbindungen des weinerzeugen- 
den Südens mit dem Norden zunehmen, und diesem auch 
den Wein wohlfeiler zuführen. Damit verschwindet der 
Reiz, dem Biere jene Sorgfalt zu widmen, die dasselbe 
zum Getränke der höhern Stände machte. In den mitt- 
lem Kreisen des geselligen Lebens hat Kaffee und Thee 
in vielen Fällen den Gebranch des Bieres sehr beschränkt; 
und selbst in dem wohlhabendem Theile der niedcrn 
Stände ist Kaffee an die Stelle des Warmbiers und der 
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Bi^auppe getreten. Besonders hat auch in den untern 
Yolksklassen der zunehmende Genufs des Branntweins 
den Verbrauch des Bieres bedeutend Termindert. 

Die Verfassung des Brauwesens in den Städten 
Deutschlands trägt hauptsächlich die Schuld ^dieses Herab- 
sinkens des Braugewerbes Ton der Stufe, worauf das- 
selbe noch TOT wenig mehr als hundert Jahren stand. 
Fast tiberall war die Berechtigung zu brauen mit dem 
Besitze gewisser Häuser in den Städten verbunden: ein 
solches Haus besitzen konnte jeder Bürger der Stadt, 
ganz ohne Rücksicht , ob er hinreichende Kenntnifs und 
Kapital zum Betriebe der darauf ruhenden Braugerech- 
tigkeit hatte. Ein wenn auch sehr achtbares, doch hier 
durchaus ganz unzeitiges Billigkeitsgefühl erschuf Ein- 
richtungen, welche auch solchen Brauereibesitzern^einen 
gldchmäfsigen Antheil an dem Erwerbe durch Brauerei 
sichern sollten. So ward der Besitz eines Brauhauses 
eine Pfründe, welche mühelos ein gewisses Einkommen 
brtichte. Das war bequem für wohlhabende Leute, wel- 
che ohne Anstrengung geniefsen wollten: aber es er- 
stickte den Wetteifer, welcher allein die Gewerbsamkeit 
wach und kräftig zu erhalten vermag. Wenige Gewerbe 
möchten mehr einer sehr sorgfältigen Beachtung veränder- 
licher Umstände bedürfen, als eben die Brauerei. Der 
Gährungsprocefs, welcher zunächst über die Güte so- 
wohl des Malzes ak des Biers entscheidet, hängt be- 
kanntlich in einem hohen Maafse von den Einflüssen der 
Witterung ab. Diesen Einflüssen, so weit sie schädlich 
sind, entgegen zu wirken, oder ihre oft nur zu flüchtige 
Gunst möglichst zu benutzen, erfordert einen Umfang 
von Erfahrungen und einen Aufwand von Aufmerksam- 
keit^ woran in den gewöhnlichen Verhältnissen des deut- 
sdien städtischen Brauwesens gar nicht zu denken ist. 
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Daher begann die Brauerei in Deutschland, kurze Zeit, 
nachdem sie sich zu einem vorzüglich lohnenden Ge- 
werbe empoi^eschwungcn hatte, schon wieder zu sinken. 
Die Lehrbücher der Geographie, welche im ersten Drit- 
tel des achtzehnten Jahrhunderts geschrieben wurden, er- 
wähnen bei vielen Städten noch der berühmten Biere, 
die daselbst erzeugt, und weit umher versendet wurden. 
Jetzt ist in diesen Städten selbst schon das Andenken 
an diese Blüthe des Brauereigewerbes verschwunden: das 
Bier, welches daselbst bereitet wird, besitzt kaum noch 
eine Spur der Eigenschaften, die dasselbe vormals aus- 
zeichneten, und die Versendungen davon haben gänzlich 
aufgehört Die Verbindung der Braugerechtigkeit mit 
städtischen Wohnhäusern hat sehr viel nachtheiliger auf 
den Brauereibetrieb gewirkt, als die Realgewerbsbcrech- 
tiguugen oder sogenannten Bankgerechtigkeiten auf den 
Handwerksbetrieb. Wer eine Bankgerechtigkeit benutzen 
wollte, mufste das Meisterrecht in dem sich darauf be- 
ziehenden Handwerke erlangt, folglich doch immer ein 
Anlernen und Bilden für dasselbe nachgewiesen haben* 
Aber zur Ausübung des Braugewerbes war kein Nach- 
weis einer Kenntnifs desselben nothwendig. Das hätte 
auch noch nicht geschadet, wo solche Gerechtigkeiten 
neben einander in beträchtlicher Anzahl voilianden wa- 
ren, wenn der Mitbewerbung unter den Inhabern der 
Braugerechtigkeiten volle Freiheit gelassen worden wäre. 
Diejenigen, denen es an hinreichender Sachkenntnifs und 
Betriebsamkeit fehlte, würden nicht haben neben denen 
bestehen können, welche diese persönlichen Eigenschaf- 
ten nebst hinreichendem Betriebskapital besafsen: ihre 
Berechtigungen würden aus Mangel an Absatz unfrucht- 
bar und mithin wcrthlos geworden sein. Dagegen hät- 
ten persönlich tüchtige Braucreibesitzer einen Absatz ge- 
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la Aea neoatten Zeümi ist et nicht alleio in g^ 
werbepoliiailicher, sondem ganz besonders auck in siti- 
lidier Rttcksicfal eine sdir widitige Angelegenheit der 
RegMfungen gefvorden, dem Braoereigewerbe wieder «of- 
mheüen, und besonders den mitdem und nntera Volks- 
klessen ein krflftigeSy wohlscfamedLendes und doch mög- 
lichst wohlfeiles Bier zu verschaffen, um den Reiz zum 
Genüsse des Branntweins dadurch wenigstens in unschäd- 
liche Grftnzen zurückzuführen. Dazu bedarf "es indessen 
einer ginzlichen Umgestaltung des jetzt bestehenden Brau- 
wesens« Nur indem die Brauerei aus ihrer Zersplitterung 
in eine ganz unübenehbare Zahl kleiner gewerblicher 
Anstalten sidi zum ausscblieÜBlichen Geschäfte des unbe- 
achränkteslen und ausgedehntesten Betriebes eihebt, ist 
eine Aussicht Torhanden, sich der Erreichung dieses wohl- 
thätigen Zweckes allmählig zu nähern* Die Brauerzünfte 
haben wesentli^ ein ganz entgegengesetztes Interesse. 
Den Vereinigungspunkt ihrer Mitglieder bilden gewühn- 
lidi gemeinschaftliche Anstalten. In kleinen Städten hat 
die ganze Braukommune oftmals nur ein gemeinschaft- 
liches Brauhaus, weil es keinem Einzelnen mehr lohnt, 
ein besonderes Lokal und Geräth zum Brauen zu unter- 
hattOL Wo Jeder noch in seiner eigenen Anstalt braute 
ist doch sdir oft ein Theil der Geräthschaften gemein- 
sdiaftlicfay und wird von der Zunft jedem Einzelnen zum 
Gebraudie dai^elieben. Häu^ sind gemeinschaftliche 
Bialzhäoser vorhanden, zuweilen gemdnschaftliche 'Was- 
serleitungen oder auch Malzmühlen. Wo nidits von dem 
Allen besteht, pflegt man sich doch über den Preis des 
Bieres zu berathen, und denselben nach gemeinsamem 
Besddusse festzusetzen. Allem diesen liegt der Zweck 
zum Grunde, die bestehende Vertheilung des Gewerbes 
festzuhalten, und es jedem Brauereibesitzer möglich zu 
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machen } sich einen Antheil an dem Gesammteitrage der 
Brauerei des Ortes zu erhalten. Das Bedürfnifs, nrel- 
ches die Vereinigung- der Kaufmannschaft eines Orts in 
eine Genossensdiaft begründet, ist bei der Brauerei 
durchaus nicht vorbanden. Brauerzünfte oder Braukom- 
munen, worin das Gewerbe sich unter eine beträchtliche 
Anzahl Ton Mitgliedern Tertheilt, können kein Bier er- 
zeugen, dessen Ruf im Auslande durch eine Verbindung 
der Brauereibesitzer zu sichern wäre. Werden hier und 
da noch Biere bereitet, welche sicji zu Versendungen 
eignen und einen wohlerworbenen Ruf auch in der Ferne 
zu bewahren haben: so sind diese das Erzeugnifs einzel- 
ner Anstalten, worin die Brauerei in grofser Ausdeh- 
nung mit ausgezeichneter KenntniCs und Sorgfalt und mit 
beträchtlichem Kapital betrieben wird. Es ist eine be- 
sondere Angelegenheit jeder solchen Anstalt, den erwor- 
benen Ruf aufredit zu halten und weiter zu verbreiten. 
Verbindungen der Besitzer solcher Anstalten sind durch- 
aus nicht geeignet, diesen Zweck zu fördern: sie wirken 
vielmehr nur hemmend, indem sie den Wetteifer lähmen. 
Können Verbindungen von Fabrikuntemehmern, welche 
das Geschäft im Grofsen mit kaufmännischen Rechten 
betreiben, in einigen Gewerben sehr wohlthätig werden: 
so befindet sich das Brauereigewerbe doch nicht in die- 
sem Falle. Das Bier ist im Allgemeinen eine schwer 
versendbare Waare« Sind auch allerdings Beispiele vor- 
handen, dafs Biere in weite Entfernungen versandt wer- 
den; sind Porter und Ale nicht unbeträchtliche Ausfuhr- 
artikel des brittischen Gewerbfleifses, und wird brauu- 
schweiger Mumme wohl noch zuweilen nach Ostindicu 
verschickt: so begründet doch hauptsächlich der Ver- 
brauch einer wohlhabenden Umgegend bis. auf mäfsige 
Elntfonungen den Absatz auch der gröCsten Brauereien. 
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Es ist fflr das Gewerbe selbst wünscbenswertb, dafs die- 
ses VerhaltniCs fortbestebe: denn eine der wesentlicbsten 
Eigenscbaften des Bieres gebt jedenfalls durcb nveite Ver- 
sendungen verloren: dies ist die Möglicbkeit, Preise da- 
für zu stellen, wobei es für Leute, die sdiwere aber gut 
bezahlte Arbeit verrichten, zum tSgiichen Getränke noch 
nicht zu theuer wird. In einem so beschränkten Kreise 
sind Unternehmer grofser Brauanstalten persönlich be- 
kannt genug, um keiner Unterstützung ihres RuCb durcb 
den Beistand einer Genossenschaft zu bedürfen. Mag 
es hiernach dennoch bedenklich erscheinen, seit Jahrhun- 
derten hergebrachte Brauerzünfte geradehin aufzulösen: 
so besteht doch ein sehr nahe liegendes polizeiliches In- 
teresse, der Richtung des Brauereigewerfoes nicht entge- 
gen zu wirken, welche sich aus seiner eigenen Natur 
entwickelt, und die kräftig genug danach strebt, die nur 
noch künstlich erhaltene Vertheilung desselben unter zahl- 
reiche Zunftgenossen durch das natürliche Uebergewicht 
grofser Brauereien zu zerstören. Mögen immerhin Brau- 
kommunen ein ausschliefsliches Recht am Orte selbst zu 
brauen in Anspruch nehmen: so werden sie doch nicht 
hindern dürfen, dafs in der Nähe, wenn auch auCser dem 
Polizeibezirke des Orts, Brauereien entstehen, welche mit 
allen Hülfsmitteln einer grofsen Anstalt ein sehr viel bes- 
seres Bier zu gleichen Preisen, oder wohl selbst noch 
wohlfeiler bereiten. Es wird nur darauf ankommen, über- 
all die Freiheit zu sichern, fremdes Bier jeder Art so- 
wohl zum eigenen Gebrauch, als auch zum Verkauf im 
Ganzen und Einzelnen einzuführen. Stehen der Ablö; 
sung des Krugverlagsrechtes wesentliche Bedenken ent- 
gegen : so muCs es doch verstattet sein, neben den Schank- 
Stätten, welche das schlechte Fabrikat der Braukommune 
des Orts feilhalten, auch andere für das auswärtige bes- 
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ttirllcbe Te^'akMfs Mm^hllf; li^i^elten^ es irtird ^so igam 
unvortheilhaft Mrerdeu, auf der hergebrachten ZersfiUtto- 
riing des 'GwVeAciB Tta bestehn, dafs VörtdilSge xiir Auf- 
lltaung' d^ ibf die Ürauerei bcstebehdeii' GefioBS«D8chaf- 
teil wiH{^ed''GehOr fibden, nhd den örtlichen YerbSltois^ 
seh aogeme^^lctie Abfindungen eingeleitet werdbn können, 
welche deii Verlust der altcte Inhaber }ener'Biiäuei*prran- 
den ertiüglich ' machen. Die Stadtgemeii^den- haben «wohl 
Beweggründe genug, sich möglichst selbst iinT'Besitze des 
Braiigewerbi^s tcü erhalten, nnd es hiebt ein iftniAilshes 
NeberigAwerb'e der gröfsem Gntsb^itzer werden za- las- 
seh. ' "Wd ' T^ähiffäft städtischer Yerkebr • besteh«, bietea 
stark beis\ii%t&'WochenniSrkte hidreichemdtBä 'Anlafs= lA 
betrachffidtfe^ BFeWerzehrung am Ortfe selbst, >telcbe wo- 
gen EiTspa^ng der Kosten und 'Gefahi^^ Von Yersenduii' 
gen 1)ei cR^^em Getrftnke weit mehl', 'tfäF*tfel Braloifttweiii 
und Wein, ^ eine 'besondere BeiriAturig' Vei^nft.' Aach 
die Ab!htre f oii' der Branei^t , Hefen 'Vknd TrSb^eri Üiwd 
in den StMten um so VöHbeilhbrfter ira Tem^^eh}^ fe 
betrilchtlichei' der Verbrauch an Bäckwietk Wid^MOch 
ist. Ansehnliche Brauereien sind besotiTdl^riS geelgtl^t/'tftrn 
städtischen Verkehr zu beleben, und' w(intt aü^^di«^Z^- 
ten nicht wieder zürQckkehren dürften, worin' die' Bräti^ 
rei neben dem Handel die wesentlidisf e QVundlagfe d^ 
stadtischen Wohlstandes war: so' wiM doch 'dläs'^Ge^ 
wicht, welches einijge Besitzer mit Kenntniis^'tSol^fsph 
un^ hinreichendem Kapital betriebener ^Brauereien in die 
Masse des städtischen Gesammteinkommens zu legen ver- 
mögen, immer noch anregend und fordernd duf dte Ver- 
besserung städtischer Anstalten wirken. Von dieser An- 
sicht aus sollten wohlberatbene Stadtgemreinden sich -der 
gewerblichen Verbindungen, welche das Aufkommen ei- 



lies 4rllfl%ea.BiWMnBibetriehe8 hindern» zu endadigeo su- 
cbeOy AeHNit;vrjQiia e» nicht ganz ohue Aiii^fcunuigcii uittg- 
licb-«ipftrc. ■ 

'..' FQr diG Branntweinbrennerei haben ^cb in der Re- 
gel /keine Z&nfte gebildet;, als ihr Betrieb anfiag, allgo- 
UHsjtteViZa'werdem war das Zeitalter schon vorüber^ worin 
alle::gewerblicbe Tb&tigkeit des Schutzes zunft^ntiger Yer- 
einigimgeaizu bedürfen schien. Dieser grdbem Freiheit 
▼erdankt die Bianutweinbrcnnerei zunächst den. schnel- 
len AnÜBchwungy welchen sie besonders seit den letzten 
£iwifiBi|[; Jahren ^gewonnen hat Sie würde noch, w^it all- 
gemetper, als. es doch s^on geschehen ist,, sich ganz 
aves<;hliQtslicb.tanf. sehr griMsc Anstalten besc|irilnkt ha- 
Jben^ vtenn .picht .din Verbindung mit 4^ Lai^wirthscbaft, 
worein sie — sehwerlidb znm Yortheile b^er Gewerbe -— 
§€i»then. ist,., ein^, Begünstigung der, kleinen ländlichen 
Bcan^tvv^bcconfyreicin yeranlafet. .^ätte. I)ieser Gegen- 
4taDd ist? • Jb^peits^ iq , anderer JSeziehungr. ßrörierft, worden, 
und k|uin(.biep^j{iin^ .«a .mehr übergangen ^erdep. Von 
den^Blwuitw^brennemnnterscheiden sich d^e aogenann' 
teujfPqftUlatfire dadurch, dafa sie den gemeinen Brannt- 
Yr^jn.^-den venchiedenen Likören veredeln. Dies Ge- 
warb^; J^finn auiJi im Kleinen mit Vortheil betrieben wer- 
dePfi.nnditiiyl häufig mit einer Einrichtung zum Ausschänke 
des JEnengnisses ujod zur Bewirdiung . sitzender Gäste 
verbunde^^,. In dieser. Gestalt ist das Desti)latörge^erbe 
^cht selten. zünftig 9 sogar selbst zuweilen auf eine be- 
stimuite.ZahLyQn Crewerbsberechtigungen beschränkt So- 
weit dasselbe unter. |den allgemeinen Begriff der Schenk- 
wirdis.eba&en ialUy, mag das polizeiliche Bedürfniis über 
das Beibehalten einer zunftähnlichen Verbindung ent- 
scheiden: für das Destillirgeschäft als fabrizirendes Ge- 
werbe erscheint dieselbe ganz entbehrlich. Einen be- 
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sondern Lehrlings- und Gebülfenstand ^ebt es dabei nicht 
Aeltere Mitglieder ertbeilen wohl Unterricht in ihrer 
Kunst gegen ein Lehrgeld; häufig Tererben Rezepte zu 
besonders beliebten Likören in den Familien; das eigne 
Nachdenken und Terstandig angestellte Versuche führen 
besonders weiter, und sind die Grundlage gröfserer und 
weit umher berühmter Likörfabiiken geworden, deren 
Rnf sich doch nicht auf Znnftverbindungen, «sondern auf 
die anerkannte Zuverlässigkeit einer geachteten Firma 
gründet. 

Wo zahlreichen Gesellschaften ausschliefslich Rechte, 
oder wenigstens besondere Vorrechte bei der Beschiffnng 
bestimmter Stromstrecken oder anderer (yewässer zustan- 
den, da bildeten die Mitglieder derselben gemeinhin auch 
eine Zunft: so hatte Berlin weiland eine Elbscbifferzunft, 
welcher das ausschliefsliche Recht zustand, Kaufmanns- 
güter auf der Elbe zwischen Berlin und Hamburg zu 
verschiffen; so bestand in Königsberg eine Bordingsrhe- 
derzunft, welche die Lichterfahrt zwischen Königsberg 
und sünem Vorhafen PiUau besorgte, und auCserdem 
noch Theil an der Küstenfahrt oder sogenannten Cabo- 
tage zwischen den preufsischen OstseehSfen nahm. Ein 
Lehrlings- und Gebülfenstand war auch bei diesen Zünf- 
ten keineswegs vorhanden. Jeder unbescholtene Bürger 
der Stadt, worin die Zunft ihren Sitz hatte, wurde da- 
durch ein Mitglied derselben, daCs er das Eigentbum ei- 
nes zu dieser Fahrt geschickten Fahrzeuges erwarb. Es 
konnten demnach Personen Mitglieder der Zunft sein, 
welche gar keine Kenntnifs von der Schifffahrt hatten, 
lind durch gemiethete Schiffer ihre Fahrzeuge führen lie- 
fsen: indessen bestand doch ein Theil der Zunftmitglie- 
der stets aus Sachverständigen, welchen es auch oblag, 
sieh von den Kenntnissen und der Zuverlfissigkeit der 
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sogenanoten Setzscbiffery das ist deijenigen zu überzeu- 
getkj welche von Eligneni zur Führung ihrer Fahrzeuge 
gemiethet wurden. Gemeinhin bestand «ine Reihefahrt 
unter den Mitgliedern der Zunft, wodurch der Gewinn 
von den Fahrten möglichst gleichförmig unter die Mit- 
glieder vertheiit werden sollte. Dagegen gingen jedoch 
alle Yortfaeile der freien Mitbewerbung verloren: die 
Faluttti wurden langsamier verrichtet, und die Frachten 
waren im Durchschnitte höher, als bei freiem Verkehr. 
In den neuesten Zeiten hat die Stromschifffabrt eine we- 
sentlich veränderte Gestalt durch die Grundstttze gewon- 
nen, die durch Uebereinkunft aller an dem Wiener Kon- 
gresse theilnehmenden Mächte für die Fahrt auf denje- 
nigen Gewässern festgesetzt sind, welche schiffbar das 
Machtgebiet mehr als eines Staats durchschneiden oder 
berühren. Hierdurch sind auf allen diesen Gewässern 
die Beschränkungen aufgehoben, denen die Schifffahrt 
auf einzelnen Strecken derselben unterlag: es besteht na- 
mentlich kein Alleinrecht mehr, bestimmte Strecken zu 
befahren, und keine Nöthigung, an gewissen Orten um- 
zuladen. Sofern es gleichwohl ein BedürfmCs des Han- 
dels bleibt, daÜB zu bestimmten Zeiten Schiffe von einem 
Handelspktze zum andern abgehen, treten jetzt in der 
Regel minder zahlreiche Gesellschaften an die Stelle je- 
ner Zünfte, welche sich nach dem Bedürfnisse für kür- 
zere Zeiträume- bilden, und da keine derselben ein aus- 
schliefsliches Recht besitzt^ häufig mit einander in Mitbe- 
werbung treten. Die grofsen Verbesserungen der Strom* 
schifffahrt, die hierdurch möglich geworden sind, überwies 
gen bei weitem alle Vortheile, welche sich der Handel 
früher von der Vorsorge der Schifferzünfte versprechen 
konnte, und es ist daher wohl anzunehmen, dafs diesel- 
ben, so weit sie noch bestehen, allmählig aufgelöst, und, 
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zum Meifiter hin, erbalteo. Aber die YerbiDdunigfdtrfM«!- 
ißtßF, o^if«:^. ]|^w.iZ)ffnckereib^t4er^ m^ hat 

stuDgen zu grOndeu. Jeder ;S<jtnij|MeU(eri,wdi^ 
leger Ic^gt fmennW,^iriki,ilMre^ 
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HoAlWmcUiigiHi «w^ireitcr FettM^ wie sie bei den Grob- 
handel vorkommen, sind hier nicht üblich« Selbst ge- 
meiuMM Aaisteltea atariErleichteniiig des Geschiftobe* 
triebest ^«ifld- hier »cht in den- Yerbillnisse Torhanden, 
wie* her 4eO' kanfotilmiischeB Kflrpdrsdiaftai« In sofern 
eidlioh. dieiBesüser ansehttÜidi^ Druckereien auch selbst 
bedeutende- Verlagsgesdiarte flberoehmen, und dadarcb 
itt'vdie Reihe " d«r BdcihMndler UMenv ftteht ihnen andi 
wie AeaeiM-'der Zutritt in deo- kanfmtaaiSGbeii Korpoia- 
tioneii offen. > ' 

-•' In ' den - Apoiheken ist ebenfalls da» Lehrlings- und 
GcfafilfenfveriiilttiKs • ganz bestimmt ansgepr^;! erhalten: 
aiMTvdas' MiehMvi-edtt^ . ntailich die Befagnifs, ein«* Apo- 
theke -ftelbSjMtMdqj^-iForzusteheDl,- ertheüen nur die lande«- 
hnrlicheü Medhüdalbehörden auf den Grund einer vor- 
giüigigl^- sWengeti^PrüAing; und während der GeschAfts- 
ftthniDg ssliito'gaflKen Lebens* bleibt ttiidi der zu solcher 
Selbstttabdljgkdlf gohH^ Apotheker den wenigstens |«hr- 
liehwa&WtftitltioneD* der ihm voi^^etetzten Medizinalperr^ 
8dnd«*4iiiterfMit^ffim'^^ZiirVerT0llstftfldigung der Bildung, 
.welM»^ *d<lr Lehrlings- und Gehülfenstand in ^ den Apo- 
Aeiteni'^riMllf^ bestehen -anfeerdem von den Regierungen 
yiliierbalttoe>Lebhinstalten; und es httngt wesentlich TOn 
d<eÄ<Al9ttftsb(isfci^ dter «ebem Medizinalbehörden ab, wie weit 
AtebW^d^ii *Atolei«nng$ w^ehe diese Anstalten gewtthren, 
noeb' arif ^rMctifidier Uebung wBbrend gewisser Lehijahre 
Mt'^bestiAiitti'-ist.^'^'IEooftartige Verbindungen der Apothe- 
k«ubefittzi^''hltb(dtt wteCs des Bedaiken gegen sidi, dab 
sie dMht>M^^U %lir ünferstüfoung der Medizinalpolizei, 
als-vleltbefarz^m^Vi^erstlinde g^en dieselbe wirksam 
wercldtt^ zu 'können seheinen. 

•I i-Sie^'A/Windärzneikuttst stand bis in sehr neue Zei- 
ten -uAttiT'- YöHsfaildig aoBgebildeten and selbst sehr stn»- 
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gen Zunftfonneo. Zum Theil sonderten sidi sogar Bar- 
biere und Bader in zwei verschiedene Zünfte , welche 
doch meist die neuere Medizinalpolizei in eine chirur- 
gische Societ&t vereinigte. Es ist bezeichnend fOr 
den Zustand des Medizinalwesens, wie derselbe noch vor 
kaum einem halben Jahrhunderte bestand, dafs ein rei- 
ner Lakaiendienst, das Bartputzen nämlich, die Grund- 
lage des Unterhalts der Wandärzte war. Der Unter- 
richt in der langen, zuweilen selbst siebenjährigen Lehr« 
zeit, begann mit dem ^Anlernen zum Barbieren. Dieses 
war das Hauptgeschäft des Lehrlings, und er bezahlte 
mit dem Einkommen daraus dem Lehrherm reichlich sci- 
neti Unterhalt. Neben diesem Hauptgeschäfte begann 
nun zwar auch ein Unterricht in den einfacheren wund- 
ärztlichen Yenichtutigen, dem Schröpfen, Aderlassen u. 
s. w.: allein schon dieser war sehr mangelhaft und ge- 
wissermafsen zufällig, nämlich abhängig von den sich 
dazu darbietenden Veranlassungen. Noch viel- unvoll- 
kommener und zußllliger erschien nun vollends der Un- 
terricht in der Behandlung der äufsern Schäden und Ver- 
letzungen,- der Verrenkungen und der Knochenbrüche. 
Die Landesregierungen waren schon frfih genOthigt, hierin 
HUlfe zu leisten, theils indem sie in den gröfsern Pro- 
vinzialstädten chirurgischen Unterricht durch wissenschaft- 
lich gebildete Wundärzte ertheilen lie&en> theils indem 
sie den beim Barbieren aufgezogenen Lehrlingen Zutritt 
tn den akademischen Lehrvorträgen gestatteten. Das 
Bcdürfnifs von Wundärzten für die stehenden Heere ver- 
anlafste besonders das Entstehen chirui^cher Lehran- 
stalten. Das Lossprechen der Lehrlinge zu Gehülfeh ge- 
schah indessen vor der Versammlung der chirurgischen 
Societät, und nur von der Anstellung zum selbstständi- 
gen Betriebe der Wundarzneikunst nahm die Medizinal- 
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polizei soweit Kenntnifs, ab die SicherstellnDg der Ein- 
wohner gegen grobe Verwahrlosung es zu fordern schien. 
• Die Berechtigung zum Betriebe des Bader* und des Bar- 
biergewerbes war in der Regel auf eine bestimmte An- 
zahl von Stellen hesdiränkt, und gehörte ebenso, wie 
die Bäcker-, Fleischer- und SchuhbHnke, zu den vererb- 
lichcn und yerSufserlichen Bankgerechtigkeiten, wofQr in 
ansehnlichen Städten oft ziemlich betrftditlidie Preise ge- 
zahlt werden muCsten. Durch das Edikt wegen EinfUii- 
ruog einer allgemeinen Gewerbesteuer vom 21sten No- 
vember 1810 wurden, wie bereits weiter oben bemerict 
ist, in dem damaligen Umfange des preufsischen Stails 
alle auf Bankgerechtigkeit gegründeten ansschlielsliGheft 
Gewerbsberechtigungen unter Vorbehalt einer Entsdift- 
diguDg aufgehoben; diese Bestimmung kam besonders 
in Bezug auf die Barbier- und Badstuben zur Ausfüh- 
rung, weil der gebildetste Theil ihrer Besitzer sich selbst 
der Verbindung schämte^ worin das Barbieren bis dahin 
mit der wundarztlicheü Praxis stand. So weit die Mög- 
lichkeit vorhanden war, sich ohne HQlfe des Baibierens 
zu -nähren, trennte sich nun die Wundarzneikunst von 
dieser niedem Verrichtung: damit erlosch auch grofsen- 
theils die zunftfdrmige Verbindung der Wünd&fEte. Die 
Bereclitigung zur wundSrztlichen Praxis ward fortan auf 
detar Grund vorgingiger PrQfungen nur allein von den 
Medizinaibehörden der Staatsverwaltung ertiieilt. Befil^ 
higt zu diesen Prüfungen wurden die Kandidaten der 
Wundarzneikunst nur durch die Benutzung des von der 
Regierung dargebotenen Unterrichts. Vorbereiten hierzu 
sollten nicht mehr Lehrjahre, die gröfstentheils mit Bar- 
bieren zugebracht wurden, sondern der Gymnasialunter- 
richt in den untern und mittlem Klassen. Audi in den 
seit 1B13 wieder- oder neu erworbenen Landestheilen 
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«id> fUM'iVM «dilm BwrlfaliMO tetoiiei>:^ord!9f»ffioblM «i 
übf rnHtmfigUoli. i0ft,|,w»m«Eff<«iigoid6r.w.tadiaivllicti9iitei^ 

Iligf^tMid fbcaeUmif W»aUffii> ibne« Cto(«iMtf(iiivjAiifb 

OrtilMA^iiiNiMNmi JklkMhi«i5Bafb:iMdetf>^ mUmI 

ipiv;M0 nii^flKiHrbMHtiHier w^itniism'tFoirtoQiinMti^ ^«£1^ 

iMNr KninkAfteM JMd 3cMeii. ,s»i|diffiii<m!9viiMBso^^ 
l< jg rt li nil l llr i<:ty at i<l lirtUtfc eqttftii^ 4IW9 f'Al« 

» lt < H;g M wi i ^whI.^ die; 9iUlNiiierai.vm.«dw^ Slripmuty^^ 

ali^;4olfsbar.Ma4 die ZwftffHmeii gaopHch jnncbfvpndiaii. 
Dii^ ,ye4ittUiiUiB 4eft Lehrliii^ naaJAmtßr isl. eindavehr 
MI ^mmfff>( l^W^ ImtiottBte Lekneil, auf keine Ab- 
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lilt ihi«a> %(M«ft Wtttlmip^teyAi^ licitM ii«aMr*lHl 

üW^eil 'düVMii'^a <'ff0fftlr(ffMr;«rimil>tk(ld^ 

s^fteiidiifr *(|iti(iik> idMidi '(^fadw« Maff^ 

6»tiHKlAi9ft gMCdMi 4ind>4irlbfdev«i4d«/^MWi^^ 
MftäM»plHMill(i^ llii* HHe 'WoitoMetiMnKntte fMd^itt» 

d(yg^ftlf«*dfoi%U »WcfliMH i^^ L«biiiii(pi 

AgttMSl*l%iiO^»itlllMMiidi^il' ^G^f«^^ 

*tnacheD, hindern sie sicherer, ab es ^^4toiiMbNli<^mBA 
mgth, däifWelteflkii'Axi^ielkü^iü^ Ger 

4«^Mlri^b«i. '''Jte^ >i«^äirig:^ Acir ^M«iitt iM^ glikklichoii 
Nfttitt^gM^' dtir€h''IHir8eiid Pontoeit id'der AusUldvihf ^dw- 
»^Hi^ M^ffttilft^^' decjfa' ewiger Wird er 'dasf SelGlaif< 
nlM «^M^d^,«'iMi''frQhe at» den VdrhaltmsUto eint» 
GeMIteit titf ^UMMsiig^kert. ^ Meister ^empor ra scbwitfii 
geft. 'Iler ÜMMfe htd in* därltogel^^e 'FreHieit 
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Nahningssorgen vor dem Meister yoraas; und die bes- 
sern Kdpfe fvissen diesen Yortheil vrohl zu würdigen, 
wenn die Freiheit, deren sie auch als Gehülfen genie- 
fsen, ihnen die Wahl einer Stellung gestattet; worin aus- 
gedehnte Gelegenheit, sich zu belehren, mit edier Dl^ 
handlung' verbunden ist. Wen die Natur weniger be- 
günstigt hat, den wird das Gefühl seiner Schwäche vom 
Anstellen eines selbststSndigen Gewerbbetriebes um so 
kriftiger abhalten, je freier um ihn her die Mitbewer- 
bang sich bewegt Es ist leider mehr als Yorurtheil, 
es rind die gehSssigen Einflüsse des Eigennutzes und 
der Eatelkeit, was in den mechanischen Künsten noch 
fbr das Beibehalten der Znnftfonnen spricht Kdnueu 
dieselben auch, von offenbaren MifsbrSuchen gereinigt, 
sdur wohlthatig für die Veredlung der Handwerker wir- 
ken: so sind sie doch nur hemmende Beschränkungen 
in den hohem Verhältnissen der mechanischen Künste. 
Glücklicherweise macht der Geist des Zeitalters auf die- 
ser Stufe des gewerblidien Lebens es fast zum Ehren- 
punkte, sich durch Abstreifen der Zunftformen vom Hand- 
werke loszureiCsen und den schönen Künsten anzuschlie- 
fsen. Einen gemeinschaftlichen Ruf auch in der Ferne 
fu wahren, wird hier, wo nicht sowohl sittliche Eigen- 
schaften, als Kunstfleifs und Geschmack zu verbürgen 
sind, der Wetteifer einer freien Mitbewerbung sehr viel 
kräftiger wirken, als der Korporationsgeist einer aus-i' 
schlieCslichen Genossenschaft 

Menschen, welche mit Neigung und Kenntnifs an 
glrichen Orten das gleidie Gewerbe treiben, werden 
durch diese Gleichheit der Zwecke und der Mittel, sie 
voL verfolgen, einander so nahe gebracht, dafs sie fast 
nur entweder innig verbunden neben einander, oder feind* 
selig getrennt sich gegenüber stehen können. Die Mit- 



bcwerbttiig, worein «e nothwendig treten, entscheidet tib4r 
dies Yerhältnifs: mit edlen und sittlichen Mitteln gfifOhrf, 
wird sie y^winigen, mit unedlen, und unsittlichen tren- 
nen. Nur die erstem wirken fördernd, die letztem aber 
nothwendig zerstörend auf das Gewebe selbst, und es 
nufs daher jeder Regierung angelegen sein, freundschailb- 
lidie Verbindungen unter den Grewerbtreibendeu glei- 
cher Art hervomurufen und soi^fsam .zu pflegen , Anlafp 
zu Zwiespalt dagegen wegzuräumen, und offenen Hader 
oder heimlichen HaCs nirgend aufkommen zu lassen. Ifi 
dieser unverkennbar wahren Bemerkung liegt ein. in gror 
fser Allgemeinheit gültiger Grund, Genossenschaften, wei- 
che sich unter Gewerbtreibenden gleicher Art bildeil, 
zu begünstigen, und besonders zur Veredlnng der MÜ* 
tel zu benutzen, wodurch jeder einzelne Theilnehmer seip 
nen Elrwerb zu vermehren trachtet. Hieraus- folgt inded- 
seu keineswegs, daCs für jedes Gewerbe zunftartige Veiy. 
bände mit ausschlieüslichen Berechtigungen gebildet wer^ 
den miiasen. ■ Körperschaften.^ welchen jeder beitreten 
mufs, der. das Gewerbe, worauf sie sich bezieben, im 
Polizeibezirke der Orts« oder Kreisgemeinde betreibt, 
können -— wie weiter oben gezeigt worden — unter 
besondera' Verhältnissen überwiegend nützlich, und selbst 
nothwendig werden. Wo solche Verhältnisse nicht be> 
stehen, wirken freie Vereine^ denen beizutreten Niemand 
genöthigt ist, sehr viel wohlthätiger. Solche Vereine, 
welche sich nach den wechselnden Bedürfnissen bilden 
und auflösen, zeitweise neue Mitglieder aufnehmen, und 
alte entlassen, anerkannt Besseres freudig ergreifen, und 
was sich nicht als tüchtig bewährt, willig aufgeben, sind 
ganz besonders geeignet, den Fortschritten an Kenntnifs 
und Bildung Bahn zu brechen, Verimingen des Gewerb- 
fleiÜBes vorzubeugen, und unedle Richtungen desselben 
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dordi zeitiges Ausscheiaen aaf anEeäeutenden Ertolg m 
JbetdMtnkeiL Gemeinsame Anstalten ur Verbreitung von 
Kemitnissen, xa milden Zweckes , zur Förderung einer 
ansttadigen Geselligkrit sind die natflrlidien Mittelpunkte 
solcher Vereinigungen. Die Regierung mag zunächst 
dmwh den Vorstand der Orts* und Krdsgemeinden die 
Freiheit hierin fiberaü aufrecht erhalten, der Zucht der 
MCendidieDi Ofeinoi^Xliibefaiigenheit und A,cht«ng fichenip 
md entsdiiedener Ünsitdichkeit und Udbuterkeit stren- 
ges B^Muren auf Recht und Ehre entgegensetzeul dann 
aber ohne Aengstlichkeit und übereiltes Einmischen der 
Madit des gesunden Verstandes und der guten Natur 
froher und glQdLÜcher Menschen Ycrtrauen. Was jn 
Beriin in Folgie der Bnholung de» Königs uiid''de|p'littt- 
dignng im Herfaste des Jahres 1840' durch g«WlEifMiche 
Genossenschaften bewirkt wurde, wag ahr Beisiplel efaier 
glfldJidie« BewHwmg der Krifte sokiief VertMio in ge- 
oqpMtoHi Andenkeoi Meiben^ idber M )Mg^'taeb'i^ fft^ 
nBubraocht werden, um daifani eine VettfieiA^Mlig ntt^ 
haldiarer Mifebrakidie, and dem AufHfiha d^ Cc ^f cib ^ 
samkeit feindseliger AnstaUen fea grilnden. 
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TerliilUiilsse der Ortte|r^i||i^li!i%<^ii 
Btt den Cieweriitreiliendeiiil 



UgeuMiiier» «mfaflseBder und unentfiejirlirher, ab die 
GftiioB^emGhiiften^ welche die -Gleichb^t. des Qewerbes 
bc|gfü9de^y jriiid diejenigeu YieibindoDgeii» dereu Grund» 
liige .jdiei^JKjtjuib^Mrildi^t deK ^ohnuogeA. ist., Jq nfiher 
die l>|^m4wP*. !|W8«niiniiprücken> destg ini^.w^cbst.^die 

^S^^¥MbfAt^8iK^^^^^*V^'^^^"°K* T-ß^ Fortschritte 
der, Bildung und <der.Oeniif8=i^er Früdite beruhen we- 
sentlich anf d^ Vereinigung von; Eamii|en zu Orteg(e- 
meinden. Zehn Familien, deren neben einander gelegene 
Wohnungen einen Abbau oder Weiler bilden , vermö- 
gen auch in Dürftigkeit schon mancheiiei zur Sicherheit, 
Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Lebens zu ver- 
anstalten, was einer einzeln wohnenden Familie auch bei 
grdfserer Wohlhabenheit ganz unmöglich bleibt. Sehr 
viel ansehnlicher ist schon der Schutz und die Hülfe, 
welche das Leben diuxh Vereinigung von hundert Fa- 
milien in einer ansehnlichen Dorfschaft empflingt. So 
lange der Anbau des Bodens die wichtigste Beschäfti- 
gung 'der Ortseinwohner und der Ertrag desselben der 
Quell ihres Unterhalts und ihrer Wohlhabenheit ist: so 

14. 
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lange wird die Veiistadoirg'voh Fäinilieu zu Ortsgemein- 
den durch den Raum beschränkt , dessen sie zum Be- 
triebe ihrer Wirthschaft bedürfen. Die Gröfse dieses 
Raumes scheint zunächst abzuhängen von der Fruchtbar- 
keit des Bodens: aber der Mensch vermag den Nachlafs 
seiner Väter und das Erbe seiner Kinder durch unab- 
lässige, folgerechte Bearbeitung, wenn auch nur erst in 
einer langen Reihe von Jahren, dennafsen zu veredeln, 
3a{s )n der natüriichen Unfruchtbarkeit des Bodens öfter 
nur eine Verzögerung, als ein bleibendes Hindernifs der 
dichtem Bevölkerung liegt. Sehr viel entscheidender ist 
hier die Gunst des Klima's. Der Raum, worauf eine Fa- 
milie, wie wohl geleitet und ausdauernd auch ihr Fleifs 
sein möge, ihren Unterhalt zu gewinnen vermag, ist sehr 
verschieden in Jemteland, in Sachsen, in der Lombardei, 
in Sicilien und in den Tropenländern. In Jemteland be- 
stehen meist nur einzeln liegende Bauerhöfe: denn eine 
mäfsige Dorfschaft würde schon einen Raum bedürfen, 
dessen Bearbeitung wegen Entlegenheit der Felder nicht 
mehr lohnend bleiben könnte. In Folge der dünneu Be- 
Wohnung werden selbst die Städte seltner und unansehn- 
licher: Gefle, wo weiland öfter schwedische Reichstage 
gebalten wurden, bleibt eine mäfsige Mittelstadt von etwa 
achttausend Einwohnern; das berühmte Upsala, obwohl 
schon südlicher gelegen, kann sich doch nicht bis auf 
fünftausend Einwohner erheben; und selbst Gotheburg, 
^er wichtigste Handelsplatz Schwedens, hat bei allen Vor- 
theilen dqr Lage noch' nicht eine Volkszahl von dr^iCßig- 
tausend erreichen können. Wie viel näher an einander 
rücken die Menschen schon im Königreiche Sachsen, wo 
5800 Menschen auf der geographischen Quadratmeile 
wohnen, und doch in gewöhnlichen Jahren reichlicher 
Unterhalt für dieselben auf dem eignen Boden erzeugt 
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wird. Noch weit dichter drangen sich die Menschen in 
der Lombardei, wo Städte von zehn, zwanzig und mehr 
tausend Einwohnern, bis auf Mailand mit einer Bevöl- 
kemng von 145,000 in Entfernungen von wenigen Mei- 
len neben einander liegen. Die frühesten Blüthen einer 
hohem Bildung entfalteten sich am Ganges und Nil, ili 
Landern, deren natürliche Fruchtbarkeit verbunden mR 
der Gunst des Klima's eine sehr dichte Bevölkerung mög- 
lich macht, indem die Milde des Himmels die Bedürf- 
nisse der Menschen mindert, und die gesegneten Ernten 
verdoppelt, welche die Kraft des Bodens erzeugt Selbst 
in dem traurigen Zustande, worin die Bevölkerung die- 
ser Länder unter dem Joche des düstersten Aberglao- 
bens und der rohesten Willkür versank, haben sich bis 
heut noch Städte, wie Kalkutta und Kairo, erhalten, de- 
ren Einwohnerzahl nach den mäfsigsten Angaben eine 
halbe Million bei weitem übersteigt. . Auf einem Boden, 
der seine Fruchtbarkeit grofsentheils erst dem mensch- 
lichen Fleifse verdankt, aber unter dem Einflüsse eines 
schönen Klima's, erwuchsen in Griedienland und Italien 
die Städte des klassischen Alterthums, und aus den Stadt- 
gemeinden Staaten: mit ihnen erwuchs die höhere Bil- 
dung, deren unbesiegbare Macht unter allen Stürmen der 
Zeit erhalten, die Grundlage der Gesittung des neuen 
Europa's wurde. Der bei weitem gröfste Theil der Si- 
cherheit, Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Lebens, 
deren wir jetzt geniefsen, beruht auf Veranstaltungen der 
Ortsgemeinden, die freilich erst dadurch ihre volle Wirk- 
samkeit erhalten, dafs die Leitung der Staatsgewalt ihnen 
Einheit verleiht, indem sie in Kreisen, Provinzen und 
endlich im ganzen Staatsgebiete zunächst nnr durch Oert- 
lichkeit bedingte Verbindungen einer hohem Ordnung 
aufstellt 

14» 
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War- die Befugntfs in: Auaproch oinint^ yoa den 
öffentlichen Anstaltea der OrlBgemeinden zur Erleichte- 
tfBOkg und Yeredlung^seines Lebens Gebrauch zu machen, 
der überkoniint danit amdi die Yerpfltohtung, zur Unter- 
haltung dieser Anstalten TerhSltnitBinäfsig beizutragen. 
Die Gewerbsamkeii kommt, in dieser Beziehung mit den 
Qrtsgemeinden aas •. einar zmefachen Ansicht in Berüh- 
nmg: oHnnal) indem es eine gemetnschaftliche Allele- 
genbeit der Ortseinwohner ist , da& diejenigen gewerb- 
lichen Dienste, deren Genufs sie nach dem Maa&e ihres 
Wohlstandes sich erlauben dürfen,- möglichst hinreichend, 
bequem und preiswtirdig gestellt werden; und zweitens, 
dafe feder, welcher bei seinem Gewerbsbetriebe von den 
Anstalten der Ortsgeneinde Yo^theibzieht, aneh nach Yer- 
biltnits- des ihm daraus erwachsenden Erwerbes zur Un- 
terhaltung dieser Anstalten beitrage*- .cDas^^.Erstere be- 
gründet ' ein Recht und eine Bflickb^ desuYomtandes -der 
Ort8gemei»deB,vidie Gewerbepelicei daselUt^^btu handha- 
ben; das^Kweite berechtigt denselbensfuGeld^i undlKa- 
turaHeistnngen oder.Steuera und Dientte.ivcmvdtncGe- 
werbtreibenden «o Cardems Beides ifirdf^dpch. beschränkt 
durdi dAs V^ältnÜs^ worin' die Ortsgcmeindfi.vandentört- 
Kchenf Yerbindungeii höherer Ordnung* >«^ Krasen, -Rto- 
Tinzen- abd- Staatsgebiet« -^ = steht^ ->uud-' nrnfs, tisicb^ nach 
deren BedOrfnifs gestalten. Auf ider Bilflungsetufeides 
christlichen £uropa's steht keine Ortsgemeinde mchriTer- 
einzelt: jede giebt und empikngt und bilftr'ÜMleq>''ihr 
dagegen auch wieder geholfen wiixlk^ In -Bllgiearinster 
Uebersicht hat jede ^Ortsgemetnde, wie fwiaitkuosiBMend 
oder wie eng beschrtakt ihr WiriLokigskreis^ auch sein 
möge, eine Hauptgrandlage ihres Bestehens, weim auch 
neben derselben nodi vieles Andere fördernd dazu* hei- 
ligen kann. Von dieser Grundlage hängt die Richtung 
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ihrer MFeDtfidiaii Anstalten «b, welche deshalb immer et- 
was ^EinseiCigee hal^ und diese Richtung ist es uinftohst, 
weidie den 'Unterschied der yersehiedenen Klassen der 
Ovtsgemeinden bezeichnet Ortsgemeinden, deren Grand- 
lirge^der Anbau des Bodens ist, werden — - wie .bereits 
bemeriEt worden «-^ durch den Raum^ beschvtekt, der 
nodr mit Yortbeil von neben einander liegenden Wob- 
nottgen aus landwirthschaftBch -'bentttit i^esden kann. 
Sie können daher, so lange sich mcht andere Gewerbe 
mit dieser Grundlage verbind^ nur eine- Zahl Ton Ein- 
wohnern enthalten, welche durch den Erwerb beschrinkt 
wird, den die landwirthschaftliche Benutzung dieses Rau- 
mes zu gewähren vermag. Diese Zahl kann im mittlem 
Europa seilen über einige Hundert hinansgehn: doch 
wird sie da, wo der Baden sehr fruchtbar, das Klima 
der Benutzung desselben günstig, und der Wirthschafts- 
'betrieb verständig« angeordnet ist, -schon so beträchtlich, 
dafs ihk-'Sedavf'an gewerblichen Diensten bereits «nige 
Handwerker -hinreichend beschäftigt So eetzen sich in 
den '^Dörfern, deren Einwohnerstamm. sich V4mi Anbau 
des Bodens nährt, uneben demselben Bäckery Schlächter 
und Schmicide aoi bei fortschreitender Wohlhabenheit 
trdtea 'wobi noch. 'Schneider, Schuhmacher und' Tischler 
hinzu: '«£s' finden, bei solcher Bevölkerung auch wohl ein 
Schankwir1h:;ii6d ein^ Höker oder Krämer seine Rech- 
nung. •■ £rhält' 'Ulm der Ort noch eine gröbere Bedeu- 
tung 'dadurch»; dafs er zugleich der Mittelpunkt einer 
Kirdgemeinde wird; so gewöhnen sich die benachbarten 
Ortsgemeinden, welche zu klein sind, um eigne Handwer- 
ker ns nähren, leicht, daran, sich der Hand welker des 
Kirchdorfs -m bedienen , das allmälig nun noch mehr 
Handwerker aufnehmen, hierdurch zum Flecken heran- 
wachsen und selbst Stad^echte eiiangen kann. So ent- 
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stehen neVen den ganz eigentlich auf Bod^ianbau ge- 
gründeten Dörfern und Flecken auch die kleinen Städte^ 
worin der Hauptstamm der Bürgerschaft noch aus Acker- 
wirthen besteht» neben welchen die Handwerker nur den 
minder zahlreichen und minder wohlhabenden Theil der 
Einwohner ausmadien. Werden in solchen Städten Hapd- 
werker doch mitunter wohlhabend: so verleitet sie ge- 
meinhin das Beispiel des angesehenem Theils ihrer Mit- 
bürger, auch Bodeneigenthum anzukaufen, und mit dem 
Betriebe ihres Gewerbes Landwirthschaft zu verbinden. 
In. solcher Yeibindung.wird jedoch bald das Handwerk 
über der Bodenbenutzung, bald der Ackerbau über dem 
Handwerke vernachlässigt. Daher erheben solche Städte 
sich selten zu mäCsigem Wohlstände: die zubehörige Feld- 
mark bringt bei weitem nicht den Ertrag, den sie reinen 
Landwirdien geben würde; und das Handwerk wird so 
schlecht betrieben y dafs es auch nur geringen Erwerb 
gewlihrt Aussicht auf eine gründliche Verbesserung die- 
ses dürftig«» Zustandes ist nur dann vorhanden, wenn 
Verhältnisse sich bilden, welche die Grundlage der städti- 
sdken Nahrung wesentlich verändern. 

Ortsgemeinden sind zwar in geringerer Anzahl, aber 
mehrentbeik kräftiger, auch auf andern Grundlagen ent- 
standen. Besondere Vortheile der Lage veranlaCsten wohl, 
dais Niederlassungen zu deren Benutzung sich an ein- 
ander reihten. So hat der Bergbau Gemeinden gegrün* 
det, deren Stamm aus den Familien der Arbeiter, besteht, 
welche bei . der Förderung der Mineralien, und bei deren 
Verarbeitung zu verkäuflichen Waareu Unterhalt finden. 
Bei reichen Erzgruben, bei mächtigen Lagern von Stein- 
kohlen, bei Hüttenwerken von weit ausgedehntem Be- 
triebe können auf einem zuweilen sehr beschränkten 
Raumo Hunderte, selbst Tausende von Menschen loh- 
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nehde-BesdiSfitigaDg finden. Aach hier setzen sidi ne- 
ben diesem Stamme der Bevölkemngp diejenigen Hand-^ 
weriLer an, welche zunächst für deren tägliches Bedürf- 
nifs arbeiten. Erheblicher Wohlstand bildet sich jedoch 
andi nicht leicht in solchen Ortsgemeinden, weil der Bei|[;'- 
mann nnd Hüttenarbeiter verhältnifsmäCsig wenige, und 
nur sehr einfache Bedürfnisse hat, dem Handwerker ne- 
ben ihm daher nicht yiel zu verdienen geben kann. 
Aehnliches gilt, wenn der Stamm einer Ortsgemeinde aus 
Fabrikarbeitern besteht, welche zwar mehrenthals eine 
besondere Gunst der örtlichen Verhältnisse, zuweilen aber 
auch nur die persönliche Bequemlichkeit reicher Fabrik- 
herren, in beträchtlicher Anzahl auf einem kleinen Räume 
vereinigt Wohlhabend wird eine Ortsgemeiude nur da- 
durch, dafs in ihr selbst eine beträchtliche Nachfrage 
nach gewähltem Genüssen entsteht, welche nun entwe- 
der am Orte selbst bereitet, oder durch den Handel her-* 
beigeschafft werden: im ersten Falle beginnt ein Betrieb 
der Handwerker, der lohnender wird, weil er mehr Ka- 
pital und mehr Kunstfleifs erfordert; im andern bildet 
sich eine zahlreiche und unternehmende KauCmannschaft 
Der Aufwand, den fürstliche Hoflager mit. den Ministe* 
rien und Landeskollegien, welche sie umgeben, in ihren 
Residenzen machen, veranlafst zunächst eine wirksame 
Nachfrage nach gewähltern Bedürfnissen, und begründet 
den Wohlstand der Ortsgemeinden, welche sie zum Wohn- 
sitze wählen. Mit der Ausdehnung, des Staatsgebiets und 
mit der Zunahme der Wohlhabenheit deiner Bewohner 
wächst auch die Bevölkerung und der Reichthum der 
Hauptstädte: Berlin und Petersburg sind glänzende Bei- 
spiele hiervon, auch München, Stuttgart und Karlsruhe, 
haben sich sehr erweitert und verschönert, seitdem Baiem, 
Würtembe^ und Baden so betrSditiidie Yei^^iserun- 
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4er«Mfi04iuig«ilfigfof8eriJRfü8Be>;- wo ^idiefieeBcUf fa ; eio- 
«ehttitit) Mis^*di8'.«i^kife^> und 'Külstenfahrzeuge^ herbeifftb- 
t«iiyitfM^<taD{;«kqliMi^die'' 'biDneDlfindisdietScbiffiahit^ em- 
fMtigt^>.^'trar*iiie' SeeÜEihcl ans allen^liindeiiift briogti, die 
d«radibeK><off0ni>«Uhai. »Hierauf grSndet skh znbächst 
tori' Wöbktand^'vatiiiDansig^^' Stettin 
AoHerAMiily iBordeauX'iinidPoito, wo die< Seefahrt mit der 
^BimieifAihrt^ auf der Weicbsel^^dei^ Elbe, .Weser^ Bh^n 
md'lBiltliSy^iGaroiiiievnd Dordog^e undde«ki Doero xu- 
gaamteiMitOfB<j'<'<«Nattb Petersburg, ■ Kitoigsbery und Ant- 
w^rptn iiat » «die Kunst ' durdi Kaoäle > eiue bettfichtUcbe 
BiBÖ^ufabrÜ« geleite^ um sie dortnAidenSeefriurtinVer- 
UiidWg %n setzend > und in > Gada, iMäneilfel ^uadii Odessa 
.<'f«i«litlÜti^idie'J(tteteiifalirt'eiDe>- Verbindung, der bedttdi^ 
«IwMq' blnneniWdisclben jQewSssep^mit^^der Seefaiirt, ir^ 
dier fiiliBdnDgebt>feMr..fitwft8sev »selbsttisiob nkhtistu be- 
quemen <Ha(enpUltaen'/eignetenj;:.' Im ^lonenL.jdea /festen 
buiideir> bbb^ü die Strafsenverbindnligcii «^ieUacbefci^'^An- 
hta-mm Entatefaelt iNm- MittelpunlUQn des. Yerkeürs >ge- 
gebeBi »Leipzigs*. obwohl niohtv •einmäLr an.* einem schiff- 
banm Gewässer i^gelegien^ ist durch: dteStnCienafige^wel- 
jche mA dortr-.Tereinigeny ;die Yenoittlöri» «wllchen dem 
Osten. BiidiW0StenisrQn'Eiurapa:luid¥orderasien gewor- 
den:. gnediisdie und lannenische KauCleute 'Verkehren in 
den groCBen- Messen daselbst mit draBritteo» Nied^iän- 
dem und, Franzosen. Die Wohlhabenheit der Ortsge-. 
meind^ die hieraus entsteht^ macht audi ^nsüer den Mes- 
sen. Leipzig zum Mittelpunkt des Verkehrs für wien ziem- 
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tidk^äUBftAüwittmKjnüai mmsr oShimi Ungebungeiikti .Orta- 
geiiiieindbii)i^eicke^diiFdrJBeiiotiBii(^ itogen^^eioe« betoo- 
dcffftt YcAültaisatov-rMittel ' findeovi «dai ) Ermiignife litarer 
UmgebungfeB • Ai • noh* • aofianebttiaii:« • und »«lAgetiiesiNen. m 
bdsrihlcflf^ eiivvactuBeii' dadurch ' ««ii^ BUMrip^ A^b Yet^ 
kdirsy und: werden ti» dem^Ml^B%)misihli^^f^^ grOfsav 
frachAarer 'oder^ewerhMiGkeE deriUttilurtisrist^ det aeioe 
EiTzeDgniiäse an diesblbtin liefcnrtv'kind/^e^'iferthvviler. d 
aes Erzeii^niEB'iaelhBt.ist So gduii-iiiii'den.fartschrit- 
ten • der Bildung ao&Dglid) blos auf Badeoikiibaa gegfOn- 
. date Ortsgemeinden attmäiig in Marktstädte ¥oa betrftcht- 
lidier Wohlhabenheit^' überv beaonders wenn keine nahe 
MitbiewerbiAlg'>dfe* Marbtverkehr zersplittert- r^Ia dieser 
Beriehnnj^ haben Verfassungen , welche dea. Marktver- 
kehr auf die YerleUimig des Stadtrechts bescbriinkten, und 
dieses 'Hc^t selbst BOT i sparsam austheilten, wenigstens 
in 'einertfrQlMtnBiUangsperiode günstig auf den Wohi- 
stand/gewirkitii'JHd^lii aie dem Verkehr einer Terbiltnifs- 
mafsi^ Taüsgedefanteo /Gegend eine bestinaoite Richtung 
' ;gd[>en(^Mld;de8sen:Z«r8pUttenlogTerhiodertenivI>ie Menge 
denUeinea Städte- imGroCBhenogthume: Posen erschwert 
>da8> Anfkooncien iwahrhaft städtischen Gewerbes eben so 
g^wiEB4>«ilK''be80Bdeis der . aordOetliche Theil der Pro- 
vinzfiPn^iifsin : es eben^der beträohtiichen Entfernung der 
Stidteiivon* eiaandwverdankt, dafs die ZaU der einiger- 
mafsen wohHuibendea' und TerhältniCsmäfiBig -stark bevöl- 
kertai"MitteIstSldte'attdi< bei nur schwacher Bevölkerung 
und -Gewerbeamkeit der Provinz im Allgemeinen dort 
vici? betittchttidier ist, als in den meisten andern ost- 
wärts der Oder gelegenen Land^heilen des preufBischen 
Stents. Hat der Verkehr — sei es auf poHz^liche An- 
ordnung, od« vermöge* sonst begünstigender Umstände 
— einmal eine bestimmte Richtung genommen: ao er- 
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scheinen fernere Beschränkungen desselben nicht nartiber- 
flfissig, sondern selbst als Hemmnisse der Fortschritte an 
Wohlstand and Bildung. Ortsgemeinden, welche sich 
nicht durch eigne Kraft in der Stellung behaupten kön- 
nen, die der frühere Gang des Verkehrs ihnen anwies, 
werden immer nur zum Nachtheile der allgemeinen Fort- 
schritte in Wohlstand und Bildung durch polizeilichen 
Zwang geschützt, der- doch niemals hinreicht, den Man- 
gel eigner Kraft zu ersetzen. Von dieser Ansicht aus 
mag ebensowohl die WohlthStigkeit der Beschränkungen 
des Verkehrs auf besondere Ortsgemeinden in einer frü- 
hem Bildungszeit, als die Nothwendigkeit einer Aufhe- 
bung derselben in einer spätem, ihre gerechte Würdi- 
gung finden. 

Ueberall, wo die Zahl der Mitglieder einer Ortsge- 
meinde der Uebersicht polizeilicher Verhältnisse oder 
überhaupt öffentlicher Angelegenheiten hinderlich wird, 
entsteht ein Bedürfnifs, übersichtliche Abtheilungen der- 
selben zu bilden. Die Städteordnung für die preuCsische 
Monarchie vom 19ten November 1808 verordnet in die- 
ser Beziehung, dafs )ede Stadt, welche mehr als achthun- 
dert Einwohner enthält, in räumlich begränzte Bezirke 
|;elheilt werden soll, die für grofse Städte nicht über 
1500 und nicht unter 1000, für mittlere und kleine nicht 
Ober 1000 und nicht unter 400 Einwohner enthalten. 
Grofse Städte sind nach derselben diejenigen, welche mit 
Ausschlufs des darin stehenden Militärs 10,000 Einwoh- 
ner' und darüber haben, Mittelstädte solche, deren Ein- 
wohnerzahl viertehalb Tausend oder mehr beträgt, zehn 
Tausend jedoch nicht erreicht Sehr viele polizeiliche 
Verhältnisse erfordern allerdings eine Theilung der Orts- 
gemeinden in räumlich begränzte Bezirke: die Sicher- 
heitsanstaltea gegen Feuers- und Wassersgefahr, gegen 
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ansteckende Krankheiten und der Gesundheit nachthei- 
hge Anlagen und Einflüsse, auch gegen Verletzung der 
Personen und des Eigenthums durch menschliche Bos- 
heit oder Fahrlässigkeit, und die Fürsorge für bequeme 
Strafsen und für Erleichterung des Anschaffens allgemein 
ner und täglicher Bedürfnisse, gehören namentlich hier- 
her. Allein für die hohem Zwecke des geselligen Le- 
bens ist damit nicht auszureichen, und es ist ein sehr 
wesentlicher Mangel dieser Städteordnulig, dafs sie der 
Eintheilung der Eanwohner nach ihren persönlichen Yer« 
hältnissen nur einen sehr untergeordneten Einflufs auf 
die Gemeindeangelegenheiten gestattet. Sie kennt in die- 
ser Beziehung nur einen Unterschied zwischen Bürgen 
und Schutzverwandten, yermeidet aber absichtlich jede 
Vertheilung der Einwohner nach ihrer Stellung im Le- 
ben durch Gewerbbetrieb oder andere Beschäftigung. 
Dadurch werden namentlich Menschen zu gemeinsamen 
Berathungen über öffentliche Angelegenheiten vereinigt, 
welche besonders in grofsen und selbst schon in ansehn- 
lichen Mittelstädten einander nicht einmal persönlich be^ 
kannt, und vermöge der gro&en Verschiedenhmt ihrer 
Bildung zu gemeinsamer geistiger Thätigkeit durchausF 
unfähig sind. Die verbesserte Städteordilung vom ITteor 
März 1831 gestattet dagegen ausdrücklich für die Bera^' 
thung der Gemeindeangelegenheiten eine Yertheilnng der 
Einwohner sowohl nach räumlich begränzten Bezirken, 
als auch nach ihrer Beschäftigung und Lebensweise, und 
überläfst den örtlichen Statuten zu bestimmen, weldie- 
von beiden Grundlagen der Eintheilung, oder in wel- 
chem Yeihältnisse beide nebeil einander in allen den 
Fällen anzuwenden sind, worin die stimmberechtigte» 
Mitglieder der Gemeinde zu zahlreich sind, um in emer 
ungetheilten Versammlung zu berathschlagen. Wirklich 
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■MJbdegtiadkvf^iiiiiobtDefli^' und'je vei^diiedenatligMrsfeh 
AäBf(BaAed «tid:cB»f'Bdbmung«'d«M)DniM g«italtetv^ .desto 
BOibiPMUigiri «wfsideih*^ IVerlbeUoi^D der ^ Ortseinwobner 
iiM3k'jdeklr>rSamlifdir JiiegiliDiteii Beurkeui^ welefaeBie be^ 
wulmmjiito^glik sckaoomtier' oben» aii%e2ttUtei*>B«düi4: 
Dias e Aie Lebens ^i /um «Beyenige SicheilicttyvSeqiieiblich^ 
keifetimd.Afwiehiiilighkete desseibeD^m gewäbranuifito dar 
BJMimgairtMfev/ ;ii>6raaf •. die Goanemde etehtrj^^ugeiKeBtnBii 
Ulk' Zwav werdon^anicb lin dKeser Beziebnng die-Forde« 
lUDges;: vei«ehiedeii'«ein, .eo«. 'vrie>>die:Bikk]i]g'.>4nd''der 
Wobbtend 1 dcK. t Bevrcriiner .eines soleheu^ Beiktee ^iref- 
sebiedeB 1^*. Esi^kömite« deHniaQb)'wüa8chenBwei4b^«r^ 
sdhttneo^vtdeisfMensfiheii miu gleichem Gewetbe^^eid'gl^f- 
«AfTiiLiaiiensiTOiBei aiidi:>jiiöglichst'beisaiiufaeD ^fnämten; 
und die Yertbeilung der Einwohner 'joaahf^anAcUeiiJ^Be^ 
zarkenioZBgkidi .aiioh' «iee •V^rihdkiagX'deraelbtainach 
peiai^nUdito -Yeihätoissenfiinrflrdek'^; Etwaa»A»halidiciB*hBt 
aicdi wirklich shduimda» ia Idlem: Slftdtani geMahet^ wb 
di* ' StraOseni -.miadk » die Nörnen derr.^ einwiliUfirf ^ Geütarbe 
oder- 'Einwöhnuklaas^i «ragen, aam AndeDKeni^jdafsfvittt«^ 
iaala<ieiMite^iJoder ;Slende8graoaBea>«n88eyidUio^ oder 
dodi 'uL »tiranittegender ^ZaU diese» •Sftadlihril ^^^wohriteid 
So SeoatormiH^i JoskerHy^.BMteF i^i^iHerni^^Stitti^ 
SdiiniedeblüGktov Schohhrücka, aieoMteile^ dSadieicfilfi^ 
elMD undhiindeitttthnlicheBeBettDangen,'Wekh*«oak7ekzt 
aft.grö&tentfaeila^erlascbene yerhftltniB8ei>eriHfeeim.i Aoch 
jetal sind .woUL noch vorziigsweise heeondPMJStrafaoB and 
Plfttse der gröCsem Städte von bähem Staatsbeamten jwd 
Bentenirenaiy von Kaufleuten, von Fabrikherren, vom Lehrf> 
atrade ond Stodirenden, von Kfinstlem und von TagdUlh- 
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^te4»ii^idDi^;4bifai'4kr. FfelMhevVldavvBftcJmrtiridsi'tfikftr 
nQnluftaiwjttNliAOteriii daiiNAlie dhMre#lifokie%;fDdclM 
ligUeliTJlHr«B »bodOiifeii-; 'dafe:bea#iMien}EkiMliiiürB6lMdHi» 
ÜKliteludA^lite MMdim imdcSiiMiiliM^ UdMtKte^ 
4i»r.iiiiii^eiidiic&tf«|[ett «sMAy'«^ 

tos, <4esi>Apo«heker» Miiii4 ideitUdbainmeu ihtrn MiiichiKll 
»1 fiadeajsiBi^ ? Auch' «kr Sohfttid«» 'Ww Jl»»Siünh—Mliiii» 
dep;Solik>«ier unA Tuiehlei^tfff#hBl ffern >iiii<dei NAe^Mb- 
ncor rKuiidiMi;*:iiai; imAn&ite» Qftilg«:.fitt'»iigBlriiigfilgig« 
jAtrfaaiiefriiiachii^ imvelMltaufsiailiägto -JSettveilaB^ :A»;>kft- 
dtoi' dahfir ^miltWolliiiii^ii lüirriiaodir^rlunr m^dda N^ 
hmsiHäheof'^4^\ aniehalichcni Staditficttei^Behrf gmiuM 
TireiuMUlgc&ider ttacb Stand, Gefvcrb^ uadtliebciUMeM 
TiersdbiedoiiMi - • -filnfwoiiiMr t^KlasMn « > Aaeb ab^sMidoitea 
lüHtKihiii Aen^ riodtdeshalb kemesw^isiToSlBtiltidigp'diirdk» 
zufilbliei^ mdtiM^ist Tielmdiff rgeiade daai&cgaadieilip«- 
liflitiIieb^llii7fbegün$tigciLrt.)7<»^i/ f T>fh xi'r\iv*f-vif* ^ün h^n. 
(V)ßa IiidcilsenilßiiidiuiäfttScb^ierigkeitaEy iMiddievdie'.iISi». 
smrmbatiuM der^- teideiL-ißrondlagcai. ^tfn^n iEintfadkui([^ 
der paariwihiepiailafiiailfcJkiiO^ enuaüg^ dtieh 

«ihidciTferbrbiichjffabiA bei^diär ersteä •AasiobiisdifeuMli 
dttnrteifilDjefamldL«, irekbe TOiiicfaiididlidMü^¥eitheilaiig 
ddio Binkhlrtftr^ Miob' »apätamiiidi bdgritanteB ^.BerirktfD^ • «r^ 
SMrdBhrfrM^Iri»ileii)r,g£öfatendi^lli^^ äUgiMicineQ/iAil- 

]^eg[Qnbeiteii'<dsrOrt9gtflMind^i .B«BAdipiige»rd«r<'£u[i; 
'«Miiitkhci&^*teh&«»: Bezirk» jdwiibef^ dbK:iind'>Me()dk^ 
sribeiu'Miflgbläfartfiirfiiidcifr aoUeii^' sind! dabevi«elteiii fteM»^ 
badK^ DMn^idMt^poliMilidbe* Aiifisicbt daräier^ diifs'aie wirk- 
Ikh miiAf;«bttiig-^iwkht wcnkii, iai dinroh>di6te'¥erAet- 
faMgiiancbeCftnlcni. . /ßer ganzen Oitsgemeinde,» und oksht 
DOP (eioBoliiirB Abthetkiiigen deradbes, ist daran gele|g«ii^ 
dalb -attmaiilücha'^Stebc» der Stadt za jeder Zeit mit Si* 
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dkerfacit und Bequeinlicbkeit gangbar nnd fahrbar, rein nnd 
erleachtet' erhalten werden; dab gemeinscbädlicbem Ge- 
rärbbetriebe, Diebshehlerei uhd Vereinigungen von Gan- 
jMvbanden Einhalt geachehe; dafa dem Versinken in Roh- 
heil^ oder Verzweiflang durch Belehrung, Aufsicht und 
Utfterstützung voigebeugt werde. Feuersgefahr bedroht 
bicht die Nadibarschaft allein, sehr oft trfigt Flugfeuer 
dk i w lbe in Weite Entfernungen Ober; und jedenfalls sind 
alle Theilnehmer an Versicherungsanstalten von deren 
Folgen betroffen. Dafs Niemand aufwachse, sittlich ver- 
wahrlost, dabei sind nicht diejenigen allein ' betheiligt, 
deren Angehörige die Verwahrlosten sind: die Reichsten 
des Landes, deren Kinder selbst niemals des öffentlichen 
Elementarunterrichts bedürfen, verdanken dennoch den 
aidiem Gemifs ihrer Wohlhabenheit zunächst der bes- 
sern Erziehung der untern Volksklassen. Darauf, ^afs 
in 'dnem räumlich begränzten Gemeindebezirk nicht Alle 
gleichmäfsig die Nothwendigkeit der. polizeilichen An- 
ordnungen einsehen, wodurch Sicherheit , Ordnung und 
Anstand verschafft und erhalten wird, kann deren Voll- 
ziehung nicht ausgesetzt werden: es reicht hin, dafs der 
Gemeindevorstand sich hier der Zustimmung der angese- 
henem Einwohner versichre, welche, wenn auch die Min- 
derzahl der Bewohner des Bezirks^ doch durch ihren Ein- 
fltris und ihr Beispiel die minder Gebildeten Folge zu 
leisten veranlassen. Dag^n bleibt eine Theilung der 
Mitglieder einer Ortsgemeinde nach den räumlich be- 
gränzten Bezirken, worin sie wohnen, dordiaus zweck- 
widrig in''dUen Fällen, worin gemeinsame Berathungen 
änifiistelleB sind. Es werden dadurch Menschen zusam- 
mengebracht, die, selbst wenn sie einander persönlich 
kennen, doch so gänzlich geschieden sind durch Stand 
und Lebensweise, dafs sich beide Theile durch eine solr 
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che Vereinigung auf der Grundlage ToUkomuieoer Gleicb- 
heit jiu£Berhalh ihrer natürlichen Stellung gesetzt, nild 
wesentlich beengt fühlen. Eis ist kein nichtiges Vorur- 
theily kein steifes Vomehmthun, kein Mangel an edlem 
Selbstgefühl, was in solcher Zusammenstellung die Ho- 
hem wie die Niedern scheu und verlegen macht. Auch 
da, wo die Würde des Menschen in jedem Stande und 
unter allen Lebensyerhiiltnissen sorgfältig geachtet wird» 
und die unbedingteste Gleichheit vor dem Gesetze be- 
steht, trennen sich dennoch die verschiedenen Stände 
durchaus freiwillig, weniger nach dem Maafse ab nach 
der Fprm ihrer Bildung, und nach der Lebensweise, wel- 
che Beschäftigung und Umgang ihnen aufnöthigt. Wenu 
auch die Benennungen Patricier^ Groisbürger, Kleinbürger, 
und Beisassen sich weder in den Statutea der Städte, 
noch Jn der Sprache des Umgangs ihrer Bewohner er- 
halten haben: so sind diese groCsen Hauptklassen der 
städtischen Bevölkerung im geselligen Leben ansehnli- 
cher Städte darum nicht minder kenntlich zurückgeblier 
ben. Wie kräftig auch eine echte. Alles durchdringende 
Bildung an der Vernichtung aller willkürlichen, auf kei^ 
ner Innern Nothwendigkeit benihenden Schranken zwi- 
schen Menschen und Menschen arbeitet, und wie leicht 
auch der Uebertritt aus einer Klasse in die nächst hö« 
here wird, sobald Beschäftigung und Bildung einen An- 
spruch darauf begründet: so fühlt die groCse Mehrheit 
sämmtlicher Einwohner sich doch nur einheimisch und 
unbefangen im freien Umgang mit Menschen ihrer Klasse^ 
Hat die preufsische Städteordnung vom 19ten November 
1808 auch unverkennbar sehr vordieilhaft gewirkt: so 
würden diese wohlthätigen Wirkungen wahrscheinlich 
sehr viel ausgedehnter, und jedenfalls mit sehr viel we- 
niger Reibungen hervorgebracht worden sein» wenn sio 
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Dicht Bürger jedes Standes und jeder Lebensweise^ wel- 
che durchaus kein anderes Band» ab das Bewobnai des 
gleichen Stadtbezirks, unter einander y erbindet , zur ge- 
meinsamen Wahl der Stadtverordneten berufen hätte. 
Es ist eine bekannte Thatsaehe, dab in einigen mittlem 
Stttdten sich die angesdienem Einwohner lange Zeit von 
diesen Wahlversammlungen ganz zurückzog^en, weil sie 
sich zurÜdLgesetzt fühlten durch die vollkommene Gleich- 
stellung mit denjenigen» welche im geselligen Leben weit 
entfernt von ihren Kreisen standen , und in jeder Be- 
rtthrung tief unter ihnen erschienen. Eis ist eine noch 
vid öfter vorkommende Tbatsache, dafis die Bürgerschaft 
der niedern Klassen diese Versammlungen wenig besucht, 
weil der geringe Einflufs, welchen sie auf Wahlen hat, 
worüber hauptsächlich das Ansdin ihrer rdchen und ge- 
bildeten Mitbürger entscheidet, sie kalt und antheillos 
dagegen macht Auch die Wahlen, welche aus solchen 
Versammlungen hervorgehen, sind sehr viel weniger ge- 
eignet, das Tüchtigste, was jeder Stand in sich aufzu- 
weisen hat, zur Beratung der öffentlichen Angelegen- 
heiten durch die Stadtverordneten zu vereinigen, als es 
Wahlen sein würden, wdche gewerbliche Korporationen, 
oder sonst nach persönlichen Verhältnissen gebildete Ge- 
nossenschaften vollzögen. Wer sich als der Mann der 
Wahl einer zahlreichen, gleichviel ob höher oder nie- 
driger gestdlten Genossenschaft ansehen darf, ist sich 
des Auftrages bewufist, deren Theilnahme an den öffent- 
lichen Angelegenhdten der -Gemeinde durch die Einsiebt 
und Mäfiugung zu rechtfertigen, womit er ihre Ansichten 
und Bedürfioisse zur Sprache bringt Wer sich nicht 
verhehlen kann, dafs er seine Wahl nur einem durch 
Schicklichkeits- Gründe bestimmten Vorschlage und der 
Gleichgültigkeit verdankt, womit derselbe aufgenommen 

wittde, 
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^urde, der wird sich auch selten berufen fQhlen, etwas 
Höheres, als seine persönlichen Neigungen, bei der Be- 
rathung der Gemeindeangelegenheiten geltend zu machen, 
und die nicht immer lautem, und seltner yielleicht noch 
unbefangenen Ansichten gewandter Partheiführer finden 
dann um so leichter UnterstQtzung, je rathloser sehr viele 
der Stimmberechtigten in Ermangelung des Bewufstseins 
eines bestimmten Auftrages sind. Haben diejenigen Stadt- 
gemeinden, welchen die verbesserte Städteordnung vom 
17ten März 1831 verliehen ist, vielleicht gröfstentheils 
noich zu wenig Gebrauch von der Erlaubnifs gemacht, 
die Wahl der Stadtverordneten durch Abtheilungen der 
Einwohner, deren Grundlage persönliche Verhältnisse 
sind, vollziehen zu lassen: so kann das nur die natür- 
liche Folge des Mangels an einer zweckmäfsigcn Ein- 
richtung von Korporationen und Genossenschaften sein; 
woran die städtischen Verfassungen unserer Tage noch 
fast allgemein und meist sehr empfindlich leiden. 

Soll den Bedürfnissen der Ortsgemeinden vollstän- 
dig abgeholfen werden: so genügt eine Vertheilung ihrer 
Mitglieder nach dem Räume, den sie bewohnen, nur in 
den, freilich häufigen, Fällen, wo deren Anzahl so gering 
ist, dafs Jedermann von seinen sämmtlichen Mitbüi^em 
persönlich gekannt wird, und wo zugleich die Beschäfti- 
gung und Lebensweise derselben so gleichartig ist, dafs 
sie selbst in geselligen Verhältnissen sich frei und un- 
befangen neben einander fühlen können. Ortsgemein- 
den, deren Grundlage der Erwerb aus Bodenanbau war 
und blieb, befinden sich mehrentheils in solchen Verhält* 
nissen: die Handwerker, welche sich neben den Land- 
wirthen angesiedelt haben, sind theils der Zahl nach zu 
sehr vereinzelt, theils auch in Bezug auf Erwerb zu sehr 
von jenen abhängig, um als besondere Genossenschaft 

15 
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einen wohldiätigen Einflnfs auf die Berathung der ört- 
lichen Angelegenheiten ausüben zu können. Ein sehr 
kenntlich hiervon verschiedener Zustand besteht in den- 
jenigen Ortschaften, wo neben den Einivohnern, welche 
der Anbau des Bodens zunächst beschäftigt und ernährt, 
sich eine verhältnifsmäfsig beträchtliche Zahl von selbst- 
ständigen Fabrikarbeitern angesiedelt hat. Hier werden 
sich zweckmäfsig zwei Genossenschaften neben einander 
aufstellen und die sehr verschiedenartigen Ansichten und 
Bedürfnisse ihres Standes durch aus ihrer Mitte gewählte 
Vertreter zur gemeinsamen Berathung bringen. Die grofse 
Schwierigkeit bleibt Inerbei, dafs es in der Gemeinde 
selbst an einer vermittelnden Behörde mangelt, weil der 
aus einer solchen Bevölkerung gewählte Vorstand doch 
nur in den seltensten Fällen Ansehn genug haben dürfte, 
um eine beruhigende Vereinigung der Gemüther zu be- 
wirken. Wo die Gemeinde noch einer Grundherrschaft 
unterworfen ist, wird diese hier sehr zweckmäfsig die 
Vermittelnng übernehmen, und ein schiedsrichterliches 
Amt zweckmäfsig ausüben, wenn sie selbst ihren eignen 
Vortheil richtig erkennt. Mit den Fortschritten der Bil- 
dung im Allgemeinen berichtigen sich allerdings auch die 
grundherrlichen Ansichten: allein mit eben diesen Fort- 
schritten schreitet auch das Ablösen der Grundherrlich- 
keit vor, welche freilich in eben dem Maafse ein allzu 
iheuer erkauftes Mittel zur Aufrechthaltung der öffent- 
lichen Ordnung vrird, worin Gesittung und Gewerbefleifs 
zunimmt Die Behörden der Regierung stehen mehren- 
dieils schon allzufern von den örtlichen Angelegenheiten, 
am mit richtiger Würdigung der gegenseitigen Ansprüche 
ein Schiedsrichteramt in Gemeinden von noch so mäfsi- 
gern Umftinge auszuüben, als hier vorausgesetzt wird. 
Friedensrichter im Sinne der brittiscben Verfassung, aus 
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den angesehensten und begabtesten Einwohnern der Um- 
gegend jährlich oder doch auf Zeiträume von nrenigen 
Jahren von der Regierung auf den Vorschlag der Kreis- 
behörden ernannt, und mit weiter Vollmacht versehen, 
könnten hier am wohlthätigsten wirken: doch liegt der 
sidierste Grund dieser Wirksamkeit weniger in der amt- 
lichen Stellung, als in den persönlichen Eigenschaften 
eines solchen Bevollmächtigten. Viele Fabrikgewerbe 
werden am glücklichsten von Arbeiterfamilien betrieben, 
welche ein eignes Wohnhaus und einen Garten von 19S- 
fsigem Umfange besitzen, auch Mittel haben, eine Kuh 
oder wenigstens ein Paar Ziegen zu unterhalten. Solche 
Leute werden nicht unbedingt nahrlos, wenn der Absatx 
eine Zeit lang stockt: sie können wo^eil arbeiten, weil 
ihnen ein beträchtlicher Theil ihrer Nahrung durch die 
wirthschaftliche Nebenbeschäftigung zuwächst; und sie 
sind doch nicht so ganz der Willkür der Fabrikunter- 
uehmer hingegeben, als Leute, deren einziger Erwerb in 
dem Lohne besteht, welchen sie für ausschliefsliche Be- 
schäftigung in einer Fabrikanstalt erhalten. Verhältnisse 
dieser Art verdienen daher die sorgfältige Pflege der 
Staatsgewalt, und besonders sind es ihren Bedürfnissen 
angemessene Gemeindeverfassungen, wovon sehr wesent- 
lich ihr Gedeihen abhängt. Ganz verschieden von einem 
solchen Verhältnisse sind die zum Theil auch sehr be- 
trächtlichen Fabrikationen, welche nicht von besonderen 
selbstständigen Familien als Hauptbeschäftigung betrie- 
ben werden, sondern nur eine Nebenbeschäftigung der 
Landwirthe selbst sind, wie das Flachsspinnen im Erm- 
lande, in Schlesien und in Westphalen, die Leinwand- 
weberei in Ostpreufsen und einem beträchtlichen Theile 
des nördlichen Deutschlands, die Verfertigung von man- 
cherlei Holzwaaren in Tyrol und Salzburg, und das We- 

15* 
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ben von seidenen Bändern^ im Kanton Basel. In Ge< 
genden, wo die Länge der Winter und die geringe 
Fmchtbarkeit des Bodens eine solche Verbindung der 
Landwirtbsehaft mit den fabricirenden Gewerben erzeugt, 
erscheint sie als ein sehr wohlthätiges Hülfsmittel in ei- 
nem Zust^nde^ dessen Unvollkommenheiten zu verbes- 
sern mebrentheils ganz aafser menschlicher Macht liegt. 
Es mögen jedoch auch die Vortbeile dieser Vereinigung 
nicht übersehen lassen, dafs sie wirklich nur ein Noth- 
mittel bleibt; und dafs eine verbesserte Benutzung des 
Bodens, die seinem Besitzer das gan^e Jahr hindurch volle 
Beschäftigung und vollen Lohn gewährte, wenn sie nur 
erreichbar wäre, einen sehr viel höhern Stand der Ge- 
werbsamkeit bczi^y^nen würde. Die wachsenden An- 
forderungen, bessere oder wenigstens wohlfeilere Fabri- 
kate zu liefern,' sollten weniger den Gewerbfieifs solcher 
Landwirthe auf deren Verbesserung, als vielmehr darauf 
hinleiten, dem Boden, wo nur immer möglidi, mehr ab- 
ZDgewinnen, und. dadurch jenen unsichern Erwerb ent- 
behiücher zu machen. 

Ortschaften von ungefähr tausend Einwohnern, oder 
etwa zweihundert Familien enthalten in den gewöhnlich- 
sten Fällen kaum hundert stimmführende Mitglieder, weil 
wenigstens die Hälfte der Familienväter aus Tagelöhnern 
oder sonst im Privatdienste befindlichen Personen besteht. 
Diese sind einander gemeinhin persönlich bekannt, und 
es scheint wohl nur dann ein hinreichender Grund zur 
Bildung von Abdieilungen nach persönlichen Verhältnis- 
sen vorhanden zu sein, wenn etwa unter diesen selbst- 
stttndigen Familien ein solcher Unterschied in den Mit- 
teln, ihren Unterhalt zu gewinnen, bestände, wie dem 
vorhin erläuterten Beispiele nach zwischen den in einer 
Ortschaft ansässigen Ackerwirthen und Fabrikarbeitern. 
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In den kleinen Städten » welche iirsprüngKch gleich den 
meisten BOrfem auf Bodenanbau gegpründet sind, ist das 
nur in so iteit der Fall-^ als neben den Inhabern der 
Landwirthschaften, wovon die meisten auch zugleich ein 
Handwerk betreiben , sich noch eine verhftltnifsmSfsig 
beträditliche Anzahl von selbstständigen Familienvätern, 
Handwerkern oder Kleinhändlern, am Orte befindet^ die 
nur ein Haus ohne Acker besitzen, oder wohl gar mnr 
zur Miethe wohnen. Dann würden auch hier die stimm* 
fähigen Mitglieder der Gemeinde zwei Abtheilungen 1m1* 
den: nämlich die, welche mit oder ohne Verbindung mit 
einem andern Gewerbe Landwirthschaft treiben, und die* 
jenigen, welche nur allein von andern Gewerben, Hand* 
werken oder Handel leben. Sehr oft befinden sich un- 
ter den letztem die geschicktesten Handwerker und wohl- 
habendsten Handelsleute des Orts; und es ist keineswegs 
unbedingt anzunehmen y dafs die mit Landbesitz in der 
Feldmark der Ortschaft angesessenen Einwohner den be- 
gabtesten und einflufsreichsten Theil der örtlichen Be^ 
völkerung ausmachen. Ansehnliche Fabrikuntemehmer, 
Besitzer gröfserer Güter in der Feldmark, oder sonst 
durch Stand, Bildung und Vermögen ausgezeichnete Orts- 
einwohner stehen doch in so kleinen Gemeinden stets 
so vereinzelt, dafs keine besondem Abtheilungen für sie 
gebildet werden können: sie besitzen indefs zu viele Mit* 
tel) die Stimmen einer grofsen Anzahl ihrer Mitbürger 
für alles billige Begehren zu gewinnen, als dafs aus die- 
ser Vereinzelung ein wesentlicher Nachtheil für sie her- 
vorgehen könnte. Auch bei noch weiter und bis zu der 
Bevölkerung von Mittelstädten wachsender Anzahl der 
Mitglieder einer Ortsgemeinde werden Eüntheilungen der 
Einwohner nach gewerblichen Korporationen und Ge- 
nossenschaften nur ^ann begründet erscheinen können» 
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wenn etwa ein einzelnes Gewerbe in einem grofsen Um- 
fange in der Stadt betrieben würde. So besteht in ei- 
nigen Städten mehr als ein Viertheil der Einwohner ans 
Tuchmachern. Spremberg in der Niederlausitz hatte 
am Ende des Jahres 1837 bei 4408 Civil -Einwohnern 
255 Tuchmacherstfihle, welches eben so viel Tuchmacher- 
familien, folglich eine Zahl von mehr als 1200 Einwoh- 
nern voraussetzt, die sich vom Weben wollner Tücher 
nAhren. Noch sehr viel bedeutender war in der benach- 
barten Stadt Finsterwalde der Antheil, welchen die 
Tucbmacherei an der Ernährung ihrer Einwohner hatte: 
es befanden sich nämlich daselbst unter 3841 Einwoh- 
nern 266 Webestühle auf -wollene Waaren. Aehnliche 
Verbältnisse kommen mehrfach im Regierungsbezirke 
Frankfurt vor. In andern Gegenden beschäftigt die Baum- 
wollen- und Seidenweberei einen sehr grofsen Theil der 
Bevölkerung einzelner Ortschaften. Viersen im Kreise 
Gladbach des Regierungsbezirks Düsseldorf hatte zu Ende 
des Jahres 1837 bei 4128 Einwohnern 594 Webestühle 
auf baumwollene Waaren, seidene Zeuge und Bänder. 
Selbst wenn im Durchschnitte deren zwei auf eine Fa- 
milie von fünf Personen zu rechnen wären, würden sich 
doch fast 1500 Einwohner von diesem Geschäfte näh- 
ren. Eben der Regierungsbezirk Düsseldorf enthält im 
Kreise Solingen eine sehr dicht zusammengedrängte Be- 
völkerung von Kleinschmieden mannichfaltiger Art. Die 
vereinigten Ortsgemeinden Höhescheid und Meerscheid 
enthielten gleichzeitig bei 10,255 Einwohnern 1091 Klein- 
sduniede, welche für einen weitumfassenden Handel vie- 
lerlei Geräthschaften und Werkzeuge aus Stahl und an- 
dern Metallen verfertigten. Solche Gewerbe werden dem- 
nach auch in Städten von so mäfsiger Einwohnerzahl be- 
trächtlich genug, um ansehnliche gewerbliche Korpora- 



Alig^D. B^iieliODgen d. Gewerbsamk. a. d. Ortsgemeinden. 231 

tionen zu bilden , und als eine der wichtigsten Grund- 
lagen des städtischen Nahrungsstandes einen besondem 
Antheil an den Wahlen der Stadtverordneten und über- 
haupt an berathenden Yersammlungen zu haben. 

- Aber die meisten derjenigen Gattungen von Hand- 
werkern, welche nicht ffir den auswärtigen Handel, son- 
dern für den Bedarf der Ortsgemeinde selbst und ihrer 
nächsten Umgebungen arbeiten, wachsen nur erst in sehr 
ansehnlichen Städten zu solcher Anzahl und Wichtigkeil 
heran, dafs sie gewerbliche Korporationen von solchem 
Ansehn und mit solcher Wirkung bilden können, wie 
dieses oben in der Abtheilung, die von den Handwer- 
kerzünften handelt, als Verbesserung der bestehenden 
Zunftverfassung vorgeschlagen wurde. Frankfurt a. d. 
Oder ist eine der angesehensten und wohlhabendsten 
Städte zweiter Gewerbsteuerklasse, und enthielt am Ende 
des Jahres 1837 23,378 Einwohner Civilstandes. Es 
wohnten nun zwar daselbst selbstständig für eigne Rech- 
nung arbeitende 

Schuhmacher 269 

Schneider ....... 169 

Tischler 89 

Aber nur Schlosser 35 

Huf- und Waffenschmiede .17 

Bötticher 33 

Bäcker . . . ^ 34 

Fleischer 30 

Andere Gewerbe waren noch schwächer besetzt, und 
man viürde jedenfalls mehrere verwandte derselben zusam- 
mennehmen müssen, um ansehnliche gewerbliche Korpo- 
rationen zu bilden. Diese Verbindungen von Handwer- 
kern verschiedener Gattung zu Einer gewerblichen Gre- 
nossenschaft habeili indessen doch ihre natürlichen Grän- 
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zen: es können nur Gevverbtreibende darin aufgenom- 
men werden, welche in Bezug auf grofse Haupttheile ih- 
rer Arbeiten mit einander in naher Berührung stehen. 
So sind wohl mit den Schlossern zu vereinigen nicht 
nur alle verschiedenen Arten der Kleinschmiede , son- 
dern auch selbst die Huf- und Waffenschmiede, wo das 
eine dieser Gewerbe nicht mit einer hinreichenden An- 
zahl von selbstständigen Meistern besetzt ist Kann auch 
der Schlosser keine Pferde beschlageq, .der Hufschmied 
keine Schlösser machen: so besteht doch eine grofse An- 
zahl von Arbeiten in Eisen für das Bauwesen, für die 
Landwirthschaft und für häusliche und gewerbliche Be- 
dürfnisse, die ebensowohl von Schlossern als von Huf- 
schmieden verfertigt werden können » und auch wirklich 
verfertigt werden, wo die Bestimn^ungen aufser Kraft ge- 
kommen sind, welche jedem dieser beiden Handwerker 
seinen ausschliefslichen Antheil an diesen Arbeiten an- 
wiesen. So können wohl Maurer und Zimmerleute ein 
gemeinschaftliches Baugewerk bilden: denn. wie gänzlich 
verschieden auch die Arbeiten dieser beiden Handwer- 
ker in Bezug auf Materiajl, Werkzeuge und Handgriffe 
sind: so ehtstchen doch die meisten und wichtigsten Ge- 
bäude zunächst nur. in Folge einer sehr engen Verbin- 
dung dieser Arbeiten. Beiderlei Handwerker arbeiten 
einander unaufhörlich in die Hände: der Zimmermann 
rammt die Pfähle und legt den Rost, worauf der Mau- 
rer seine Fundan^iente gründet, und vollendet wiederum 
das Werk des Maurers durch dessen Bedachung. Kei- 
u& von. diesen beiden Handwerkern kann eine sehr ins 
Einzelne gehende Kenntnifs von demjenigen entbehren, 
was der andere zu leisten vermag. Dagegen stehen Zim- 
merleute und Tischler, obwohl in einerlei Material und 
grofsentheils auch mit denselben Werkzeugen arbeitend. 
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dodi zu ifreit von einander entfernt^ um zweckmäfsig zu 
einer gewerblichen Genossenschaft vereiniget zu werden. 
Kommen auch beim Ausbau der Wohngebäiide wirklich 
mancherlei Arbeiten vor, welche Zimmerleote ebensowohl 
als Tischler verrichten können: so sind doch Beider 
Hauptbeschäftigungen gänzlich verschieden. Die Kennt* 
iiisse und Fertigkeiten, welche bei dem Abbinden und 
Aufbringen von Dachgcilparren, hölzerneii Wänden und 
Balkenlagen in Anwendung kommen, haben durchaus kei- 
nen Zusammenhang mit denjenigen Kenntnissen und Fer- 
tigkeiten, wodurch Schränke, Schreibtische, Kommoden^ 
Sofas und Stühle entstehen. Ueberhaupt kann eine be- 
trächtliche Anzahl gewerblicher Genossenschaften nur in 
den gröfsten Städten gebildet werden t iii andern, auch 
noch sehr ansehnlidien werden nur für wenige beson- 
ders zahlreiche Gcfwerbe Genossenschaften bestehen, und 
ein sehr grofser Theil der Handwerker wird nicht in ge- 
werbliche, sondern nur in Standesgenossenschaften zu 
vereinigen sein. Eine Standesgenossenschaft beruht nicht 
auf einer Verbindung gewerblicher Arbeiten, sondern nur 
auf einer Gleichheit der Bildungsstufe und der 'Stellung 
im Leben. Bäcker und Fleischer können keine gewerb- 
liche, aber wohl eine Standesgenossenschaft bilden. Ihre 
Verrichtungen haben durchaus keine Aehnlichkeit, und 
CS würde ganz ungehörig sein, wenn Bäcker bei der Er- 
theilung des Meisterrechts für Fleischer, oder umgekehrt 
Fleischer bei der Ertheilung des Meisterrechts für Bäk- 
ker mitwirken wollten: aber beiderlei Handwerker ste* 
hen gemeinhin in Bezug auf allgemeine Bildung und 
auf öffentliche Achtung in «ehr nahe gleichen Verhält- 
nissen. Die Statuten der einzelnen Ortsgemeinden köu« 
neu allein nach den besondern örtlichen Zuständen dar- 
über entscheiden, wie weiip gewerbliche oder Standesge^ 
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nossenschaften die Grundlage der Eintfaeilung ihrer Ge- 
ineindeglieder nach persönlichen Verhältnissen werden 
sollen. In Bezug auf Angelegenheiten der Ortsgemeinde 
kann nur bevorwortet werden, dafs allein Versammlun- 
gen, deren Grundlage die Gleichheit persönlicher Ver- 
hältnisse ist, fruchtbar berathen können. Sollen nun ge- 
werbliche Genossenschaften solche Versammlungen bil- 
den: so kann dies. ohne Nachtheil für die Gewerbsam- 
keit nur in sofern geschehen, als die Zahl und die Stel- 
lang dieser Gewerbtreibenden ansehnlich genug ist, um 
auch die gewerblichen Zwecke solcher Korporationen 
genugthuend zu erfüllen. Wo dieser Bedingung nicht 
zu genügen ist, tritt di^ Nothwendigkeit, Genossenschaf- 
ten nach StandesverhSltnissen zu bilden, in allen den 
Fällen ein, wo die Vertheüung der Gemeindeglieder nach 
den räumUch begränzten Bezirken, welche sie bewohnen, 
sich nicht ausreichend erweist. 

Der Gewerbbetrieb ist ein offener, wenn der Un- 
ternehmer desselben erklärt, dafs er bereit sei. Jeder- 
mann um den gleichen Lohn, so weit seine Kräfte rei- 
eken, mit seinen gewerblichen Leistungen zu dienen. Der 
Kaufmann, der Händler, Krämer und Höker, der Gast-, 
Speise- und Schankwirth und der selbstständige Hand- 
werker laden bald durch besondere Bekanntmachungen, 
buld durch Eröffnung von Läden und Buden an öffent- 
lichen Strafsen und Plätzen, bald durch .ausgehängte 
Schilder und Inschriften Jedermann ohne Unterschied ein, 
von ihren Diensten Gebrauch zu machen: sie dürfen die- 
selben Niemand versagen, der die Vermutbung, sie ge- 
hörig bezahlen zu wollen, für sich hat; und sie dürfen 
die Preise dafür nur nach sächlichen, nicht nach- persön- 
lichen Verhältnissen bestimmen. So lange beispielsweise 
dar Bäcker in seinem Laden diejenige Gattung von Brod- 
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ten yorrätbig hat, welche der herantretende Käufer Ter- 
langt, mnfs er ihm dieselbe durchaus ohne Ansehn der 
Person gegen Zahlung des Preises verabreichen , den er 
eben im Allgemeinen darauf gesetzt hat. Soll etwas für be- 
sondere Bestellungen aufbewahrt werden: so wird strenge 
genommen dies nicht mehr im Laden als verkäuflich aus- 
zulegen, sondern abgesondert aufzubewahren sein. Wird 
sichern Abnehmern wegen des Umfanges der Geschäfte 
mit ihnen ein Abschlag vom Preise bewilligt: so hat ein 
jeder darauf Anspruch, der in gleichem Umfange und mit 
gleicher Sicherheit dem Bäcker sein Erzeugnifs abnimmt 
Ein Gewerbe, welches nicht in diesemSinue ein offe- 
nes ist, kann demnngeachtet noch mit voller Oeffentlich- 
keit betrieben werden, und daher keineswegs die Ver- 
muthung anregen, dafs etwas Unerlaubtes dabei beabsich- 
tigt werde: aber es wird dennoch in sofern unstatthaft, 
als keine Gewährleistung in ihm liegt, dafs Jedermann 
sein Bedtirfnifs durch dasselbe so weit befriedigt erhal- 
ten könne, als die Kräfte des Gewerbtreibenden es zu- 
lassen. Ueberhaupt ist nicht geradehin Jedermann be- 
fugt. Andern auch unentgeltlich und im Allgemeinen nicht 
um Erwerbeswillen Dienste jeder Art zu leisten. Sind 
diese Dienste solche, bei deren ungeschickter oder fahr« 
lässiger Verrichtung gemeine Gefahr obwaltet: so darf 
dieselben,' unter welcher Bedingung es auch sei. Niemand 
vornehmen, der nicht von der polizeilichen Behörde auf 
Grund vorgängiger Prüfung dazu ermächtigt ist. Nie- 
mand darf, selbst nicht unentgeltlich und aus blofser 
Crefälligkeit für Andere, ja sogar nicht einmal für sich 
selbst, diejenigen Maurer- und Zimmerarbeiten verrich- 
ten, welche nicht zu den blofsen Flickarbeiten gehören, 
wenn er nicht als Maurer-, Zimmer- oder Baumeister 
überhaupt zur Besorgung solcher Arbeiten polizeilich be- 
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rechtigt ist: denn der Einstorz oder Brand, womit eine 
ungeschickte Ausführung solcher Arbeiten die Gemeinde 
bedroht, gehören zu den gemeinen Gefahren, welche mög- 
lidist abzuwenden die Landes- und Ortspolizei verpflich- 
tet ist. Dagegen wird beispielsweise Niemand verwehrt, 
Kleidungsstücke für sich selbst anzufertigen, oder durch 
seine Hausgenossen für sich anfertigen zu lassen. Es 
wird auch Niemand gehindert, für irgend einen Andern 
Kleidungsstücke unentgeltlich zu v^fertigen, um dem- 
sdben eine Wohlthat, oder wenigstens eine Gefälligkeit 
dadurch zu erweisen: denn dabei, dafs ein Kleidungsstück 
nicbt pafst, oder nicht haltbar ist, besteht keine gemeine 
Gefahr, sondern nur ein vollständig zu vergütender Scha- 
den für den einzielnen Eigenthümer. Indessen kann hier 
doch sehr Idcht der MiCsbrauch einschleichen, dafs unter 
dem Yorwande des blofsen Ersatzes von baaren Ausla- 
gen, oder einer billigen C^gengefälligkeit, wirklich ein 
Lohn, und zuweilen selbst ein ganz beträchtlicher, für 
solche Verrichtungen gezahlt wird, und dafs hier eigent- 
lich gewerbliche Dienste wegen Erwerbes geleistet wer- 
deo» <^e,doch einen offenen Gewerbsbetrieb anzustel- 
len. Wo Gewerbesteuern erhoben werden, wird ein sol- 
cher, unt^ dem Scheine von Dienstleistungen ans blo- 
fier Gefälligkeit versteckter Gewerbbetrieb ak Verletzung 
der Steuerpflichtigkeit behandelt, und demgemäfs bestraft 
und für die Zukunft untersagt Aber auch abgesehen 
von. dem Steuerinteresse, verbeut die Polizei «inen sol- 
chen versteckten Gewerbbetrieb, mehrentheils fedoch nur 
erst auf Anrufen derjenigen, welche das gleiche Gewerbe 
offen betreiben, und sich durch diese versteckte Mitbe- 
werbung verletzt finden. Aus einer höhern Ansicht be- 
ßt<$ht jedoch allerdings ein Interesse der Ortsgemeinde, 
darüber zu haltea, dafs jeder wirkliche Gewerbbetrieb 
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ein offener sei: denn nur bei solcher Offenkundig^keit 
ist es mj^Iich, eine kräftigte Gewerbepolizei ohne ver* 
haÜBtes Eindringen in das Privatleben zn handhaben. Auch 
verwandelt sidi nur zu leidit der versteckte Gewerbbe- 
trieb in einen heimlichen, welcher Wucher, Betrug und 
Diebshehlerei mit dem Yorwande der Gefälligkeit oder 
wohl gar der Wohlthätigkeit schmückt. Es gehören aller- 
dings Menschenkenntnifs und Scharfblick, aber auch Hoch- 
achtung für Schicklichkeit und Adel der Gesinnung dazu, 
um überall versteckten Gewerbbetrieb von zarter Milde 
und harmloser Gefälligkeit richtig zu scheiden; und eben 
darum werden zweifelhafte Fälle dieser Art sehr viel 
besser der Fürsorge eines durch das Vertrauen der Ge- 
meinde bestellten Vorstandes, als der Aufsicht von Steuer- 
oder Polizeibeamten untergeben. Freilich ist auch als- 
dann eine solche Verbreitung und Lebendigkeit des 
Pflicht- und Ehrgefühls vorauszusetzen, welche dem Ge- 
meindevorstande nicht gestattet^ sich hierin sorglos oder 
partheiisch zu zeigen. 

Ein Gewerbe wird ein stehendes, wenn es in ei- 
nem für eine ganze Reihe gewerblicher Verrichtungen 
fortwährend bestimmten Lokal betrieben wird. So treibt 
beispielsweise ein stehendes Gewerbe der Krämer, wel- 
cher seine Waaren in einem eignen, oder doch nach 
Ortsgebrauch auf ganze, halbe oder Vierteljahre gemie- 
theten Laden feil hält Das Gegentheil des stehenden 
Gewerbes ist das im Umherziehn betriebene, bei- 
spielsweise des Packenträgers, der mit seinem Ballen 
V^aaren auf dem Rücken das Land durchstreicht, in Häu- 
ser tritt, wo er Abnahme zu finden hofft, und um Er- 
laubnifs bittet, seinen Kram dort zur Schau und Aus- 
wahl vorzulegen. Ein grofser Theil der stehenden Ge- 
werbe kann allen seinen Verrichtungen nach in einem 
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besonders dazu bestimmten Lokal, Werkstätte oder La- 
den betrieben werden: so haben der Schneider und der 
Schuhmacher gewöhnlich nur eine Werkstätte, worin sie 
arbeiten, und worin sie zugleich ihre Kunden aufsu- 
dien, oder, woraus sie die fertig gewordenen Arbeiten an 
dieselben abliefern. Der Fleischer und der Bäcker be« 
treiben dagegen ihr stehendes Gewerbe mehrentheils in 
einem zwiefachen Lokal, nämlich in einem Schladit- oder 
Backhause, und in einem davon abgesonderten Laden, 
worin sie Fleisch und Gebäck zum Verkauf ausstellen. 
Bei vielen Gewerben kann jedoch nur ein Theil ihrer 
Verrichtungen in einem festen Lokal betrieben werden; 
ein anderer mufs nothwendig da geschehen, wo das Er- 
zeugnifs ihrer Arbeit gebraucht wird. Der Schlosser 
verfertigt Schlösser, Thür- und Fensterbeschläge in sei- 
ner Werkstätte: ab^r er mufs auch das Anschlagen der- 
selben in den Häusern besolden, für deren Thüren und 
Fenster dieselben bestellt worden sind. Der Töpfer 
formt und brennt wohl die Kacheln in seiner Werk- 
stätte: aber den Ofen mufs er daraus in dem Räume zu- 
sammensetzen, der heizbar gemacht werden soll. Ge- 
werbe dieser Art hören darum nidit auf, stehende zu 
»ein : ihre Grundlage ist die feststehende Werkstätte. In 
einigen Gewerben können endlich alle ihre Verrichtun- 
gen nur an den Orten vollzogen werden, wo man ihrer 
bedarf. In diesem Falle befindet sich der Maurer, wel- 
cher nur allein auf der Baustelle selbst seine Arbeiten 
ausführen kann, während der Zimmermann noch in vie- 
len Fällen das Holz zu seinen Arbeiten auf seinem Zim- 
merplatze zurichten, und ganze Dachgesparre, Wände 
und Balkenlagen daselbst abbinden läfst. Auch der An- 
streicher und Zimmermaler gehört hierher: er kann in 
seiner Wohnung höchstens Farben reiben und mischen, 
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obwlohl dies auch gewöhnlich Dicht daselbst geschieht; 
den wesentlichsten Theil seiner Arbeit kann er jeden- 
falls nur in den Gebäuden Terrichten, worin sich die zu 
malenden oder anzustreichenden Decken, Wände, Thü- 
ren und Fenster befinden. Der Schornsteinfeger kann 
durchaus keine Werkstätte für seine Arbeiten halten: 
alle seine Verrichtungen beziehen sich auf die oft in ei- 
nem weiten Bezirke zerstreuten Schornsteine, deren Rei- 
nigung ihm anvertraut ist. Dennoch gehören auch sol- 
che Gewerbe zu den stehend betriebenen, wenn ihr Un- 
ternehmer einen bekannten festen Wohnsitz hat, und er- 
wartet, dafs seine Kunden mit ihren Bestellungen ihn 
darin aufsuchen. Nicht selten schliefst sich ein Gewerb- 
betrieb im Umherziehn an einen stehenden, und verbin- 
det sich damit zu einem Ganzen. Ein Glaser, der sein 
Gewerbe stehend betreibt, setzt nicht allein in seiner 
Werkstätte Scheiben in Fensterrahmen ein^ welche ihm 
dahin gebracht werden, sondern er begiebt sich auch 
wohl noch öfter in die Gebäude, in denen Fensterschei- 
ben einzusetzen sind, weil es oft unbequem, zuweilen 

I 

gar nicht einmal möglich wäre, die Bahmen in seine 
Werkstätte zu bringen. So weit ist noch kein Gewerb- 
betrieb im Umherziehn mit seinem Geschäfte verbunden; 
aber sehr oft schicken audi Glaser ihre Gehülfen mit 
Glas und Werkzeugen in den ländlichen Umgebungen 
ihres Wohnsitzes umher, um Nachfrage zu halten, ob ir- 
gendwo Jemand eben das Einsetzen einer neuen Scheibe 
bedürfe. Das ist in allen Fällen, wo der Ersatz für eine 
zerbrochene Glasscheibe nicht ein unaufschiebliches Be- 
dürfnifs ist, für die Dorfbewohner bequemer, als das Be- 
stellen eines Glasers: es ist indefs allerdings ein Ge- 
werbbetrieb im Umherziehn, welcher sich auch ganz von 
dem stehenden Gewerbbetriebe sondern, und von Leu- 
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ten betreiben lätai, die gar keine WerkstStte^^ vaxd woU 
gar nicht einmal einen festen Wohnsitz haben. Der ste- 
hende Gewerbbetrieb gewährt jedenbils mehr Sicherheit 
ffir die Befriedigung der Bedürfnisse der GemeindegUe- 
der, als der Gewerbbetrieb im Umh^idehn: der letztere 
hindert sehr oft das Aufkommen des erstem; und schon 
von dieser Ansicht aus haben die Ortsgemeinden wöhl 
Yeranlassungv diesen zu begünstigen, und lenen^mdgUchst 
zu beschränken. So wird im Allgemeinen eine Yerpflich-; 
tung der Gemeindevorstähde klar, m^lichst darüber ztf 
hielten, dafs alles Gewerbe der Ortseinwohner offen und 
stehend betrieben werde. 

Die Fortdauer des Gewerbbetriebes im UiriMmeho 
auf der Bildungsstufe, worauf sich Deutschland und be- 
sonders auch der preufsisdie Staat befindet, ist eine merk- 
würdige Erscheinung. Eine Nothwendigk«it derset» 
ben ist durchaus unerweislicfa. Es bestehen allerdings 
sehr Tiele Bedürfnisse, welche Nachfrage nach gewerbll^' 
eben Erzeugnissen und Diensten veranlassen, und für' 
deren Befriedigung durch offene steheiade Gewerbe doch 
in den meisten Ortsgemeinden desiialb hichi^sot^ wer^ 
den kann, weil diese Nachfrage nicht hinreicht,^ den Un*' 
ternehmer eines solchen Gewerbes anständig zu nähren.* 
Auch in den ärmsten Haushaltungen,* auch wo die Fov' 
milien selbst die Stoffe zu ihrer Bekleidung ^w^foen/i «tritt ' 
doch zuweilen ein Bedürfnifs ein, Schttitl^/^ttnd"EIIeil^^ 
waaren zu kaufen. Aber obwohl die Ntfchfrag^"'4i^oh^ 
solchen Waaren so sehr Verbreitet ist:' so-MeiKt ^ <l6ch 
nicht nur in Dörfern, sondern selbst in^ielett^kteihen 
Städten bei weitem unzureichend, das Bestehen iXakt 
tüchtigen Ausschnitthandlung, und namentlich dife Ver« 
zinsung des Kapitals zu sichern, welches in einem Waa- 
renlager angelegt werden mufs, das eine genügende Aus- 
wahl 
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wähl g^estattet. Das Bedürfiiifs Ellenwaaren za kaafeii, 
ist jedoch fest niemals ein so dringendes, dafs es ohne 
Aufschub befriedigt werden müfste: mehrendieils wird 
der Ankauf bis zum nächsten Jahrmarkte verschoben; 
oder man holt aus der nächsten gröfsem Stadt, was man 
an seinem Wohnorte nicht findet; oder man wartet end- 
lich einen Packenträger ab, der sich gelegentlich ein- 
findet und yielleicht die yerlangte Waare bei sidi 
führt Das Erste ist gewifs in den meisten Fällen das 
Bequemste und Sicherste; das Zweite kann nur dann 
räthlich erscheinen, wenn das Bedürfnifs bedeutend ge- 
nug ist, eine besondere Reise zu lohnen, oder wenn sich 
Geiegeobeit findet, den Ankauf mit andern in jener Ort- 
schaft zu verrichtenden Geschäften zu verbinden; das 
Dritte gewährt nur dann Aussicht auf günstigen Erfolg, 
wenn der Besuch von Packenträgem sich oft wiederholt, 
und wenn die Mannichfaltigkeit der Waaren, welche sie 
mit sicii herumführen, sehr beträchtlich ist Eine verbes- 
serte Befnedigung des Bedürfnisses entsteht im zweiten 
Falle durch die Fortschritte der Bildung und des Wohl- 
standes im Allgemeinen: denn dadurch werden die Ver- 
bindungen der ansehnlichsten Ortsgemeinden mit ihren 
Umgebungen ausgebreiteter, häufiger, mannirhfaltiger und 
auch wohlfeiler: im dritten Falle wird das Bedürfnifs 
nur um so sicherer befriedigt, je weiter der Gewerbbe- 
trieb im Umherziehn sich ausdehnt, das ist, je mehr der 
Zustand der geselligen Verhältnisse sich verschlimmert 
Denn die Zunahme des Gewerbbetriebs im Umherziehn 
ist ein Anzeichen von Rückschritten sowohl in der sitt- 
lichen, als in der gewerblichen Bildung. Leute, welche 
Gewerbe im Umherziehn betreiben, führen im Allgemei- 
nen eine wenig geachtete Lebensweise: sie verzichten 
auf einen festen Wohnsitz, dessen Sicherheit selbst un- 

16 
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ter ärmlichen Yerhältnissen soviel zur Zufriedenheit bei- 
trägt, und entwöhnen sich ganz von der stillen Haus- 
lidikeit, worin der Mensch den meisten Anlässen zuYer- 
irrungen entgeht, oder wenigstens sich leichter wieder 
zurechtfindet Wer Gewerbe im Umherziehn betreibt, 
entbehrt zwei der wirksamsten Antriebe zum sittlichen 
Leben. Es wird ihm sehr viel leichter, einzelne schlechte 
Handlungen dem gröfsten Theile seiner Bekannten zu 
verbergen, und die Besorgnifs, Achtung und Vertrauen 
zu verlieren, welche die meisten Menschen stärker als 
das Pflichtgefühl vom Bösen abhält, wirkt sehr viel schwä- 
cher den Versuchungen entgegen, die das unstäte Leben 
öfter herbeiführt. Der Erwerb eines umherziehenden Ge- 
werbtreibenden ist gemeinhin sehr viel unsicherer, als 
die Belohnung der Arbeiten in den meisten andern Le- 
bensverhältnissen: in der Sicherheit eines gleichförmigen 
Elrwerbes liegt aber ein vorzüglicher Beweggrund zur 
Ordnung im Haushalt und verständigen Anwendung des 
Erworbenen. In allen diesen Beziehungen wirkt die 
Verbreitung des Gewerbbetriebs im Umherziehn den Fort- 
schritten der Sittlichkeit entgegen; würden auch wesent- 
lidie Vortheile für die Gewerbsamkeit dadurch gewon- 
nen: so wären dieselben um einen solchen Preis doch 
zu theuer erkauft. Aber bei näherer Betrachtung er- 
weist sich doch theils als unbedeutend, theils sogar als 
nachtheilig für die Gewerbsamkeit selbst, was als Vor- 
tfieil für dieselbe gemeinhin geltend gemacht wird. Es 
Ist allerdings eine Bequemlichkeit für die Bewohner der 
kleinen Städte und für die Landleute, dafs ihnen durch 
umherziehende Krämer manches Erzeugnifs des Kunst- 
fleifses in ihre Wohnung zugetragen wird, das sie sonst 
in den Läden der gröfsern Städte, oder auf Jahrmärk- 
ten hätten suchen müssen: es ist gewifs, dafs eben die- 
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8er Bequemlichkeit wegen sehr Vieles gekauft wird, was 
uogekauft geblieben wäre, weil die Mühe gescheut wurde, 
dasselbe auswärts aufzusuchen. Es ist sogar aufser Zwei- 
fel, dafs manches Erzeugnifs des Kunstfleifses sehr viel 
später zur Kenntnifs des gröfsten Theils der Nation kom- 
men würde, wenn die Packenträger und Tabuletkrämec 
es nicht in allen Winkeln des Landes umhertrügen« 
Diese Handelsleute leisten überdies den Besitzern d& 
grofsen Lager von Fabrikwaaren einen sehr wichtigen 
Dienst, indem sie es übernehmen, in den kleinen Städten 
und auf dem Lande zu vertrödeln, was auf den grofsen 
Handelsplätzen keine Käufer mehr findet, weil es aus 
der Mode gekommen, oder durch Erzeugnisse neuer Er- 
findung, die preiswürdiger sind, verdrängt worden ist» 
Eingewandt dagegen darf nicht besonders werden, dab 
die Versorgung der kleinen Ortschaften durch umherzie^ 
hende Krämer das Aufkommen von stehenden Handlun- 
gen mit Fabrikwaaren in >ielen Mittelstädten hinderts 
denn es bleibt sehr zweifelhaft, ob das Entstehen sd^ 
eher Handlungen der Gewerbsamkeit wesentlichen Vor^ 
theil bringt. Ihr beschränkter Verkehr gestattet doch 
nicht, reichlich versebene Lager zur Auswahl zu , halten: 
dieser besonders den gebildetsten und wohlhabendsten 
Käufern sehr empfindliche Mangel vermindert ihren Ab- 
satz noch mehr: sie müssen viel Profit darauf nehmen, 
folglich theuer verkaufen, um nur nothdürftig leben zo 
können. Aber es ist ein wesentlicher Verlust für did 
Gewerbsamkeit, dafs der Besuch der Märkte durch selr 
che Handelsleute sehr vermindert. wird, welche die Käu- 
fer in ihren eigenen Wohnungen aufsuchen. Die Märktci 
sind der wohlthätigste . Gegensatz des Winkelverkebrs, 
den diese Handelsleute betreiben. Hier ist der Mitl^e- 
werbnng freier Raum gegeben: so weit irgend Hoffnung 

16* 
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afif Ersatz der Kosten ist, strOmen die Fabrikuntemeh- 
ner and Handwerker/ das ist, eben diejenigen herbei, 
welche jedes Erzeugüifs ohne Vermittlung einer Zwischen- 
band'; folglich am wijhlfeitsten verkaufen können: jedes 
EhSeugnifs ihres Kntistfleifses wird in seiner Neuheit tnr 
Schau gelegt, der Käufer findet die gröfste Auswahl, und 
hat die möglichst billigen Preise zu gewärtigen. Auch 
der Unerfahrene wird eben durch die freie Mifbewer- 
bang leicht darüber belehrt, fOr welchen Preis jedes Er- 
zectgnilb Tcrkäuflich sei: er darf bei mäfsiger Vorsicht 
nicht fürchten, dafs ihm schlechte Waäre theuer ^ufge- 
ädbw^ttt werde. Der Besuch eines Jahrmarkts yerur* 
si'dit' dem Landmann und Kleinstädter allerdings einigen 
ZeiVirerlüst, der aber doch nur zwei- oder hödistens vier- 
mal jährlich wiederkehrt, und wohl aufgewogen wird 
durch die vielfache Versäumnifs, welche der häufige Be- 
such umherziehender Krämer veranlafst. Das fröhliche 
Leben auf den Jahrmärkten, das Erneuern alter, das Stif- 
ffen neuer Bekanntschaften unter Menschen, welche sich 
anfserdem zu berühren wegen der Entlegenheit ihrer 
Wohnorte keine Gelegenheit finden, die vielfachen Ver- 
anlassungen aus eigner Anschauung neue Belehrungen 
zn schöpfen — diese belebenden Unterbrechungen des 
einförmigen Landlebens und kleinstädtischen Treibens — 
verdienen eine sehr viel höhere Würdigung, als ihnen 
diejenigen zugestehen, welchen der Mensch nur das 
brauchbarste und zugleich wohlfeilste Lastthier, und alles 
Verschwendung ist, was nicht unmittelbar Erwerb ver- 
schafft. Wenn Jahrmärkte diese Bedeutung für das Le- 
ben verlieren, und nur in Veranlassung zu Gelagen aus- 
arten: so liegt das zum Theil in einer durchaus unbe- 
hörigen Vervielfältigung, in der Zersplitterung des Ver- 
kehrs durch Verleihung von Märkten an unbedeutende 
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Ortechafteo^ welche durchaus nicht zu Sammelpläteen 



nes erheblidien Verkehrs geeignet sind, theils wirUidi 
audi daran y dafs der Markt seine wahre Bedeutung. fQr 
Leute Terliert, welchen nur nodi das Bedürfnis sich zo 
vergnügen übrig bleibt, nachdem das Bedürfnifs zu kau- 
fen schon durch umherziehende Krämer bis zur Uebep- 
sättigung gestillt worden ist Sehr zweifelhaft erscheinf^ 
ob der Gewerbsamkeit wirklich mit Käufen gedient isl^ 
die nicht ein Bedürfnifs erzeugt, sondern nur Ueberre- 
düng und das Aufregen der Lüsternheit hervorbringt 
Dafs müfsigen, wohlhabenden Leuten auf solchem Wege 
Käufe abgelockt werden, mag der Gewerbsamkeit in klein- 
lichen Nebenartikeln, und vorübergehend wohl förder- 
lich sein, obwohl sie selbst in diesen Kreisen weit mehr 
von den verfeinerten Bedürfnissen, von dem veredelten 
Geschmacke und dem verbreiteten Kunstsinn, als von 
aufgeregten Gelüsten und leerer Prahlerei erwarten darf: 
aber jedenfalls ist es ein wesentlicher Nachtheil für die 
Gewerbsamkeit, wenn der grofsen Masse derer, weldie 
nur eben nothdürftig ihren Unterhalt gewinnen, der Ash 
kauf wahrer Bedürfnisse dadurch ersdiwert wird, dals 
sie die Zudringlichkeit eines herumziehenden Krämera^ 
Entbehrliches, wo nicht gar Unnützes zu kaufen, verleib- 
tet Wenn vieles Neue im Volke nur durch Hülfe der 
herumziehenden Handelsleute bekannt wird, so darf wohl 
nicht unbemerkt bleiben, dafs unter diesem Neuen audi 
Vieles ist, was gar nicht bekannt zu werden verdient 
Die wahrhaft gemeinnützigen neuen Erfindungen werden 
bald auch in das Volksleben aufgenommen, wo der ge- 
meine Mann schon gewohnt ist, auf Verbesserungen sei^ 
nes Zusandes zu denken, und die Neigung, sich za un- 
terrichten, vorherrscht Wo diese Vorbereitung mangels 
werden zwar auch Leute aus dem Volke durch den Reis 
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der Neuheit zu Käufen verleitet: aber wahrscheinlich sehr 
▼lel öfter getäuscht als belehrt. Das Mifstrauen des ge- 
meinen Mannes gegen das Neue entsteht grofsentheils 
aus thcuren Erfahrungen; auf Märkten, welche wahrhaft 
diesen Namen verdienen, liegt bei weitem mehr Neues 
zur Schau ausgestellt, als ein Packenträger oder Tabulet- 
Iträmer jemals anzubieten vermag: zugleich sind, eben 
weil hier das Beispiel der Verständigem wirksam wer- 
den kann, Täuschungen der Neugier weit weniger zu 
liesorgen, als in einem Verkehr, wo der lüsterne Käufer 
der verführenden Beredsamkeit eines herumziehenden Krä- 
mers rathlos gegenüber steht. Der Nutzen, welchen In- 
liaber grofser Lager von Fabrikwaarcn dadurch von wan- 
dernden Krämern ziehn, dafs sie durch deren Hülfe ver- 
illtete Waaren absetzen, erscheint in sofern schon un- 
edel, als es dabei doch wenigstens mittelbar auf Täu- 
schungen unkundiger Kleinstädter und Landleute abge- 
sehen ist. Sie selbst müssen doch den Herumträgeni 
diese Waaren sehr wohlfeil ablassen, und haben den- 
noch nicht selten Verluste durch den Kredit, welchen 
sie dabei, mitunter wenigstens, sehr unzuverlässigen Leu- 
ten geben. Ein grofser Theil dieser Artikel ist einer 
Umarbeitung oder Anwendung zu neuen Arbeiten fähig, 
wodurch er eine verkäufliche Gestalt erhält. Ein Bei- 
ipiel hiervon ist die Verarbeitung von Zeugresten zu 
Schuhblättern und Mützenboden und die Verwendung 
von vielerlei Ueberbleibseln zu Spielzeug.' Je gewerb- 
reicher Ortschaften sind, worin sich Handlungen mit gro- 
fien Lagern von Fabrikwaaren befinden, desto leichter 
wird es ihren Inhabern werden, veraltete und unverkäuf- 
lich gewordene Reste durch Veräufserung zu solchen 
Zwecken am Orte selbst zu vei*wcrtheu, und auf die zwei- 
deutige Hülfe der umherziehenden Krämer zu verzichten. 
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Neben den Packenträgern und Tabuletkrämem, wel- 
che der bedeutendste Theil der umherziehenden Gewerb- 
treibenden sind, stehen noch die Sammler von mancher- 
lei geringen Abgängen,- als Lumpen, Federn , Borsten, 
Asche, Knochen u. s. w., welche eben so wegen des Ein- 
kaufs, wie jene wegen des Verkaufs das Land durchzie- 
hen. Es ist an sich allerdings gar nicht unwichtig, dafs 
solche Abfälle gesammelt werden, welche zu Massen ver- 
einigt, unter gehöriger Behandlung zu beträchtlichen Han- 
delsartikeln anwachsen: aber dafs es umherziehender 
Sammler bedarf, um dieselben zusammen zu bringen, das 
verschuldet nur der Mangel au Ordnung ia den Haus- 
haltungen und an verständiger Betriebsamkeit. Wäre 
es Sitte, in jeder Haushaltung, in der wohlhabendsten, 
wie in der ärmsten, Abfälle solcher Art in besondern 
Behältnissen aufzubewahren ; fände sich in jeder Ortsge- 
meinde grofs oder klein irgend ein Einwohner, welcher 
diese in den Familien gesammelten Abfälle zusammen- 
brächte: so würde leicht auch an kleinen Orten sich so 
viel anhäufen, dafs es der Mühe lohnte, dieselben an 
Leute zu verkaufen, deren eigentliches Geschäft^ es ist, 
sie zur Handelswaare zu machen. Freilich so lange noch 
Jedermann besonders dafür bezahlt sein will, dafs er 
Ordnung in seiner Wirthschaft hält, und nicht auf die 
Strafsen oder in die Mistgruben wirft, was noch einer 
Benutzung fähig ist; und so lange der kleine Erwerb, 
den das Zusammenholen solcher gesammelten Abfalle in 
kleinen Ortsgemeinden allerdings nur bringen kann, noch 
nicht Reiz genug für Menschen hat, die Dreier und Pfen- 
nige lieber erbetteln als verdienen: so lange wird aller- 
dings das Sammeln solcher Abfälle durch umherziehende, 
ganz allgemein sehr arme Leute noch unentbehrlich blei- 
ben. Aber diese Unentbehrlichkeit liegt nicht in der 
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NatuTi des. Gegc»staodes sdbst, sondern nur in Mängeln 
:UQs«fer BiWungy. derea. Verbesserung vorerst noch zu 
j^aiframmcB Wä&sdi«n'{;ebdrt»- Neben > sokben Samm- 
kwajgentlgfögiger Abfälle stehen unter besondem Yer- 
büHniasen: auch. andere^ deren GreschäEk sich auf Gregen- 
«Afttida ubeziebli^ nwelche selbst im jKleinen keineswegs 
W»tiUm emdf auch, inichl leicht in den Grolshandel über- 
{feb<ftir.abei!:doob,nttr in gcöfsem Massen, als*.-worin sie 
<IMng};:^erdfin^/vortheilbaft<^3u Tenvertbe» sind« • Dahin 
f^bOr^D-^ . beispiekwdise die Garnsammler. in Gegenden, 
^;iHllfdr,Ge$pinnstf als Nebenbeschäftigung in den Fami- 
lien' erzeugt, aber nicht in ihnen selbst verwebt wird. 
IH#se Sammler. sortiren das. zusammengekaufte Garn und 
]MMige0))e&'ai4f die Märkte, wo der .Weber: es sucht 
IRftftüi^a Mitfkl^ider grobeut Städte werden Oiatierobet, 
fii^^ .GeAUgel, Schwadengrütze, Mohn und: andere Same- 
DltiW: in; .Entfernungen aufgekauft» woraus, sie iniir durch 
BWfenumberziehettder Aulkäufer dahin gelangen können. 
jEM^i^ Klasse, von Sammleraleben -in wesentlich aiadern 
4lod ^ebr^^ viel bessern Verbältnissen, als die berumziehen- 
4eo;foäflA^r «und die Sammler von- btofsen Abgängen. 
Si^JiabiBnifeßteWobositze, wekhesie nur zeitweise, näm- 
lich iiil>der^ahr€i3zeit verlassen^ worauf* ihr Geschäft sich 
«ainiMruibesoiidern Beschaffenheit nach . bescbränktw Sic 
«iftseea» ihren Ankauf sogleich haar bezahlen', weilmeh- 
fendieils nur das Bedürfnifs, sogleich Geld zu haben, 
den Verkauf an sie veranlafst; und sie erhalten die Er- 
stattung dieses Vorschusses oft erst nach Monaten, ge- 
wöhnlich auch nur durch Wiederverkauf im Kleinen: da- 
her bedürfen sie eines verhältnifsmäfsig beträchtlichen 
Betriebskapitals. In beiden Beziehungen sind sie bei 
weitem zuverlässiger, als die umherziehenden Krämer und 
die Sammler von Abfällen, welche das ganze Jahr bin- 
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dardüein unslätes Leben fiilireii/ und ^e Waaren, wel- 
che» sie zum V Verkauf umfaertragen^ oder wogegen ^e 
jeiia'AbfMk^>eiBtatttebeivtia^t;^iindig^ mir^auf^Borg 
▼Ott ihrea Yerl^em -.erhaiteii« JSikir eine allzQ -groCie 
YermehniBg von solche» AvfkäuferD > und eiae ddlisoB 
enteteheaide Neigung «ich gegen den Andrabg einer ^üb^^ 
mächtigeAMilbewtrbung durch onsittliGhe Mittel zu schöl- 
zenv konn.Jeren Siellang in gewerbepolizeilidier Rfick* 
>sieht;bedieiiklick'»adiiett. Daher bleibt eaallerdixigs'notli* 
wendige» die 'Berecfatigung, Aufkauferei 'at^^Gewerbe za 
treibfeny YTOOfi bj^ondarer- polizeiUcber Eriaubnib abhängig 
zU'inaebeB. • ^' 

.c;i] iEmit besondere Klasse der umherziehenden Gewerb- 
tretbendenr bilden endlich noch diejenigen, ^w^cfae «lan- 
.nichfakigfc Bieostteistuogen im • Umherziehen «nbieten. 
Attszüscbeiden^'stfid' jedoch hiervon ausdrücklich Leistun- 
<ge%'welchei4itdit für gewerbliche zu halten, -sondern als 
künstl^isdiß od^r * wissenschaftliche zu betrachten sind. 
Allerdings -ist die 'Grünzlinie, welc^e^ )ene von diesen 
treilBt,;; nicht mit solcher^ Bestimmtheit zu ziehen, da(s 
nicht ^eilne YessoMedenheit d^ Ansichten >in dieser Bück* 
sieht , bestehen könnte: es mufs hier^ wie bei der Aus- 
führung deir meisten gewerbepolizeilidien Vorschriften, 
dem v»i«täiidigen rErmessen der • Ortsobrigkeiten und Ge- 
meiiideyore^fände. mie^Wahl 'innerhalb gewIsseP' GiUnzen 
auFcrtraut werden) nnd. diese *Wahl wird um so stren- 
gt ansfaUen, je weiter die Bildung fortschreitet. Yor- 
amsgesetzl^ dafs offenbar unverständige Strenge eben 
durch die Bedingung eines verständigen Ermessens 
Attsgesithlossen bleibe^ verdient in zweifelhaften Fällen 
^,die strengere Ansicht schon deshalb dien Vorzug vor der 
mildenifc, weil sie, wo nicht den höheren Stand der BiU 
dnog, so doch wenigstens den höheren Ernst in der An- 
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sieht des Lebens bezeichnet. Wie klein auch ein Beth- 
lehem sei in Juda, es soll ihm nicht verkümmert wer- 
den, was die Gemüther unschuldig anregen und ergötzen 
kann: aber der milde Sinn, welcher dieses anerkennt, 
darf nidit in eine Weichlichkeit ausarten, welche dem 
Volke geföhrilches Spielzeug zu versagen ansteht, weil 
es noch unverständig genug ist, dessen Verlust zu be- 
dauern. Die Menagerie eines van Aken hat einen wahr- 
haft wissenschaftlichen Werth: das Beschauen derselben 
gewährt sogar in dem Maafse hohem Genufs, )e heller 
und umfassender die Begriffe von dem Zustande dieser 
Klassen der Thierwelt sind, welche der Beschauer mit 
sicji bringt. Die Kosten einer stehenden Sammlung le- 
bender Thiere von bedeutendem Umfange, wie beispiels- 
weise am Ptianzengarten in Paris, sind nur unter äufserst 
seltnen Verhältnissen ersdiwinglich, und dennoch gelangt 
in Anstalten solcher Art das Neue meist nur spät. Me- 
nagerien, welche umherziehend gezeigt werden, bleiben 
hiernach ein wissenschaftliches Bedürfnifs, und eine Ver- 
mehrung derselben über dieses Bedürfnifs hinaus ist bei 
der Höhe des Anlagekapitals, das sie erfordern, und bei 
der Unsicherheit -einer hinreichenden Vergütung der gro- 
fsen Unterhaltungskosten gar nicht zu besorgen. Aber 
(ndem die Hauptstädte solche Sammlungen theilnehmend 
fHifnehmen, und die Mittelstädte bedauern, dafs es ihren 
Besitzern nicht verlohnt, in ihnen zu verweilen, wird die 
{>pndespolizei sich nicht veranlafst finden können, Bären- 
führern und Trampelthiertreibern den Eintritt in ihr Ge- 
Met zu gestatten, um den Dorfschaften und den kleineu 
(Städten dadurch einen Ersatz für die Beschauung jener 
Menagerien zu geben. Zwischen diesen beiden äufser- 
sten liegen zwar mannichfaltige Abstufungen des wissen- 
schaftlichen Werths von Naturalien, welche von herum- 
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ziehenden Uoternebniern lur Schau gestellt werden: in- 
dessen wird es hier doch nicht leicht zweifelhaft bleiben, 
wo die Gränze zwischen dem nodi Zulässigen und dem 
Zurückzuweisenden zu ziehen sei. Anders verhält es 
sich mit künstlerischen Leistungen. Es mag hier uner- 
örtert bleiben, wie weit umherziehende Schauspieler und 
Tonkünstler ein höheres Interesse für sich in Anspruch 
zu nehmen berechtigt sind; und noch weniger sind hier 
die Gränzen anzudeuten, worin vielleicht noch entschul- 
digt werden kann, was das Abrichten zu gymnastischen 
Kunststücken an der Menschheit sündigt Bettelei unter 
dem Vorwande des Musikmachens zu gestatten, ist ein 
unwürdiges Hülfsmittel der Armenpolizei. Eigentlich ge- 
werbliche Dienst^ verrichten im Umherziehn besonders 
die Scheerenschleifer, Kesselflicker und Topfbinder: es 
ist indessen leicht nachzuweisen , dafs diese- Dienste auf 
unserer Bildungsstufe ganz entbehrlich sein würden, wenn 
wir nicht an die Befriedigung derselben in dieser Form 
gewöhnt wären. In grofsen Städten sind bereits ste- 
hende Anstalten für das Schleifen von Messern und Schee- 
ren eingerichtet, und würden sich noch mehr in alle Ge- 
genden derselben verbreiten, wenn nicht noch immerfort 
daneben umherziehende Scheerenschleifer die Strafsen 
durchzögen. Aber auch in Ortschaften, welche nicht b^ 
völkert genug sind, dafs sich ein ansässiger Mann von^ 
Erwerbe durch Schleifen allein nähren könnte, würden 
Schlosser oder Schmiede es wohl zu einem Nebenge- 
schäfte machen, Messer und Scheeren zum Schleifen aiw 
zunehmen. Wenn kleine Dorfschaften, welche keinen 
eignen Schmied haben, wegen kleiner Beschädigung an 
Wagen und Ackergeräth sich an den Schmied einer be- 
nachbarten Ortschaft wenden müssen: so kainn das auch 
wegen des Schleifens von allerlei Werkzeugen um so 
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leichter ge8cbeiien,,al& das Bedür&ufis, dasselbe. verrich- 
ten .a(u lassen 9 doch gewöhnlich viel weniger dringend 
ist, Wandernden Kesselflickern begegnet man nur in 
einigen.Gegenden Deutschlands: in andern sind sie ganz 
unbekannt; und da gleichwohl der Gebrauch kupferner 
und messingener Gefäfse ganz allgemein verbreitet ist: 
80. ergiebt sich schon hieraus die Möglichkeil^ sich ohne 
Gewerbtreibende dieser Klasse zu bebelfeo. Noch un- 
bedeutender ist das Gewerbe der Topfbinder, deren Ge- 
seift in dem Umstricken grofser irdener Töpfe und Scha- 
len mit einem Drahtnetze besteht Diese sehr leicht zu 
erlernende Arbeit kann sehr füglich auch von ansässigen 
Leuten als Nebengeschäft betrieben werden,* wo dieselbe 
ilh,, besonderer Elrwerbzweig einer armen Familie nicht 
hinlänglichen Unterhalt giebt Nur die €kiwohnheit ei- 
nerseits, und der Mangel an Betriebsamkeit anderer- 
seits machen die Fortdauer des Betriebes dieser Arbeit 
im Umherziehn nothwendig. Das Kastriren der Pferde, 
4ef Bi^dviehs und der Scbw.eine wird grof^entheils auch 
voi^ Leuten betrieben, welche diese wirthschaftlichen 
Dienstleistungen umherziehend anbieten: da sich dasselbe 
jedoch hauptsächlich auf gewisse Jahreszeiten beschränkt, 
so haben sie stets einen festen Wohnsitz, von welchem 
aoß ^e.nur zeitweise denjenigen Bezirk bereisen, für 
welchen sie nach vorgängiger Prüfung polizeilich ange- 
ßteUt sind. Ihr Verhältnifs ist demnach wesentlich sehr 
verschieden von dem der Scheerenschleifer und Kessel- 
flicker. An den Lämmern verrichtet der Schäfer das 
Kastriren: an Thieren von bedeutendem Werthe wird 
es Thierärzten übertragen. Für andere Fälle liegt es 
der ländlichen Polizei ob, den gewerblichen Betrieb die- 
ses Geschäfts nur zuverlässigen Leuten anzuvertrauen. 
In einigen Gegenden bieten sogenannte Hengst r ei ter 
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die Dienste eines BeschSlets, den sie reiten, nmherzic* 
hend dn. Wo- von Polizei iregen Landgestüte besteh 
hen y > woraus ^BesdiSler )Shrlich wahrend der Sprungzeit 
im' ganzen Lande vertheilt werden, am gegen billige Be* 
diflfgnnigen -der -Umliegend Dienste zu leisten, bedarf es 
einer so mangelhaften Einriehtfing nicht.'' -Die Pferde 
zni^it ist wegen des Bedarfs fdr die Reiterei ,- die Ge- 
schütze and das Kriegsfuhrwesen in aUen wahrhailt selbst^ 
ständigen Staaten- ein Gegenstand von solcher ^ffentH-^ 
eben Wichtigkeit,' dafs eine besondere Fürsol*ge'dei*Re^ 
gi^erung liiler niemals Termifst werden sollte; 

:: Der- Gewerbbetrieb im Umherziehn hat nicht allein 
den bereits' el^ilhnten' naditheiligen Elinflafs auf die G^ 
werbsamkeit nind auf die Sitten :^ sondern ei* ^whrd '^ueh 
dödurdi gelährii*, dafs er leicht Veranlassung zu ge- 
raein^adllcben Mifsbräuchen giebt. Kinder, welche frOh-' 
ai^ftfg'die'GÄhülfen ihrer umherziehenden Eltern werdeni^ 
entbehren des Schulunterrichts, und wachsen in einer Un^' 
wissenUeit auf, welche verbunden mit der GrewOhnun^ 
an eine unsülte Lebensweise doppelt bedenklich wird. 
Neben erlaubten Waären werden audi unerlaubte gc^ 
fahrt: umherziehende Krämer sind oft die bereitwillig* 
sten Diener des Schleichhaudds, oder befördern auch 
wohl die Quacksalberei durch die Verbreitung von ge^- 
heim gehaltenen Arzneimitteln, oder gefährden Gesund- 
heit und Eigenthum durch das heimliche Umhertragen 
von' chemischen Erzeugnissen und Werkzeugen, welche 
dem gemeinen Verkehr entzogen sind. Nicht selten setzen 
sie' neben Waaren auch bildliche Darstellungen, Flug- 
blätter und Volksschriften ab, deren öffentlicher Verkauf 
aus guten Gründen untersagt ist. In Kriminaluntersu- 
diungen ist es oft erwiesen worden, dafs umherziehende 
Krämer die Kundschafter grofser Diebsbanden waren, die 
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nftchtlidieii Einbruch nach ihrer Anleitung verübten. Noch 
öfter war das Anerbieten von Waaren und Diensten nur 
ein Yorwand, um in Häuser einzuschleichen und Gele- 
genheit zum Stehlen auszuspähen. Oft wurden auch ge- 
stohlene Sachen durch ihre Yermittelung vertrödelt. Des 
Yerschleppens ansteckender Krankheiten durch Ankauf 
und Wiederverkauf gebrauchter Kleidungsstücke und Bet- 
ten wurden sie nicht selten verdächtig. Menschen, wel- 
die wegen ekelhafter Schäden in Privatverhältnissen kein 
bleibendes Unterkommen fanden und der Behandlung in 
öffentlichen Krankenhäusern sich nicht unterwerfen woll- 
ten , haben sich wohl auf Jahre lang unter dem Yor- 
wände eines im Umherziehn betriebenen Gewerbes herum- 
geschleppt, und wo nicht Krankheitsstoff, so doch Ab- 
scheu verbreitet. Wenn auch nicht verkannt wird, dafs 
anter den umherziehenden Gewerbtreibenden sich auch 
rechdiche und zugleich durch vielfache Erfahrungen sehr 
gewandt und anstellig gewordene Leute befinden: so 
kann es doch mehr als zweifelhaft bleiben, ob die Yor- 
theile, welche diese redlichen und betriebsamen Leute 
dem geselligen Leben in sönem jetzigen Zustande noch 
zu verschaffen vermögen, nicht zu theuer erkauft sind 
mit dem Uebemehmen der Gefahren, womit der leichte 
mid häufige Miisbrauch ihres Gewerbes das Land be- 
droht 

Aus einer solchen Ansicht ist das Regulativ vom 
28sten April 1824 über den Gewerbbetrieb im Umher- 
ziehn und insbesondere über das Hausiren hervorgegan- 
gen, das die preufsische Regierung durch ihre Gesetz- 
sammlung unterm 13ten Juli desselben Jahres bekannt 
gemacht hat. Der Eingang deutet selbst dessen Unvoll- 
kommenheit an, indem er dasselbe nur als eine vorläu- 
fige Yerordnung bezeichnet, wdiche der Drang der Be- 
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gebenheiten der StaatsverwaltuDg abgenöthigt hat, ehe 
die Berathungen über ein Tollständiges GewerbepolizeL- 
gesetz vollendet werden konnten. Noch immer sind die 
widersprechenden Ansichten unvereinbar geblieben, wo- 
von auch dieses Regulativ Zeugnifs ablegt Es versucht 
die zarteste Beachtung nicht nur des wahren Bedürfnis- 
ses, sondern auch des scheinbaren, und selbst der offen- 
baren Verwöhnung, mit den Anforderungen einer um- 
sichtigen und ernsten Landespolizei, und mit diesen Bei- 
den sorgfältige Bestimmungen zur Sicherung des Steuer- 
einkommens zu vereinigen. Der erste Theil dieser Auf- 
gabe beruht auf einem Grundsatze, der in hohem Maafse 
achtungswerth ist: aber doch in der Anwendung durch 
höhere Pflichten beschränkt wird. Dtr mündig gewor- 
dene Mensch soll von der Regierung nicht bevormundet, 
und im Verfolgen seiner Absichten, im Behaupten seiner 
Gewohnheiten und selbst im Befriedigen seiner Gelüste 
nicht weiter beschränkt werden, als es ein klares und 
unabweisliches Bedürfnifs zur Erreichung des allgemev- 
neu Staatszweckes durchaus unvermeidlich macht Em 
ist den Inhabern grofser Lager mannichfaltiger Fabrik«» 
waaren und durch mechanische Mittel vervielfältigter 
Kunstsachen allerdings bequem, das Land weit und breit 
umher mit neuen oder doch weniger allgemein gekannt 
ten Erzeugnissen des Gewerbfleifses bekannt zu machen, 
und zugleich veralteten Artikeln einen Abstaz in entle- 
gene Gegenden zu verschaffen, wo sie noch minder ver« 
braucht erscheinen. Dazu sind herumziehende Krämer 
allerdings ein sehr brauchbares Werkzeug, und es ist 
die Möglichkeit, sich ihrer zu bedienen, in dem voreiv 
wähnten Regulativ daher sorgfältig geschont worden« 
Es mag wohlhabenden, in ländlicher Einsamkeit wenig 
besdiäftigten Familien eine sehr angenehme Abwechse^ 
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laDg gewähren, den ganzen Kram eines solchen umher- 
si^enden Handelsmanns sich mit voller Mufse vorlegen, 
und mit der unerschöpflichen Beredsamkeit desselben sich 
jedes einzelne Stück besonders anpreisen zu lassen, bis 
die geweckten Gelüste seine unermüdliche Geduld mit 
einigien Ankäufen belohnen. Es mag. endlich nicht sel- 
ten einem Bedürfnisse, dessen Befriedigung ungern auf 
eine noch entfernt scheinende Gelegenheit au%escfaoben 
wird, unerwartet durch die Yennittlung eines herumzie- 
henden Krämers abgeholfen, und dabei lebhaft empfun- 
den werden, wie nützlich dieselben zuweilen sind. Das 
Regulativ hat jene Annehmlichkeit und diese frohe Em- 
pfindung nicht stören zu dürfen geglaubt, es hat über- 
haupt eine Verpflichtung anerkannt, jede Gewohnheit, 
sidi des Gewerbbetriebs im Umherziehn zu bedienen, be- 
achten und jeden Wunsch, Vortheil daraus zu Riehen, 
begünstigen zu müssen. Nur in Bezug auf die Siche- 
rung des Steuereinkommens ist der Verkauf von Ge- 
tränken und Materialwaaren im Umherziehn untersagt, 
und der Gewerbbetrieb im Umherziehn innerhalb des 
Gränzbezirkes besonders beschränkt worden. Den Be- 
denken dagegen, welche in polizeilicher Beziehung so 
vielfach nahe liegen, sind Anordnungen entgegengesetzt 
worden, von deren Erfolg sehr viel mehr, als sie wahr- 
scheinlich leisten können, erwartet werden mufs, wenn 
sie vollständig über die Nachtheile beruhigen sollen, wo- 
mit der Gewerbbetrieb im Umherziehn die hohem Güter 
des geselligen Lebens, namentlich Sicherheit, ^Sittlichkeit 
und eine edlere Entwickelung der Gewerbsamkeit be- 
droht Es wird unbedingt von Jedem, der umherziehend 
ein Gewerbe zu betreiben Erlaubnifs erhält, vollständige 
Unbescholtenheit und guter Ruf, Freiheit, über sein per- 
sönliches Verhältnifs selbstständig zu verfügen, oder Eün- 

wil- 



Mannidifiiltige BetriebMiien der Gewerbe. 257 

wiUignng; derjenigen , von welchen er in dies^ Bezie- 
haog abhängt, und Gesundheit in sofern erfordert, dbft 
er nicht mit auffallenden, ekelhaften Krankheiten out 
dergleichen Gebrechen behaftet sein soll. Atifserdcfkn sol- 
len Inländer einen festen Wohnsitz in irgend einer" Orts- 
gemeinde haben, worin sie gleich andern Ortsbinwdhnisth' 
zu den öffentlichen und Gemeindelasten beftragfieta^ Aitä- 
ländem soll aber nur unter besonders bestimmtet Ver- 
hältnissen der Gewerbbetrieb im Umherziehn trerstättct 
sein. Endlich ist der Gewerbbetrieb im Umherziehn Vet- 
sonen, weldie das dreifsigste Lebensjahr noch ni<^ht voll- 
endet haben, nur in sofern zu gestatten^ als ihr Glswerbb 
förmlich erlernt werden mnfs, und nicht anders äti hn 
Umherziehb zu betreiben ist: es sollen jedöch'-xtnter'kel- 
ner Bedingung Kinder vor vollendetem vierzehnten Jahre 
an dem Umherziehn wegen Gewerbbetriebs Antheil neh- 
men dürfen. Unter Beachtung dieser Bedingungen ist 
es den Regierungen belassen, welchen Personen sie dielii 
Gdwerbbetrieb im Umherziehn gestatten, auch wie weif 
sie denselben Gehülfen dazu bewilligen wollen: indessen 
kann die Fortsetzung eines einmal genehmigten G^werb- 
betribbes dieser Art in der Regel nur wegen 'straf fällt- 
g^n Betragens des Gewerbtreibenden untersagt, auch soll 
die ißewilligung desselben nicht verweigert vIrerden, wo 
das Verlangen danach auf örtlichen Bedürfnissen ' odbr 
Gewohnheiten beruht. Die grofse Anzahl der Eflaub- 
nifsscheine zum Gewerbbetrieb im Umherziehn, welche 
fortdauernd ertheilt werden, beweist augenscheinlich, wie 
wenig die vorstehend erwähnten Beschränkungen ver- 
mögen, den Gewerbbetrieb im Umherziehn in dem Maafse 
zu beschränken, worin die Fortschritte der Bildung, 
Wohlliabenheit und Gewerbsamkeit denselben entbehr- 
lich machen. Im Laufe des Jahres 1838 wurden im gan- 

17 
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zen Umfange des preufsisdien Staats 43,543 Erlaubnifs- 
scheine zntn Gewerbbetrieb im Umherziehu ertbeilt Von 
diesen unterlagen 35,429 einer Grewerbesteuer von 2 bis 
12 Thalem Jährlich, wogegen die Ucbrigen 8114 theils 
wegen der Geringfügigkeit, theils wegen der besoudern 
Beschaffenheit ihres Gewerbbetriebs davon befreit blie- 
ben. Wenn erwogen wird, dafs die Zählung zu Ende 
des Jahres 1837 14,098,125 Einwohner ergab, und dafs 
demnadi ein Erlaubnifsschein zum Gewerbbeteieb im Um- 
herziehu auf 324 Einwohner, das ist auf etwa 65 Fami- 
lien durchsclmittlidi kam: so wird es anschaulich, wie 
betricfallich noch immer der Gewerbbetrieb im Umher- 
ziehn ist. Es wird niemals an scheinbaren Yorwänden 
fehlen, Bewilligungen zum Gewerbbetrieb im Umherziehn 
aus allgemein polizeilichen oder gewerblichen, oder auch 
nur aus persönlichen Verhältnissen als so dringend noth- 
wendig darzustellen, dafs die Regierungen befürchten müs- 
sen, sich durch Verweigerung derselben einer Unacht- 
samkeit oder Unbilligkeit verdächtig zu machen; so lange 
der Gesetzgebung nicht eine höhere Ansicht von den 
Verhältnissen des Gewerbbetriebs im Umherziehn gegen 
Sicherheit, Sittlichkeit und Gewerbsamkeit zu Grunde 
liegt, als diejenige ist, wovon das hier betrachtete Regu- 
lativ ausgeht Dasselbe enthält auch Vorschriften über 
das Verhalten der Gewerbtreibenden im Umherziehn, na- 
mcntüch Bestimmungen der Zeit, wie lange sie aufser 
den Jahr- und Wochenmärkten sich in einer Ortschaft 
aufhalten, und welcher Zeitraum verfliefsen mnfs, bis sie 
dahin wiederkehren dürfen ; so wie auch das Verbot, Pri- 
vathäuser und Gasthöfe zum Anbieten ihrer Waaren und 
Dienste unaufgefordert oder ohne Bewilligung des Wirtbs 
m betreten. Wie leicht auch diese Vorschriften um- 
gangen werden, zeigt eine sehr allgemeine Erfahrung, 



Maimichfiiltige BetricbMrtea der Gewerbe. 289 

wenn auch ihr Nutzen in so weit nicht zo verkennen' 
ist, dafs sie wenigstens gegen ganz groben Mifsbranch' 
und hartnUekige Belästigung zu sichern vermögen. 

Das Regulativ sucht endlich auch zu bestimmen, wel- 
che Yerrichtungen als Gewerbbetrieb im Umherziehn an- 
zusehen, und demnadi auch als solche zu besteuern sind. 
Im Allgemeinen kann in mancherlei Fällen bezweifelt 
werden, ob ein Gewerbbetrieb unter bestimmten Yerfa&It- 
nissen als im Umherziehn verrichtet anzusehen sei. Die» 
selben Handlungen, welche vereinzelt und anscheinend 
nur zufällig vorkommend, durchaus noch keinen solchen 
Gewerbbetrieb bilden, gehen endlich durch öftere Wie^ 
derholung darein über: aber die Gränze, deren Ueber- 
schreiten diesen Uebergang bezeichnet, kann nur durch 
verständiges Ermessen für jeden einzelnen Fall bestimmt, 
werden, da die Mannichfaltigkeit der Verhältnisse durch 
kein allgemeines Gesetz vollständig aufzufassen ist. Audi 
die Bestimmungen des Regulativs reichen bei weitem zur 
Entscheidung nicht aus, und verständiges Ermessen der 
vorgesetzten Behörde mufs demnach häufig eintreten. 
Offenbar ist es sehr möglich, dafs der Gewerbtreibende 
selbst einen andern Begriff von der Beschaffenheit sei- 
nes Gewerbes hat, als diejenige Behörde, unter deren 
Aufsicht er steht. Namentlich wird Jedermann seinen 
eignen Gewerbbetrieb so lange als einen solchen gel- 
tend machen, worin ihn die Besteuerung des Umherzie- 
hens nicht trifft, als das Gesetz durch seine zweifelhafte 
Fassung ihm einen Yorwand dazu läist. Klar nachzu- 
weisen ist hierbei nicht leicht, wie weit er selbst von 
der Richtigkeit seiner Auslegung der gesetzlichen Vor* 
Schrift überzeugt ist, und wie weit demnach, wenn seine 
Begriffe der vorgesetzten Behörde irrig erscheinen, blofs 
ein unverschuldeter Irrthum, oder ein strafbarer Versud^ 

17* 
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die Steuer zu unterschlagen, zum Grunde liege. Hat 
diese Behörde nur ein gewerbepolizeiliches Interesse zu 
wahren, so wird sie nicht allein keinen Gewerbbetrieb 
mit der strengern Aufsicht belasten, welcher der Umher- 
ziehende mit Recht unterworfen ist, so lange nicht ein 
klares polizeiliches oder Gemeinde -Interesse sie dazu nö- 
thigt: sondern sie wird auch, wenn dies dennoch ge- 
schehen mufs, so lange nur Irrthum bei dem Gewerb- 
treibenden annehmen, der sich nicht selbst für umherzie- 
hend aiigab, als es unerweislich bleibt, dafs er hierbei 
wider bessere Ucberzeugung gehandelt habe. Ist dage- 
gen ein Steuerinteresse bei der Entscheidung darüber vor- 
waltend, ob ein Gewerbe für im Umherziehn betrieben 
zu achten sei: so wird die voi^esetzte Behörde nicht nur 
jeder Auslegung der Gesetze den Vorzug geben, wel- 
che den Begriff des steuerbaren Gewerbbetriebs im Um- 
herziehn erweitert, sondern sie wird auch die Vermuthnng 
aufstellen, dafs jeder nach dieser Ansicht Steuerpflichtige, 
welcher sich nicht als solcher unaufgefordert angemeldet 
hat, sich freventlich der Steuer entziehen wolle, und dem- 
nach seine Bestrafung fordern. Dies ist die Ansicht, 
wovon das hier betrachtete Regulativ ausgeht. Gleich- 
wohl ist ohne Zweifel die Beachtung des Einflusses im 
Umherziehn betriebener Gewerbe auf die Sicherhcits- und 
Gewerbepolizei, auf den Nahrungsstand der Ortsgemein- 
den, und auf die Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des 
Lebens in kleinen Städten und Dörfern eine sehr viel 
wichtigere ADgelegenheit, als ein Mehr oder Minder in 
dem Einkommen aus der Besteuerung dieser Form des 
Gewerbbetriebs. Dafs die Höhe der Steuer den Gewerb- 
Hefoieb im Umherziehn selbst nicht mindert, sondern nur 
das Bestreben, nach scheinbaren Yorwändcn Erlafs zu 
suchen, vermehrt, das wird von der Erfahrung sehr ein- 
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lichtend bestätigt. Eltd grofser Theil des Einkoinneos, 
welches aus der BesteueruDg des Gewerbbetriebs laLUm- 
herziehn fliefst, wird nur erworben auf Kosten des Ein- 
kommens , welches der stehende Gewerbbetrieb gewäh- 
ren könnte y dessen Aufkommen durch den lunherziehen- 
den verhindert wird. Auch dürfte leicht mehr Einkom- 
men durch den Schleichhandel verloren werden, der durch 
Vermittelung umherziehender Krämer betrieben wird, als 
die Gewerbesteuer einbringt, welche dieselben zahlen. 
Im Jahre 1838 sollten für die ausgefertigten 35»429 steuer- 
baren Erlaubnifsscheine zum Gewerbbetrieb im Umher- 
ziehn an Gewerbesteuer überhaupt eingehen 286,570 Tha- 
ler, das ist durchschnittlich in runder Summe noch etwas 
über acht. Thaler auf jeden Erlaubnifsschein. Da sich 
die meisten derselben doch nur auf eine einzelne Person 
beziehen, und da der höchste Steuersatz für eine Per- 
son 12 Thaler jährlich beträgt: so ergiebt sich hieraus, 
dafs eine besondere Milde in der Anwendung des Ge- 
setzes grundsätzlich, und wie es auch allerdings dem 
Zwecke gemäfs ist, nicht vorgewaltet hat Die Gesammt- 
einnähme aus der Gewerbesteuer von den im Umherziehn 
betriebenen Gewerben betrug im Jahre 1838 beinahe ein 
Acht theil des ganzen Einkommens aus dieser Neben- 
steuer, welche wesentlich nur als Erhöhung der Perso- 
naisteuern für solche Klassen der Einwohner anzusehen 
ist, die von diesen in Folge besonderer Erwerbsverhält- 
nisse xiicht hinreichend betroffen werden. Es ist die Auf- 
gabe der Laudespolizei, mit ernster Unterstützung der 
Gemeindevorstäude den Gewerbbetrieb im Umherziehn 
zwar mit billiger Schonung bisher geduldeter Verhält- 
nisse, doch aber auch mit folgerechter Festigkeit so weit 
zu vermindern, als es der Zustand der Bevölkerung, des 
Wohlstandes und der Bildung zuläfst; und es dürfte dem- 
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oach zu den weseatüchen Unvollkommenheiten des hier 
betinichteten RegolaÜTS gehöreu, dab die Rücksicht auf 
Sicherstellung; des Einkommens aus der Besteuerung von 
d») im Umherziehn betriebenen Grewerben, sowohl in den 
einleitenden Vorschriften , als in den schliefslichen Straf- 
bestimmungen überwiegend vorwaltet 

Ortsgemeinden sind bei der Geschicklichkeit der 
Handwerker und mechanischen Künstler, welche sich in 
ihnen niederlassen , vielfältig betheiligt Die freie Mit- 
bewerbung, wie wirksam sie auch immer sein mag, dem 
■Bessern Raum au schaffen, ist doch bei weitem nicht hin- 
•reichend, alle Nachtheile zu verhüten, welche der An- 
aiedlung ungeschickter Arbeiter fast unvermeidlich fol- 
gen. Wo selbst bei geschicktem Betriebe eines Gewer- 
bes sich nur eine Familie davon nShren kann, findet 
deshalb nicht unbedingt eine zweite hinlänglichen Un- 
terhalt, weil der zuerst ansässig gewordene Handwerker 
oder Künstler den Bedürfnissen der Ortseinwohner nicht 
vollständig zu genügen vermag. Ist beispielsweise der 
-Schmied, welcher in einer Dorfschaft wohnt, nicht so ge- 
schickt in allen Arbeiten, deren die Bewohner derselben 
und der nächsten Umgegend bedürfen: so kann es doch 
ein viel geschickterer nur sehr selten wagen, sich neben 
ihm anzusetzen. Der ältere Schmied ist gemeinhin mit 
Gebäuden und Grundstücken ansässig, die nicht so leicht 
-ZU veräufsem sind, weife auch oft nicht, wohin er sich 
ferner wenden sollte: er bleibt abo, und versucht^ so 
gut er es vermag, neben seinem Mitbewerber zu beste- 
ben. Gemeinhin ist er doch auch nicht in allen Arbei- 
ten seines Handwerks gleich ungeschickt, und diejenigen, 
welche nach ihren Wirthschaftsverhältnissen hauptsäch- 
lich nur der Arten von Arbeiten bedürfen, die ihm bes- 
ser gelingen, bleiben der gewohnten Kundschaft treu. 
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So theilt sich das Geschäft, welches eine Familie be- 
qoem nähren konnte, unter zwei, die nan wahrscfaeialich 
beide verarmen. Da dieser Ausgang leicht vorauszuse- 
hen ist, so wird eine zweite Ansiediung neben der er- 
sten von einem besonnenen Manne unter solchen Ver- 
hältnissen nicht unternommen. Auch wo mehrere Hand- 
werker, welche die gleiche Arbeit verfertigen, in einer 
Ortsgemeinde wohnen, ist es für deren Gedeihen gar 
nicht gleichgültig, ob dieselben sämmtlich geschickte Ar- 
beiter sind, oder ob sich auffallend ungeschickte unter 
ihnen befinden. Gemeinhin werden diese doch durch 
den Besitz von Grundstücken, durch Verwandtschaft, oder 
durch den Mangel einer andern Zuflucht an den Ort ge- 
bunden, und verlassen ihn dennoch deshalb keineswegs, 
weil ihre Gewerbsgenossen ihnen an Geschicklichkeit 
überlegen sind. Ihre Arbeiten werden von durchreisen- 
den Fremden, oder bei Versendungen auswärts nicht im- 
mer mit hinlänglicher Personen- und Sacbkenntnifs von 
den Arbeiten ihrer geschicktem Gewerbsgenossen unter* 
sdiieden, und mindern daher im Allgemeinen den gut^i 
Ruf der Ortschaft in Bezug auf ihr Gewerbe. So ge- 
wifs kleinen Städten oft sichtbar dadurch aufgeholfen 
wird, dafs sich einige vorzüglich geschickte Handwerker 
darin ansässig machen, und durch den Ruf ihrer Arbei- 
ten überhaupt mehr Verkehr dahin ziehen: so gewifs ist 
es auch, dafs ungeschickte Handwerker auch neben ge- 
schickten niclit aufhören, die Fortschritte der Gewerb- 
samkeit theiis durcii Befleckung des Rufes, welchen der 
Gewerbfleifs in der Gemeinde sonst ungetheilt erhalten 
würde, theiis auch durch die Verläumduugen und heiwi- 
licheu Bedrückungen zu hemmen, weiche der durch bit- 
tere Noth genährte Brodneid auch sonst nicht bösarti- 
gen Leuten abnöthigt. Der Wetteifer zwingt allerdings 
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a^h Ungeschiokte» sich -uocb spKt bessere Kenntnisse 
aMZueignen: sie gelangen iudeis anch mit allen Anstren- 
gungen,. deren, sie filhig sind, selten weiter, als zur Mit- 
tcbB&Caigkeiti, weil «es bald am richtigen Erkennen des- 
sen, was «igentlkh mangelt, bald an früher Erlernung 
van Handgriffen,. 'die s^ter doch. nicht mehr recht ge- 
läufig werden wollen, bald attdi< an «natüilichen Fähig- 
keiten und -Emipftaglicfakeit. für Belehrung fehlt. Dann 
erafchdnt^aber der< Gebrauch unedler Waffen um so zu- 
IftsBiger^'Weil der Kampf mit edlen die Niedeiiage nicht 
abzuwenden Yermag. Neben glänzenden Beispielen von 
der Macht des. Wetteifers erscheinen im gewerblidien Le- 
hen tllglkh wenigstens eben so viele, worin der Wett» 
ei(er zdur Verbesserung offenbar mangelhafter ßewerbs- 
verbältnisse nichts vermag, und nicht ganz, selteli auch 
sokhe^ 3H^irii^ er das schon bestandene Be»ere wesent- 
lich j verschlimmert hat. Das soll nicht gesagt sein, um 
dem Wetteifer, so weit er eine rein sittliche Macht übt, 
ii^gend etwas cvon; dem wohlverdienten Vertrauen zu ent- 
ztehen, sondern nur um der flachen Oberflächlichkeit ent- 
gegen %u treten> . welcher tbeils aller Wetteifer ein sitt« 
lieber, iheils '.der (! Wetteifer überhaupt ein Uoiversalmit- 
ifA.^iatf um. alle. Krankheiten des gewerblichen Lebens 
zn heilen, ii* ./. 

Als wichtigste Veranlassung für die Vorstände der 
Ortsgemeinde, sich von der Geschicklichkeit angehender 
Handwerker und mechanischer Künstler Ueberzengung zu 
verschaffen', wird gemeinhin augeführt, dafs der Unge- 
schickte leicht verarme, und dann der Ortsaimenpflege 
zur Last falle. Die fast durchgängig bemerkbare- Ver- 
mehrung des Aufwandes, welchen die Armenpflege er- 
fordert, wird gewöhnlich ala unmittelbare Folge der An- 
siedlung vieler ungeschickter Handwerker dargestellt, die 
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seit dem Beginnen 4^ 80g;eBaDnten Gewerbefreiheit, das 
ist seit AiifbebaDg der aosschliefstiebeQ ZunfttcAtej etft- 
getreten sdn soU^ Eskrt zun&cfajtt In solcher 'Allgemein- 
heit, ab es gewöhnlich behauptet wirdy* ganz ^OMrvreis- 
lieh, daÜB -sich die 2iahl der für cigtie^'ReebntHig arbei- 
tenden Handwerker über das aUgemeine 1/^eiiiMltiiifs der 
Zunahme der Bevi^Lenrng 'vermehH habe: in* den ein- 
zelnen Fällen, wo dies- wirklich gvsdieheni-jst, bissen 
sich die besondem Yeranlassungen daxo leicht auffinden. 
Mehrentheils liegt- das Mifsverständnifs «nur darin v'dafs 
Tormals eine Pfuscherei heimlich getrieben wurde, wel- 
che nun öffentlich als erlaubtes Gewerbe erscheint. Auch 
ist keineswegs jeder Handwerker deshalb ein ungeschick- 
ter, weil er ein unzttnftiger ist; es mag immerhin wahr 
sein, dafs tüchtige Handwerksgesellen einen Stolz darein 
setzen/ nadi Anfertigung eines belohten Meisterstücks 
das Meisterrecht in. -der vorgeschriebenen Zunftform za 
gewinnen: es ist aber darum uidit minder wahr, dafs 
Viele des zunftmäfsig erlangten Meisterrechts ungeach- 
tet sehr ungeschickte Arbeiter sind; und dafs sich auch 
s^r geschickte Leute unter den unzüuftigen, für eigne 
Rechnung oft mit zahlreichen Gdiülfen Start beschäftig- 
ten- Handwerkern befinden. Die grofsen Städte können 
in den zahlreich besetzten Gewerken überall Beispiele 
für diese Behauptung nachweisen. Es mag zuweilen ge^ 
sdiehen, dats Leute, welche die Lehrjahre nicht voll- 
ständig ausgestanden, und keine Wanderschaft als Ge- 
sellen gemacht haben, den Betrieb eines Handwerks für 
eigoe^^ Rechnung beginnen. Wenn dieses vor erlangter 
Volljährigkeit geschieht^ so trägt davon die Schuld nicht 
die Gewerbefreiheit, sondern ein Mangel der Gemeinde- 
verfassung, vermöge deren das Büi^crrecht auch Miuder- 
rigen verliehen wird. Uebrigeus ist schon oben bc- 
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merkt worden, daCs, aoch wenn allen Fordemngeu der 
strengen Znnftverfassong yoUkommen geufigt wird, es 
dennoch möglich bleibt, das Meisterrecht vor erlangter 
Volljährigkeit zu erlangen. • Ueberhaupt aber folgt daraus, 
dafs ein Handwerk nicht zunftraäfsig erlernt worden, noch 
keineswegs eine Ungeschicklichkeit in demselben: Män- 
ner aus den gebildeten Ständen finden zuweilen ein Ver- 
gnügen daran, sehr vorzügliche Handwerkerarbeiten, wel- 
che sie nie zunftwäfsig erlernt hatten, wiewohl nicht ge- 
werb weise, zu verfertigen. Die drei- bis fünfjährige Lehr- 
zeit, welche die Zunftartikel yorsdireiben , hat, wie be- 
reits oben bemerkt worden, ganz andere Zwecke, als nur 
allein das Erlernen des Handwerks: ein Mensch, dessen 
sittliche Erziehung für das Leben bereits vollendet ist, 
mit gesunden Sinnen und geübtem Fassungsvermögen, 
kann jedes Handwerk gründlich in sehr viel kürzerer 
Zeit erlernen; sehr viele sind so leicht, dafs ein Unter- 
richt von wenig Wochen dazu vollkommen hinreicht. 
Das Einüben gewisser Handgriffe, besonders die Gewöli- 
Hung, dieselben anhaltend mit Leicht^keit zu verrichten, 
erfordert freilich eine längere Zeit» sie wird aber auch 
die nothwendige Frucht eines jeden mit Ernst und Aus- 
daner fortgesetzten Grewerbbetriebes. Eben deshalb, weil 
es so sehr leicht ist, versäumten Unterricht in Handwer- 
ken auch spät nodi nachzuholen, ist es auch ein sehr 
seltner Fall, dafs ein Handwerker wirklich nur deshalb 
verarmt, weil ihm die nöthige Kenntnifs seines Gewer- 
bes mangelt Die gewöhnlichste Veranlassung des Ver- 
armens ist Unsittlichkeit. Viele verarmen, weil es ihnen 
unmöglich bleibt, sich an eine regelmäfsige Thätigkeit 
zu gewöhnen, und Arbeit ihnen immer nur als ein ver- 
hafstes Joch erscheint, worein nur fühlbare Noth sie zwän- 
gen mufs. Viele verarmen, weil der Aufwand, welchen 
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sie, sei es aus NeigaDg zum Wohlleben, sei es aus Ei- 
telkeit, sich gestatten, ihren rechtlichen Erwerb übersteigt. 
Viele verarmen, weil sie niedrigen Leidenschaften, dem 
Trünke, dem Spiele, der Unzucht, sich ergeben. Alle 
diese sittlichen Gebrechen nagen Terhi&ltnifsmäfsig öfter 
noch an dem Wohlstande geschickter Handwerker, als 
an dem beschränkten Erwerbe der ungeschickten: die 
Leichtigkeit des Erwerbes begünstigt sehr den Leichtsinn 
im Vergeuden der Zeit, des Geldes und der Gesundheit; 
ausdauernder Fleifs, Sparsamkeit und Enthaltsamkeit sind 
dagegen oft die treuen Begleiter eines mühseligen Er- 
werbs. Auch das Selbstgefühl ist gemeinhin reger bei 
geschickten Leuten, und es steigert sich bei Handwer- 
kern und mechanisdien Künstlern in Folge der halben 
Bildung, welche sie mehrentheils doch nur empfangen 
haben, zur unleidlichen Anmafsung und zur Streitsucht, 
deren Ende nicht selten Verlust der besten Kunden und 
der wohlgemeintesten Unterstützung ist. Hi^dwerker, 
deren geistige Fähigkeiten in Folge versäumter oder ver- 
kehrter Elrziehung unentwickelt geblieben sind, oder wel- 
chen es überhaupt daran mangelt, haben doch oft in der 
strengen Schule der Noth eine Gewöhnung an Fleifs, 
Ordnung, häusliche Stille, Mäfsigung uud Bescheidenheit 
empfangen, und von ihrem Gewerbe so viel begriffen, 
dafs sie gewohnte Arbeit tadellos und tüchtig, selbst mit 
ausgezeiclineter Sorgfalt zu verfertigen vermögen. Dem- 
ohngeachtet verarmen solche Leute nicht selten, wenn 
eine Veränderung in den Sitten und Bedürfnissen Ver- 
änderungen in den bisher gewohnten Arbeiten erfordert, 
weil es über ihr Geistes vermögen ist, sich in dieselben 
zu finden. Beispiele von Schuhmachern kommen täglich 
vor, welche sehr nette Fufsbekleidungen auf dcu Kauf 
zu machen verstehen « aber nicht dahin zu bringen sind, 
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dafs sie einen Schuh auf Bestellung verfertigen, der am 
ersten Tage nicht drückt, und am letzten Tage seiner 
Haltbarkeit noch pafst. Es ist bekannt, wie schwer vor 
noch nicht dreifsig Jahren die meisten kleinstädtischen 
Tuchmacher daran gingen, sich des Schnellschützen zu 
bedienen, einer sehr einfachen und wohlfeilen Yorrich- 
tuDg, wodurch breite Tücher von einem Arbeiter we- 
nigstens eben so schnell und tüchtig gewebt werden, als 
sonst von zweien. Gegen solche Beschränktheit hilft 
nicht zünftiges Erlernen der Gewerbe, wohl aber ein 
Schulunterricht, welcher das Auffassungs- und Unterscheid 
duDgsvermögen übt, und den thieriscben Menschen, der 
nur abgerichtet werden kann, zum geistigen erhebt, wel- 
cher der Belehrung durch Beobachten und Nachdenken 
fähig ist. Yiele ileifsige und geschickte Handwerker ver- 
armen auch durch häusliche Mifsverhältnisse, unglückli- 
che Yerheirathungen, ungerathene Kinder, oder lästige 
Yerwandtechaft. Es mag hierbei gar nicht verkannt wer- 
den, dafs in der Geschicklichkeit eines Handwerkers auch 
einige Yeranlassungen liegen, zu hoffen, dafs er sich des 
Yerarmens erwehren werde. Erworbene Geschicklich- 
keit in mechanischen Arbeiten deutet auf Gewöhnung au 
Fleifs, und die Dauer derselben wird einigermafsen ver- 
bürgt durch den Erwerb, welchen sie bringt Aber von 
der Beschaffenheit der sittlichen Bildung, der Geistes- 
kraft und der häuslichen Yerhältnissc hängt es gänzlich 
ab, ob diese Hoffnung erfüllt, oder vereitelt werden 
soll. 

Eine vollständig begründete Würdigung der Klagen 
über die Zunahme eines Zustandes von Unzulänglichkeit, 
die Bedürfnisse des Lebens durch eignen Erwerb zu be- 
friedigen, wofür das neue Wort Pauperismus einge- 
führt worden ist, liegt zwar aufser den Gränzen dieser 
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blofs zur BetnicfatuDg g;eweii>licher VerhSltnisse bestimm- 
ten Schrift: indessen scheint es doch nicht tiberflfissigv 
im Allg'emeinen anzudeuten, aus welcher Ansicht diese 
Klagen bei der Aufstellung der vorstehenden Bemerkun- 
gen betrachtet wurden. Es ist eine ganz offenkundige 
Thatsache, dafs fast alle nur einigermaOsen ansehnliche 
Ortsgemeinden jetzt genQthigt sind, sehr viel grdfsere 
Summen zur Armenpflege zu verwenden, als vor. dem 
Anfange dieses Jahrhunderts, und dafs diese Verwendun- 
gen sogar mehrentlieils noch jährlich steigen: die Ver- 
anlassung liegt demnach sehr nahe, an eine grofse und 
fortschreitende Zunahme jenes armseligen Zustandes zu 
glauben. Es ist indessen nicht zu verkennen, dafs die 
Armenpflege der Ortsgemeinden schon deshalb jetzt sehr 
viel mehr kosten mufs, weil sie sehr viel umfassender 
und wirksamer eingerichtet ist, als in jenen frühem Zei- 
ten, und dafs diese Kosten noch jährlich zunehmen, wo 
das Bedfirfnifs anerkannt wird, die Verwaltung der Ar- 
menanstalten noch fortschreitend zu vervollkommnen. Ela 
ist gewifs noch in vieler' Menschen Erinnerung, in wdi- 
chem Maafse weiland die Bettelei ausgebreitet war; wie 
die ThQren der Kirchen und anderer öffentlichen Ge- 
bäude von Bettlerschaaren umlagert waren; welches Ge-* 
dränge um Dreier und Pfennige bei den Almosenausthei- 
lungen bestand, die wohlhabende Leute an einem be-^ 
stimmten Wochentage vor ihren Häusern halten zu las- 
sen pflegten; und wie selten ein Tag vei^ing, wo nicht 
mehr als ein Bettler an die Thür des Wohnzimmers je- 
der Familie klopfte, die nur eben nicht selbst in grofser 
Dürftigkeit zu leben schien. Diese Masse von Bettelei 
ist jetzt überall, wo die Polizei sich einiger Wirksamkeit 
rühmen darf, auf ein schüchternes Heranschleichen in der 
Dämmerung, auf zudringliches Musikmacheu oder Aubie-* 
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tcn von KleinigkciteD zum Kauf, und auf Bittschreiben 
oder Besuche sogenannter Terschämter Armen beschränkt. 
Die Bettler sind von der Strafse gebracht: theils indem 
ihnen wöchentliche oder monatliche Hülfsgelder aus der 
Ortsarmenkasse mit der Bedrohung gegeben wurden, dafs 
sie durch Strafsenbettelei derselben verlustig werden soll« 
ten; theils indem ihnen eine ^flucht in Spitälern ange- 
wiesen ist; theils indem sie dem Zwange der Besserungs- 
hfiuser tibergeben, oder durch die Furcht, dafs dies ge- 
schehen dürfte, von der Fortsetzung des Bettlergewerbes 
abgeschreckt wurden. Eis wird mit wachsender Strenge 
darauf gehalten, dafs jedes Kind hinlänglichen Schulun- 
terricht empfange, und ansehnliche Ortsgemeinden haben 
mit sehr bedeutenden Kosten gute Freischuleu errichtet, 
und vermehren dieselben fortwährend. Für diejenigen 
Kinder der Armen, welche noch nicht schulfähig sind, 
werden fast überall in den Städten Spiel- oder Warte- 
scfaulen errichtet. Die besondem Anstalten zur Besse- 
rung sittlich verwahrloster Kinder breiten sich von den 
grofsen Städten auch allmälig auf die mittlem aus. Sehr 
verbessert ist vorzüglich auch die Pflege der armen Kran- 
ken: neue Krankenhäuser sind errichtet, alte sehr erwei- 
tert und verbessert worden; aufserdem bestehen in wei- 
tem Umfange Verpflegungen in der eigenen Wohnung 
der Armen mit unentgeltlicher ärztlicher Hülfe und freier 
Verabreichung der Arzneien. An die Stelle der Annen- 
speisungen, welche sonst von milden Stiftungen, nament- 
lich von Klöstern ausgingen, sind nach Aufhebung der- 
selben die Rumfordschen Suppenanstalten getreten. Alles 
dies erfordert einen sehr viel gröfsern Aufwand, als die 
frühem sehr unvollkommnen und ganz unzulänglichen 
Armenanstalten der Ortsgemeinden. Der Zustand der 
Armen ist sehr verbessert worden: die Armuth wurde 
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dadurch ertrSg^lichcr, und dies konnte gewifs nicht dazu 
beitragen, die Zahl derer zu vermindern, welche sicli um 
Unterstützung aus den öffenttichen Annenanstalten be* 
werben. Ueberdies haben sich auch unsere Begriffe von 
dem, "was zum wahrhaft menschlichen Leben unenibehr- 
lieh ist, sehr erweitert Wie hart auch in Vergleichung 
gegen das Wohlleben der hohem Stände noch immer 
die Lebensweise der niedern sein mag: so ist es doch 
gewifs, dafs dem gemeinen Manne seit den letzten fünf- 
zig Jahren sehr viel wohler geworden ist Man verglei- 
che doch beispielsweise die Bekleidung, Wohnung und 
Beköstigung, welche der Soldat,^ obwohl wir ihn keines^ 
wegs verzärteln wollen, jetzt empfängt, mit dem Zu« 
Stande der Heere Friedrichs des Zweiten in allen die-« 
sen Beziehungen. Viele halten sich jetzt selbst für arm, 
weil sie Genüsse entbehren müssen, die nur erst in sehr 
neuen Zeiten ein Bedürfnifs ihres Standes geworden sind. 
Es ist gewifs ein Fortschritt zur höhern Wohlhabenheit 
dafs der Mensch im Allgemeinen sich mehr Genüsse ge- 
statten darf: aber es erscheinen auch um so mehr Men- 
schen arm, je höher die Forderungen steigen, welche die 
Meinung des Volks an das Leben macht Obwohl der 
Tagelolin in den letzten fünfzig Jahren mehrentheils be- 
deutend erhöht wurde: so wuchs er doch bei weitem 
nicht unter allen Verhältnissen, wie diese Forderungen« 
Da dieselben gleichwohl erfüllt werden müssen, wenn 
der Arbeiterstamm sich nicht elend und unglücklich füh- 
len soll: so bleibt nichts Anderes übrig, als unter der 
Benennung Almosen nachzuschiefsen, was wir unter 
der Benennung Arbeitslohn darzureichen Anstand neh- 
men, obwohl es zur Unterhaltung des Arbeiterstammes 
unentbehrlich ist. Wenn insbesondere Fabrikörter allen 
denjenigen den* Aufenthalt versagen wollten, welche der 
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UttfterstütEUBg^''aa» offentlidiau Antoenanstaktn bedürfen, 
ivcil. Me lütchi'Tirfbtendig aus ihvein Loh&e die Kosten 
eines ^oUgMffdnetea HattMPreBeBS bestreiten ktenenrso 
HrfirdeUidie'FarbryLeny'WOimus .die Reichen und Wohlha- 
benden .des Orts ihren Erwerb entnehmen, ans Mang«! 
an Atbekem* bald in Stillstand geratben. Mit dem Wachs- 
thani6;4en.Ge#erb8an]keil mehrt sich auch- die Zah( der 
nanoliständig. g;elohnten Arbeiter, mithin die Zahl dieser 
scheinbaren Aintoseaempfängen^ Das briltischelleiGh'Jmt 
dieses mehr empfunden, als irgend ein anderea'vLand.on 
EUiropa.i/}AuC.unsrer Bikhuigastnfe kann -vielleichf dem 
gemeinen iMaaoe noth^« nicht Alles ^siar eignen < y crwei»* 
duog laojrertranfti-^/ftrdcn«. ^as. er zur JßühmDg^dnes wahi^ 
haft' mansehÜcheftrfLdl^ens bedarf». Wir errichten -Frei- 
schidenv i-Kianluanhättser xind: 'Yerpflegungsanstaltan ifür 
ihn, statt ilim im Arbeitslöhne -die nöAdgen ftUttel, zn 
gebenj nm Schulgeld für seine Kinder za zahle», sich in 
KrajÜLheiten ärztliche Hülfe zu verschaffen, ^md Erqpap- 
nisse für dos Alter zurüdczu legeui Wir thnn sehr 
wohl hasrait:.. denn. der höhere Arbeitslohn würde iniabrr 
sdbeinlicb; nicht. ^Eur. Befriediguiig 4lie$erBedürfaiaae vern^ 
wendet, aondeni intiMüfeiggang und. • Wohlleben, vergeu^r^ 
det werden, so faiDge der gemeine Mann%BO€b nicht driUr^. 
geoder die Nothweodigkeit fühlt, sesneor'Kindera -eifta. 
gute SchulbildAing zu verschaffen, . und füi^ Ktankiblstft- 
zufälle und Altersschwäche einen Notl^pfennig aul1ftckfl^^ 
legen. Es ist demnach ganz etwas Anderes; -iJa lesne 
vermeintlich fortschreitende Yerarmung, waaidie>¥#npeb- 
ruug der Ansprüche auf Unterstützung «liirchüi^Kendifibe 
Annenanstalten erzeugt: der Umfang der •Fürsorgey ^^ 
mit die hohem Stände den niedern einen Theil tler von 
ihnen empfangenen Dienste vergüten, wächst nothwen- 
dig mit den Begriffen von dem Uiafange der zum Le- 
ben 
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ben erforderlichen BedfirfniMe: diese wachsen aber mit 
der wahrhaft menschlidicn Bildung and mit dem Woht 
Stande. In beider Folge brauchen die hohem Stände 
einerseits mehr Dienste, nnd erkennen andererseits andi 
williger die Verpflichtung, den Zustand ihrer Diener zu 
Terbessern. So mehrt sich die Zahl und der Umfang 
der Ansprüche auf Unterstützung aus öffentlichen Ar- 
menanstalten, während der Zustand der Menschen über- 
haupt auch in den untern Klassen des Volks sich we- 
sentlidi verbessert 

Wenn gleich nach den TOrstehenden Betrachtungen 
der Mangel an Geschicklichkeit im Betriebe des erwähl- 
ten Gewerbes nur einen sehr untergeordneten Platz un- 
ter den GMinden zur Besorgnifs einnimmt, dafs mn Mit- 
glied der Ortsgemeinde verarmen und öffentlicher Un- 
terstützung bedürfen werde: so sind doch auch aufser- 
dem erheblidie, weiter oben bereits entwickelte Gründe 
vorhanden, Beweise der ber^ts erlangten Geschicklich- 
keit von denjenigen zu verlangen, welche sich in einer 
Gemeinde zum Betriebe eines bestimmten Gewerbes nie- 
deriassen wollen. Erlassen die Gemeinden neu anzie- 
henden Gewerbtreibenden diesen Beweis, so thun sie dies 
auf ihre eigne C^fahr: es würde nur eine unzeitige Be- 
vormundung sein, sie daran zu hindern, wenn ihnen au- 
fserdem die Verwaltung ihrer eigenen Angelegeuheitenl 
anvertraut wird. , Um so mehr mufs ihnen auch über- 
lassen bleiben zu bestimmen, welches Maafs von gewerb- 
licher Geschicklichkeit nachgewiesen, und wodurch der 
Beweis dafür geführt werden soll. Indessen bleibt es 
dodi nothwendig, dafs durch allgemeine Gesetze Bedin- 
gungen aufgestellt werden, nach deren Erfüllung Orts- 
gemeinden einem anziehenden Gewerbtreibenden nicht 
mehr den Mangel an Geschicklichkeit in seinem Gewerbe 

18 
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entgegeuseto^e» dürfen; deim so.g»wifs aach den Ge- 
meinden selbst sehr daran gelegen sein sollte, sich ge- 
schickte Ms^lieder aus alleu Gewerben anzueignen, die 
nur irgepd ein verständiger Mann in ihnen zu betreiben 
unternebmea kann: so haben doch Yonirtheile und EU- 
gennutz noch oft genug einen so bedeutenden Einflufs 
auf Anordnungen der Gem/eindevorstände und auf Ge- 
meindebeschlüsse, dafs die Staatsv^waltung ü^ nicht 
entziehen l^apn, den Einzelnen gegen die. hieraus ent- 
stehende Willkür der Ortsgemeinden zu schütten. Es 
erscheint i« dieser Beziehung unbedenklich anzunehmen, 
dafs eiuQ Geschicklichkeit, welche, von der Regierung 
selbst für. hinreichend zum Gewerbbetriebe innerhalb ihres 
nilacfatg^biet^ anerkannt ist, von keiner derselben unter- 
geordneten Ortsgemeinde . me^r bezi/yeif^t w^rAeo. darf. 
Indessen werden hierdurch amr die wenigen Giswerbe 
betroffen, worin die Regierung selbst Prüfungen di^r Ge- 
schicklichkeit veranstaltet, weil von, dem.ungeschjyckten 
oder fahrlässigen Betriebe derselben gemeine Gefahr ;^u 
besorgen ist Auch können Ortsgemeipden. nicht ermäch- 
tigt sein, der Ansiedlung eines Gewerbtreib^nden >vegen 
mangelnder Geschicklichkeit zu widersprechen, wenn ihm 
über sein Gewerbe eine inländische Akademie der Künste 
das Patent als akademischer Künstler ertheilt, oder eine 
öffentliche gewerbliche Lehranstalt das Zeugnifs ausge- 
fertigt hat, dafs er zu dessen selbstständigem Betriebe 
hinreichende Kcnntnifs besitze. Indessen werden .auch 
Fälle dieser Art immerfort nur unter die seitnern gehö- 
ren, und auf Gewerbe beschränkt bleiben, worin entwe- 
der ein künstlerisches Talent sich offenbaren, oder eine 
wissenschaftliche Vorbereitung ausgezeichnete Leistungen 
befördern kann. Werden statt der zünftigen Gewerke 
und Genossenschaften ansehnliche Korporationen aus der 
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weiter oben ausfüfarllcb besprochenen Ansieht aufgestellt: 
so verdient ■ das Zeug^fs derselben auch in Bezug auf 
den Besitz gewerblicher Geschicklichkeit öffentlichen Glau- 
ben. Sie gewähren dieses Zeugnifs unbedingt durch Auf- 
nahme zum Mitgliede ihrer Körperschaft, oder auch bei 
den Handwerkern und mechanischen Kfiustlem durch^^r — 
thfiilungjdes Meisterrechts, weiche stets die nöthige Ge- 
schicklichkeit zur Aufnahme als Mitglied bekundet und 
den wirklichen Eintritt in die Körperschaft mir noch von 
Erlangung des* Bürgerrechts am Orte von der Ansässig- 
keit daselbst, und vom Beitritte zur Unterhaltung der 
gemeinschaftlichen Anstalten abh&ngig macht, welche die 
Korporation etwa besitzen möchte. Einem solchen un- 
bedingten Zeugnisse werden ebensowohl, wie den Zeug- 
nissen der vorbenannten öffentlichen Behörden, von kei- 
ner Ort^geiineiiiidä Zweifel gegen die Geschicklichkeit sei- 
nes Inhabiers entgegen zu setzen sein. Die vorstehend 
bezeichneten Korporationen sind auch befugt, Lehrbriefe, 
das ist Zeagniflise, auszustellen, es habe der Inhaber der- 
selben daä' darin benannte Gewerbe gründlich erlernt, 
utid sei hinlänglich vorbereitet, um als Gehülfe darin mit 
gutein Erfolge zu- dienen. Auf den Grund solcher Zeug- 
nisse ist nun zwar die Fähigkeit, das Gewerbe selbst- 
ständig- zu betreiben, iiof^h nicht als erwiesen anzuneh- 
men, und es idt daher kein Gemeindevorstand genöthigt, 
eindm-'G^Wi^treibenden die Niederlassung deshalb zu 
verstatten, weil er ein solches Zeugnifs besitzt: aber i^ohl 
kann es gebraucht werden, um die Zulassung eines Ge- 
werbtreibenden zu rechtfertigen, wider dessen persönliche 
Verhältnisse sonst kein Bedenken obwaltet. Kleine Ge- 
meinden, deren einfache Bedürfnisse mit Arbeiten zu be- 
friedigen sind, welche täglich in den Werkstätten viel- 
beschäftigter Handwerker vorkommen, und daher aiMli 

18* ^ 
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Lehrlin^efri baM j^'elStifig sSfid, werdcfn sich mehrentheils 
ddfniit Wg^ntl^eil kötineil, Handwerker in ihrer Mitte zn 
häbeö, welchen riür die Endliche Erlernung ihres Ge- 
wöAesfti einer so iaehthareh Form bezeugt worden ist. 
Ei$' e^äicfiht vrohlbegffiiidet/ dafsf die Dauer der Beweis- 
\i)tat€' ithr Heiigtßsie nidit unbeschränkt bleiben darf, wo- 
durch B'itfdeliten' Wider die Ansiediting eines Gewerbtrei- 
berideti'iiregbn^'inkh^dtidef Geschicklichkeit entkttiftet wer- 
det ^c/tlb^. Wer "vor xwanWg^ Jahren eine sehr ehren- 
hafft^ AdtnahVnä''ais Mitglied einer' angesehenen gewerb- 
liclieh Korpohition gefodden hat, bald nachher aber hi 
Lebcniv^riiältniss^ gerafhen ist, wodurch er dem Betriebe 
sdilüiJ''GeWerbi?s gänzlich entfreindet wurde'; der kann 
m'dht'Vul?br erVrarten, dafs seine Geschicklickeit zum Bie^ 
tnebi ' desselben tiuch Jetzt BfOch üubetwcfifelt bleibe : 
wohl aber tirtlrde solch ein Zweifel gänrtifnstafttbrfk'seifiTy 
weM er inzwischen darchans, od^rdoeh nur itiit niäfs^ 
giftÜ' Übteibrechungcfn sein Gewerbe wirklich 'betriebeil 
hätte. Ebenso wird die Beantwortung der Frage, '«ii%^ 
Tid GeWicbt auf einen vor zehn* Jäh^^ti «usgestdlten 
L'ehrbrief=Ä''!egen sei, sehr wesentltch *davoö abhängen, 
was d^r Inhaber desselben seitdem getban hat. ' Bestilii>-^ 
mungen Übi^r den Zeitraum, während dessen ' einem sonst 
TÖUkonxttien gültigen Zeügnissje über erlangte Gewerbs^ 
geschfcklichkeit unbedingt Glauben beizumessen ist,= wei^ 
den demnach nnvermeidlich: aber es bleibt 'UUthögliiib', 
dieselben auf etwas anderes als auf 'MekiungeiT'ftttf grün- 
den, die nach Verschiedenheit der Ansicihtien ' strW« ipmt 
einander abweichen können. Es scheint- ^fifbht'^n^lat«^ 
haft zu hoffen, dafs einmal erlangte GcwerbsgesoMcklich- 
keit sich während eines drei- bis fünfjährigen Zettraums 
unter ganz abweichenden Beschäftigungen doch noch hin- 
reidiend im * Andenken erhalten werde, um auch dann 
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noch mit .gataa Erfolg« davon Aaw^odopg mpdieiiij^u 
köDnetk Yoii dieser Ansicblt au& würde eia Lehrbrief . 
während der erslen drei,.. ein Zeugaifs über, erlangtes | 
Meisterrecbt während der ersten J^UnfJalire nach seiner ; 
Ausstellung volle Beweiskraft behalten,. nach, A(blAi|(.di.er 1 
ser Zeit aber nnr in so weit noch zum Bewjeisegewejrb- 
lieber G>esdiickJlichkeit' dienen,; als .iiach ., der,. •Beschäfti- 
gung seines Johab^rs in : der Zwische;nzeit,.an;&^Ile|)^lflll 
ist, dafs er sich fortdauernd in derselben/ /erhalten ^bab^ 
Zeugnisse öffentlicher gewerblicher Lehranstalten d$Mrfr 
ten in dieser Beziehung den MeisterbrideA gleicbznstelr 
leuy YoHkouHnen günstigen Priifungsbeschj^inigüuqgen der 
Regierungsbefaördei^.nnd Patenten .der Knnstakad^ien 
aber wc^lnoqh ei^ längere,, vielleicht zehn)ähi;ige, J)fiu<9r 
dei? vollen iBew^Kraft. beizulegen sein, 4^; sie ^telis, eii- 
neu hilib^n&rad gewerbli^r Kenntnisse beku^d^P» ßp4 
die Bekanutsjcbaft'init Gewerben lun jsq später. erlö^fb^n 
kaun, je tieCor : begründet und Je, weiter ausgebr^i^ dle^ 
8<eU}e ^rar. i --.», ■ • •., . .. ....j 

I . ii, Ortsgemeinden fäufsern oft Bedenken wi^^. i^^ue Au- 
siisdbing^n «von Gewerbtreibenden, weil ihnen) f][|f .das 
öirtlicbn BedOrfnif^v dui:ch .die bereits ansässigen Handwj^- 
Lear, Künu^tler und Handelsleute schon. hinreiqbei;ii4. g<^' 
sorgt ^zn» sein, 1, acheint, und weil sie deshalb ,|)^fiirchten, 
dafs. die nei» Anziehenden eptweder nicht. genug? Kund- 
schaft, finde» und deshalb bald verarmen, oder den al- 
tem .Einwohnern den hinreichenden Erwerb entziehen 
und dieselben dadnrch auf ser Stand setzen würden, sich 
fenoterr-rechdich zu nähren. Im besten Falle bestätigen 
sieht nun. zwar diese Besoi^nisse nicht. Durch den Zu- 
tritt, der neuen Theilnehmer an einem bereits bestehen- 
den Gewerbe wird auch wohl ein neues Leben darin er- 
zeugt: mau lernt die Dienste, welche dasselbe leiste^ 



/ 
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wohlfeiler Cfdet besser, tberitoupt preiswflrdiger verrieb« 
teil; sie wt^en ^eiA^aib hfiuflg^ beehrt, und der Be- 
darf enveitett sich so beirftobtlidh, dafs die vemiehrte 
Zahl TOn TbeiloehtAerfi nn' dem ^ewerbbetmbe dennoch 
hinreiehendeB Uiiteriialt* 'dabei. findet. Auch' ein so gfia- 
sttger Erfolg wird )edoeh Hiebt ohne Kamjrf errmg^m. 
Die frOher ansSssigcn Gewerbtreibenden werden durch 
die MitbewerbuDg der neu Angebogenen zu bisher un^ 
gewohnten Anstrengungen genöthigt, weldie so lange be- 
sehwerlich ^ersdieinen, nhä Klagen' veranlassen , bis die 
Zeit auch daran wiedermn gewöhnt. Solche Kiageti wer- 
den am htofigsten gehört, wo die 6ewerbsamk«it *am 
•chnelbten fortschreitet, und erscheinen aus einer hohem 
Ansicht Selbist^^nur als AiraeicAen dieser Forlschritte: all- 
gemelAe^ Behaglichkeit vierkündigt dagegen oft nur ein 
Befaafrteh * in einer dnrtih Verwöhnung erträglich' gewor- 
denen' Mitteld^fsigkeit, welche doch gegen den Wechsel 
menschlicher Zustände nicht endloe m behaupten ist, son- 
dern VeränderuDgetf weichen müfs, welche nur inn so 
schmerzKcber empfunden werden, -je- gröfser der Unter- 
sdiied zwii^en dem lange festgehaltenen Alten und 
dem endlich ' doch unvermeidlich gewordenen* Neuen 
sich gestaltet; AUerdingcr ist idicht isa verkennen , dafs 
die Mitbewerbung neu hinzutretender Thellnefamer an der 
Gewerbsamkeit einer Ortsgemeinde zuweilen auch ge- 
rechte Klagen erzeugt, tind wenn'!Bie'Wirk)ich<«\ioh*Tu 
höherer Thatigkeit anregt, doch dadurch nur uüvolIbDm- 
men oder wenigstens sehr sp&t die Nachtheile vergütet, 
weldie sie sogldch im Entstehen begleiten. Das stille 
hSlusliche Glück vieler Familien wird zerstört, deren al- 
ternde Vorsteher nicht mehr körperliche Gewandtheit, 
geistige Auffassungsgabe, oder wohl auch nur Betriebs- 
kapital goiug besitzen, um neue gewerbliche Verbesse- 
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nuig^ii sichf *aos«igQeiiNi Bi«' Beuen gewerblioken An- 
stalten y welcher die verfallendeii' »IteB ersetzen, leisten 
auch' nicht . gleich anffo^lich,^ was von: ihnen mit Recht 
erwartet wird: e^^ bedarf : der Erf ahcungy utn den örtli- 
chen Verhftltfiissen antueigoen^^wtaa lauiBzidlgenieiBen An* 
siobM^ A>oBtreCfti)ch erscheint^ und ^idriAUeni.bediarf auch 
daa Bestandes ^i/tgeU^d^ Z^izw/sif^JM^.i^^^ 
Beglaubigung. ,.r £a^^iat> ]|)e^.eits. ibQi.i.dejp^iiajlgifiapto Be- 
trachtungen über die;^ Q^echtiguBg : juh»- «Q^w^hb<3triebe 
bemerkt worden,« dafs. dJJ&Aütbewerbuog «uic^o lange 
wohlthUitig'^^ bleibt/ als sie zur .Erreichung ihrer Zwecke 
sich • siltljcfa erlaubter JVVttel bfMÜeii^t. /joYerif^ ai|ch die 
WäiiSkankeitüieviifCMit»)^'^ cüaTßtrfugeidffofV^t^pfl^e, 
und vobf Atteofl dte-^HtUcjniia StUdung: des Zeif&Iitei^f . ¥on 
«Irafbarev Uni^eehtüdikeit' zurfifikzuballtent ^ gißlUMrt doch 
eine seltne' Kraft dazu, um die Yersuehung zum Gebrauche 
zwarg^setaUdi erlaubter, aber unedler Mittel auch dann 
noch Yon-sich labzulehnlan, wenn die Pflicht der Selbst- 
erhaltung ihn zu rechtfertigen scheint. In den bei wei- 
tem gewöhnliehsten Fällen bleibt das ängstliche Ringen 
um einen. Antheil; an gewerblicbem Gewinne nicht un- 
befleckt Wim der Anwendung unedler Mittel, und zuwei- 
len sind diese Yorherrsdiend in solchem Maafse, dafs die 
Gewerb&amkeit im Ganzen durch Entsittlichung mehr ver- 
liert, als sie durch den geringen Aufwand besser gelei- 
teter Geistes- und Körperkräfte gewinnt, der neben die- 
sem unheimlichen Treiben etwa noch besteht. Es ist 
überhaupt nicht leicht, die verschiedenen Wirkungen des 
Wetteifers im gewerblichen Leben richtig zu würdigen, 
und am wenigsten vermögen das wohl Ortsgemeiuden, 
welche Parthei sind, während sie Richter sein sollen, 
wenn ihre Genehmigung zur Ansiedlung anziehender Ge- 
werbtreibenden erfordert wird. Das gab den Staatsver- 
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waltungen der neuerq Zeit Yeranlassung, iboen die Be- 
fuguifs, neuen Ansiedlungen w widersprechen, ganz zo 
entzieben«^ Hierin aber liegt ebensowohl eine Unbillig- 
keit,, als ein Irrthum in der Wahl der Mittel zur Er- 
reichuüpg eines selir edlen i^nd woblthätigen Zweckes. Je 
l^;$ftig9r.^e Menschen zur politischen Mündigkeit . heran- 
wach,sen, je, dringender es demnach ein Bedürfuifs ihrer 
Bildupgsstufe wird, den Ortsgemeiaden seihst die Für- 
sorge für alle diejenigen öffentlichen Anstalten zur Si- 
cherheity i(e;queinlichkeit und Aonehinlicbkeit des Lebens 
anheimzugeben, welche sie zu s^ten imd zu pflegen yer- 
mCfgeu: .jdestQ gültiger wird auch ihr Anspruch auf die 
Befug^ifs^ den Beitritt solcher neuen Mitglieder abzu- 
lf)in^n^;derf3fi Thätigkeit den bestehendea Wohlstand zu 
gerährdca, drpht, und deren Aufnahme die.Lastea der 
Gemeinde stärkef^. mehren würde, als ihr Yermögen^sie 
W .trageq, Dpr Mangel an .Gemeinsinn und die Qering- 
füg^i^^it, dor Xbeilnj^bme am Erfolge, öffentlicher Au« 
stalten,, worüber in „Ortsgemeinden nicht selten geklagt 
wird, entsteht zwar, nicht ausschlieCslich, doch wesentlich 
QU^h ;init,aus der Weigerung der Staatsgewalt, dieae Be- 
fugnifs in einer Ausdehnung anzuerkennen, welche das 
Rechtsge/ühi der achtbarsten Gemeindeglieder befriedigt. 
Wie schwer es auch überhaupt ist, für die meisten be** 
sondern Fälle die. Gränzeu aufzufinden, worin der Wett- 
eifer in gewerblicher Thätigkeit ganz oder doch wenig- 
stens überwiegend. woUtbätig bleibt: so darf doch nicht 
übersehen werden, dafs die Staatsverwaltung dazu noch 
viel weniger geeignet ist, als die Vorstände der Orts^- 
gemeinden. Die Gründe der Entscheidung liegen hier 
durchaus in solchen Einzelnheiten der persönlichen und 
örtlichen Yeihältnisse, die nur in unmittelbarer Nähe er^ 
kennbar sind. Die Vorstände der Ortsg^meinden befin- 
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den sich in einei* Stettotigy worin ihnen eiiie voUsföndige 
Kenntoifs dieser Eiozelnbeiten nicht en^hen kätin, wenn 
sie das geistige Vermögen und den giiteb Willen be- 
sitzen, sich dieselbe zu Terschalfen: aber die Staatsver- 
waltung kann nur In den seltnen Fällen dazu gelangen, 
wo sie sich auf die G«fahr, den Ueberblick des Ganzen 
zu verlieren^ das' Eindringen in Einzelnheiten dieser Art 
gestatten darf, und in den noch viel seltneren, ;wo sie 
sodann glück-lich genug ist, auf diesem fremden Felde 
verständige und unbefangene Führer tu finden. Der 
Partheilichkeit, welche das Urtheil der Ortsgemeihden in 
diesen: Angelegenheiten unsicher madit, kann die Gesetz- 
gebung -Schranken* setzen: aber dem Mangel an Ketont- 
nifs, welcher den^ Urtheile der Staatsgewalt M6 Halt- 
barkeit b^immt^vennag sie nicht abzuheiren. Es er- 
adheint . hiernach als eine würdige Aufgabe'füi^'die Re- 
giernng, 'Anordnungen aufzufinden^ wodnrdh es möglich 
wird, dte Ortsgemeinden das Urtheil über dte Aufnahme 
neu einziehender Gewerbtreifoeuder anheini zu geben," ohne 
von ihrer Partheüichkcit für ältere Mitglieder Kränkun- 
gen persönlicher Rechte und Hemmungen gewerblicher 
Fortsehritte befürchten zu dürfen. 

; Die -Zahl der Gewerbtreibenden gewisser Art, wel- 
che sioh- im Bezirk einer Ortsgemeinde befinden, ent- 
scheidet keineswegs darüber, ob dieselbe hinreiehend da- 
mit' v€Tseheaa sei. Einerseits kömmt es wesentlich auch 
auf' die Beschaffenheit des Gewerbbetriebes an: schlechte 
Arbdter machen überhaupt bessere niemals überflüssig; 
mid^ «11^ Mann, der sein Gewerbe mit grofser Thätig- 
keü^ wohleingerichteten Anstalten und zahlreichen GehüU 
feo^'betyeibt^ kann der Ortsgemeinde oftmals mehr leisten, 
als zeb-n, deren gewerbliche Thätigkeit wegen Mangel 
an Mitteln oder an Kraft nur sehr beschränkt und änn- 
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lieh bleibt Aodercarseite befuiddi sich Ortflg^emeinden 
oft auch besser b«tii:den. Dtenstleistiingen der Mitglieder 
anderer Gremeinden, als es bei der Sedienang^ durch ihre 
eigenen Milglied^ «Aglich tvl^ec sa holen Dürfet aas 
dta SlMdici4 MMlfiUeip0;nSpttdle.aa8 dea^grefeeir, ,was in 
ünteiielbal nur ad^ unvoHkuntiiiieA ¥erferligl^oderieil* 
gehalten Werdm^biHinle, 'weilfibe^Bedai^f ^nichtivipMreiehf^ 
einen geschickten lirbekef oder ^en wohlveitebeiiea 
Laden zu unterhalten. Von 'dieser Ansicht '^aus kaoardie 
bereits Torhandene Zahl von Gerrerbtreibenden gewisser 
Art niemals unbediifgt ein Beweggrund sein, deueft Anv 
MikmgmM^iMä mderapmch«nv^«nd woUge^KJ^t^ iG^ 
wierbepoliBelgesetee Verbiete desUdb mtdk eile» SAüth 
fsen von <j«fteibki ^mf ^eiitie'bestiBM9t9'2abl. f^'><r]rii)/i 
Gewerbe,' zu der^i Betriebe weder ein besondere^ 
Anlernen noch bedeutende Körperkräft^ ilodb erheUider 
Yorsdiufs erforderlich ist, werden nicht eeken angestellt, 
ohne Wahrschehilichkeit, hinreichenden Unterhalt durch 
rechtliche Mittel damit zu ycrdienen. Dahin; gehört: «in 
grofser Theil des Kleinhandels und "der Ausschank von 
tandübliohen GeMdken. L^ute, itelche «steh zu tornehm 
dünken, ein Handwerk zu erlernen, legen einen Gewürz- 
kram an, weicher keine grOfsere Geschiddichkeit und An- 
strengung erfordert, als bei dem n&chsteil Kaufmann Znk- 
kery Kaffee, 'Rosinen, Korinthen und die üblichsten Ge- 
^ürze Centner-, Stein- und Pfandweise zu entnehiBen, 
und beziehungsweise nach Pfunden tmd Lothen wieder 
fXL Terkaüfen* Das Entnommene wird willig auf Kredit 
g^eben, sobald nur Zahlung Zug um Zug erfolgt« »es 
ist demnach nur so viel Yorschufs zu diesem Greschftfte 
nöthig, als es zur Einrichtung des Ladens bedarf. Das 
einfache Geschäft erfordert weder Waaren- noch Rech- 
nungskenntnisse von irgend einiger Erheblichkeit; und 
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das Lauem- anf Abnebmer Tom frfiben Moi^en bis zum 
späten Abencie, die freundliche Behandlung derselben und 
die Soi^falt im Auswiesen sind doch mehrentheils so we- 
nige anstrengende Verriehtung^n, dafs sie kaum für>mebr 
als einen geschäftigen MiKsil^ng^eltett kMacn. In 
einer niedem Stellung kauft ein Mensch , der cbenfaHs 
anstrengende Arbeit scheut, mit einem Vorrathe von we- 
nigen Thalern Gemüse, frisdies und getrocknetes Obst, 
Graupe, Grütze und mancherlei andere gemeine Wirth- 
schaftsbedürfnisse auf dem Wochenmarkte der Stadt, oder 
bei den Landleuten, Gfirtnern und Müllern in der näch- 
sten Ufligegentif und beginnt daaBit^eiH üdkcrgenpetbe, 
w^^rfai seine Zeit sidi zwischen müfsigem Abwarten toq 
Nachfrage und Tagesgesdiwatz mit den herantretenden 
Kunden theilt Eine Schankstätte bedarf gemeinhin et- 
was 'mdir zur Einrichtung des Raumes für die Gäste und 
zu Gerülhschaften, als zur Anlegung einer Hökerei er- 
fordert wird: dagegen werden die Getränke fabt allge- 
mein' auf Kredit aus nahen Anstalten entnommen. Die 
Beschäftigung damit nimmt zwar mehr Vorsicht und Thä- 
tigkeit in Anspruch, als die Hökerei, hat aber auch durch 
Abwechslung mehr Reiz für Menschen auf dieser BiU 
dungsstufe. Hükerei und Schankwirthschaft im sehr be- 
schränkten Maafse wird oft auch nur zu Hülfe gencMMr^ 
men, um den kärglichen Erwerb mit weiblichen Hand- 
arbeiten durch einen Nebenverdienst zum nothdürftigeu 
Unterhalt ausreichend zu machen. Es ist in kleinea 
Wirthschaften allerdings bequem, den Gewürzkram, den 
Höker und Schanker möglichst in der Nähe zu haben; 
diese Nähe hat jedoch ihre Gränzen in der Möglichkeit, 
zum Unterhalte hinreichenden Erwerb aus dem Absätze 
zu ziehen, welchen der Bedarf der Umwohnenden ge- 
währt Von Mitbewerbung ist kaum irgend ein Vor- 
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tbeil «bziiseheD, so lange daa' Geschäft iu der hier be^ 
scbriebenea Ridituug bleibt Ein grofser und swar der 
^lofalhebeodste Tbeil derer, welche der bequemen Nähe 
wegen die gewöhnlichen Abnehmer, des Gewürzkrämers^ 
Hökers und Schänkera =sind, wird denselben augenbliek- 
Ueh teriaasen, sobald er auffallend sebledite Bedicüiung 
sich XU Schulden kommen läfst, man wird lieber aus ent- 
ferntem Läden < oder . Yorralh aus^ gröEsern -, Lagern ■ Jfcau- 
fea»'ab sich offenbarer Ueberthenerung, grober Ueberv- 
iNirtheUung ' in IVIaafs und Gewicht) oder unfreundlidiev 
Behnttdlfang aussetzen. So beschränkt eine sehr .n^h^ 
IiAgiHide'ßfidrohung mit Schaden «de» Eigennutz; und die 
SeUistsucbty ;uud erzwingt ein leidÜdi i billiges und lai»^ 
stäadig^Sr {Betragen: mehr, als dieses wird auch eine rege 
Mitbew<9rbung auf dieser Bildungsstufe nicht erreiche^« 
Wohl aber werden bedeutende MachtheiLei nnvermeidliGh^ 
sobald« die Zahl solcher Krämer, Höker und Schanker 
höher eteigt^^ak der wirthachaftliche Bedarf der Ortseiu^ 
wohner ^erfordert Der Gewinn einer Gedammtbeit sol?' 
eher Gewerbtreibenden zerfällt nun in osvehrere iDIieileia 
jedai^ . filWl «ich beenf t > in der Fortise^sfing- gewohnter Ler 
bensweise, und Allen, liegt daher der gleiche Beweggriuid 
uahet>enti9^der auf. höhere Preise zu .halten^ oder durch 
unedle: JMitt^ sphlechte Waare, knappes: Maaf$^ Und G^ 
^icht| seinen Erwerb zu vermehren. Es bedarf, dazu kei« 
ner Verabredung, die gleiche Noth ist jedem einleuebr 
tend, und dieBesi^affeaheit der Waaren und Preise, ia 
kleinen und auch selbst Mittelstädten bei starker/ Mib- 
bewerbung beweist hinlänglich, wie isefar die Nothwenr 
digkeit empfunden wird, sich durch den dringenden 
Wunsch, mehr Kunden an sich zu ziehn, nicht zum Auf- 
geben allgemein üblicher Yortheile hinreitsen zu lassen. 
Unbemerkt darf allerdings nicht bleiben, dafs auch Ge- 
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werbtreibende - dieser Klassen zuweilen •achtun^ifswürdi- 
gere Mittel versuchen, ihren Abnehmern bessere Waaren 
zn liefern, oder billigere Preise zu stellen. Ein verstän- 
diger GewürzkrSmer gelangt auch wohl dahin, seinen Be- 
darf unmittelbar aus den Seestädten zu verschreiben, und 
die' Kosteil der Zwischenhand zu sparen, durch deren 
Verinittiuo^ er sie früher empfing« Ein thätiger flöker 
versucht auAh ' wohl die Wirthschäftsbedürfnisse , die er 
feilhalt, in- gröCserer Entfernung von seinem Wohnorte 
aufzusuchen, und unternimmt endlich Reisen danacii in 
Gegenden, wo* bisher wegen Mangel an Absatz der Yer« 
kehr stockte,' > und* die Preise sehr viel niedriger stehen, 
als- i#^^il^n&ehsten Umgebungen seines Wohnorts. ' Der 
betriebMine SdiSnker sucht durch ein angenehmeres Lo- 
kffl,'d«it4:h ^'&usg;ezeidinet gutes Getdink und durch an- 
sli(ndig8»'Biöllehitien mehr und wohlhabendere GSiste an 
sich räf^^en: so steigt er allmShlig zum G^stwirthe für 
die' zetklreiehe -Mittelklasse herauf,- und' nimmt selbst ei- 
nen äneehnliehen Platz unter den achtbarsten Bürgern 
ei«. Der Eirifidfs dieser Verbesserungen des Zustand)^ 
soksher Gewerbtreibenden ist ein ungemein wohlibitiger: 
eft'^ents:feeht ^daraus eine Belebung des Yierkebrs^ welche 
steh Über^- die Grunzen ihres Wohnorts biiian^'Terbrei^ 
tet^ ünd> di^elben aus einem sich allmShlig erweitern- 
den 'Kreise 'von Umgebungen Zuspruch und Theilnahtne 
zuVrendet; ^Aber diese Verbesserungen sind ischwerlich 
jemalsc^e Frucht der Noth, welche das Uebermaafs der 
MMbeWerbitng erzeugt: ihr Entstehen wird gemeinhin be- 
dingt' =dufch das Zusammentreffen glücklicher Naturgaben 
mit einer anregenden Veranlassung, dieselben für das 
gewählte Gewerbe zweckmSfsig auszubilden. Mit den 
Fortschritten der allgemeinen Bildung müssen Erscbci« 
nungen dieser Art gewöhnlicher werden: aber es gehurt 
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doch anch zu deren Gedeihen, dafs der Erwerb in dem 
Zeiträume - des ersten unbeholfenen Beginnens nicht durdi 
den Zutritt alizuyieler Theilnehmcr zu sehr beschränkt 
werde. Selbst in dieser Bezidiung scheint der Abnei« 
Ifung der Ortsgemeinden , neue Ansiedlungen von Ge- 
wörzkrSmem, Hökern und Scbankwirthen zu gestatten, 
kein eriiebliches Bedenken entgegen zu stehen. Die 
Staatsverwaltung wird der Gewerbefreiheit auf diesem 
Felde hinlänglichen Raum gewähren, wenn sie streng 
darauf hält, dafis in den Ortsgemeinden jeder Anmel- 
dung zum Betriebe von Gewerben solcher Art eine ernste 
Betraditung der besondem Verhältnisse gewidmet, und 
niemals bloCs aus allgemeinen Ansichten über die Zuläs- 
sigkeit einer neuen Anlage entschieden werde. 

Die Verhältnisse der Handwerker zu den Ortsge- 
meinden sind nadi der Beschaffenheit ihrer Gewerbe sehr 
▼ersdneden: es arbeiten einige derselben fast ausschlieüs- 
lidi för Bedürfnisse der Ortseinwohner, andere doch auch 
in mehr oder minder beträchtlidiem Umfange ^ für das 
BedürfnifjB der Umg^end, und in einigen Ortsdiaften 
sehr zahlreiche, in andern aber fast gar nicht vorhandene 
Gewerke fitar den Grofshandel oft für das Bedürfnifs sehr 
entfernter Gegenden. Nach dieser Stufenfolge wird aweb 
in staatswirthschaftUcher Beziehung der Eiiifiufi^^ zh bdl^ 
gränzen siein, welcher den Vorständen der Ortsgemein- 
den auf Entscheidungen über die Znlässigkeit neuer An- 
siedlungen gebührt Ausschliefslicher als andere Hand- 
werker arbeiten insbesondere Bäcker und Fleischer^ für 
das tägliche Bedürfnifs ihres Wohnorts: was an Back- 
werk und frischem Fleische aus den Städten in die näch- 
sten Umgebungen derselben gebracht wird, ist im Gan- 
zen unerheblich, besonders wo der Ansetzuug von Bäk- 
kern und Fleischern auf dem Lande keine Beschränkung 
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eatge^Qslebt; bedeirtender ist .dageg;en 'för die Städte 
die. Mitbewerban^, trekbe dei^-ländlidien Bäckern und 
FleiacJierB auf den WocbentnärkteB^emeiobm gektattet 
wird« Je wohlhabender Bäcker and Fleischer eind, desto 
sichrer ist unter übrigens {^eichen Umständen die Ver* 
aorgung ihres .Wohnorts mit Brod und Flmck Ton go» 
ter Beschaffenheit und zu -biUigei»^ Preisen von ihnen zu 
erwarten« . Sie haben. nicht allein sehr viel gröfsere Frei- 
heit in der Wahl der Zeit und de» Ort&ihei den An- 
käufen des .Getreides, und Schlachtviehs ^rseondern es ist 
auch an sidi klar,- daüs es ihnen in dem Maafae mögli- 
cher wicdy billige Preise zu stellen, worin > ihr Absatz zu^ 
nimmt..!^DafsjtBrodr und Fleisch in kleinen Städten- oft 
Yon auffallend schlechter Beschaffenheit ist, wird gemein- 
hin, durch 'die Zersplitterung des Gewerbes unter viele 
sehr arme Leute verschuldet Ein kleinstädtischer Bäk- 
kter, der täglich im Durchschnitte noch nicht ^mal ei- 
nen Scheffel Mehl v«rbäckl^ und ein kleinstädtischer Flei- 
8clier,..dei^ielleiohtkanm fünfzig. Pfund Fleisch täglich im 
Durchschnitte absetzt, wollen doch beide mit üuren 'Fa^ 
milien von dem Ertrage ihres Gewerbes leben s wie spar- 
sam* ihr Unterhalt auch eingerichtet werde, so wird doch 
immer eiov nicht.. unbeträc^licher Zuschlag deshalb auf 
den Preis i4e6 Pfundes Brod oder Fleisch gelegt wer- 
den müssen. Sie^ können Überdies niemals^ bedeutende 
Ankäufe machen, und müssen gemeinhin mit dem vor- 
lieb nehmen, was sich in der nächsten Umgegend vor^ 
findet Hohe Preise würden ihren Absatz nur noch mehr 
vernogem: es bleibt ihnen daher nichts übrig, als das 
Wohlfeilste, das ist gemeinhin auch das Schlechteste in 
seiner Art zu geben. Dafs die Mitbewerbung unter Bäk- 
kem und Fleischern nicht sonderlich erhebliche Yerbes- 
serungen ihres Gewerbes erzeugt, haben die Erfahrun- 
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gen gelehrt, welche nach Aufhebung der sonst allgemein 
üblichen polizeilichen Brod- und Fleischtaxen gemacht 
worden sind. Der Zustand beider Gewerbe hat sich, so 
iriel bekannt worden ist, nach Aufhebung dieser Taxen 
weder wesentlich verschlimmert, noch merklich verbes- 
sert: dadurch ist erwiesen, einerseits, dafs diese Taxen 
unnütz waren, und anderersei]ts, dafs hier von der Mit- 
bewerbung sehr wenig erwartet werden darf. Je klei- 
ner die Anzahl der Bäcker un^ Fleischer in einer Ort- 
schaft ist, desto leichter können sie allerdings sich zum- 
Halten auf hohe Preise vereinigen: aber so blind dürf- 
ten sie schwerlidi gegen ihren eigenen Yortheil sein^ 
dafs ihnen nicht einleuchtete, wie sehr hohe Preise die 
Neigung, hausbackenes oder Landbrod zu gebrauchen, 
vermehren, und wie sehr hohe Fleischpreise den Ver- 
brauch des Fleisches mindern müssen. Für die grofse 
Mehrheit des Volkes bleibt Fleisch ein zwar sehr be- 
gehrtes, doch kaneswegs unentbehrliches Genufsmittel. 
Die Sättigung wird hauptsächlich doch in Kartoffeln, 
Graupe, Grütze, Erbsen, Bohnen, Mehlspeisen und Brod 
gesucht: Fleisch dient nur zur Erhöhung des Genusses, 
und wird in dem Maa&e verwendet, "worin die Mittel 
es zu kaufen, vorhanden sind; andi treten hier Fische^ 
besonders Heringe, Geflügel, Eier und vornehmlich Milch, 
Butter und Käse, als Ersatzmittel hinzu. Für den wohl- 
habenden Mittelstand ist die Theurung des Fleisches in 
den Schlächterläden nur eine Veranlassung, für den eig- 
nen Bedarf einzuschlachten, und sich häufiger der gesal- 
zenen und geräucherten Fleischspeisen zu bedienen. Das 
Backwerk aus Weizen, welches einen sehr beträchtlichen 
Theil der Verzehrung in wohlhabenden Städten ausmacht, 
ist in Norddeutschland für die grofse Masse des Volks 
ebenfalls nicht sowohl ein Bedürfnifs, als ein gewählte- 
res 
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res Genaüsmittely uod sein Absatz hXügt deshalb sehr von 
guter Besdiaffeaheit und billigen Preisen ab. Im All- 
gemeinen scheint soviel klar, dafs eine Zersplitterung des 
Bädier- und Fleischergewerbes unter viele dürftige Theil- 
nehmer eine tüchtige Versorgung der Ortsgemauden mit 
Brod und Fleisch geradehin unmöglich macht, während 
eine Vereinigung dieser Gewerbe in den Hunden weni* 
ger, aber wohlhabender Meister die Möglichkeit einer 
guten Bedienung zoläist, und nur von einer yerständi- 
gen Auffassung ihres wahren Vortheils und audi von 
obrigkeitlicher Einwirkung abhängig macht, die nicht so* 
wohl durdi Taxen, als «jurch die Bedrohung mit Anstalt 
ten zu wirksamer Mitbewerbung den unverständigen Ei- 
gennutz zu zügeln vermag. Von diesen Ansichten aiis 
erscheint es nicht bedenklich, der Entscheidung der Orts* 
gemeinden auch die neuen Ansiedlungen von Bäckern 
und Fleischern zu überlassen. 

Sdimiede, Schlosser, Tischler, Bötticher, Stell- und 
Rademacher, iJRiemer und Sattler arbeiten auch gröfsten- 
theils für das Bedürfnifs der Ortsgemeinden, worin sie 
wohnen: doch wird ihre Hülfe auch für die Umgegend 
um so mehr gesucht, als, mit Ausnahme der Sdmuede, 
Handwerker dieser Art minder häufig in Dörfern ansäs* 
sig sind, und wenigstens die bessern Arbeiten doch in 
den Städten bestellt werden. Auch bei diesen (bewer- 
ben wird .zwar der wohlhabendere Meister preiswürdi- 
gere Waaren und Dienste zu stellen vermögen: doch 
steht der beschränktere Betrieb keineswegs hier in so ent- 
schiedenem Nachtheile, als bei den Bäckern und Flei- 
schern. Ueberhaupt findet der geschickte, fleifsige, bil- 
lige und anständige Handwerker in diesen Gewerben fast 
durchgängig ein erträgliches Auskommen: es scheint. da- 
her bei dem Besitze dieser Eigenschaften kein erhebli- 

19 
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dies Bedenken wider neue Ansiedlungen tu bestdien. 
Das Meisterrecht, wenn es von angesehenen Korporatio- 
nen verliehen wird, oder eine demselben gleichzustellende 
Bjnpfehlung öffentlicher Anstalten ^ dürfte wohl so weit 
ausreichen, eine günstige Vermudiung für solche Hand- 
werker zu begründen, daCs eine gültige Veranlassung, ih- 
rer Ansiedlung zu widersprechen, für Stadtgemeinden in 
der Regel nicht vorhanden sein könnte: Dorfgemeinden, 
worin gewöhnlich sidi nur ein Handwerker dieser Art 
hinreichend nähren kann, scheinen dagegen mit Billig- 
keit zur Aufnahme eines zweiten, auch wenn er ein sol- 
ches Meisterrecht besitzt, nicht genöthigt werden zu kön- 
nen. Die Gründe für diese Beschränkung sind bereits 
oben entwickelt: es ist aber auch überhaupt nicht wahr- 
scheinlich, dafs Handwerker von solcher Eigenschaft sich 
um eine so wenig versprechende Nahrungsstelle bewer- 
ben werden. Maurer und Zimmerleute müssen überall auf 
Anordnung der Landespolizei ihre gewerbliche Geschick- 
lichkeit und Zuverlässigkeit befriedigend darthun, ehe sie 
die Berechtigung zur Ausführung von Bauten für eigne 
Rechnung eriialten.. Hierin liegt eine hinreichende Ge- 
währ, daCs ihre Auiriedlang. den Ortsgemeinden, worin sie 
dieselbe nadisuchen, nicht zum Nachtheil gereichen werde, 
und ein Widerspruch dagegen erscheint daher auch nicht 
statthaft. Alternden Maurer- und Zimmergesellen wird 
die Erlaubnifs, Maurer- und Zimmerflickarbeiten für eigne 
Rechnung zu verrichten, wohl am zweckmäfsigsten durch 
die Baupolis^eibehörde des Kreises oder der Stadt er- 
theilt: dadurch wird ihre Zahl von selbst auf den wah- 
ren Bedarf beschränkt, und bisher ist fast überall die 
Nachfrage nach Diensten dieser Art ausgedehnter gewe- 
sen, als das Anerbieten dazu. Steinmetze, Dachdecker, 
SehifiEszimmerleute und Röhrmeister oder Brunnenmacher 
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stehen ebenso unter besonderer baupolizeilieber Aufsicbt, 
wie die Maurer und Zimmerleute, und ihr Yerhältniis zu 
den Ortsgemeinden wird daher auch das gleiche sein. 
Die Töpfer treiben eigentlich zwei Wesentlich verschie- 
dene Gewerbe. Indem sie thöneme Oefen setzen,, sind 
sie Bauhandwerker; und in dieser Beziehung ist ihre Be- 
fugnifs, Arbeiten für eigne Rechnung zu übernehmen, 
ebenfalls von baupolizeilicher Bewilligung abhängig. In- 
dem sie mancherlei irdene Geschirre verfertigen, gehö- 
ren sie theils zu den hauptsächlich auf den Kauf arbei- 
tenden Handwerkern, theils zu den Unternehmern einer 

für den Absatz in die Ferne berechneten Fabrikation: 

# 

das Erstere ist der Fall bei der gemeinen Töpferwaare, 
welche theils am Orte selbst, theils auf den Jahrmärk- 
ten der nächsten Städte abgesetzt wird; der andere Fall 
tritt bei Töpferwaaren ein, .welche, wie die Selzeriiru- 
ken, oder wie das Bunzlauer Geschirr, in grofser Anzahl 
weit umher versendet werden. Das erlangte Meister- 
recht scheint auch hier einen gültigen Anspruch auf Zu- 
lassung zum Ansiedeln in einer Ortsgemeinde zu begrün- 
den. Seiler, Drechsler, Nadler, Bürstenbinder, Kamm- 
macher, Korbmacher, Schwarz« und Weifs-Nagelschmiede, 
Klempner, Gürtler, GelbgieCser, Goldschmiede und Sil- 
berarbeiter unterscheiden sich von den weiter oben ge- 
nannten Handwerkern wesentlich dadurch, daCs der bei 
weitem gröfste Theil ihrer Arbeiten nicht auf Bestel- 
lung, sondern auf den Kauf verfertigt wird: wogegen 
Schmiede, Schlosser, Rade« und Stellmacher fast durdi- 
gängig nur auf Bestellung arbeiten; der Bötticher nin* 
etwa Eimer und andere kleine Geräthschaften vorräthig 
hält, für gröfsere Arbeiten aber Bestellungen abwartet; 
der Tischler Fenster, Thüren und Fufsböden, auch einen 
gro£sen Theil des Hausgeräthes nur auf Bestellung ver- 

19* 
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fertigt und erst in ErmaDgelnng bestellter Arbeit auf den 
Kauf arbeitet, oder bei höhererWohlhabenheit einMeubles- 
magazin unterh&lt. Auch der Riemer und Sattler arbei- 
tet meist im Kleinen auf Bestellung, so lange sein Ge- 
werbe nicht in eine Wagenfabrik übergeht, und dadurch 
eine ganz andere Stellung erhält« Die Verhältnisse der 
auf den Kauf arbeitenden Handwerker sind so verschie- 
den, wie der Kaufpreis der Waaren, welche sie feil bie- 
ten. So lange Bindfaden, Sielenstränge und Wäschlei- 
nen die gewöhnlichsten Arbeiten des Seilers sind, bleibt 
sein Gewerbbetrieb ein ärmlicher, und er mufs gewöhn- 
lich noch den Verkauf von allerlei aus Bast und Holz 
Terfertigten Geräthschaften, als Futterschwingen, Schau- 
feln, Mulden u. s. w., zu Hülfe nehmen, um sich^noth- 
dürftig zu nähren: in den Seestädten erwächst er dage- 
gen unter dem Namen eines Reepschlägers zu dem rei^ 
dien Verfertiger des Ibeuern Tauwerks, womit die Schiffe 
betakelt und ausgerüstet werden. Auch die Vorrätbe 
der Drechsler, Nadler, Bürstenbinder, Kammmacher, Korb- 
madier und Nagelschmiede sind hur ausnahmsweise er- 
heblich genug, um einigen Wohlstand zu bezeichnen: 
Klempner, Gürtler, Gelbgiefeer, Gold- und Silberarbei- 
ter sind dagegen durch die Beschaffenheit ihrer Arbei- 
ten selbst genöthigt, werth vollere Waaren in einer be- 
trächtlichen Auswahl zum Verkauf bereit zu halten, und 
Wohlhabenheit ist daher unter ihnen gewöhnlicher. Ku- 
pferschmiede bedürfen eines beträchtlichen Vorschusses 
zum Ankaufe des theuern Materials, welches sie verar- 
beiten, ihre kleinern Arbeiten werden fast durchgängig 
auf den Kauf, die grofsen dagegen mehrentheils nur auf 
Bestellung gemacht: im Allgemeinen gehören sie zu den 
wohlhabendsten Handwerkern. In frühern Zeiten stand 
ihnen das Gewerbe der Zinngiefser nahe: allein seitdem 
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Steingut und andere feine irdene Waären die zinnemot 
G^räthschaften gröfstentheils verdrängt haben, nShrt sicii 
ein grofser Theil derselben nur kümmerlich von kleined 
Arbeiten, wozu namentlich auch Spielzeug gehört: grofise 
Zinnarbeiten, wie Badewannen und Särge, kommen nur 
höchst selten und blofis auf Bestellung vor* Eine grofise 
Vermehrung derjenigen unter den vorhin genannten Hand- 
werkern, deren Gewerbbetrieb gewöhnlich nur ein ärm- 
licher ist, kann den Vorständen der Ortsgemeinden nicht 
erwünscht erscheinen, weil die Ansprüche auf Unterstüt- 
zung, welche sie an die Gemeinde machen, leicht gröfser 
werden, als die Beiträge, welche sie zu den Gemeinde- 
lasten herzugeben vermögen. Indessen sind diese Klas- 
sen von Gewerbtreibenden überhaupt nicht zahlreich, und 
schon aus diesem Grunde eine übermäfsige Vermehrung 
derselben in einer Ortsgemeiude nicht leicht zu besor- 
gen. Jedenfalls wird die Aufnahme nicht versagt wer- 
den können, wenn hinreichende Beweise erlangter Ge- 
werbsgeschicklichkeit vorgelegt, werden, und der Ruf 
durchaus unbescholten ist Unter denselben Bedingun- 
gen kann noch weniger Bedenken gegen die Ansiedlung 
der wohlhabendem Klassen der vorbenaonten Handwer- 
ker und der mechanischen Künstler bestehen , worunter 
hier vorzüglich Uhrmacher, Mechanici imd Verfertiger 
von sowohl musikalischen, als chirurgischen Instrumen- 
ten zu nennen sind. . 

Die Schuhmacher und die Schneider oder Kleider- 
macher gehören zwar auch wie die vorstehend benann- 
ten zu den Handwerkern, welche zunächst für das Be- 
dürfhifs ihres Wohnorts und seiner Umgebungen arbei- 
ten: aber ihre Verhältnisse^ zu den Ortsgemeinden be- 
dürfen einer besondem Betrachtung. Sie bilden die bei-, 
den bei weitem zahlreichsten Klassen von Handwerkern, 



S94 VerliSltnUji i, OrtsgöneittdeB tn den Gevrerbtreibenileii. 

und zwar sind wahrsdbeinlieh tiberall in Deutsdhland die 
Schuhmacher y ungeachtet sie doch nur die lederne Be- 
kleidung des Fufises verfertigen, noch viel zahlreicher, 
ab die Schneider, welche den ganzen Leib bekleiden. 
Im preufsischen Staate befanden sich am Ende des Jah- 
res 1837 nach der damals aufgenommenen Gewerbeta- 
belle 

Schuhmacher und Altflicker, 
und zwar fiir «gne Rechnung* arbeitende . 73,708 

und deren Gehtilfen 39,616 

Ueberhanpt also . . . 113,324 
Schneider, 
und zwar für eigne Rechnung arbeitende • 59,205 
und deren Gehülfen 27,913 



Zusammen also • . . 87,118 
Diese Zahlen übersteigen die Zahlen aller andern Klas- 
sen von Handwerkern in einem durchaus unerwarteten 
Maafse. Nach der erwähnten Gewerbetabelle sind die 
nächst zahlreichsten die Schmiede und die Tischler: die 
Zahl derselben erreicht jedoch nicht die Hälfte der Schuh- 
macher. Am Ende des Jahres 1837 befanden sich näm- 
lidi im preufsischen Staate: 
Huf- und Waffenschmiede, 
und zwar för eigne Rechnung aibeitende . 32,578 

und Gehülfen 16,631 

Zusammen • . . 49,209 
Tischler und Stuhlmacher, 
und zwar (Ür eigne Rechnung arbeitende . 30,856 
und Gehülfen 21,494 



Zusammen . . . 52,350 
Andere stuA häufig für allgemeine tägliche Bedür&iisse 
arbeitende Handwerker sind noch sehr Tiel weniger zahl- 
reidi: so bebpielsweise 
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Bäcker, 
und zwar für eigne Rechnung arbeitende . 23,437 

und Gehülfen . • 10,452 

Zusammen • • • 33,889 
Fleischer, 
und zwar für eigne Rechnung arbeitende • 16,853 

und Gehtilfen 6987 

Zusammen . . • 23^840 
Die Bauhandwerker bedürfen zwar besonders einer gro- 
fsen Anzahl von Gehülfen: aber auch mit diesen errei- 
chen sie nicht einmal die Hälfte der Schneider. Im ' 
preufsischen Staate waren am Ende des Jahres 1837: 
Maurer, 

und zwar Meister 6096 

Gesellen und Lehrlinge • • 31,351 

Flickarbeiter 3550 

Zusammen . . . 40,997 
Zimmerleute mit Inbegriff der Schiffszimmerleute 
und Röhrmeister, 

und zwar Meister 7383 

Gesellen und Lehrlinge 27,218 

Flickarbeiter 2746 

Zusammen . . . 37,347 
Allerdings ist das Bedürfnifs der Bekleidung ein sehr 
allgemeines. Es ist indessen in Bezug auf die Fufsbe- 
kleiduDg insbesondere zu erwägen, dafs doch viel Men- 
schen während der Sommermonate bei der Arbeit bar- 
fufs gehen, und dafs auch vielftltig Fufsbekleidungen 
von Holz, Bast, und andern Materialien ohne Hülfe des 
Schusters gemacht werden. Ein gar nicht unbeträchtli- 
cher Theil der Bekleidung wird von weiblichen Händen 
verfertigt: wie grofis die Anzahl dieser TheSnehmerinnen 
an der Schneiderarbeit ist, kann nicht einmal mit Wahr- 
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scheinlichkeit geschätzt werden. Das Bedttr&ufs neuer 
Bekleidungen tritt doch auch nur nach gröfsern Zeiträu- 
men, halben und ganzen Jahren, und theils noch später 
ein 9 wogegen die Dienste des Bäckers und Fleischers 
täglich gebraucht werden. In allen diesen Beziehungen 
scheint es unverkennbary dafs die Zahl der Schuhmacher 
und Schneider den wirklichen Bedarf tibersteigt, und es 
lehrt auch die Erfahrung , dafs kein anderes der vorge- 
nannten Handwerke eine so grofse Anzahl sehr armer 
Mitglieder hat^ als die Schuhmacher und Schneider. Fast 
in allen Mittelstädten ist die Zahl der Schneider und 
noch mehr der Schuh^nacher so beträchtlich, dafs sie, so- 
fern es blofs auf ihre Zahl ankäme, ansehnliche Korpo- 
rationen in dem Sinne bilden könnten, welcher in den 
Betrachtungen über die Handwerkerzünfte weiter oben 
angedeutet wurde: aber ein sehr grofser Tbeil derselben 
treibt sein Gewerbe in so geringem Umfange, und ist. 
so dürftig, dafs es einer besondem Aufmerksamkeit und 
sorgsamen Pflege durch den Vorstand der Ortsgemeinde 
bedarf, wenn von den Beschlüssen dieser Korporationen 
wahrhaft wohlthätige WirisLungen für die Gewerbsamkeit 
hervoi^ebracht werden sollen. Im preufsischen Staate 
hatten zu Ende des Jahres 1837 die dreifsig ansehnlich- 
sten Städte zweiter Gewerbsteuerklasse zusammengenom- 
men: 

Schneider, welche für eigne Redbnung ar- 
beiteten .... 3188 

mit 2892 Gehtilfen; 
Sdiuhmacher, die für eigne Rechnung ar- 
beiteten 5020 

mit 4842 Gehülfen ; 
die Zahl aller Einwohner Civilstandes be- 
trug in diesen Städten gleichzeitig • . 476,668 
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Es kaniMi also auf eine dieser StSdte 
durchschnittlich: 
Für eigne Rechnung arbeitende 

Schneider . • • • • 106 

Schuhmacher 167 

und es befand sich darin von diesen Handwerkern ein 
für eigne Rechnung arbeitender Schneider unter 149 und 
ein dergleichen Schuhmacher schon unter 95 Einwohnern. 
Es ist zwar hierunter das in diesen Städten stehende Mi- 
litär nicht begriffen, aber ein beträchtlicher Theil der 
Bedürfnisse desselben wird auch wohl von den in den 
Regimentern stehenden Handwerkern selbst besorgt. Auch 
wird allerdings für Personen gebildeten Standes aus der 
Umgegend in diesen Städten gearbeitet: aber die grofse 
Masse der Landleute versorgt sich mit Schuhmacherar- 
beiten auf den Jahrmärkten; und überdies sind die klei- 
nen Städte, und selbst das Land noch mit Schuhmadiem X 
und Schneidern in beträchtlicher Anzahl besetzt. Wie 
geringfügig der Gewerbbetrieb dieser Handwerker selbst 
in so bedeutenden Städten ist, geht namentlich auch dar- 
aus hervor, dafs auf einen Meister durchschnittlich noch 
nicht einmal ein Gehülfe kommt, und also, wenn nur 
einigermafsen wohlhabende Meister wenigstens zwei Ge- 
sellen und einen Lehrling unterhalten, der gröfste Theil 
der Uebrigen nur von dem kümmerlichen Ertrage sei- 
ner einsamen Arbeit lebt. In den grofsen Städten wird 
die Anzahl der für eigne Rechnung arbeitenden Schnei- 
der und Schuhmacher so beträchtlich, dafs eine Versamm- 
lung derselben gar nicht zu übersehen wäre, und wenn 
sie iCorporationen bilden sollten, Unterabtheilungen ge- 
macht werden müfsten, welche Ausschüsse zu wählen hät- 
ten, die sich zur Besorgung der gemeinsamen Angele- 
genheiten der Korporation vereinigen könnten. Am Ende 
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des Jahres 1837 hatte an für eigne Rechnung arbeiten- 
den Handwerkern dieser Art 

Berlin 2119 Schneider mit 2731 Gehülfen 
2056 Schuhmach. » 2416 
Breslau 589 Schneider « 720 

649 Schuhmach. « 737 « 
Königsberg 263 Schneider « 475 « 

429 Schuhmadi. « 824 « 
Köln mit Deuz 366 Schneider u 326 « 

472 Schuhmach. « 496 « 
Danzig 296 Schndder « 260 « 
368 Schuhmach. « 619 « 
Elberfeldmit 340 Schneider « 319 

Barmen 437 Schuhmach. « 411 « 

Aachen 215 Sdineider « 135 « 

355 Schuhmach. « 222 <« 

Magdeburg 390 Schneider « 446 « 

496 Schuhmach. «511 « 
Stettin 168 Schneider « 259 
292 Schuhmach. « 314 
Wie weit in diesen neun St&dten erster Gewerbsteuer- 
klasse und aufserdem wohl noch in einigen der bedeu- 
tendsten Städte der zweiten die vorstehende Bemerkung 
anzuwenden sein dürfte, wird den örtlichen Statuten zwar 
m überlassen, doch aber stets zu Terhüten sein, dafs die 
grofse Zahl der sehr dürftigen Meister nicht entweder 
die Stimme der wohlhabenden Minderzahl übertäube, noch 
sich zurückgesetzt finde, und dadurch von der lebendi- 
gen Theilnahme an den gemeinsamen Angelegenheiten 
zurückgeschreckt werde. Bei der Verfertigung der le- 
dernen Fufsbekleidung bestand während der strengen 
Zunftverfassung ein sehr fe^tgehält^ier Unterschied zwi- 
sdien Schuhmachern und Altfli<^em: die letztern durf- 
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ten blofs alte FufsbekleidnDgen flickeD, aber durchaus 
keine neuen machen. In g;rOfsem Städten hatten sich 
noch die Pantoffelmacher, welche blofs Schuhe ohne Hack- 
leder Terfertigen dürfen, von den Schuhmacbern abge- 
sondert. Bei den Schneidern hat ein polizeilich festge- 
haltener Unterschied der FUckarbeiter von den Yerfer- 
tigern neuer Kleidungsstücke niemals bestanden, obwohl 
ein grofser Theil der dürftigsten unter ihnen sich fast 
allein von Flickarbeiten nährt Dagegen sind bei den 
Schneidern diejenigen, welche für das männliche Ge- 
schlecht arbeiten, bestimmter von denen gesondert, wel- 
che blofs weibliche Kleidungen verfertigen, als bei den 
Schuhmachern. Zu verkennen ist zwar nicht, dafs eine 
Sonderung der Flickarbeiter hier, wie bei den Bauhand- 
werkem sehr viel dazu beitragen könnte, die Verhält- 
nisse dieser zahlreichen Handwcrkerklassen übersichtli- 
cher zu stellen: aber es mangelt ganz an Gründen, und 
selbst an der Möglichkeit, diese Sonderung von Polizei- 
wegen aufrecht zu halten. Daraus entsteht keine ge- 
meine Gefahr, dafs ein Mann, der bisher nur Flickarbeit 
machte, sich nun auch an neuer versucht, und es ist auch 
ohne das gehässigste Eindringen in das Familienleben 
gar nicht zu beobachten, ob ein blofs zu Flickarbeiten 
berechtigter Schuhmacher oder Schneider nicht auch g&« 
legentlich neue Schuhe oder Kleider verfertigt. Da sehr 
geringe Körperkräfte ' zum Betriebe des Schneider- und 
Schuhmachergewerbes gehören: so wird dasselbe häuiig 
von Schwachen und Gebrechlichen erlernt; indessen scheint 
hierin keine Veranlassung zur Ueberfüllung dieser Ge- 
YT&rhe zu liegen: denn die Zahl d^ jungen Leute, wel- 
che körperlidi untauglich zu andern Arbeiten sind, ist 
überhaupt nicht grofs; auch finden sie nicht minder Un- 
terkommet bei der sehr zahlreich besetzten Weberei. 
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Wenn Schneider und Schuhmacher öfter als andere Hand-^ 
werker an körperlicher Schwäche leiden, so wird es in 
den meisten Fällen nur eine Folge der sitzenden Le- 
bensart während des Gewerbbetriebes, nicht aber einer 
schon dazu mitgebrachten Anlage sein. Nach einer sehr 
▼erbreiteten Meinung hat besonders zu der grofsen Ue- 

/ berfüllung dieser Handwerke beigetragen, dals sie mit 
sehr geringem Verlage zu betreiben sind. Die Werk- 
zeuge, welcher beide bedürfen, sind mit sdir geringen 

Y Kosten anzuschaffen, und ihre Arbeiten können in federn 
Wohngelafs yerrichtet werden; es bedarf dazu keiner 
besondern Werkstätte, und nicht einmal so viel Raum 
als zur Weberei. Nur sehr wenige der wohlhabendsten 
Schneider in verkehrreichen Städten halten Yorräthe vott 
fertigen Kleidern, oder Lager von Zeugen zur Auswahl 
für ihre Kunden: der bei weitem grölste Theil macht 
nur bestellte Arbeit, und auch für diese liefern die Kunr 
den meistens das Material. Die Schuhmacher arbeiten 
zwar auch grofsentheils auf Bestellung: doch kaufen sie 
und nicht der Besteller das Leder dazu; audi ist es sehr 
gewöhnlich, dafs sie Yorräthe von fertigen.Schuhen und 
Pantoffeln zur Auswahl bereit halten. In einigen Städ- 
ten wird das Schuhmachergewerbe selbst fabrikmäfsig 
betrieben. Erfurt hat 395 Schuhmachermeister mit 276 
Gehülfen; von dieser für. die Stadt und ihre nächsten 
Umgebungen offenbar zu grofsen Zahl arbeiten Yiele für 
den Handel: Lager von Erfurter Frauenschuhen befin- 
den sich selbst in Berlin. Ein grofser Theil der klein- ^ 
städtischen Schuhmacher zieht das ganze Jahr hindurch 
von einem Jahrmarkte zum andern, um seine auf den 
Kauf gemachten Arbeiten feil zu halten. Aber nur sehr 
wenige der wohlhabendsten Schuster kaufen bedeutende 
Yorräthe von Leder unmittelbar von den Gerbern und 
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Grofshändlern: die bei weitem überwiegende Mebrzabl 
bolt vom Kleinbändler auf Borg, was sie zur Arbeit eben 
braucht. Kredit wird hier zwar willig gegeben, so lange 
der Schuhmacher die alte Schuld bezahlt, wenn er wie- 
der eine neue macht: allein der Gewinn, welchen der 
Lederhändler bei diesem Geschäfte nimmt, verzehrt den 
gröfsten Theil des Erwerbes, den der Schuhmacher er- 
arbeitet, und dieser bleibt daher bei grofsem FUifse ge- 
meinhin lebenslang dürftig. Die Leichtigkeit mit sehr 
geringen Mitteln einen Gewerbbetrieb für eigne Rech- 
nung anzufangen, kann wohl Leute, welche sich sonst )( 
nur als Gehülfen zu nähren versucht hätten, zur Nieder- 
lassung als Meister verleiten: aber hierin scheint doch 
der Grund der übermäCsigen Besetzung des Landes. mit 
Schuhniachem und Schneidern nicht zu liegen. Der vier* 
zehnjährige Lehrling denkt zunächst nur an die Freiheit 
des Gesellenstandes nach überstandener Lehrzeit; seiner 
Einbildungskraft schwebt das lustige Wanderleben vor; 
die häusliche Ruhe des Meisterlebens liegt noch weit 
aufser seinem Gesichtskreise. Aeltem und Vormünder 
auf der Bildungsstufe, welche diesen Handwerkern die 
meisten Lehrlinge liefert, sind mehrentheila froh dem 
Knaben vorläufig Unteriialt verschafft zu haben,' und tr^ 
sten sich über seine Zukunft mit der Hoffnung, dafs ein 
fleifsiger und geschickter Arbeiter wohl nicht verderben 
werde. Dürftige Meister, welche keinen Gesellen hal- 
ten können, nehmen doch gern einen Lehrling an, so- 
bald nur Aussicht vorhanden ist, ihn lohnend zu beschäf- 
tigen. So viel als dazu nöthig ist, lernt der Knabe in 
wenigen Wochen: aber das Handwerk, das ist das 
Zuschneiden nach dem Maafse, das Anpassen des Klei- 
des und Schuhes, lernt in der Regel kein Lehrling von 
seinem Meister. Dadurch, dafs der Gehülfe in reifem 
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Jahreo, besorgt für seine Zukunft, darüber nadidenkt, 
dafs er dem Meister seine Kunst abzulauseben saebt, 
dafs er endlich Versuche an seinen eigenen Kleidungs- 
stücken und Schuhen macht, lernt er erst den wichtigsten 
Theil seines Handwerks, und gemeinbin bedarf er nodi 
der Uebung hierin, wenn er endlich für eig^e Rechnung 
zu arbeiten beginnt. Ea bleibt bedenklich, die Freiheit 
im Annehmen der Lehrlinge zu beschränken: mancher 
Lehrherr hat bei geringen Kenntnissen eine Gabe» die- 
selben mitzutheilen, und selbst zur weitem Ausbildung 
anzuregen, die viel geschickteren gänzlich fehlt. In gro- 
isen Werkstätten lernt der Lehrling von den Gresellen, 
die neben ihm arbeiten, gemeinhin mehr, als von dem 
Meisten Allein von Polizeiwegen kann wohl verlangt 
werden, dafs Jeder, der Anstellung als Gehülfe sucht, 
Bürgschaft dafür leiste, dafs er sein Gewerbe wohl er- 
lernt habe. Wird Niemand verstattet, Arbeit als Schn^ 
der- oder Schuhmachergeselle zu suchen, der nicht durch 
das Zeugnifs einer achtbaren Korporation solcher Hand- 
werker nachweisen kann, dals er sein Gewerbe voll- 
ständig and gründlich erlernt habe: so dürfte wohl die 
Zahl dieser Gewerbtreibenden sich allmählig in ein rich- 
tigeres Yerhältnifs zu dem Bedarf setzen. Es liegt auch 
sehr viel weniger Härte in der Zurückweisung vom Ge- 
sellenstande, als im Erschweren der Ansetzung als Mei- 
ster: denn im achtzehnten Lebensjahre ist es sehr viel 
leichter, seinen Lebensplan zu ändern, als im dreifsig- 
sten. Sind diese Bemerkungen auch allerdings auf an- 
dere Handwerker als Schneider und Schuster anwend- 
bar: so wird doch ihre Beachtung hier am dringendsten, 
weil wahrscheinlich bei keinem andern Handwerke die 
Lehrlinge mit gröfserer Leichtigkeit angenommen und 
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mit näindem Kenntnissen von den wesentlichen Yerrich' 
tungen ihres Gewerbes entlassen werden. 

Sehr verschiedener und mannichfaltiger Beschaffen- 
hdt sind diejenigen Handwerke, welche nur gelegentlich 
für das Bedtirfnifs einer besondem Ortsgemeinde, dage- 
gen aber ihrer allgemeinen Richtung nach für den Han- 
del auf Messen und Jahrmärkten und für Versendungen 
in oft sehr entfernte Länder arbeiten. In einigen Ge- 
genden haben sich Handwerker, welche sonst nur für 
das Bedürfnifs ihreö Wohnorts und seiner nächsten Um- 
gebung arbeiten, in solcher Anzahl angesiedelt, und ihren 
Arbeiten einen so weiten Umfang und eine so grofse 
Vollendung gegeben, dafs dieselben ein Gegenstand des 
Grofshandela und eines sehr ausgebreiteten Verkehrs, wor- 
den. Beispiele dieser Art, obwohl nur in beschränktem 
Maafse, sind bereits oben bei den Töpfern und bei den 
Schuhmachern vorgekommen.. Sehr viel beträchtlicher ist 
die Ausdehnung, welche das Gewerbe der Kleinschmiede 
und Gürtler in einigen an einander gränzenden Kreisen 
der Regierungsbezirke Düsseldorf und Arnsberg erhal- 
ten hat. Nach der zu Ende des Jahres 1837 aufgenom- 
menen Gewerbetabelle enthielt der preufsische Staat an: 

Schlossern und andern Kleinschmieden untmr mail- 
nichfaltigen Benennungen, so wie auch an Gurt* 
lern, Metallknopfmachem und Schwerdtfegem zu- 
sammengenommen : 
für eigne Rechnung arbeitende Meister . 18,493 

und Gehülfen derselben 16,748 

überhaupt also . • \ 35,241 
Davon befanden sich insbesondere in den Regie- 
rungsbezirken Düsseldorf und Arnsberg 
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für eigene Rechnuiig arbeitende Meister • 7,556 
und deren Gehülfen • « ; 5,996 



also überhaupt . . • 13,552 
Es befanden sich demnach in diesen beiden Regienii^s- 
bezirken, und zwar gröfstentheils auf dem kleinen Räume 
zwischen Solingen und Iserlohn, über drei Achttheile al- 
ler Handwerker dieser Art. Sie verfertigen für den Welt- 
handel Waffen, Messer, Scheeren, Handwerkszeug für 
Zimmerleute, Tischler, Dredhsler, überhaupt schneidende 
und stechende Werkzeuge aller Art', ferner mannichfal- 
tige Wirdischaftsgeräthscbaften aus Eisen, Stahl, Messiog 
«nd Kupfer, und versehen, in Mitbewerbung mit den brit- 
tischen und belgischen Fabriken, damit nicht allein den 
europäischen Kontinent, sondern auch andere Welttiieile. 
Die Nadifrage nadi diesen Erzeugnissen ihres Kunstflei- 
üses wechselt allerdings und damit auch der Erwerb da- 
von: im Allgemeinen ist aber wohl anzunehmen, dafs es 
bei verständiger Auffassung des mit den Sitten und Ge^ 
werben sich ändernden Bedürfnisses, und mit sorgfälti- 
ger Aneignung aller Fortsduitte der Gewerbsamkeit nie- 
mals anhaltend an einem lohnenden Absätze mangeln 
werde, da mit der wachsenden Wohlhabenheit und Bil- 
dung audi der Anspruch auf die mannichfaltigen Be- 
quemlidikeiten und Annehmlichkeiten des Lebens wächst, 
zu dessen Befriedigung die Arbeiten dieser Handwerker 
dienen. Ortsgemeinden, worin ein grofser Theil der Mit- 
glieder aus solchen Handwerkern besteht, können nie- 
mals etwas unternehmen wollen, was die Freiheit der 
Mitbewerbung in diesen Geschäften auch nur im Ent- 
ferntesten beschränkte: aber für Verbreitung von Kennt- 
nissen unter diesen Arbeitern, für Verhütung betrügli- 
cher Arbeiten, für billige und schnelle Beilegung ihrer 
Streitigkeiten unter einander, mit ihren Gehülfen und 

mit 
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mit ihren Verlegeni, und endlich auch für Anstalten^ wel- 
che zufälligem und vorübergehendem Nothstande abzu- 
wehren vermögen, wird von thStigen und wohlwollen- 
den Ortsvorständen sehr viel geschehen können» was hier 
nur im Allgemeinen angedeutet werden kann, da zweck- 
mäfsige Anordnungen deshalb gänzlich von örtlichen Ver- 
hältnissen abhängen. 

Rothgerber, WeiCsgerber, Korduaner und andere Le- 
derbereiter mit Einschlufs der Pergamehtmacher betrei- 
ben ihr Handwerk wesentlich nur fiir den Handel: ihr 
Gewerbe fordert grofsentheils bedeutenden Vorschufs; 
die wohlhabenderen unter ihnen treiben dasselbe in ei- 
nem Umfange, der sie den Unternehmern ansehnlicher 
Fabriken gleichstellt, und beziehen auch mit ihren Er- 
zeugnissen selbst die groisen Messen. Der Bedarf an 
Leder wächst noch mehr mit dem Wohlstande, als mit 
der Bevölkerung: mit jenem wird nicht nur der Grebrauoh 
lederner Fußbekleidungen unter dem Volke allgemeiner, 
sondern es mehrt sidb auch der Verbrauch von Leder 
an Führwerken und Pferdegeschirr; auch wird immer 
mehr Anwendung von den feinern Lederarten zu man- 
nichfaltigen Geräthschaften gemacht Dagegen steht es 
nicht in der Macht des Menschen, das Material^- woraus 
der Gerber Leder macht, willkürlich zu vermehren. Auf 
unserer Bildungsstufe sind die wilden Thiere schon zu 
selten geworden, als dafs mit ihren Häuten mehr ab ^aiB 
verhältnifsmäfsig kleiner Theil des Lederbedarfs befrie- 
digt werden könnte: der gröfste Theil der Häute, wel- 
che der Gerber verarbeitet, kommt demnach von Hauä- 
thieren, welche jedoch viel zu kostbar geworden sind, 
um blofs des Felles wegen geschlachtet zu werden. Der 
Verbrauch des Rind- und Kalb-, Schaaf- und Ziegenle- 
ders hängt genau zusammen mit dem Verbrauch von 

20 
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Sdilachtrieh» imd tnit der Möglicfak^t diese Thiere zur 
wirtibschaftlicheii Benutzung; zu unterhalten. Auch der 
Yerbraudi von Rofsleder richtet sich nach der Zahl der 
Pferde, welche für das Wirdischafts-, Fracht- und Luzus- 
fohrwerky zum Reiten und für den Krieg unterhalten 
werden. Europa hat in s^em jetzig^en Zustande aus 
eigner Vieh- und Pferdezucht nicht hinlängliches Mate- 
rial zur Bestreitung seines LedeAedtirfnisses, und bezieht 
daher nodi bedeutende Zufuhren von sogenanntem Wild- 
ieder, das ist von Häuten des Rindviehes und der Pferde, 
ivelche sich in den üppigen Grasebenen von Amerika 
frei umherstreifend unübersehbar vermehrt haben. Die 
wachsekide Bevölkerung, und in neuern Zeiten noch mehr 
der Mangel an politischer Einheit und gesetzlicher Ord- 
nung beschränken indessen den Zuschufs immer mehr, 
welchen Europa zu seinem Lederbedürfoisse von dort- 
her erhält. Audi in Bezug auf Fischhaut und Robben- 
feile ist das nördliche Polarmeer sdion sehr ausgebeu- 
tet, und in dem südlichen wird seiner grofsen Ausdehr 
Hang ungeachtet doch endlich audi der jährliche Zu- 
wadis den jährlichen Abgang nicht immer ersetzen kön- 
nen. Wächst in Europa selbst mit dem Anbau des Bo^ 
dens auch die Viehzucht: so werden doch die Hausthiere 
in eben dem Maafse theurer, wie der Boden kostbarer 
wird; der sie nährt Aus diesen der Gerberei ganz ei- 
genthtimlidien Verhältnissen ergiebt sich, daOs fortwäh- 
rend eine vermehrte Nachfrage nach den Erzeugnissen 
dieses Gewerbes erwartet, ein anhaltendes Steigen des 
Aneibietens und eine dadurch erzeugte Verminderung des 
Gewinnes daraus aber nicht besorgt werden darf. Der 
preufsische Staat hatte, nach der Gewerbetabelle vom 
Jahre 1837, Gerber und Lederbereiter aller Ait, und zwar: 
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für eigne Rechnung arbeitende Meister 5436 

Gehülfen derselben 5046 



überhaupt . . . 10,482 
also auf beinahe 1346 Einwohner nur einen Menschen, 
der sich mit der Zubereitung von Leder beschäftigte. Die 
geringe Zahl der Gehülfen ergiebt, da& die Gerberei an 
vielen Orten noch mit unzulänglichem Kapital, und des- 
halb nur von vereinzelt stehenden Arbeitern betrieb» 
wird. Den ansehnlichsten Betrieb dieses Handwerks hat 
die Rheinproviuz, nSmlich: 

Meister 1371 

Gehülfen . . 1624 

zusammen . . . 2895 
Es befinden sich also in derselben noch über zwei Sie- 
bentheile sämmtlicher Gerber. Einigen Antheil an die- 
ser Erscheinung hat die Lohe, welche von dem Eichen- 
gestrüppe auf dem hohen Yeen,* der Eifel und dem 
Hundsrück entnommen wird: mehr wahrscheinlich ßber 
doch der überwiegend grofse Rindviehstand (dieser Pro- 
vinz, welcher, verbunden mit der Leichtigkeit, amerikßni- 
sche Wildhäute über Antwerpen zu beziehen, ein be-^ 
trächtliches Material darbeut Es ist nicht wahrscheior 
lich, dafs ein Geschäft, welches so viel Yorschufs for- 
dert und so wenig Annehmlichkeit für die äufsern Sinne 
mit sich bringt, ohne wahren Beruf dazu, das ist ohne 
die nöthige Sachkenntnifs, begonnen werden dürfte. Um 
so mehr werden Anlagen von neuen Gerbereien nur 
durch diejenigen Bücksichten zu beschränken sein, wel- 
che die Polizei der Anwendung von widrigen Verunreir 
nigungen der Luft und des fliefsenden Wassers zu wid- 
men verpflichtet ist. 

Das bei weitem ausgebreiteteste der zunächst für 

20 ♦ 
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den Handel betriebenen Handwerke war schon seit Tie- 
len Jahrhunderten und wird mit den Fortschritten der 
Bildung und Gewerbsamkeit nur noch immer mehr die 
Weberei mit den mannichfaltigen Verrichtungen, welche 
theils das Material dazu vorbereiten, theils die rohen Ge- 
webe durch Walken, Bleichen, Färben und andere Zu- 
bereitungen vervollkommnen. Der Mensch kann die 
Stoffe, woraus die Weberei ihr Material entnimmt, zwar 
nicht ganz unbedingt nach Willkür, aber doch in einem 
solchen Maafse vermehren, dafss die Befriedigung der 
Nachfrage durch Mangel daran wahrscheinlich in sehr 
langer Zeit noch nicht beschränkt werden dürfte. Es 
ist keinem Bedenken unterworfen, dafs der Anbau des 
Flachses und Hanfs und besonders auch der Baumwolle 
noch sehr erweitert werden könnte, wenn die Nachfrage 
nach leineneu und baumwollenen Geweben es erforderte. 
Die Baumwolle sank sogar im Laufe von nur siebenzig 
Jahren fast auf ein Yiertheil ihres frühem Preises herab, 
als der durch Anwendung der Spinnmaschinen darauf un- 
geheuer vermehrte Verbrauch den Anbau derselben in 
den weiten Niederungen des amerikanischen Festlandes, 
namentlich im südlichen Theile der nordamerikanischen 
Freistaaten und in Brasilleu anregte. Die Vermehrung 
der Schaafwolle hängt allerdings von der Möglichkeit 
ab, den Wollertrag der Schaafheerden durch Vermeh- 
ning ihrer Zahl und Veredlung ihres Vliefses zu erhö- 
hen: so lange jedoch noch weite Strecken von Weide- 
ländereien unter milden Himmelsstrichen der Benutzung 
durch Schaafzucht offen stehen, wird auch bei sehr er- 
weitertem Verbrauch eine Beschränkung desselben durch 
beträchtlich steigende Wollpreise nicht zu befürchten 
sein. Die Zufuhren von edler Wolle vom Vorgebirge 
der guten Hoffnung und noch mehr aus Van -Diemens- 
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land und der Südküste Neuhollaiids lYachsen von Jahr 
zu Jahr mit solcher Schnelligkeit, dafs ungeachtet der 
steigenden Bevölkerung und des gleichzeitigen Steigens 
des Bodenwerthes in Europa doch sogar ein Sinken der 
Wollpreise für eine nicht sehr ferne Zukimft wahrschein- 
lidi wird. Selbst der Seidenbau ist noch sehr beträcht- 
lidier Erweiterungen fähig. Wenn auch die Bemühun- 
gen, ihn in Deutschland und im nördlichen Frankreich 
einheimisch zu machen, keinen merklichen Einflufs auf 
die Seidenpreise haben dürften: so bleibt es doch un- 
zweifelhaft, dafs Ostindien und das südliche Asien über-* 
haupt sehr viel mehr und sehr viel bessere Seide nach 
Europa senden werden, wenn es den Bemühungen det 
Britten und Niederländer gelingt, daselbst dem Eigen- 
thume mehr Sicherheit zu verschaffen und dem Ei*werb- 
fleifsc eine zweckmäfsigere Richtung zu geben. Spinnen 
und Weben in seiner einfachsten Gestalt ist eine so we- 
nig Körperkraft, Nachdenken und Vorbereitung fordernde 
Beschäftigung, dafs sie von Jedermann von früher Kind^ 
heit bis in das späteste Lebensalter, selbst mit häufiger 
Unterbrechung, verrichtet werden kann. Sie sinkt daher 
einerseits sehr bald zur blofsen Aus füll arbeit, das ist 
zu einer solchen herab, wozu Menschen, die wegen an- 
derer Beschäftigungen unterhalten werden müssen, eine 
Zeit noch nutzbar anwenden, welche sonst für allen Er- 
werb verloren sein würde: andererseits aber führt die- 
ses dahin, eine so ganz mechanische Arbeit auch durch 
Maschinen verrichten zu lassen, wobei der Mensch nur 
die Einrichtung zu machen - und die Aufsicht zu führen 
hat Beide Richtungen führen dahin. Spinnen und We- 
ben ohne Anwendung von Maschinen so wohlfeil zu 
machen, dafs ein Menseh sich von dem Erwerbe durch 
solche Arbeit nicht mehr diejenigen Bedürfnisse verschaff 
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fen kann, deren er zam anständigen Leben auf onserer 
Bildun^stafe bedarf. Der feinere Faden ist zwar nur 
von einer durch gprobe Arbeit nicht gehärteten Hand zu 
ziehen, und es bedarf einer besonderen Aufmerksamkeit 
und Uebung, damit er durchaus gleichförmig werde: da- 
her bleibt sehr feines Gespinnst ganz unverhältnifsmäfsig 
thener, so lange noch mit der Hand gesponnen wird. 
Aber die Spinnmaschinen auf Baumwolle spinnen schon 
seit einer Reihe von Jahren feiner, als eine Menschen- 
hand es überhaupt vermag, und die Kosten der Einrich- 
tung und Aufsicht mehren sich dabei keineswegs in dem 
Yerhältnispe, worin die Feinheit des Fadens wächst. Da- 
her sind die feinsten baumwollenen Gewebe um das Vier- 
ond Mehrfache wohlfeiler als die feinsten leinenen, wozu 
das Garn noch immer mit der Hand gesponnen werden 
mufs, weil die Spinnmaschinen auf Flachs noch nicht die 
gleiche Vollkommenheit erreicht haben. Der Zwirn, wel- 
cher zum Klöppeln der Brüsseler Spitzel^ dient, mufs 
noch immer sehr viel theurer bezahlt werden, als Silber 
von gleichem Gewichte. Es ist indessen nicht zu zwei- 
feln, dafs die Spinnmaschinen auf Flachs, nachdem die 
Schwierigkeiten der ersten Anlage glücklich überwunden 
sind, nunmehr auch schnellere Fortschritte machen, und 
bald dahin gelangen werden, auch das Garn zur Verfer- 
tigung der feinsten Leinwand und des Battists zu so nie- 
drigen Preisen zu liefern, dafs der Unterschied des Prei- 
ses zwischen den feinen baumwollenen und den gleich 
feinen leinenen Waaren verschwinden wird. Hierdurch 
Ivird eine grofse Verminderung der Nachfrage nach baum- 
wollenen Geweben vorbereitet, wenn dieselben auch ne- 
ben den haltbareren leinenen wegen ihrer Weiche und 
Weifse stets einen Platz behaupten dürften. Die Spinn- 
maschinen sind nächst der Baumwolle besonders auf 
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ScbaafwoUe angewandt worden. Mit demjenigen Garn, 
weldies zoin Weben gewalkter Zeuge gebraucht wird, 
ist es bereits so weit gediehen, dafis alles Spinnen mit 
der Hand für die Tuchmacher gänzlich aufgehört hat, 
und selbst die Aermsten genöthigt sind, sich kleiner Spinn- 
maschinen von etwa vierzig Spindeln zu bedienen. Spä^ 
ter hat sich das Maschinengespinnst auch auf dasjaüge 
wollene Garn * ausgedehnt, das zu Zeugen dient, worin 
wie bei Rasch, Serge, Merino und Thibet der Faden 
sichtbar bleibt, und es ist hieraus schon eine sehr be- 
trächtliche Verminderung des Preises der feineren Ge^ 
webe dieser Art, namentlich der Umschlagetücher unse- 
rer Frauen, hervorgegangen. Werden auch die feinsten 
schaafwollenenen Waaren dieser Art stets theurer blei- 
ben müssen, als die feinsten baumwollenen, weil das Ma- 
terial dazu vielleicht sechsmal theurer ist: so droht doch 
bei femer noch sinkenden Preisen ihre sehr viel gröfsere 
Dauerhaftigkeit den baumwolleneu ebenfalls eine geßihr« 
liehe Mitbewerbung. Die Seidenweberei hat wenige 
erhebliche Veränderungen zu besorgen. Ganz seidene 
Zeuge, und namentlich die schwereren, werden stets eine 
kostbare Waare bleiben, da das Erzeugen der Seide so 
viel menschliche Arbeit braucht, und verhältni&mäfsig so 
wenig durch Maschinen zu erleichtern ist, wenn auch 
die Verbesserungen des Abhaspeins nidit verkannt wer«* 
den wollen: aber dennoch werden diese Gewebe wegen 
ihres Glanzes und ihrer Farbenpracht stets ein so be- 
liebter Gegenstand des Luxus bleiben, dafs die Fort- 
dauer der darauf gerichteten Fabrikation hinlänglich ge- 
sichert erscheint. In der Kunst, mit einer verhältnilk- 
mäfsig geringen Beimischung von Seide, feinen baum- 
wollenen und wollenen Waaren eiu sehr lockendes An- 
sehn zu geben, werden noch immer Fortschritte gemacht, 
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und der Yerbrauch der sogenannten halbseidenen Zenge 
wird sich mit ihrer zonehmenden Wohlfeilheit wahrschein- 
lich noch lange steigend erhalten. 

Die Weberei begründet in vielen Ortsgemeinden 
den Reichthum oder wenigstens die Wohlhabenheit ih- 
rer angesehensten Elinwohner. Neben den grofsen Fa- 
b|iLherren erhalten sich dnrch besondern Gewerbfleiis 
andi wohl selbstständige Fabrikanten bei Unternehmun- 
gen von geringerer Ausdehnung, und die Nebenarbeiten 
der Maschinenspinnereiy der Färberei, Zeugdruckerei und 
Apretur nähren auch die Inhaber der dazu bestimmten 
Anstalten meist anständig und zuweilen sehr reichlich. 
Allein neben diesen vermögenden Mitgliedern der Orts- 
gemeinden lebt fast durchgängig eine gro&e Anzahl dürf- 
tiger Weber, deren unsichre Stellung die Vorstände der 
Ortsgemeinden zu sehr ernsten Betrachtungen auffordert. 
Der Grofshandel, welcher die Fabrikate der endegensten 
Gegenden auf die Messen führt, und in Mitbewerbung 
um die Gunst der Abnehmer setzt, nöthigt die Fabrik- 
untemehmer im Allgemeinen zu dem ängstlichsten Be- 
streben, preiswürdige Waaren, das ist solche zu liefern, 
wo sich die dem Zwecke möglichst angemessene Beschaf- 
. fenheit mit der möglichst damit vereinbaren Wohlfeil- 
heit vorbindet Gemeinhin haben die Fabrikunternehmer 
zu wenig Einflufis auf Erzeugung des Materials, als dafs 
es in ihrer Macht stände, durch Erniedrigung der Preise 
desselben wohlfeilere Fabrikate zu schaffen. Das gewalt- 
same Bestreben, die Materialienpreise herabzudrücken, 
hat gewöhnlich nur ein Steigen derselben zur Folge: die 
Grundeigenthümer hören auf zu erzeugen, was schlecht 
bezahlt wird ; und die Kaufleute stehp an, aus der Feme 
herbei zu führen, was sie mit Schaden statt Gewinnes 
bedroht. Es ist daher zunächst eine Verminderung der 
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Arbeitskosten, wodurch die Fabrikunteniehmer ihren Er- 
zeugnissen die möglichste Preiswürdigkeit zu geben be- 
müht sind. Wohlfeile Arbeit ist jedoch auf zwei ganz 
entgegengesetzten Wegen zu suchen: nämlich entweder 
dadurch, dafs die menschlichen Kräfte wohlfeiler oder 
dadurch, dafs sie wirksamer gemacht werden. Bas Erste 
geschieht, üidem man den Arbeiter nöthigt, sich mit miu- 
dem Lebensgenüssen zu begnügen, also einerseits anhal- 
tender und mit gröfs^er Anstrengung zu arbeiten, und 
andererseits schlechtere Speisen und Getränke zu genie- 
isen, sich dürftiger zu kleiden, enger und unbequemer 
zu wohnen, und überhaupt allem nur irgend entbehrlich 
scheinenden Aufwände zu entsagen. Dieses Herabwür- 
digen des Menschen zum lastbaren Thiere hat indessen 
doch seine Gränzen eben in dieser Entwürdigung der 
menschlichen Natur. Der Mensch verkümmert in einer 
solchen Stellung, wächst nicht einmal ordentlich aus, 
bleibt lebenslänglich schwach und siech, altert früh, und 
kann schon dieser körperlichen Beschaffenheit wegen sehr 
viel weniger leisten, als ein von Jugend auf wohlgenähr- 
ter und durch Schonung seiner Kräfte bis zum späten 
Lebensalter thätig erhaltener Mann. Noch mehr leidet 
die geistige und sittliche Bildung, von welcher der Er- 
folg auch anscheinend rein mechanischer Arbeiten sehr 
viel mehr abhängt, als die gemeine Gesinnung vieler 
Lohnherren anerkennt. Ein Arbeiterstamm, der es mit 
aller Anstrengung nicht dahin bringen kann, dafs es ihm 
wohl wird im Leben, verliert endlich die Neigung, nach 
höherm Erwerbe zu streben, wird faul, unordentlich, und 
lernt als einen rechtmäfsigen Gewinn ansehn, was er sei- 
nem Treiber durch List abzugewinnen, oder durch Ge- 
walt abzutrotzen vermag. Kaum irgend eine Arbeit ist 
so ganz mechanisch, dafs Aufmerksamkeit und verstau- 
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diges Anstellen dabei nicht sehr wesentlich zur Förde- 
rung derselben beitragen könnten: selbst beim Brennholz 
spalten, beim Umgraben des Bodens , beim Breschen, 
beim Fortbringen von Lasten hat der aufmerksame und 
verständige Arbeiter bei gleicher Körperkraft ein sehr 
entschiedenes Uebergewicht über denjenigen, welcher 
diese Geschäfte mit thierischer Sorglosigkeit verrichtet 
Ganz anders verhält es sich, wenn der Fabrikunterneh- 
mer es sich zur Aufgabe stellt, die Kräfte seiner Arbei- 
ter durch Erleichterung ihrer Geschäfte wirksamer zu 
machen. Hier steht er auf dem unbegränzten Gebiete 
der Mechanik und Chemie. Wenige haben einen deut- 
lichen Begriff davon, wie weit die menschliche Arbeit 
durch bessere Werkzeuge bereits gefördert, und was 
dem Menschen möglich geworden ist, seitdem er neben 
den Kräften der Hausthiere sich Wasser, Wind und 
Dämpfe dienstbar gemacht, und die chemischen Wahl- 
verwandtschaften ,der verschiedenartigsten natürlichen Kör- 
per, und selbst der Wärme und des Lichts zu seineu 
Zwecken zu benutzen gelernt hat. Das Zeitalter schrei- 
tet rüstiger als jemals auf dieser Bahn fort: Entdeckun- 
gen und Erfindungen, welche einen vor einem Menschen- 
alter noch nicht geahnten Einflufs auf Erhöhung der 
Macht des Menschen über seine Umgebungen ausüben, 
bereiten nur noch einflufsreichere vor. Weit entfernt^ 
irgend eine Begränzung in Aussicht zu stellen, folgen 
einander immer nur schneller neue Mittel, dem Men- 
schen höhere Genüsse für Geist und Körper zu sichern. 
Die höhere Gewerbepolizei erzeigt daher den Fabrik- 
Unternehmern eine wahre Wohlthat, wenn sie dieselben 
uöthigt, den Versuch Arbeit durch Abdingen des Loh- 
nes wohlfeiler zu machen, gänzlich aufzugeben, und sie 
dagegen darauf hinweist, durch Benutzung aller Vor- 
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theile, welche der Zustand der Mechanik and Chemie in 
unsem Tagen darbeat, den Kräften ihrer Arbeiter eine 
gröfsere Wirksamkeit zu geben; das ist, nicht auf das 
Elend, sondern auf das erhöhte Arbeitsvermögen der Men- 
schen, deren sie sich für ihre Zwecke bedienen, ihren 
eignen Wohlstand zu gründen. Sie müssen das letzt- 
genannte Mittel doch endlich ergreifen, weil das erst- 
genannte sie nicht weit zu fördern vermag: aber sie thun 
dies gröfstentheils sehr ungern eher, als bis eine traurige 
Erfahrung sie von der Unzulänglichkeit des ersten über- 
zeugt hat Durch das Herabdrücken des Lohnes der Ar- 
beiter auf das Aeufserste, wobei sie noch kümmerlich be- 
stehen können, wird unglaubliches Elend erzeugt, und 
ein übermäfsig zahlreicher, armseliger und entsittlichter 
Arbeiterstamm geschaffen, der die Einführung von Ma- 
schinen, welche Menschenarbeit ersparen, äufserst er- 
schwert, weil er einen grofsen Theil der bisher schlecht 
genährten Arbeiterklasse vorerst entbehrlich, folglich völ- 
lig erwerblos macht. 

Ist es nun auch hauptsächlich die Aufgabe der Staats- 
gewalt, die unbedingte Abhängigkeit der Fabrikarbeiter 
von der Kargheit unbeholfener Unternehmer, und vor 
Allem den Mifsbrauch der sogenannten Fabrikkinder ernst- 
lich zu hindern: so können doch auch verständige Orts- 
obrigkeiten sehr viel dazu beitragen, diesen heilsamen 
Zweck zu fördern, und den Ortsgemeinden die Verle- 
genheit zu ersparen, worein die Verarmung zahlreicher 
in ihnen wohnender Fabrikarbeiter sie zu versetzen droht. 
Das günstigste Verhältnifs ist noch, wenn die Weber 
zerstreut auf dem Lande wohnen, und ein kleines Eigen- 
thum zur Wohnung, einen kleinen Fleck Land zur Er- 
zeugung von Kartoffeln, Gemüse und Obst nebst einer 
Kuh oder wenigstens einem Paar Ziegen )ie$itzen, und 
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hier um stückweise bezahlten Lohn das Material verwe- 
ben, welches ihnen die Unternehmer liefern. Treten nun 
auch Zeiten ein, wo der Unternehmer weniger arbeiten 
läfst, weil der Absatz stockt: so geräth der Weber doch 
nicht leicht in Hungersnoth, da die selbst erzeugten Nah- 
iiingsmittel ihn gegen den äufsersten Mangel schützen. 
Auch bleibt er bei der abwechselnden Bearbeitung sei- 
nes kleinen Grundstückes rüstiger und im Nothfalle fä- 
higer, zu andern Arbeiten überzugehn. Schlimmer stellt 
sich das Yerhältnifs schon, wo wie im schlesischen Ge- 
birge die Weber das Garn selbst kaufen, und die ro- 
hen Gewebe zur weitern Zubereitung an Fabrikherren ab- 
zusetzen versuchen. Hier mufs der arme Weber einen 
Yorschufs machen, den er bei schlechten Preisen seines 
Gewebes nicht immer hinreichend vergütet erhält. Die 
Tuchmacher wohnen in Folge der frühern Gewerbever- 
fassung gemeinhin nicht zerstreut auf dem Lande, son- 
dern in einem zahlreichen Zunftverbande in den Städten. 
Sie verweben in der Regel nur Garn, welches sie aus 
selbst erkaufter Wolle für ihre Rechnung spinnen las- 
sen. Ihr Erwerb ist gemeinhin sehr gering, wenn sie 
das robe Tuch unmittelbar vom Stuhle an Fabrikherren 
verkaufen, welche dasselbe weiter zu fertiger Handels- 
waare zubereiten lassen. Uebernehmen sie selbst die 
fernere Zubereitung für eigne Rechnung, so kann ihre 
Arbeit reichlicher belohnt werden: doch nur in der Vor- 
aussetzung, daCs es ihnen möglich wird, ihren Geweben 
durch hinreichend vollkommene Apreturaustalten das An- 
sehn zu geben, welches von guter Waare im Grofshan- 
del erfordert wird. Gemeinschaftlich von ihnen unter- 
haltene Wolllager, Spinnmaschinen und Walkmühlen kön- 
nen viel dazu beitragen, ihre Stellung zu verbessern, und 
obrigkeitliche Unterstützung hierbei, die nur Ordnung ohne 
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uDzeitige Bevormundting erh&lt und der Korporation den 
vielleicht mangelnden Kredit verschafft, kann allerdings 
sehr wohlthätig ivirken. Vor Allem aber ist danach zti 
trachten, dafs die angesehensten Glieder der Korporation 
eine Bildung erhalten, die es ihnen möglich macht, sich 
die Fortschritte der Zeit schnell anzueignen, und diesel- 
ben durch Belehrung und Beispiel unter ihren Gewerbs- 
geuossen zu verbreiten. Dafs dieses in den viel^i klei- 
nen, mit Tuchmachern besetzten Städten in Schlesien und 
der Neumark längs der vreiland polnischen Gränze und 
in den benachbarten Theilen des Grofsherzogthums Po- 
sen und Westpreufsens nicht geschah, hat das vormals 
blühende Tuchmachergewerbe dort so tief herabgebracht, 
als der gewohnte Absatz nach Polen und Rnfsland durch 
das russische Sperrsystem unterbrochen wurde: denn bei 
bessenn Betriebe des Gewerbes würden die Tuchmadier 
daselbst wohl in dem vermehrten inländischen Absätze, 
der die natürliche Folge der wachsenden Bevölkerung 
und Wohlhabenheit sein konnte, eine beinahe hinrei- 
chende Entschädigung für den Verlust des ausländischen 
gefunden haben. Das ungünstigste Yerhältnifs für die 
Ortsgemeinden entsteht, wenn eine ausgedehnte Fabri- 
kation für den Grofshandel gänzlich abhängig wird von 
dem persönlichen Interesse eines grofsen Unternehmers. 
Wird dieser durch falsche Spekulation, oder auch nidit 
vorherzusehende UnföUe genöthigt, sein Geschäft plötz- 
lich aufzugeben, oder rafft ein schneller Tod ihn dahin» 
ohne dafs sogleich ein eben so kräftiger Unternehmer 
an seine Stelle tritt: so folgt unmittelbar die gänzliche 
Erwerblosigkeit zahlreicher Arbeiterfamilien, welchen bis 
zum Auffinden eines andern Erwerbs Unterhalt zu ver- 
schaffen, die Kräfte der Ortsgemeinden unzureichend sind. 
Unfälle dieser Art müssen auch bei der schönsten Blüthe 
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solcher grofsen Uot^nehmungen als möglich betrachtet 
werden y und es ist dahier eine dringende Pflicht der Orts- 
Torstände^ die Vorbereitungen darauf zu keiner Zeit zu 
vernachlässigen. Die Vermehrung der Arbeiterfamilien 
während der glücklichen Zeiten des raschen Absatzes soll 
allerdings ungehindert bleiben: aber so weit es damit ir- 
gend vereinbar ist, mufis die Selbstständigkeit der Arbei- 
ter aufrecht erhalten, und die- Möglichkeit in ihnen ge- 
nährt werden, sich im Nothfalle durch eigne Kraft ge- 
gen den äufsersten Mangel zu schützen. Sparkassen, wo- 
durch diese Familien einen Nothpfennig aufbewahren, er- 
weisen sich vorzüglich hülfreich für den ersten Augen- 
blick der einbrechenden Verlegenheit. Da dieses Hülfs- 
mittel jedoch nur kurze Zeit vorhalten kann: so kann 
allerdings niur die gewerbliche und sittliche Tüchtigkeit 
der Arbeiter die dauerhaftere Grundlage ihrer fernem 
Erhaltung werden; und in dieser Rücksicht bleibt alles, 
was die gewerbliche und sittliche Bildung des Fabrik- 
arbeiterstammes erhöht und veredelt, der zartesten und 
thätigsten Sorgfalt der Gemeindevorstände angelegent- 
lichst empfohlen. Anwendungen dieser allgemeinen Leh- 
ren auf besondere Gewerbsverhältnisse würden hier zu 
weit führen. 

Wenn nach den vorstehenden Betrachtungen Orts- 
gemeinden wohl die Befugnifs beizulegen sein dürfte, das 
Anstellen neuer Gewerbe von der Erfüllung solcher Be- 
dingungen abhängig zu machen, deren Aufstellung ihnen 
die allgemeinen Gewerbepolizeigesetze aus Gründen der 
Öffentlichen Wohlfahrt gestatten : so können sie dagegen 
doch nicht berechtigt werden, irgend jemand an der Nie- 
derlegung seines Gewerbes zu hindern, der nicht etwa 
durch besondere, freiwillig abgeschlossene Verträge die 
Verpflichtung gegen sie übernommen hat, dasselbe wäh- 
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rend eines bestimmten und bis dahin noch nicht ganz 
abgelaufenen Zeitraums fortzusetzen. Ist auch in den ge^- 
nvöhnlichsten Fällen ein Gewerbe ^ welches wahre Be< 
dürfiiisse einer Ortsgemeinde befriedigt, auch verh&ltnifs- 
mäfsig lohnend, und ist deshalb wohl zu hoffen, dafs sich 
bald ein anderer hinlänglich geeigneter Unternehmer an- 
statt des « abtretenden finden werde: so läfst sich doch 
nicht unbedingt behaupten, dafs jederzeit und unver- 
züglich ein genügender Ersatz für den erlittenen Verlust 
erfolgen werde. Es hängt hier Vieles von persönlichen 
Eigenschaften und Verhältnissen ab, die selbst in Bezug 
auf den Betrieb der Handwerke und des Kleinhandels 
sich nicht so leicht wieder vereinigt finden, dafs nicht 
besonders in kleinen Ortsgemeinden, wo die Mitbewer- 
bung auf wenige Mitglieder beschränkt ist, der Abgang ei- 
nes geschickten und thätigen Mannes noch lange schmerz- 
lich fühlbar bleiben könnte. In Rücksicht auf die me- 
chanischen Künste und auf den Grofshandel kann der 
Verlust einer ausgezeichneten Persönlichkeit auch wohl 
in ansehnlichen Ortschaften empfindlich werden. Seinen 
Wohnort zu verlassen, kann überhaupt die Ortsgemeinde 
Niemand verhindern, sobald er in Erfüllung seiner Pflich- 
ten durchaus nicht rückständig ist, und wegen der An- 
forderungen, welche für laufende Leistungen noch etwa 
an ihn gemacht werden könnten, hinreichende Sicherheil 
bestellt. Mit dem Aufgeben des Wohnsitzes hört in der 
Regel auch die Fortsetzung des von dem Abziehendeti 
daselbst betriebenen Gewerbes auf; soll dieselbe femer 
noch für seine Rechnung durch einen Stellvertreter be- 
stehen: so wird die Gemeinde sich dabei beruhigen müs- 
sen, wenn dieser alle diejenigen persönlichen Eigenschaf- 
ten nachzuweisen vermag, von deren Besitz die Verstat- 
tung des gleichen Grewerbbetriebs für eigne Rechnung 
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nach der örtlichen Yerfassung abhängt, und alle die Yer- 
pilicbtungen übernimmt, welche auf dem gleichen Ge- 
werbbetriebe für eigne Rechnung haften. Bleibt auch 
allerdings in der Wirksamkeit eines Gewerbbetriebes noch 
ein sehr wesentlicher Unterschied zwischen dem, was ein 
Disponent für fremde und ein Eigenthümer für eigne 
Rechnung zum gemeinen Besten zu leisten vermag: so 
sind dodi die Verhältnisse zwischen einem Disponenten 
und seinem Machtgeber nur in so weit ein Gegenstand 
öffentlicher Kenntnifsnahme, als Privatrechte dritter da- 
von abhängen. Würde die Verstattung des Gewerbbe- 
triebs durch Stellvertreter von andern, als den vorste- 
hend benannten Bedingungen abhängig gemacht: so würde 
dadurdd die Willkür der Privatpersonen in der Bestel- 
lung von Stellvertretern nicht beschränkt, sondern nur 
4iie Verheimlichung der Verträge darüber veranlafst wer- 
den. Bleibt derjenige, welcher seinen Gewerbbetrieb auf- 
giebt, ferner noch Mitglied der Ortsgemeinde: so kann 
er entweder ein neues Gewerbe anfangen, oder auch 
gewerblos bleiben. Im ersten Fall stellt sich sein Ver- 
hältnifs gegen die Ortsgemeinde eben so, wie das eines 
jeden, der ein neues Gewerbe anstellt: im andern Falle 
tritt er entweder in die Reihe derjenigen, welche von 
eignen Renten leben, oder er wird von Verwandten und 
sonst Befreundeten unterhalten, oder er macht endlich 
Anspruch auf Unterstützung durch die öffentlichen Ar- 
menanstalten, wo nicht gar durch Privatpersonen, auf de- 
ren Mildthätigkeit er kein Anrecht hat. Das Letztere 
bleibt durchaus unzulässig, und unterliegt polizeilicher 
Beahndung. Wird Unterstützung aus den öffentlichen 
Armenfonds in Anspruch genommen: so bestimmt der 
Grund der Verarmung und das Betragen des Verarmten 
das Verfahren mit demselben. Wer ein Ortsarmer wird, 

weil 
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weil er das Gewerbe, das ihn nährte, aus Trägheit auf- 
gab, gehört in die Klasse der muthwilligen Bettler. Wer 
sich durch unsittliches und ungeschicktes Benehmen in 
die Noth wendigkeit versetzt hat, seinen Gewerbbetrieb 
aufzugeben, trägt billig auch die Folgen desselben, und 
gehört mindestens unter die fahrlässig Verarmten. Völ- 
lig unverschuldet ist Verarmung wohl nur in seltnen Fäl- 
len; aber die Verschuldung kann auch so mäfsig sein, 
dafs sie Nachsicht verdient: um so weniger scheint eine 
Härte darin zu liegen, wenn auch der angeblich oder 
wirklich schuldlos Verarmte unter Vormundschaft gestellt 
wird. Ueberhaupt scheint das Aufstellen einer vormund- 
schaftlichen Gewalt vollkommen begründet über Alle, 
welche nicht blofs wegen einzelner Unfälle einer vor- 
übergehenden Hülfe bedürfen, sondern anhaltend unfä- 
hig bleiben, sich ohne Beihülfe der öffentlichen Armen- 
verwaltung nothdürftigen Unterhalt zu schaffen. Es ist 
dies eine der wesentlichsten Bedingungen einer wohlge- 
ordneten Armenpflege, und in der gewöhnlichen Vernach- 
lässigung dieser Anstalt liegt vor Allem der Grund, wes- 
halb die Verwaltung des Armenwesens bei fortdauernd 
wachsender Kostbarkeit doch so wenig erfreuliche Fol- 
gen erzeugt. 

Alle Berechtigung zum Gewerbbetriebe soll nur ein 
persönliches Recht im strengsten Sinne des Worts, und 
deshalb eben so wenig vererblich, als überhaupt veräu- 
fserlich sein. Den Ortsgemeinden ist vorzüglich daran 
gelegen, diesen Grundsatz festzuhalten, damit ihnen nicht 
durch die Willkür und den Eigennutz ihrer Mitglieder 
Inhaber von Gewerbsberechtigungen aufgedrungen wer- 
den, welche der Mangel persönlicher Eigenschaften un- 
fähig macht, ihren Bedürfnissen so preiswürdig abzuhel- 
fen, als es bei freier Mitbewerbung oder unbeschränkter 
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Ausi^abl wohl möglich wäre. So vFahr dies im. Allge- 
meinen auch ist, 80 kann doch nicht verkannt werden, 
dafs unter besondern, jedoch gar nicht seltenen Verhält- 
nissen Ortsgemeinden wohl Veranlassung haben, Gewerbs- 
berechtigungen eine Dauer beizulegen, welche noch für 
einen allerdings streng zu beschränkenden Zeitraum über 
das Leben ihres Besitzers hinausreicht. Der schwung- 
hafte Betrieb von Gewerben erfordert zuweilen Einrich- 
tungen, die nur alimähiig durch Benutzung glücklicher 
Zufälle zu derjenigen Vollkommenheit gedeihen können, 
worin sie Ausgezeichnetes zu leisten vermögen. Man 
setzt einen Umfang und eine Kraft der Mitbewerbung 
voraus, wie sie der Erfahrung nach sich keineswegs über- 
all und jederzeit findet, wenn man annimmt, es werde 
sich unmittelbar nach dem Tode des Inhabers einer sol- 
chen gewerblichen Einrichtung sogleich Jemand linden, 
der sich derselben zu bemächtigen, und sie mit dem Geiste 
und den Mitteln des- Vorbesitzers zu benutzen versteht. 
Wird den Erben nicht vergönnt, durch einen polizeilich 
zulässigen Stellvertreter das Geschäft, welches sie selbst 
nicht fortsetzen wollen oder können, noch innerhalb ei- 
nes angemessenen Zeitraumes wenigstens nothdürftig in\ 
gewohntem Gange zu halten: so zersplittert sich die viel- 
leicht während eines langen Lebens mühselig gebildete 
Gewerbsanstalt und geht wohl gar unwiederbringlich ver- 
loren. Allerdings mufs der Zeitraum, worin eine solche 
Fortsetzung des Gewerbbetriebes für Rechnung der Er-- 
ben auf den Grund der Berechtigung ihres Erblassers 
gestattet bleibt, ein auf das wirkliche Bedürfnifs beschränk- 
ter, der freien Mitbewerbung nicht wesentlich hinderlicher 
sein. Die Bestimmung der Dauer desselben ist um so 
mehr der Ortsgemeinde zu überlassen, als sie hauptsäch- 
lich von örtlichen Verhältnissen abhängt : doch wird das 
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Gesetz eine Gränze dafür festsetzen müssen, um dem Ein- 
schleichen von Teralteten MiCsbräuchen za steuern, wel- 
che durch einseitige Ansichten leicht wieder erzeugt wer- 
den könnten. Wie der Begriff von veräufserlichen und 
besonders von vererblichen Gewerbsberechtiguugen aus 
einer einseitigen Beachtung des Yortheils der hinterlas- 
senen Erben entstand, ist weiter oben bei Betrachtung 
der Gewerbsberechtigungen überhaupt bereits ausführlich 
gezeigt worden. Zur Erläuterung der vorstehenden Be- 
merkungen mag indessen folgendes Beispiel dienen. Ein 
Gasthof kann durch die glückliche Benutzung einer für 
die Reisenden bequemen Lage, durch eine ihren Bedürf- 
nissen angemessene Einrichtung, durch preiswürdige Be- 
wirthung und durch ein anziehendes Benehmen des In- 
habers einen weit verbreiteten Ruf erlangt, und wesent- 
lich dazu beigetragen haben, den Verkehr in einer klei- 
nen Ortsgemeinde zu beleben, und auch andern Einwoh- 
nern desselben bessern Erwerb zu schaffen. Nicht jeder 
Erbe einer solchen Wirthschaft ist persönlich geeignet, 
dieselbe glücklich fortzusetzen. Verwaltung durch einen 
gemietheten Stellvertreter ist offenbar unzureichend ; und 
selbst Verpachtung kann schon deshalb nicht genügen, 
weil der Pächter niemals mit der vollen Unbefangenheit 
und dem vollen Interesse des Eigenthümers zu handeln 
vermag. Es liegt deshalb ebensowohl dem Erben selbst, 
als der Ortsgemeinde daran, einen durch seine persönli- , 
eben Eigenschaften und durch sein Vermögen zur Fort- 
setzung der Wirthschaft durchaus befähigten Käufer zu 
finden, ehe der wohlerworbene Ruf des Gasthofs erlischt. 
Je früher dieser gefunden wird, desto sichrer ist die Gre- 
meinde, dafs ihr der bisher bezogene Vortheil nicht etwa 
durch die Mitbewerbung von Gasthöfen entzogen wird, 
welche an derselben Strafse in benachbarten Ortschaften 
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schon lieg^eDy oder neu daselbst entstehen. Ein verstän- 
diger Erbe mrd auch wohl übersehen, dafs ihm das 
Grundstück und die vorhandenen GerSthschaftcn und Yor- 
rfithe besser bezahlt werden, wenn der Käufer dadurch 
Gelegenheit erhält, in eine noch in gutem Rufe stehende 
Wirthschaft einzutreten, und er hat deshalb wohl Ver- 
anlassung, den Verkauf nicht durch Halten auf einen 
Übermäfsigen Preis zu verzögern. In sofern haben beide 
Theile das gleiche Interesse, die Gastwirthschaft vorerst 
durch einen möglichst geeigneten Verwalter so lange fort- 
führen zu lassen, als erforderlich ist, einen wohlgeeigne- 
ten Käufer herbeiznziehn. Aber ein minder verständiger 
Erbe wird die Vortheile eines schnellen Verkaufs nic^t 
gehörig würdigen, und vielmehr einen höhern Preis durch 
längeres Abwart^i von Angeboten erlangen zu können 
glauben. Solchem Unverstände mufs nun die Ortsge- 
meinde entgegen treten, indem sie den Grundsatz fest- 
hält, dafs eine Verpflichtung, den Käufer des Grundstücks 
zur Fortsetzung der Gastwirthschaft zu berechtigen, kei- 
neswegs bestehe, und dafs, wenn sich ein geeigneter Käu- 
fer während eines mäfsigen Zeitraums, etwa in Jahres- 
frist, nicht findet^ sie das Anstellen einer Gastwirthschaft 
in einem andern innerhalb ihres Bezirks liegenden Grund- 
stücke nicht nur nachgeben, sondern selbst möglichst be- 
günstigen werde. Wo beim Verzuge weniger Gefahr 
für das Interesse der Gemeinde besteht, wie beispiels- 
weise bei grofsen Mtihlcnanlagen, wird zum Auffinden 
eines geeigneten Käufers ein längerer Zeitraum für die 
Fortdauer der bisher damit verbundenen Berechtigung 
zum Gewerbbetriebe selbst im Interesse der Gemeinde 
zu gestatten sein. Häufiger sind allerdings die Fälle, 
wo die Gemeinde nur ein mittelbares Interesse hat, eine 
Gewerbsberechtigung über die Lebenszeit ihres Inhabers 
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hinatts fortdauern za lassen, indem nSmlicfa dadurch ei- 
ner plötzlichen Yeramiung der Hinterlassenen desselben 
vorgebeugt wird. In diesem Sinne gestatten die meisten 
Innungsartikel der zünftigen Gewerbe der Wittwe eines 
Meisters die Fortsetzung des Geschäfts mit einem dem- 
selben vorstehenden Gesellen, und berechtigen sie sogar, 
ihn unter den am Orte in Arbeit stehenden auszuwäh- 
len. Nach der altern Zunftverfassung kann sie diese 
Wahl sogar zwei Mal wiederholen, und der Geselle, wel- 
cher sich weigert, die auf ihn gefallene Wahl anzuneh- 
men, darf am Orte nicht in Arbeit bleiben. Diese Be- 
günstigung erscheint in sofern übertrieben, als sie die 
Wittwe berechtigt, den Erwerb anderer Meister zu stö- 
ren, indem sie denselben ihre besten Gesellen wegnimmt. 
Auch kann die Gemeinde nicht hoffen, durch eine Wittwe, 
welchiB das Handwerk mit einem solchen Stellvertreter 
fortsetzt, eben so gut bedient zu werden, als durch den 
verstorbenen Meister; wenigstens ist es nur ein günsti- 
ger Zufall, wenn eine solche Hoffnung erfüllt wird. Bei 
zahli-eich besetzten Gewerken ist indessen der Naditheil 
für die Gewerbsamkeit, der aus einer solchen Fortsetzung 
eines Handwerks oder Handelsgeschäfts entsteht, gemein- 
hin weniger erheblich, als die traurigen Folgen der Er- 
werblösigkeit einer verwaisten Familie. Ueberhaupt sind 
hier verschiedene Verhältnisse zu beachten. Zuweilen 
kommt es nur auf eine etwa einjährige, öder doch nicht 
viel längere Frist an, um das Aufgeben des Gewerbbe- 
triebes mit möglichst wenigem Schaden vorzubereiten: 
man hat noch rückständige Verpflichtungen zu erfüllen, 
noch nicht fällig gewordene Einnahmen abzuw^arten, Waa- 
renlager und Vorräthe zu veräufsern, vielleicht selbst den 
Uebergang zu andern Gewerben vorzubereiten; und es 
würde allerdings eine grofse Härte sein, den Hinterlas« 
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senen die dazu nöthige Be&istuDg za versagen. Zuwei- 
len besteht die Absicht, das Gewerbe noch wenige Jahre 
fortzusetzen, bis sich Gelegenheit findet^ dasselbe an ei- 
nen der Mündigkeit nahen Sohn, einen Schwiegersohn 
oder andern befreundeten Unternehmer übergehn zu las- 
sen, welcher dann den fernem Unterhalt der Familie 
übernimmt. Die Beschaffenheit des Gewerbes selbst, die 
persönlichen Eügenschaften des inzwischen zu bestellen- 
den Geschäftsführers, und die wahrscheinliche Dauer der 
Stellvertretung können nur allein darüber entscheiden, 
in wiefern eine solche Befristung zu gestatten sei. Wer 
nach Ablauf derselben das Gewerbe übernimmt, führt 
dasselbe nicht mehr auf den Grund der Berechtigung 
des Verstorbenen fort, sondern kraft einer ihm persön- 
lich ertheilten, und er mufs daher auch die persönlichen 
Eigenschaften besitzen, welche zum Erlangen einer sol- 
chen Berechtigung befähigen. Zuweilen ist auch gar keine 
nahe Aussicht vorhanden, das Gewerbe an einen andern 
Unternehmer abzutreten: alsdann erscheint eine Fort- 
setzung desselben auf den Grund der Berechtigung des 
Verstorbenen überhaupt unzulässig. Dagegen kann die 
verwaiste Familie wohl dadurch begünstigt werden, dafs 
einer zur Führung des von dem Verstorbenen betriebe- 
nen Gewerbes vollkommen geeigneten Person die Be- 
rechtigung dazu unter der Bedingung ertheilt wird, für 
den Unterhalt der verwaisten Familie zu sorgen. Diese 
Person kann die Wittwe sein, wenn es überhaupt po- 
lizeilich zulässig ist, Frauen die Führung eines solchen 
Gewerbes zu gestatten.* Die vorstehenden Bemerkungen 
bezwecken übrigens keineswegs, die Fortsetzung irgend 
eines gewerblichen Geschäftes unter einer bekannten 
Firma auf irgend einen Zeitraum zu beschränken: nur 
darf daraus niemals geschlossen werden, dafis die Berech- 
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tigung zum Gewerbbetriebe ebenso vererblich und ver- 
äufserlich sei, als es die Firma, worunter es betrieben 
wird, allerdings sein kann. Im Allgemeinen können die 
Rücksichten auf Erhaltung der Familien nur so weit be- 
achtet werden, als es selbst zu den Pflichten der Orts- 
gemeinden gehört, dem Verarmen ihrer Mitglieder vor- 
zubeugen. Diese Verpflichtung zur Fürsorge für Ein- 
zelne steht jedoch allerdings den höhern Pflichten nach, 
welche sich auf Erhaltung der Wohlfahrt des Ganzen 
beziehn. Wenn in fröhern Zeiten das besondere Fa- 
milieninteresse bei der Verwaltung gewerblicher Angele- 
genheiten mehr begünstigt wurde, als jetzt stattl^aft er- 
scheint: so darf nicht übersehen werden, dafs durch Spar- 
kassen, Lebensversicherungsanstalten und überhaupt durch 
Gelegenheiten, Ersparnisse mit gröfserer Sicherheit zins- 
bar zu benutzen, jetzt unter dem Schutze des Staates dem 
Familienvater selbst sehr viel mehr Mittel dargeboten sind, 
den Unterhalt der Seinigen nach seinem Tode zu sichern. 
Die Nothwendigkeit einer öffentlichen Fürsorge für ein- 
zelne Familien insbesondere hat sich daher wesentlich 
vermindert: der Geist der Gesetzgebung hat darum nicht 
aufgehört, mild zu sein, weil er Anstalten, welche Jeder 
nach eigner Einsicht benutzen kann, an die Stelle einer 
Bevormundung setzte, welche, nur zu oft in Begünstigung 
des Einzelnen auf Kosten der öffentlichen Wohlfahrt aus- 
artete. 
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Messen. 



^o weit Ortsgemeioden durch das Erzeugnifs der Ar- 
beiten ibf er Mitglieder ipit ihren Bedürfnisseu nicht ver- 
sorgt werden können, müssen sie diese von auswärts ent- 
weder herbeiholen oder zugeführt erhalten. Wo Fami- 
lien in geringer Anzahl beisammen wohnen, sind sie gc- 
nöthigt^ jedes einzelne Bedürfuifs, das sie oder ihre Nach- 
barn nicht selbst erzeugen, aus andern Ortschaften zu 
holen: denn der Absatz, den ihr geringer und oft nur 
zufälliger Bedarf verspricht, ist allzu unbedeutend, als 
dafs in Erwartung desselben Zufuhren gemacht, oder Vor- 
räthe zum Wiederverkauf herbeigeschafft werden könn- 
ten. Aber dieses Holen eines jeden einzelnen Bedürf- 
nisses wird sehr lästig und kostbar durch den Aufwand 
vonZeit und Mühe, welchen es erfordert, und der Zu- 
stand des Lebens in solchen kleinen Ortsgemeinden bleibt 
daher sehr unvollkommen. Indem die menschlichen Woh- 
nungen näher an einander rücken und ansehnlichere Ort- 
schaften bilden, wächst zwar der Bedarf an Erzeugnis- 
sen, welche die Mitglieder der Gemeinde nicht selbst 
hervorzubringen vermögen: aber andererseits wachsen 
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auch noch viel schneller die Mittel, sie von aufsen her- 
beizuschaffen. Auch eine kleine Stadt vermag nicht leicht 
auf ihrer Feldmark so viel Getreide zu bauen, als ihre 
Bewohner zum jährlichen Unterhalte bedürfen: aber Ge- 
müse, Obst, Milch, Butter, Eier und Federvieh werden 
noch hinreichend in den Wirthschaften der Einwohner 
gewonnen, und daher auch aus der Umgegend nicht zu- 
geführt. Eine mäfsige Mittelstadt mufs dagegen ihre Ver- 
sorgung mit den letztgenannten Bedürfnissen schon gro- 
fsentheils durch Zufuhr aus ihren Umgebungen erwarten. 
Je bevölkerter und wohlhabender die Stadt, ]e gröfser 
demnach ihr Bedürfnifs an solchen einfachen ländlichen 
Erzeugnissen, und je sicherer also der Absatz davon wird: 
desto mehr erweitert sich der Kreis, woraus sie Zufuh- 
ren empfängt, und desto reichlicher strömen dieselben 
herbei. Berlin empfängt Kahnladungen von Eiern aus 
Schlesien und von Obst aus Halle, Butter aus der El- 
binger Niederung, vom Schlesischen Gebirge und aus 
Mecklenburg und Holstein, Heerden von Truthühnern 
aus Böhmen und von Gänsen aus Pommern. Es genügt 
bei weitem nicht an dem, was aus der Umgegend Ber- 
lins auf vier bis fünf Meilen weit von den Landieuten 
selbst herbeigeführt wird: Aufkäufer durchreisen viel ent- 
ferntere Landestheile und bringen bedeutende Frachten 
zu Wasser und zu Lande davon auf die Märkte der 
Hauptstadt Aehnliche Erscheinungen bieten in Deutsch^ 
land Wien und Hamburg dar. Der Verkehr mit gemein 
neu ländlichen Erzeugnissen, welchen die grofsen Städte 
zweiten Banges hervorrufen, bleibt noch für die Land- 
wirthschaft ganzer Provinzen ein kräftiges Belebungsmit- 
tel; und selbst Mittelstädte,, deren Wohlstand sich auf 
Fabrikation und Handel gründet, wirken durch ihren Be- 
darf sehr wohithätig auf den Anbau eines beträchtlichen 
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Umkreises von Dörfern und Landgütern. Im Allgemei- 
nen wird zwar Landleuten nicht verwehrt, zu jeder Zeit 
ihr Erzeugnifs zur Stadt zu bringen: aber schon die 
Nothwendigkeit, die besonders in alten Städten oft sehr 
engen Strafsen für den Gebrauch des Fuhrwerks und 
der Fufsgänger frei zu halten, veranlafste die Bestim- 
mung besonderer Marktplätze für das Feilbieten dersel- 
ben; überdies blieb es für Käufer und Verkäufer bequem, 
ebensowohl bestimmte Plätze, als bestimmte Wochentage 
und Tageszeiten für diesen Verkehr zu haben, und die 
Obrigkeit unterliefs nicht solche Bestimmungen anzuord- 
nen, und dadurch beiden Theilen das Suchen und Fin- 
den zu erleichtern. So bildeten sich die Wochenmärkte, 
deren Zweck es ist, die Städte mit den mannichfaltigen 
ländlichen Erzeugnissen zu versorgen. Zunächst gehö- 
ren demnach dahin die vorgenannten kleinen Wirth- 
schaftshedürfnisse ; dann allerdings auch Getreide, Heu, 
Stroh und Brennholz, für welche mehr Raum erfordern- 
den Erzeugnisse gewöhnlich auch besondere Marktplätze 
augewiesen sind; ferner mancherlei ganz allgemeine Le- 
bensbedürfnisse, die theils von Landhandwerkern, theils 
auch in den Wirthschaften der Landwirthe selbst zube- 
reitet werden, namentlich Brod, frisches Fleisch, Mehl, 
Graupe und Grütze, gedörrtes Obst und Käse; endlich 
auch Erzeugnisse von ländlichen Nebenarbeiten, als Mat- 
ten, Körbe und anderes Flechtwerk, Mulden, Schaufeln 
und Strauchbesen. Durch besondere Gewohnheiten sind 
auf den Wochenmärkten einiger Städte noch andere länd- 
liche Fabrikate gangbar geworden, namentlich leinenes 
und wollenes Garn, Hausleinwand und grobe wollene 
Zeuge, rohe Töpfer- und Holzwaaren u. s. w. Die Land- 
leute benutzen zugleich den Wochenmarkt, um auch ih- 
rerseits diejenigen Handwerkerarbeiten, Erzeugnisse des 
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Kunstfleifses and überseeischen Waaren einzukaufen, de- 
ren sie für ihre Wirthschaften und Genüsse bedürfen. 
So entsteht ein für beide Theile Tortheilhafter Verkehr, 
dessen Lebhaftigkeit in wohlhabenden Gegenden sich zu 
grofser Bedeutung steigert, während er in Ackerstädten, 
welche die meisten ländlichen Erzeugnisse durch eigne 
Wirthschaft gewinnen, und in Gegenden, wo die Na- 
turalwirthschaft noch vorherrscht, nur sehr unerheblich 
bleibt. 

Den Stadtbewohnern, die ländlicher Erzeugnisse be- 
dürfen, ist ebensowohl als den Landleuten, welche sie 
feilbieten, daran gelegen, dafs keine Vermittlung Ton 
Aufkäufern und Hökern sich in ihren Verkehr eindränge, 
so lange sie selbst unmittelbar mit einander handeln kön- 
nen. Nur unter dieser Bedingung erlangt der Stadtbe- 
wohner den Genufs der ländlichen Erzeugnisse so wohl- 
feil, und der Landwirth einen so hohen Preis für die 
Früchte seines Bodens und Fleifses, als das natürliche 
Verhältnifs der Nachfrage zum Anerbieten ihn gegensei- 
tig zu gewähren vermag. Ein Zwischenhändler, der von 
dem Landwirthe kauft, um au den Städter wieder zu 
verkaufen, lebt auf Beider Kosten, so lange durch seine 
Vermittlung der Genufs der Stadtbewohner und der Ab- 
satz der Landleute nicht wesentlich vermehrt und ver- 
bessert wird. Von dieser Ansicht aus enthalten ältere 
Marktordnungen sehr strenge Vorschriften wider ein un* 
zeitiges Einmischen von Aufkäufern; in der Regel war 
denselben nicht gestattet, vor einer bestimmten späten 
Vormittagsstunde den Wochenmarkt zu betreten, und 
Einkäufe daselbst zu machen. Man wollte dadurch den 
städtischen Familien eine geräumige Frist verschaffen, 
während welcher sie den Bedarf für ihren Haushalt von 
den Landleuten unmittelbar einkaufen könnten: erst das, 
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was dazu Dicht gekauft würde, sollte den Aofkäafem 
Qberiassen bleiben, die man nur dulden wollte, um eines 
Theils den Landleuten auch dann noch den Tollständi- 
2;<cn Absatz der herbeigeführten Erzeugnisse zu sichern, 
wenn die Nachfrage für den Verbrauch der Familien 
datu nicht hinreichte, und andern Theils Yorräthe bei 
der Stadt für Zeiten zu haben, wo die Zufuhr vom Lande 
für den augenblicklichen Bedarf nicht ausreichte. Diese 
Vorschriften hatten jedoch nicht den gesuchten Erfolg: 
sie hinderten, dafs sidi sogleich beim Beginnen des Markt- 
Terkehrs das Yerhftltnifs der Nachfrage zum Anerbieten 
übersehen liefs. Die Landleute glaubten auf hohe Preise 
halten zu können, weil die Nachfrage derer, Welche für 
den eignen Bedarf kaufen wollten, sich nur vereinzelt 
in kleinisn Posten zeigte: die Bürger zögerten, ihre For- 
deltingen zu bewilligen. Die Marktstunden verstrichen 
gröfstentheils ungenutzt für beide Theile; als das Ende 
derselben nahte, fanden wohl übereilte Käufe statt, wenn 
ein besonderes Bedürfnifs drängte, oder ein wohlhaben- 
der Käufer für jeden Preis befriedigt sein wollte. Die- 
sen Zeitpunkt glaubten die meisten Landleute abwarten 
zu müssen: daher blieb ihre Neigung gering, durch bil- 
ligere Forderungen frühere Verkäufe zu befördern. Die-- 
jenigen unter ihnen, welche nicht das Glück hatten, vor 
Beendigung der Marktstunden die verlaugten hohen Preise 
zu bekommen, fielen nun allerdings den Aufkäufern an- 
heim, die zwar im Ganzen nur niedrigere Preise bewil- 
ligten, aber dafür auch den ganzen zum Markte gebrach- 
ten Vorrath abnahmen. Erschienen den Laudieuten die 
Anerbietungen der Aufkäufer allzu niedrig, so konnten 
sie wohl daran denken, ihre Erzeugnisse wieder mit sich 
zurückzunehmen, oder bei Bekannten in der Stadt bis 
zum nächsten Markttage in Verwahrung m geben. Die 
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ineisteu alten Marktordimogen verboten ihnen jedoch Bei- 
des ausdrik^Ucb, um dadurch eine -wohlfeile Versorgung 
des Marktes zu erzwingen: aber wo* solche Verbote 'auth 
nicht bestanden, erlaubte Beides oft die Beschaffenheit 
der Waare selbst nicht, und immer blieb es beschwer- 
lich, auch wohl kostbar. Gewöhnlich erreichten daher 
die Aufkäufer ihren Zweck: sie konnten so wohlfeil ein- 
kaufen, dafs es ihnen möglich blieb, zu demselben Preise 
wieder zu verkaufen, welcher am Markte für Einkäufe 
zum eignen Bedarf hatte gezahlt werden müssen. Arme 
Landleute trugen daher Bedenken, eine Zeit durch den 
Besuch des Marktes nutzlos zu verlieren, welche sie bes- 
ser zu lohnender Arbeit brauchen konnten: so vermin- 
derte sich am Markte die Nachfrage für eignen BedarC 
eben unter derjenigen Klasse von Einwohnern, für wet 
che die Marktordnungen vorzüglich sorgen wollten. Die 
Landleute fanden es aber auch ihrerseits gerathener, ab- 
zuwarten, dafs Aufkäufer sie in ihren VS/'ohnungen auf- 
suchten, und sich oft gegenseitig überboten, als einen 
Markt zu besuchen, wo sie den gröfsten Theil ihrer mit^ 
gebrachten Vorräthe zuletzt für unerwartet niedrige Preise 
abzulassen genöthigt blieben. Allerdings war den Auf- 
käufern streng untersagt, Einkäufe innerhalb der Bann- 
meile oder einer sonst bestimmten Entfernung von der 
Stadt zu machen: allein es blieb unmöglich, sich der Be^ 
achtung dieses Verbots zu versichern. Die Landleute 
hüteten sich wohl, ihre sichersten Abnehmer zu verra- 
then, und zu strenger polizeilicher Aufsicht fehlten au- 
fserdem bei der zerstreuten Lage der Dorfschaften und 
Landgüter hinlängliche Mittel. Es kam sogar grofsen- 
tbeils dahin, dafs Schaaren von Aufkäufern in den ersten 
Morgenstunden der Markttage den Landleuten, weldie 
dennoch die Nebenerzeugnisse ihrer Wirthschaft zu Markte 
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bringen wollten, auf Viertelmeilen weit entgegen gingen, 
und sie durch unermüdliches Andringen beredeten, ihnen 
ihren ganzen Kram gegen baare Bezahlung abzulassen, 
und auf der Stelle wieder heimzukehren. So füllte sich 
der Wochenmarkt zum Theil nicht mit Landleuten, wel- 
che das eigne Erzeugnifs feilhielten, sondern mit Men- 
schen, welche, zu faul zum Erwerbe durch anstrengende 
Arbeit, vom Schacher zu leben versuchten, und den städ- 
tischen Familien zum Kaufe für ihren Haushalt anboten, 
was sie selbst Tor einer Stunde von den Erzeugern auf 
der Landstrafse eingehandelt hatten. Stadt und Land 
verloren hierdurch in zwiefacher Beziehung: es nährte 
sich auf ihre Kosten eine verschmitzte, rastlose, durch- 
aus unzuverlässige Menschenklasse, und ihr halb gewalt- 
sames Eindringen zerrifs die natürliche und für die Gc- 
werbsamkeit beider Theile förderliche Verbindung zwi- 
schen den städtischen Kaufleuten und Handwerkern und 
den kleinen Landwirthen. Die Vertheuerung der länd- 
lichen Erzeugnisse, welche durch das Eindringen dieser 
Zwischenhändler entstand, war vielleicht nicht sehr er- 
heblich, weil ihre gegenseitige Mitbewerbung den Preis 
herabdrückte, und weil sie gemeinhin selbst so wenig 
eignes Vermögen besafsen, dafs sie schnell wieder zu 
verkaufen genöthigt waren, um wieder Geld zum neuen 
Ankaufe für den nächsten Markttag zu haben. Auch 
die Landleute schienen bei den geringem Preisen, wel- 
che sie doch nur empfingen, sich dadurch beruhigen zu 
können, dafs sie dem unsichern Erfolge des Marktver- 
kehrs entgingen, und einen halben Tag, den sie müfsig 
auf dem Marktplatze zugebracht haben würden, zur oft 
sehr dringenden Arbeit in ihrer eignen Wirthschaft ge- 
wannen. Es ist wohl gar geltend gemacht worden, dafs 
der Landmann durch den öftern Besuch der Wochen- 
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markte uur zum Ankaufe mancherlei sehr entbehrlicher 
Handwerkerarbeiten und zu Genüssen verleitet wurde, 
die füglich hätten erspart werden können. Dabei wird 
aber nicht bedacht, wie sehr bei verständiger und sittli- 
cher Auffassung des Lebens die Gewerbsamkeit eben da- 
durch gefördert wird, dafs der Mensch gewähltere Be- 
dürfnisse und Genüsse kennen lernt, und dadurch ange- 
regt wird, sich dieselben durch angestrengtere und besser 
geordnete Thätigkeit zu verschaffen. Den Fortschritten 
der echten Bildung und des sicher begründeten A/Vohl- 
Standes steht kein Lebensverhältnifs feindseliger und hart- 
näckiger entgegen, als eine wahrhaft thierische Genüg- 
samkeit, die zufrieden, nicht zu hungern und nicht zu 
frieren, für Alles, was das Leben bequemer und fröhli- 
cher macht, durchaus unempfänglich ist. Die wahre Hei- 
math des schmutzigsten Schachers sind eben die Länder, 
wo die grofse Masse des Volks noch die wenigsten Be- 
dürfnisse kauft, und der Landmann sich fast ganz ohne 
Handwerkerarbeit und Kaufmannswaaren mit den eignen 
Erzeugnissen behilft. 

Um die staatswirthschaftlichen Wirkungen des Anf- 
and Yorkaufs richtig zu würdigen, bedarf es einer sorg- 
fältigen Unterscheidung der Gegenstände, worauf der- 
selbe seine Thätigkeit wendet Das HaupterzeugniCs des 
Bodens bleibt in den Wohnsitzen der gebildetsten Völ- 
ker noch immer das Getreide mit EinschluCs der Hülsen- 
früchte. Dieses wird dem bei weitem gröfsten Theile 
nach auf der Scholle verzehrt, die es erzeugte. Was 
übrig bleibt, um andere Bedürfnisse zu befriedigen, sorg- 
fältig erspart, in Mifsjahren selbst kümmerlich erdarbt 
ist, das wird nur in den seltensten Fällen unmittelbar 
am Erzeuguugsorte verkauft, vielmehr von grofsen Gü- 
tern ebensowohl, als von Bauerhöfen, auf die Märkte 
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geführt, mit dem Unterschiede, daCs der kleine Wirth 
damit nur dann entferntere Marktpitttze besucht, wenn 
es in den nähern offenbar an hinreichendem Absätze 
mangelt, während die groisen Pächter und Gutsbesitzer 
sich durch ansehnlichere Entfernungen nicht abhalten las- 
sen, die höhern Preise der Haupt« und Handelsstädte zu 
benutzen. Was zum Verbrauch in eigner Haushaltung 
an Getreide gekauft; wird, ist aufser dem Hafer zu Pfer- 
defutter in der Regel nicht erheblich; essen auch die 
Familien der angesehensten und wohlhabendsten Bürger 
in kleinen und wohl auch Mittelstädten hausbackene^ 
Brod aus Getreide, das sie selbst vermählen lassen: so 
besteht ein grofser Theil desselben doch auch aus dem 
Erzeugnisse der von ihnen selbst bewirthschafteten , zur 
städtischen Feldmark gehörigen Ländereien. Je bevöt' 
V kerter die Städte sind, und je mehr die Thätigkeit ihrer 
Bewohner auf Handwerk, Fabrik und Handel ausschliefen 
lieh gerichtet ist, desto gröfser wird der Getreidebedarf 
der Bäcker und Brauer; auch die Hülsenfrüchte, Mehl 
zum Küchengebrauch, Graupe und Grütze gelangen als- 
dann hauptsächlich nur durch die Zwischenband der Hö- 
ker zum Verbrauche der Familien. Diese drei Klassen 
der Gewerbtreibenden sind es zunächst, welche daselbst 
den Markt durch ihre Nachfrage beleben; oft wohlha-* 
bend genug, um ansehnlichen Vorrath zu halten, richtet 
ihre Nachfrage sich nicht nach dem augenblicklichen Be*' 
darf allein, sondern auch nach dem Umfange der Zufuhr 
und ihren Aussichten auf Steigen oder Sinken der Preise. 
Wo Getreide gewöhnlich auch zur Ausfuhr gesucht wird,' 
kauft neben ihnen der Gretreidehändler, und bestimmt meh- 
rentheils den Preis nach den Erwartungen, wozu der 
Stand derselben im Auslande ihn veranlafst. Die Preise, 
welche sich auf diesen grofeen Marktplätzen bilden, sind 

im 



Zweck nnd besondere Yerfailtniue der Woclienmärkte. 337 

im Allgemeinen auch maafegebend fQr die kleinen Märkte 
und für den Getreidehandel fiberhaupt: Jedermann ist 
daran gelegen, sie xuverlftssig zn kennen, und die Poli- 
zei sorgt daher selbst flir deren schnelle Bekanntmachung 
durch die Tagesblfitter. Aufkauf im Kleinhandel zeigt 
sich im Verkehr mit Getreide nur in dünn bewohnten 
Ländern und bei sehr unvollkommenen Land- und Was- 
serverbindungen: das Schwanken der Preise, das ihn fast 
unvermeidlich begleitet, ist ein grofses Uebel. Das si- 
cherste Htilfsmittel dagegen ist eben der Aufkauf im Gro 
feen, welcher den Ertrag der einzelnen Jahresemten auf 
längte Zeiten und gröfsere Räume vertheilt, und da- 
durch, so weit es überhaupt möglich ist, die Verschie- 
denheiten dieses Ertrages ausgleicht. Noch wechseln die 
Getreidepreise von Jahr zu Jahr beträchtlich, doch sehr 
viel minder in den dicht bevölkerten und wohlhabenden 
Ländern, als in den dünn bewohnten und armen; Schwan- 
kungen der Getreidepreise, wie sie die Chroniken des 
vierzehnten Jahrhunderts verzeichnen, sind im neunzehn- 
ten in Europa durchaus unerhört. 

Granz anders verhält es sich mit denjenigen Erzeug- 
nissen der Landwirthschaft, deren Beschaffenheit, Vor- 
räthe davon aufzuhäufen, theib gar nicht, tbeils nur auf 
sehr beschränkte Zeiträume gestattet Der wichtig^e, zu- 
nächst hierher gehörige Gegenstand ist die Milch der 
Kühe, theils in frischem Zustande, theila in Butter und 
Käse verwandelt. Dürfte man im Durchschnitte den 
Werth des jährlichen Milchertrages einer Kuh nur zu 
zwölf Thalern anschlagen: so würde derselbe für die 2| 
Millionen Kühe, welche die Bewohner des preufsischen 
Staats unterhalten, drei und dreifsig Millionen 
Thal er betragen. Diese Schätzung ist gewifs viel zq 
niedrig: denn wenn auch allerdings in armen Gregenden 
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die jährliche MilchnutzuDg eiuer Kuh für weniger als 
zehn Thaler yerpachtet wird: so muCs der Werth der 
Milch doch auch dort ein bedeutend gröfserer sein, um 
dem Pächter einen angemessenen Lohn für seine Dienste 
zu sichern« Ein grofser Theil der Milch wird zwar eben- 
falls in den Wirthschaften Terbraqcht, welche dieselbe 
gewinnen: aber die tägliche Versorgung der Städte da- 
mit, und der städtische Butterverbrauch bilden doch dh 
nen der erheblichsten Gegenstände des Verkehrs zwi- 
schen Stadt und Land. Andere Erzeugnisse des Thier- 
reichs bringen zwar auch beträchtliche Summen zwischen 
Land mid Stadt in Umlauf: aber es fehlt ganz an einem 
Anhalt, um deren Betrag auch nur annähernd zu schätzen. 
Dahin gehören vornehmlich Eier, Federvieh, Spanferkel, 
Lämmer und ,Kälber, kleines Wild und frische Fische. 
Geräucherte Fische, Honig und Wachs beschränken sich 
mehr auf besondere Gegenden. Von den hierher gehö- 
rigen Erzeugnissen des Pflanzenreichs sind bei weitem 
am erheblichsten die Kartoffeln, welche jetzt nächst depi 
Brodte das allgemeinste Nahrungsmittel sind, und in ar- 
men Gegenden sogar zum Theil dessen Stelle vertreten. 
Nächst den Kartoffeln werden auch andere Gemüse in 
grofser Menge und Mannichfaltigkeit auf die städtischen 
Märkte gebracht: doch ist ihr Verbrauch sehr viel mehr 
theils auf besondere Jahreszeiten, thcils auf gewisse Ge* 
genden beschränkt; und in einigen Landestheilen wer^ 
den sie fast nur in den an den Städten unmittelbar ge- 
legenen Gärtepy und auch in diesen meist nur zum eig- 
nen Verbrapch erzeugt. Es kann für ein Anzeichen 
merklic)! yorgerfickter Bildung gelten, wenn der Mensch 
gepeigf wird, seine Genüsse mit der Erzeugung von den 
m^nnichfaltigen Gemüsen zu vermehren, und namentlich 
auch Winteirorrath v\ Wpnelwerk u^ s. w. hält Eine 
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sehr ähnliche BeWandnifs hat es mit dem Obste, wovon 
doch die dauerhafteren Arten weitere Versebdinigen ge- 
statten, als es fiir die Gemüse möglidi bleibt In Be- 
zog auf alle voi^enannten Erzeugnisafe gentigt zur Yer- 
soi^ng der gröfsern S^dte keineswegs blofs, was die 
nSchste Umgegend zu erzeugen vermag. Aus grOfserer 
Entfernung wagt der Landmann nicht, Artikel herbei zu 
führen, welche schnellem Verderben unterworfen, häufig 
auch när mit besonderer Vorsicht fortzuschaffen sind: 
auch lohnt einer weitern Reise nicht das Wenige, was 
er etwa für den Verkauf anzuziehn vermöchte. 'Da nun 
der Absatz von solchen Erzeugnissen, selbst Milch und 
Kartoffeln nicht immer ausgenommen^ in den kleinen 
Städten sehr unsicher bleibt: so würden dieselben in wei- 
terer Entfernung von gröfsern Städten entweder gär nicht 
oder allenfalls nur für den eignen VeH&rao'ch atigezogien 
werden, wenn nicht Aufkäufer das Land durchstreiften, 
und den Landwirthen einen bequemen und vortbeilhaf- 
ten Absatz verschafften. Sie können gute Preise bewil- 
ligen, weil die wirksame Nachfrage der Märkte, für wel- 
che sie kaufen, ihneii noch höhere sichert^ und sie be- 
greifen sehr bald, dafs sie nicht zu kai^ im Einkaufe 
sein müssen, wenn es der Landwirth dbr Mühb werth 
finden soll, solche Nebenerzeugnisse füt sie tu ziehn und 
aufzubewahren. Die Bewohner der kleineii Städte, in 
deren Nachbarschaft solche Aufkäufer timherstreifen, sind 
gemeinhin sehr unwillig darüber, weil ihneU der Geniifs 
der Gegenstände dieses Aufkaufs dadurch vertheüert wird. 
Sie bedenken dabei nicht, dafs sie die Möglichkeit, sich 
diese Genüsse zu verschaffen, mehrentheils hur jetien Auf- 
käufern verdanken, weil ihre ineist iiiir zufällige Nach- 
frage viel zu unerheblich ist, ctm zunf Anziehri solcher 
Erzengnisse au&umunliem. Noch wichtiger äbeir isi rar 

22* 



840 Woehemnlrkte, JaLnnXrkte, Mefisen. 

ihren eignen Erwerb der Gewinn, weicher den. Landleu- 
ten durch diesen Verkehr zufliefst: dei^n indem die Ge- 
gend umher dadurch wohlhabender wird, vermag dieselbe 
auch mehr Handwerkerarbeiten in der Stadt zu bestel- 
len, und mehr Waaren in ihren Kramläden zu kaufeu. 
Aufkäuferei innerhalb der hier bezeichneten Gränzen wirkt 
daher sehr günstig sowohl für die Versorgung der grö-^ 
fsern Städte, als für die Beförderung einer sorgsameren 
Bodenbenutzung: sie drängt sich nicht unberufen zwi- 
schen den Erzeuger und Verzehrer zum Nachtheil Bei- 
der, sondern vermittelt vielmehr eine Verbindung der- 
selben zu Beider Nutzen, welche sonst unterblieben wäre. 
Indem die Befugnifs, dieses Gewerbe zu treiben, von 
polizeilicher Bewilligung abhängig gemacht, und diese 
nur Personen von ganz unbescholtenem Ruf und einigem 
Vermögen ertheilt wird, erhalten Erzeuger und Verzeh- 
rer eine — wenn auch freilich nur unvollständige — 
Gewährleistung für das rechtliche Benehmen dieser Auf- 
käufer. Sehr erhöht wird diese Gewährleistung, wenn 
entdeckter Betrug unter erschwerenden Umständen so- 
gleich, auCserdem aber jedenfalls bei Wiederholung I)in- 
nen Jahresfrist das Entziehen der polizeilichen Bewilli- 
gung zur unvermeidlichen Folge hat Darf auch dieses 
Aufkäufergewerbe niemals auf eine gewisse Zahl für ei- 
nen bestimmten Bezirk beschränkt werden, weil nicht 
blofs die Zahl der Gewerbtreibenden, sondern auch die 
Thätigkeit und Kraft derselben über den Erfolg ihrer 
Verrichtungen entscheiden: so darf doch auch glicht ver- 
kannt werden, dafs bei der vorherrschenden Neigung auch 
sonst unbescholtner und nicht ganz unbemittelter Leute 
zu dem geschäftigen Müfsiggange des Kleinhandels, und 
den unterhaltenden Abwechslungen eines unstäten Le- 
bens sich der Aufkäuferei sehr viel mehr Personen wid- 
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men wQrden, als sich l*eclitli€h ' davon nShr<£ii könneD, 
wenn dieses Gewerbe frei von Jedermann betrieben wer- 
den dürfte. Die vorbedong^ne AbhSngigieit Ton poli- 
zeilicher Bewilligung bleibt daher auch nOthig, um die 
Zahl der Aufkäufer innerhalb derjenigen Gitinzen xn hal- 
ten, worin die Mitbeiterbung unter ihnen selbst noch 
keinen überwiegenden Beiz zur Anwendung unsittlicher 
Mittel, namentlich Betrug und Überlästige Zudringlichkeit 
enthält. 

Eine dritte Klasse von Gegenständen des Aufkaufs 
bilden solche ländliche Erzeugnisse, die nur im Kleinen 
theils von den Erzeugern selbst, theils auch von Auf- 
käufern auf die Wochenmärkte gebracht werden, aufser- 
dem aber in der Begel nur durch Aufkauf in grofsen 
Massen theils zur Versorgung der grofsen Städte, theils 
überhaupt zum Grofshandel in den Verkehr kommen. 
Dahin gehört vornehmlich das Holz in seinen drei Haiipt- 
abtheilungen als Brenn-, Bau- und Nutzholz. Im 
Kleinen kommt Brennholz fuderweise zu Markte, meist 
durch kleine Landwirthe, welche sich einen Nebenver- 
dienst daraus machen, Abfälle und Knüppelholz in den 
angränzenden Forsten zu kaufen, nm es auf den Markt 
der benachbarten Stadt zu führen. Dies ist ein ärmli- 
ches Gewerbe, das meist auch nur zur Versorgung der 
kleinen Wirthschaften in den^ Städten dient. Auch kommt 
wohl mancherlei kleines Nutzholz auf soldbe Weise an 
den Markt, namentlich Schirrholz für SteU- und Rade- 
macher, Stangen und Reifen. In einigen Gegenden kau- 
fen auch wohl Landleute Sägeblöcke in den Forsten, 
lassen daraus Bretter, Kreuzholz und Latten schneiden, 
und stellen diese auf dem Markte zum Verkauf. Nicht 
selten ist auch Brenn-, Nutz- und selbst wohl Bauholz 
der vorbeschriebenen Art ein Erteugnifs des eignen Bo- 
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dem.spichec Wirthe, zumal. ii| Geg^enden, wo daa Land 
nod^iyenig Werth hat» i|nd daher auqh bei. kleinen Land* 
gQtern Siich noch viel hier und ^a mit Buschwerk, selbst 
wql^I Bäumen bftsetztes Weideland findet. Indessen bleibt 
dq^ dieses Gewjerbe fast durchgängig nur auf einen sehr 
kleinen UmsatZ; beschränkt. N^en diesem kleinen Holz- 
handel wir^ auch eip sehr ausgedehnter mit grofsen Ka- 
pifalen, und- zwar ip.der Regel nur mittelst der Dazwi- 
schenkunft von Aufkäufern betrieben. Diese kaufen von 
dep. grofsen Gutsbesitzern, oder auch in den landcsherr- 
lif^^ji^ Fpr^ten. IJolz theils auf dem Stamme, theils auch 
scbon geföUt» und seiner Bestimmung nach bearbeitet. 
In^. ereten I^alie l4i.3sen sie die Bäume für ihre Rechnung 
fällen, und theils zu Brennholz schlagen, theils als. Bau- 
holz, qach. Sjeinen verschiedenen Sorten zusammeDbriDgen, 
theils auch zu Schiffsbauholz, zu Stabholz, u^d mancherlei 
Niitz)i0l^. für versciMedene Handwerker ausarbeiten. In 
bfi^en FjÜilen ist ihre. Hauptaufgabe die Besorgung des 
Tfan^ports. in. die grofsen Städte, oder, auch in die Hä- 
fea znm flberseeischea Handel. Hierzu werden oft sehr 
kostbare yeranstaltungea eingerichtet, Land- und Was- 
seiifWege gebahnt^ und wohl mehrfach Umbindnngen der 
FlOfjBej oder Un^adungen.in Schifisgefäfse besorgt, end- 
U^l^BußAki yn^egen des dazu nöthigen Raums oft sehr theure 
Hpj|;^J^,,und Holzh^fen zur Aufbewahrung bis zum Ver- 
kaufe ang/elegt*. Apordnungen diesei: Art. erfordern be- 
soqd/^re Kjfinutnisse, bedeutendes Betriebskapital, und eine 
TbAt%^elt« welche der. Gewinn aus einem Betriebe für 
eigp^. Rechnung belebt. Die Eigenthfimer der Forsten 
besilf^ep. oft weder die nöthigen Kenntnisse, noch das 
er|Q|[;derliche Kapital, und mübten mehrentheils Vieles 
MiqtbliPgen aqventrauen,: sie finden daher in der Regel 
keia^ JRj^füloiaog d^I)^ dus £rzeugQifs. ihrer Forsten selbst 
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dabin f Ohren za lasseti, wo dasselbe gebraucht wird. 
Sehr Tiel Holz würde ungenutzt in deti grofsen, meist 
sehr entlegenen Forsten verfaulen ; sehr viel Bauholz von 
grofsem Werthe würde nur zu Brennholz zerstückelt 
sehr viel theures Nutzholz kaum als Knüppel- oder Scheit- 
holz wohlfeil verkauft werden, wenn nicht die Holzhttnd- 
1er als Vermittler zwischen den Forstbesitzem und den 
Holzverbrauchern aufträten. Eliner besondem polizeili- 
chen Verleihung der Befugnifs zu solchem Gewerbbe- 
triebe bedarf es nicht. In dem Besitz des nöthigen Ka- 
pitals dazu liegt eine hinreichende GewShr, dafs es da- 
bei auch nicht an derjenigen Vorsicht mangeln werden 
welche — wie sehr sie auch zuweilen getäusdit werden 
mag — doch zuverlässiger, als polizeiliche Bevormun- 
dung, gegen ein Uebermaafs der Mitbewerbung, Wort- 
brüchigkeit und Betrug sichert. 

Ein anderer hierher gehöriger Gegenstand ist der 
Verkehr mit lebendigem Vieh. Einzelne Stücke werden 
nur zufällig, und in vielen Gegenden nur sehr selten auf 
Wochenmärkten ausgeboten: ganze Heerden dagegen auJF 
den besondern Viehmärkten zu Kauf gestellt In bei- 
den Fällen handelt gemeinhin derjenige, weldier das Vieb 
für sein Gewerbe braucht, unmittelbar mit dem, der e^ 
aufgezogen, oder doch zum Verkauf gemästet hat. Doch 
kommt auch auf die grofsen Viehmärkte Vieh aus sehi^ 
entlegenen, schwach bevölkerten Gegenden durch die 
Vermittlung von Viehhändlern, welche die Gefahr der 
weiten Reise damit übernehmen. Aber sehr viel Schlacht- 
vieh wird auch von Fleischetn aufgekauft, welche das 
Land weit umher durchziehen, und den GutshesittLem ge^ 
gen baare Zahlung ganze Ställe Mastvieh, gante Heer- 
den Merzschaafe, fett geweidete Hammel und tur Eichel- 
mast eingetriebene Schweine abnehmen. Dieto kaufen 
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keiD^\«|eg8i;]>l9i;.für eigne. Rechnung allein» soodera «m 
Xb^l;^<^vi^r .miiider vrohlhabeode Gewerhsgenossen, 
mc^lcliven. ^ ^ie . einen Theil ibres Eünkaufs mit einem so 
mlkfaigea Gewinne abbssen, dafs diese es vortheilbafter 
finden, aus der zweiten Hand zu kaufen» als selbst mit 
ibreO; geringen Mitteki Einkäufe aus erster Hand zu yer- 
sucben. In beiden Fällen ist die Einmischung des Auf- 
kjiufers wohlthätig für beide Theile, den Erzeuger und 
den .Verbraucher. Polizeiliche Aufsicht auf den Handel 
nfit L^beniligem Vieh ist wegen des Einschlcppens an- 
steck^der Seuchen ganz unentbehrlich: aber dies Ge- 
w^j^be .ist Cieiner eignen Beschaffenheit nach ein ganz 
ofTeqlfLuuiJiges, .und die Viehhändler können daher der 
A)Ufiaaerksamkeit der Polizei nicht entgehen, auch wenn 
sie nicht besonderer Erlaub nifsscheine zur Anstellung ih- 
res Gewerbes bedürfen. Wie weit dergleichen Scheine 
niicht sowohl aus gewerblichen als aus sicherheitspolizei- 
lieben Rücksichten dennoch nothwendig werden, ist dem- 
nach allein nach den besondern örtlichen und persönli- 
eben Verhältnissen zu beurtheilen. 

Während die Wochenmärkte nur bestimmt sind, die 
Verbindung zwischen den Städten und ihren nächsten 
ländlichen Umgebungen zu fördern, besonders die Ver- 
sorgung der Stadtbewohner mit den täglich wiederkeh- 
renden Bedürfnissen, welche der Boden der Umgegend 
erzeugt, i^ sichern, und den ländlichen Wirthschaften 
schnellen Absatz in der Nähe für jedes Erzeuguifs zu 
▼erschaffen: so bezwecken dagegen die Jahrmärkte, Ver- 
bindungen zwischen den Ortschaften ganzer Kreise und 
selbst Provinzen dergestalt anzustellen, dafs vertheuemde 
Zwiscbenhände davon so weit .entfernt werden, als es 
die Beschaffenheit der Geschäfte nur irgend gestattet 
Gegenstände des Jahrmarktverkehrs sind hauptsächlich 
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Handwerkimrbeiten uiidF«brikwaaren: anderer Erzeog- 
Disse^ weldie daeelbst zu Kauf gestelU werden, ist wei- 
terhin besonders zu gedenken. Mit Handwerkerarbeiten 
werden die Bewohner der Stfidte und deren Umgegend' 
zunächst von ihren Mitbürgern selbst rersoi^t: hierdurch 
entsteht gewissermafsen ein Monopol (br die Handwer- 
ker der Ortschaft, das leicht gemifsbraucht wird, thdls 
die Bewilligung übermafsiger Preise, theils ein Begnü* 
gen mit schlechter Arbeit aufzunöthigen. Die Mitbewer- 
bung unter den Handwerkern der Ortschaft selbst bleibt 
mebrentheils unzureichend, solchem Mifsbrauche zu steuern« 
Die Vermehrung der Kundschaft, welche durch Gestel- 
lung preiswürdigerer Arbeiten und Dienste vielleicht er- 
langt werden könnte, yermag nur selten die Nachtheile 
zu vergüten, welche der dadurch aufgeregte HaCs der 
Gowerbsgenossen wider den Preisverderber erzeugt: die 
Yerläumdungen, die der Brodneid ersinnt, schaden dem 
betriebsamen Handwerker bei seinen Kunden oft mehr, 
als seine Bemühungen, ihnen redlich zu dienen, dagegen 
helfen können. Die gemeine Gesinnung der Mehrheit 
empfängt das Gute stets mit zögerndem Mifstrauen und 
das Böse mit zuvorkommender Leichtgläubigkeit Man 
glaubt lieber an verborgne Mängel dler Arbeiten, wenn 
auch keine Spur derselben sichtbar ist, als an Kennt- 
nisse und Fertigkeiten, wodurch es möglich wird, durch- 
aus tüchtige Waaren und Dienste wohlfeiler zu liefern» 
als es bisher gewöhnlich war. Ist auch Niemand be- 
nommen, sich Handwerkerarbeiten an andern Orten zu 
bestellen, wenn er mit dem sich nicht begnügen will, 
was^ die Handwerker seines Wohnorts ihm zu schaffen 
vermögen: so bleibt es doch immer wegen der Neben- 
kosten ein theures, und wegen möglicher Mängel in der 
Bestellung auch wohl ein unsicheres HülÜBmittel. Nor 
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in staiit bevölkerten, wohlhabenden und verkehrreichen 
St&dten eotstdit endlich auch die Möglichkeit, dafs Kaaf- 
leate Waarenlager von auswärtigen Handwerkerarbeiten 
halten: aber auch hier erwächst unvermeidlich eine Yer- 
thenemng ans der Dazwischenkunft des Kaufmanns, des- 
sen Dienste doch auch in den Preisen seiner Waaren 
bezahlt werden rofissen. Alle diese Hölfsmittel machen 
deshalb den Jahrmarkt nicht entbehrlich, welcher den 
auswärtigen Handwerker mit den Einwohnern des Markt- 
platzes selbst und seiner nächsten Umgebung unmittel- 
bar in BMibrung bringt Hier kann die Mitbewerbung 
ihre volle Wirkung äufsem, da Leute, welche sonst durch- 
aus* In keiner Verbindung stehn, und einander meist völ- 
lig unbekannt sind, hier von allen Seiten her zusammen 
kommen, um durch das Ausstellen ihrer Arbeiten zu mög- 
lichst niedrigen Preisen während der beschränkten Jabr- 
marktszeit einander Abnehmer abzugewinnen. Hierzu 
kommt, dafs in sehr vielen Städten manche Handwerker 
nur vereinzelt, also ganz ohne Mitbewerbung wohnen, 
oder wohl auch gänzlich fehlen. Kleine Städte haben 
fifimals nicht einmal einen Klempner, noch öfter keinen 
Kupferschmied, und die Gelbgieföer und Zinngiefser ste- 
hen selbst in ansehnlichen Mittelstädten nur vereinzelt. 
In- solehen Fällen bleibt der Jahrmarkt unentbehrlich, 
um den Bewohnern der Marktstadt und ihrer Umgegend 
einen vortheilhaften Ankauf der Arbeiten dieser Hand- 
werker zu sichern. Aehnliches gilt von Gürtlern, Drechs- 
lern, Posamentirern, Hutmachem, Strumpfwirkern, und 
noch manchen andern Handwerkern, die nur in einigen 
Gregenden einheimisch, und zum Theil auch in grofsen 
Städten nur vereinzelt anzutreffen sind. Das Erzeugnifs 
einiger der wichtigsten Gewerbe wird nicht sowohl von 
den Handwerkern- selbst, als vielmehr von Kaufleuten, 
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\feUhe sie für sich arbeiten lassen, in Umlauf giebracbt 
Leinweber, Rascbmacber nnd> die Verfertiger einiger ge-i 
meinen Arten von baumwollenen Zeugen, — « Tormals 
sogenannte Zücbuer, — bringen das Erzcugnifs ihrer Ar* 
beit oft unmittelbar auf die Märkte. Minder allgemein, 
doch nicht ungewöhnlich ist die Sitte, dafs Tuchmacher 
auf Jahrmärkten erscheinen, und ihre Gewebe nicht blofs 
stück-, sondern auch' ellenweise verkaufen« Aber, die 
sämmtlichen Erzeugnisse der Weberei sind in grOCserer 
Vollkommenheit mehr das Erzeugnifs ansehnlicher Fa- 
briken, als einzeln für eigne Rechnung arbeitender Hand- 
werker. Nur die kleinem Fabrikanten beziehn die Jahr- . 
markte der kleinen und mittlem Städte: grofsen Fabrik- 
herren sind die Geschäfte, welche dort zu machen sind, 
zu wenig lohnend. Dagegen erscheinen auf den Jahr- 
märkten nach Yerliähnifs ihrer Wichtigkeit Ausschnitt- 
handlungen mit Waarenlagera von Erzeugnissen der Wo- 
berei in sehr verschiedenem Umfange.' Ungefähr die glei- 
che. Bewandnifs hat es mit den manniehfaltigen Metall-, 
waaren, die wohl auch von einzelnen Zeugschmieden, • 
Messerschmieden, Sporem, Schwertfegern, Büchsenschmied « 
den, Gürtlern und Instrumentenmachern auf Jahrmärkten 
feil geboten, häufiger aber doch von Kaufleuten in Waa< 
rcnlagern von verschiedenem Umfange in den Verkehr 
gebracht werden. Auch in irdenen • Geschirren besteht 
eine Mitbewerbung zwischen blofsen Handwerkern, wel« 
che in einigen deshalb berühmten Ortschaften irdene Waa^ 
ren von vorzüglicher Brauchbarkeit verfertigen, und den 
Fayence- und Steingutfabriken, welche theils ähnliche, 
theils allerdings bessere Erzeugnisse besonders auf die 
Jahrmärkte der ansehnlichem- Städte führen. In allen 
diesen Beziehungen ist die Versorgung der Jahrmärkte' 
von der Wahrscheinlichkeit' eines iohnendep Abaatzea 
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abhXngig, der' nicht immer nur allein von dem Umfange 
der Marktetadt, sondern häufig auch Ton der Wohlha- 
benheit der Umgegend, Ton der Entfernung anderer Markt- 
stSldte, und von der Zahl und Daner der Jahrmärkte selbst 
abhängt Fabrikwaaren insbesondere werden den Jahr- 
märkten in sehr verschiedenen Verhältnissen zugeführt 
Auf den unbedeutenden Märkten geringer Landstädte er- 
scheinen fast nur PackentrSger und Tabuletkrämer; in 
nahrhaftem kleinen Städten wird der Markt schon von 
kleinen Fabrikanten, Ausschnitt- und QuiDcailleriehand- 
Inngen besucht; während den Jahrmärkten bedeutender 
Städte Ton ansehnlichen Fabrikherren aus beträchtlichen 
Entfernungen reichlich versehene Waarenlager zugeführt 
werden. 

Neben den Handwerkerarbeiten und Fabrikwaaren 
sind allerdings auch Erzeugnisse der Landwirthscbaft ein 
zuweilen sehr erheblicher Gegenstand des Jahrmarktver- 
kehrs. Mehrentheils sind solchen Erzeugnissen beson- 
dere Märkte gewidmet, welche zu der Jahreszeit abge- 
halten werden, worin die wirthschaftlichen Verhältnisse 
dieselben hervorbringen. Das Feilhalten von Handwer- 
kerarbeiten und Fabrikwaaren schliefst sich mitunter sol- 
chen Märkten als Nebengeschäft an. Der bei weitem 
wichtigste Gegenstand derselben ist die Wolle der Schaafe. 
So wie die Schaafzucht sich veredelt, verschwindet der 
Gebrauch, die Schaafe jährlich zweimal zu scheeren, im- 
mer mehr, und es wird hiemach in der Regel auch liur 
einmal im Jahre Woilmarkt gehalten. Im nördlichen und 
mittlem Deutschlande fällt die günstigste Zeit für die 
Schaafschur in den Mai: die Wollmärkte daher in das 
letzte Drittheil des Mai's und in die beiden ersten Dri't^ 
thcile des Junius. Dieser Zeitraum ist überdies auch 
ein adir bequemer für den Landwirth, um seine Wolle 
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selbst aaf eAtferptera Markte vi bringen: denn .^.jb.ildot 
siqh . aUdapD ein Stillstand ip den }äudl4Gl|ei)^ ^Arbeitcii 
zwischen ,der Beendigung der Einsaat des Sonninergetrei- 
des und dem Anfange der Heuernte. Wo zweischürige 
Heerden noch vorbanden sind, wird auch ein zweiter, 
doch bei weitem minder bedeutender Wollmarkt in den 
ersten Tagen des Oktobers abgehalten: das ißt in einer 
für den Landwirth auch deshalb unbequemen Zeit, weil 
der wichtigste Theil der Einsaat, nämlich der für die 
Winterfrucht, die Kartoffelernte und das Ausnehmen des 
Wurzelwerks für die Winterfütteruug, alsdann zu besor- 
gen ist. Nächst dem Getreide, dem Holze und der Er- 
zeugung von Milch und Schlachtvieh, ist die Nutzung 
der Schaafheerden durch die Wollschur der bei weiteim 
wichtigste Gegenstand der europäischen Landwirthschaft 
Die Wolle der Schaafe ist ebenso wie der Flachs ein 
unentbehrliches Kleidungsmaterial für alle Stände von 
dem höchsten bis zum niedrigsten: sie erscheint in dem 
Shawl der Königin, und in dem Friesrocke der Yiehr 
magd, in der Uniform des Feldmarschalls und in der Kutte 
des .Kapuziners. . Vor dem flächsenen Gewebe hat; sie 
noch voraus die Verbreitung durch alle Klimate:. die kal- 
ten Nächte, welche den heifsen Tagen in einem groCsen 
Theile der tropischen Länder folgen, machen den Tuch- 
mantel dort eben so unentbehrlich, als an deu nafskal- 
ten Küsten der Nord- und Ostsee. Daher bleibt Wolle 
ein allgemein begehrtes Erzeugnifs der deutschen Land» 
wirthschaft, obwohl dieselbe selbst aus der Südspitze von 
Afrika und von Australien herbeigeführt wird: denn der 
Verbrauch wächst nicht nur mit der Bevölkerung, son- 
dern auch mit dem Wohlstande. Je wohlhabender selbst 
der Tagelöhner wird, desto mehr verdrängt der Tucli» 
rQck den leinenen Kittel: je mehr Reinlichkeit und An- 
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stand selbst in den Hütten der Annuth einheimisch wird, 
desto mannichfaltig^er wird das Kleidungsbedfirfnifs, und 
desto ekelhafter ersehenen bis za Lumpen abgetragene 
Gewänder. Wird der Werth der Wolle, welche ein 
Mensch jährlich verbraucht, durchschnittlich nnr auf einen 
Tbaler geschätzt: so ergiebt sich hieraus für die jetzige 
Bevölkerung Deutschlands allein ein Werth des unent- 
behrlichen WoUerzeognisses von fünf und dreifsig Millio- 
nen Thalem jährlich. Dieser Anschlag ist offenbar viel 
zu gering: schon in den mittlem Ständen wird theils 
sehr viel mehr, theils sehr viel theurere Wolle verbraucht 
Die schlechteste Wolle kommt allerdings gar nicht auf 
die Märkte; werden in einer kldnen Wirthschaft einige 
grobwollige Schaafe gehalten: so wird ihr Yliefs nieh- 
rentheils in der Familie versponnen, und zu Strümpfen 
und Handschuhen verstrickt, auch wohl zu groben Zeu- 
gen verwebt. Viel grobe Wolle wird auch von den 
kleinstädtischen Tuchmachern auf dem Laude selbst auf- 
gekauft, und in ihrem ärmlichen Gewerbbetriebe verar- 
beitet. Aber die ftauptmasseh der Wolle suchen aller- 
dings den Markt, der jedoch hier eine ganz andere Be- 
stimmung hat, als' der Jahrmarktsverkehr mit Handwer- 
kerarbeiten und Fabrikwaaren. Es ist nämlich nicht die 
Yersoi^ng der Marktstadt mit Wolle, was hier eigent- 
lich bezweckt wird: sondern der Wollmarkt ist ein Sam- 
melplatz für Käufer und Verkäufer aus zum Theil ent- 
fernten Gegenden. Von der Wolle, welche jährlich auf 
den grofseu Märkten von Breslau und Berlin verkauft 
wird, bleibt nur ein sehr kleiner Theil in diesen Städ- 
ten, die sich Oberhaupt nicht durch eine sehr ausgedehnte 
Berdtnng von wollenen Waaren auszeichnen: einen sehr 
grofsen Theil kaufen daselbst die Tuchmacher und F»- 
brikunternehmer aus allen bedeutenden Fabrikort)6D des 
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Inlandes; und ein erheblicher Tfaeil wird jn andere -deut- 
sche Staaten, joach Belgien und Grofsbritannien aus^- 
führt. Eben dieses Verhältnisses wegen erscheint eine- 
Vervielfältigung der Marktstädte für den Wollhandel kei- 
neswegs ¥ortheilhaft: es wird dadurch dem Fahnkanlcn 
das Aufsuchen der für seinen besondern Bedarf schick- 
iichen WoUsorten, und dem Landwirthe das Auffinden 
eines Abnehmers erschwert Die ZeraplitternDg der Woll- 
zufuhr auf viele kleine Märkte verdunkelt die Debersicbt 
des wahren Verhältnisses der NachErage zum Anerbieten» 
und verhindert folglich das Anlegen den Zeitverhältnis- 
sen augemessener Preise: nur Spekulanten, welche sieb 
zwischen Käufer und Verkäufer eindrängen, und auf Bei- 
der Kosten Gewinn suchen, werden hierdurch begünstigt 
Allerdings wird es für die Landwirthe unbequem, ihr 
Wollerzeugnifs einige Tagereisen weit zu verfahren: in- 
dessen erleichtert es die Zufuhren sehr^ dafis die WoU* 
markte in eine Jahreszeit fallen, worin die Wege. fast 
überall gut sind. Je mehr überdies der Chausseeban sich 
ausdehnt, desto mehr wird auch das Herbeiführen der 
Wolle aus entlegenen Landestheilen erleichtert Auf 
Kanäle und Eliseiibahnen mag hierbei noch nicht hinge»' 
deutet werden: die Gegenden, welche für die Schaaf*. 
Zucht zur Zeit noch am günstigsten sind, gehören nicht 
zu den dicht bevölkerten, welche die wahre Heunath 
dieser kostbaren Verbindungsmittel sind. Die gröfsere 
Sicherheit des Absatzes und die bessern Prei8e> welche 
die grofsen Märkte versprechen, können sehr wohl für 
eine Verlängerung des Weges zur Marktstadt entschä'^ 
digen. Die Polizei der Gewerbe wird sich ein wesent^ 
liches Verdienst um diesen Verkehr erwerben, wenn sie 
bedeckte Räume zum Auslegen der Wolle f&r billige 
Miatfae Terachafft, bequeme Vcrwiegungsanstaiten gegen 
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blofse Entschädigung ffir den dadurch Terarsachten Aut- 
wand einrichtet, zum Sortiren der Wolle durch zuver- 
lässige Leute Gelegenheit darbeut, und ganz besonders 
dafür sorgt, den Preisen, wofür Käufe zwischen rechtli- 
chen und verständigen Fabrikanten und Landwirdien zu 
Stande gekommen sind, schnell die ausgedehnteste Ver- 
öffentlidiuug zu geben, um dadurch ebensowohl dem 
Ueberlisten unkundiger Verkäufer, als Verzögerungen 
der Geschäfte durch unstatthafte Forderungen vorzubeu- 
gen. Zwischen den Fabrikanten und den Landeigen- 
thümem besteht in der Regel kein Verhältnifs, das ein 
Kau%eschäft auf Kredit zwischen ihnen gestattet Auch 
der grofse Gutsbesitzer bedarf haaren Geldes für seine 
Wolle, weil er gemeinhin gleichzeitig Zinsen zahlen oder 
imdere für den Wollmarkt aufgeschobene Verpflichtun- 
^n erfüllen mufs« Ueberdies sind den Landleuten sei- 
len die Fabrikanten nach Vermögen und Zuverlässigkeit 
80 genau bekannt, dafs sie wagen könnten, ihnen ihr 
kostbares ErzeugniCs ohne Zahlung anzuvertrauen. Auch 
der reichste Fabrikuntemehmer vermeidet dagegen gern 
das AnhUufen von beträchtlichen haaren Kassenbestän- 
deu: sein Vermögen ist unaufhörlich im Umlauf, und es 
ist das hödiste Ziel seiner kaufmännischen Anordnungen, 
daCs kein Tbaler einen Augenblick unbenutzt liege. Da- 
her ist es für die Fabrikanten, und zwar besonders für 
die gröCsten Unternehmer unter ihnen, ein wichtiger Vor« 
theil, wenn der Wollmarkt in einer grofsen Handels- 
stadt abgehalten wird, wo die Mitbewerbung der öffent- 
lichen und Privatbanken es ihm möglich macht, baares 
Greld gegen gute Wechsel auf zwei bis drei Monate Zeil 
fiir einen mäCsigen Diskont anzuschaffen. Auch hierin 
li^ ein Grund mehr gegen die Zersplitterung des Woll- 
marklveilLehrs auf NebfenmäriLlen in den Mittelstädten, 

wel- 
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welche dem wahren Yortbeile der Landwirthe wie der 
Fabrikanten überhaupt so sehr zuwider ist, dafs sicf nur 
durch ein Benehmen der Gemeinderofstände auf den 
Marktplätzen Teranlafst wird^ das weiterhin aus einer all- 
gemeinem Ansicht betrachtet und gewürdigt werden soll. 
Der Handel mit lebendigem Yieh ist schon weiter 
oben aus der Ansicht betrachtet worden, vriefem er auf 
die Wochenmärkte Bezug hat, und Aufkäufer sich in 
denselben einmischen: hier ist noch nachzutragen, wie 
derselbe sich zu den Jahrmärkten verhält» Bei den mei- 
sten Jahrmärkten der kleinen Städte besteht neben dem 
sogenannten Krammarkte, das ist dem Verkehr mit Hand- 
werkerarbeiten und Fabrikwaareu, gleichzeitig nodi ein 
Yiehmarkt, der indessen nur aus der Umgegend besucht 
wird, und meist sehr unerheblich ist. Einige dieser Märkte 
haben sich jedoch zu grofsen Sammelplätzen für den Ver- 
kehr mit lebendigem Yieh ausgebildet, nicht sowohl in 
Folge besonderer polizeilicher Anordnungen, als Tielmehr 
dordi den natürlichen Gang des Verkehrs. Die' geogra- 
phische Lage und die örtlichen Verhältnisse machten sol- 
che Ortschaften zu bequemen Mittelpunkten eines aus- 
gedehnteren Viehhandels, den eine laugjährige Gewohn- 
heit befestigte. Von zum Theil sehr entlegenen Gegen- 
den werden zahlreiche Heerden oft von ausgezeichneten 
Racen dahin getrieben, und Käufer gleichfalls auch aus 
der Feme suchen daselbst die Befriedigung eines sehr 
ausgedehnten Bedürfnisses. Die bequemste Zeit, Schlacht- 
vieh zum Vei:kauf zu stellen, ist der Herbst, besonders 
für diejenigen Gegenden, welche noch einen Ueberflufs 
an Weideländereien haben, worauf Ochsen und Schaafe 
fett gemacht werden: audi die Schweine kommen mit 
dem Eintritte des späten Herbstes aus der Eichel- und 
Buchmast; überdies ist derUebergang vom Herbste zum 
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Winter die bequemste Zeit, Fleisch auf Vonradi einvn- 
sdiladiten; und im Allgemeinen ist die Fleischverzeh- 
nmg in dar ka}ten Jahreszeit stärker, als in den Soin- 
mermonaten. Nidit minder entledigen sich gern die Land- 
wirdie de^nigen Viehes, dessen sie nicht zu ihrer Wirtii- 
schaft bedürfen, vor Eintritt des Winters, um die Fut- 
tervorräthe flQr den unentbehrlichen Yiebstand zu sdio- 
nen. Daher werden dk grofsen Yiehmärkte für Schlacht- 
vieh gemeinhin im Herbster gehalten. Anders steht es 
dageg«! mit demjenigen Yiehe, welches zum Wirthscnafifcs- 
betriebe gekauft wird, wie Kühe zur Miichnutzung, Zug- 
ochsen, und junges Vieh aller Ar^ welches entweder zur 
Zuzucht^ oder auch nur zum Fettmachen angeschafft wird. 
Für Ankäufe zu diesem Zweck ist der Uebeigang vom 
Winter zum Frühjahre besonders geeignet Man über- 
nimmt lieber die Bezahlung höherer Preise für das durch- 
gewinterte Vieh, als die Kosten und G^ahr, es den Win- 
ter hindurch für Zwecke zu verpflegen, welche doch erst 
in der bessern Jahreszeit erreicht werden können. Vieb- 
märkte, deren G^enstand die hier bezeichneten land- 
wirthschaftlichen Bedürfnisse sind, werden daher in der 
Regel am Ende des Winters abgehalten. Hiernach schei- 
den sich die grofsen Viehmärkte wesentlich in Herbst- 
und Frühjahrsmärkte, wovon erstere hauptsächlich für die 
Fleischverzehrung, letztere dagegen für den Betrieb der 
Landwirtfascfaaft von besonderer Bedeutung sind. RoCb- 
märkte werden dieik in Verbindung mit den grofsen 
Viehmäikten abgehalten, theils erscheinen . sie auch als 
eine Zugabe zu den Handelsmessen, wo der Zusammen- 
flcdii von Me&fremden aller Art Käufer herbeiführt Be- 
rühmte Rotsmärkte fallen sowohl in das Frühjahr als in 
den Herbst: überhaupt scheine nur der Winter dazu nicht 
geeignet zu sein. RoCb- und Viehmärkte bedürfen wei- 
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t^r RSame zur beqaaoen Aufstellung, und diese wohl- 
gelegen und billig zu verschaffen, ist eine wesentliche 
Bedingung ihres Gedeihens , oft aber auch eine sehr 
schwere Aufgabe. Der Viehhandel wird allgemein nur 
gegen b^are Zahlung betrieben: aber die Käufer, sie mö- 
gen nun Schlächter oder Landwirthe sein, erscheinen stets 
mit hinreichender Baarschaft versehen, und das Bedörf- 
nifs von Anstalten, um baares Geld gegen Wechsel an- 
zuschaffen, besteht hier nicht, wie bei dem Wollhandel 
Es können daher auch Ortschaftisn, worin aufserdem Geld- 
geschäfte nicht gemacht werden, sehr fiiglidi zu grofsen 
Marktplätzen für den Yiehhandel dienen, und sind, weil 
der Raum dort weniger Werth hat, oft besser dazu ge- 
eignet, als die grofsen Städte, 

Die besondern Flachs-, Honig- und ButtermäriLte 
werden hier als minder erheblich um so mehr Übergan* 
gen, ab sie nur wenigen Gegenden besonders eigen sind« 
Dagegen können hier diejenigen Märkte nicht unberührt 
bleiben, worin das Erzeugnifs der wichtigsten Nebenbe- 
schäftigung der Landleute im nördlichen Deutschland und 
in Prcufsen, nämlich das leinene Garn und mehr noch 
die daraus bereitete Leinwand, zu Kauf gestellt wird. 
Den ganzen Winter hindurch spinnt nicht allein durch- 
gängig der weiblidie Theil der ländlichen Bevölkerung 
von jedem Alter und Stande Garn aus Flachs und Werg: 
sondern in einigen Gegenden wird auch das männliche 
Gesinde gleichmäfsig beschäftigt. Die kleinen Wirth- 
schaften besonders suchen in dem Ertrage dieser Neben- 
arbeit einen Beitrag zur Unterhaltung des ganzen Per- 
sonals, dessen sie dringend für die Feldarbeiten während 
der Monate bedürfen, worin der Boden offen ist: je 
mehr ein rauhes Klima die Zeit beschränkt, worin der 
Kreislauf von der Ackerbestellung zur FrühUngssaat». dann 
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von der Heu- bis zni* Getreideernte, und bis zum Ein- 
BSen der Winterfrucht, beendigt sein mufs, desto gröfser 
wird der Bedarf an Händen dazu, und desto länger müs- 
sen sie nachmals halb müfsig unterhalten werden, bis 
dieser Kreislauf Ton neuem beginnt. In der feuchten 
Nebelluft an der Nord- und Ostsee gedeihen auch Ne- 
benarbeiten nicht, wie die Schnitzwerke der Tyroler und 
die hölzernen Uhren der Schwarzwalder. So bleibt fast 
nur das Spinnen übrig, dessen geisttüdtende Einförmige 
keit geselliges Kosen einigermaafsen mildert. Wenn das 
Frühjahr diese Beschäftigung endigt, wird das gesammelte 
Garn zunächst zum Gebrauche der Wirthschaft selbst 
Verwebt: so weit es dazu nicht dient, wird es in einigen 
Gegenden roh verkauft, öfter jedoch auch zu Leinwand 
für den Markt verwendet. Gemeinhin nimmt das Früh- 
jahr nicht sogleich sämmtliche Kräfte der Hausgenossen- 
schafl; in Anspmch: der weibliche Theil derselben kann 
noch das Weben und Bleichen besorgen. Diese Lein- 
wand nun ist der Gegenstand eines besondern Markt- 
verkehrs, der in Provinzen sehr bedeutend wird, wo zur 
Ausstattung eines Landmädchens wesentlich auch ein We- 
bestuhl gehört, und selbst unter den wohlhabenderen 
Bauerfamilien ein Wetteifer besteht, wer die meiste iind 
feinste Leinwand zu Markte bringen könne. Die besoh- 
dern Verhältnisse dieses Verkehrs sind in den einzelnen 
Landestheilen durch alte Gewohnheiten und polizeiliche 
Bestimmungen und Anstalten dem örtlichen Bedürfnisse 
gemäfs sehr verschieden geordnet: er wirkt im Allgemei- 
nen sehr wohlthätig, indem er baares Geld in einer Jah- 
reszeit unter die kleinen Wirthe bringt, wo dieselben 
iit der Regel sonst nichts mehr zu verkaufen haben. 
Welche Veränderungen die Zunahme der Flachsspinn- 
maschinen darin hervorbringen werde, läfst sich noch 
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nicht mit Sicherheit übersehen. Wahrscheinlich wird die 
Maschinenspinnerei sich auch im Flachse, wie bei der 
Baumwolle, nur um so ^ewinnreicher zeigen, je feiner 
das Gespinnst ist, weiches sie der Weberei liefert: ist 
diese Bemerkung richtig, so wird die grofse Masse der 
groben Leinwand, welche fortwährend unentbehrlich ist, 
auch ferner ein lohnender Gegenstand der ländlichen 
Nebenbeschäftigung und ein wirksames Hülfsmittel zur 
Erleichterung der Wirthschaftskosten für einen groüsen 
Theil des nOrdlidben Europa's bleiben. 

Die Kraft, womit Jahrmärkte zur Belebung der Ge- 
werbsamkeit, Erweiterung und Veredlung der menschli- 
chen Genüsse wirksam werden, beruht wesentlich darauf, 
dafs Bedürfnisse, welche zerstreut und Tcreinzelt keiner 
Beachtung würdig erscheinen, auf ein beschränktes Maafs 
von Baum und Zeit zusammengedrängt, und in dieser 
Vereinigung erheblicli genug werden, um eine bedeu-. 
tende Mitbewerbung für ihre Befriedigung aufzuregen. 
Von dieser Ansicht aus erscheint es staatswirthschaftlich 
vortbeilbaft, die Zahl und Dauer der Jahrmärkte mög- 
lichst zu beschränken: die Strenge hierin wird jedoch 
ermäfsigt durch Bücksichten auf die Bequemlichkeit der 
Käufer, welche sich ungern genöthigt sehen, gröfsere 
Auslagen zum Anschaffen von Vorräthen für längere Zeit> 
räume zu machen, und in einiger Entfernung aufzusu- 
chen, was sie lieber in ihrem Wohnorte selbst finden 
möchten. Die meisten wirtbschaftlichen Bedürfnisse thei- 
leu sich in dem mittlem Europa nach der Jahreszeit in 
zwei ungefähr gleiche Hälften: man braucht verschiedene 
Kleidungen für den Sommer und für den Winter; auch 
mancherlei Werkzeuge und Geräthschaftcn kommen haupt- 
sächlich nur in der warmen und hellen oder in der kal-. 
teu und dunklen Jahreszeit in Gebrauctw So recbtfer- 
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tigt sich wesentlich die Yertheiliing der Jahrmärkte un- 
ter Frühjahr und Herbst, und es scheint in dieser Be- 
ziehung kein allgemeines Bedfirfnifs« «iner Ortschaft mdur 
als zwei Jahrmärkte zu verleihen. Im hohem Norden 
sind die Wege im Frühjahr und Herbst beinahe unfahr- 
bar: daher die Nothwendigkeit, den einzigen Markt, worin 
sich bei der dünnem Bevölkerung der Verkehr zusam- 
mendrängt, in die Mitte entweder des Sommers oder des 
Winters zu verlegen. Für das Letztere spricht die Leich- 
tigkeit der Zufuhren auf Schlitten und über Eis, und der 
Stillstand aller ländlichen Arbeiten^ während der kurze 
Sommer die vorhandenen Arbeitskräfte dringend in An- 
sprach nimmt, und eine Verwendung von Leuten und 
Gespannen zu Jahrmarktsreisen sehr unwirthschaftlich er- 
scheinen läfiBt. Im Gegensatze hiervon bilden sich doch 
auch grofse Sommermärkte, wo die Zufuhren hauptsäch- 
lich auf Wasserwegen geschehen; auch gestattet die Milde 
der Witterang und die Länge da: Tage sehr viel mehr 
Thätigkeit und sehr viel mehr Lebensgenufs bei dennoch 
beträchtlicher Ersparnifs an Zeit und Kosten. Die Dör- 
fer und Flecken, und selbst die zahlreichen Ortschaften, 
welche nur dem Namen, aber nicht der Wohlhabenheit 
und Gewerbsamkeit ihrer Bewohner nach, Städte sind, 
sehen sich ohnehin so vielfach genöthigt, fast wöchent- 
lidi in den nächsigelegenen besser begabten Städten Ab- 
satz für ihre Erzeugnisse und Befriedigung ihrer Bedürf- 
nisse zu suchen, daCs Reisen zum Jahrmarkte dorthin kei- 
nen erheblichen Anlafs zu Beschwerden geben können; 
dafs Flecken, und zuweilen selbst Dörfern, Jahrmärkte 
verliehen sind, läfst sich daher keineswegs durch Rück- 
sichten auf die Bequemlichkeit ihrer Bewohner rechtfer- 
tigen. Wäre es nicht gehässig, wieder zu nehmen, was 
weiland in Gnaden verlieheif wurde: so würde selbst 
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vielen sogenannten Städten die Befiignifis Jahnnärkte 
zu halten, zu nehmen sein, um der Zersplitterung des 
Verkehrs abzuhelfen, welche diese Märkte ihrer Ul;lbe^ 
deutendheit ungeachtet dennodi veranlassen. Zwei Ne- 
benumstände, welche mit dem Jahrmarktverkehr in Ver- 
bindung stehn, haben überhaupt zu grofsem MUüsbrauche, 
und namentlich auch zu ganz ungebührlicher Yervielfid* 
tigung der Jahrmärkte Veranlassung gegeben. Die Ver- 
sammlung so vieler Menschen, das Erneuern alter, das 
Schliefsen neuer Bekanntschaften, der Geldumlauf zwi- 
schen Käufern und Verkäufern, überhaupt das ungewöhur 
X lieh aufgeregte Leben reizt auch zu fröhlichen Genüssen 
von Speisen und Getränken, Tanz und Spiel. Der städ- 
tische Bäcker und Schlächter, vor Allem aber der Schank- 
wirth geniefst hierdurch einer ungewöhnlich grofsen Ein- 
nahme. Wo die Gruudherrschaft den beinahe beträcht- 
lidisten Theil ihres Einkommens aus Brauerei und Brannt- 
weinbrennerei bezieht, und höhere Rücksichten noch allzu 
wenig Einflufs auf die Richtung ihrer Wirthschaft ha- 
ben, erscheint eine Vermehrung der Jahrmärkte und eine 
Verlängerung ihrer Dauer als ein vorzügliches Hülfsmit- 
tel a^ur Vermehrung des grundherrlichen Einkommens; 
und es ist davon wirklich in solcher Ausdehnung Ge- 
brauch gemacht worden, dafs ganz verkehrlose Städtchen 
jährlich dreizehn Jahrmärkte hatten, und dafs selbst 
den Kirchdörfern die Befugnifs ertheilt wurde, Jahrmärkte 
mit einem kirchlichen Feste zu verbinden. Die Markt- 
städte würden nur ihre eigne Wohlfahrt fördern, wenn 
sie den fremden Verkäufern schickliche Räume zum Aus- 
legen ihrer Waaren so weit unentgeltlich darböten, als 
solche kostenfrei zur Vertilgung der Gemeinde stehen; 
audi wäre Befreiung von Pflaster- und Brückengeldern, 
welche die Gemeinde sonst erhebt, ein sehr angemesse- 
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nee Mittel, den Besuch der Märkte den Fremden über- 
haupt angenehmer zu machen. Im Allgemeinen sind je- 
doch die Verwaltungen der Marktplätze so weit entfernt 
davon, hohem Rücksichten irgend etwas aufzuopfern, 
was von den Fremden nur irgend erhoben werden kann, 
dafs vielmehr ein verhältniismäisig nicht unbeträchtliches 
Standgeld für den Platz gefordert wird, worauf der fremde 
Verkäufer seine Waaren auslegt, dafs Pflaster- und Brük- 
kengelder an den Jabrmarktstagen und sogar nach er- 
höhten Sätzen zu zahlen sind, und dafs wohl aufserdem 
noch mancherlei Vorwände zur Besteuerung der Frem- 
den aufgesucht werden. Diese Marktgefälle sind gemein- 
hin verpachtet, und werden um so mehr mit rücksichts- 
loser Strenge und nach der ausgedehntesten Deutung der 
Vorschriften darüber eingezogen. Das verhältnifsmäCsig 
ärmliche Einkommen hieraus wird in kleinen Städten eine 
Veranlassung, Jahrmärkte festzuhalten, welche sonst offen- 
bar überflüssig und durch die Zersplitterung des Ver- 
kehrs sogar gemeinschädlich sind. Auch ansehnlichere 
Gemeinden können sich zuweilen nicht überwinden, sol- 
che Benutzungen des Marktverkehrs aufzugeben, und es 
ist namentlich die ganz unbillige Höhe der Waagegel- 
der für das Verwiegen der Wolle, was Veranlassung 
giebt, dafs die Wolle, welche den grofsen Märkten zu- 
geführt werden sollte, bei der Durchfuhr in kleinern Städ- 
ten auf deren öffentlichen Waagen gewogen, und weil 
sie einmal abgeladen iat, auch dort zu Kauf gestellt wird. 
Das führt zur Zersplitterung des Wollhandels durch BU- 
dung kleiner Nebenmärkte. Ueberbaupt aber bleibt den 
Fremden nur die Nothwendigkeit übrig, sich eine Ver- 
gütung für die Marktabgaben durch Erhöhung der Preise 
zu verschaffen. Dadurch wird der wesentlichste Vor- 
theil der Jahrmärkte verkümmert, und besonders in den 
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kleinsten Ortschaften sinkt der Verkehr zu solcher Ge- 
ringfügigkeit herab, dafs er wenig mehr, als eine Veran- 
lassung bleibt, sich aus der Umgegend zum Genüsse ge- 
selUger Freuden am Jahrmarktstage zu versammeln. Je 
wohlthätiger besond»^ in den Verhältnissen der meisten 
Mittelstädte Jahrmärkte wirken können, desto mehr ist 
es eine sehr ernste Aufgabe der Gewerbepolizei, der 
Z^ersplitterung des Verkehrs auf Hunderte von kleinen 
Jahrmärkten, und unverständigen Belastung der Frem- 
den durch mancherlei besondere Abgaben so weit zu 
steuern, als es bei leider veralteten Mifsbräuchen nur ir-^ 
gend möglich bleibt. 

Der preufsische Staat enthielt am Ende des Jahres 
1837 über)iaupt 972 Ortschaften, welche bei den Ver- 
sammlungen der Provinzialstände als Städte repräsentirt 
wurden^ Davon hatten Einwohner Ci^ilstandes 

20,000 und darüber 18 

6000 und darüber, jedoch weniger als 20,000 85 
2500 und darüber, jedoch weniger als 6000 303 
1500 und darüber, jedoch weniger als 2500 303 

Weniger als 1500 . . 263 

Summe wie vorhin . . 972 
Die Städte, welche zu jeder einzelnen dieser fünf Ab- 
theilungen gehören, sind zwar unter sich selbst in Be- 
zug auf Gewerbsamkeit, Verkehr und Wohlstand noch 
sehr verschieden: doch läfst sich im Allgemeinen wohl 
annehmen, dafs in der ersten Abtheilung der grofsstäd- 
tische Charakter noch immer kenntlich genug ausgeprägt 
sein dürfte, und dafs in der zweiten diejenigen Verhält- 
nisse vorwalten, welche der gewöhnlichen Vorstellung 
nach eine Mittelstadt bezeichnen. In den drei letzten 
Abtheilungen, welche zusammen 869, das ist der Zahl 
nach beinahe \l oder über | aller Städte in sich begrei- 
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feD, dürfte wohl im Allgemeinen der kleinstädtische Cha- 
rakter, doch mit erheblich verschiedenen Schattirungen, 
fiberwiegend hervortreten: indem nämlich in der dritten 
Abtheilong mit wenigen Aasnahmen noch eine ganz an- 
ständige, zum Theil selbst ausgezeichnete BesdiafTenheit 
derjenigen Anstalten besteht, welche als Anzeichen wahr- 
haft städtischer Bildung und Gewerbsamkeit auch einer 
kleinen Stadt niemals fehlen sollten; während in der 
vierten Abtheilung Anstalten dieser Art mehrentheib nur 
nothdürftig und selbst wohl ärmlich erscheinen, in der 
fünften aber nur unter der Grunst besonderer örtlicher 
Umstände noch von einiger Bedeutung, sonst aber so 
wenig erheblich sind, dafs nur die Berufung zur Theil- 
nahme an den ständischen Verhandlungen der Städte die 
hierher gehörigen Ortschaften von Flecken oder wohl 
gar nur ansehnlichen Dörfern noch unterscheidet- Jahr- 
märkte dürften wohl keiner zum Stande der Städte ge- 
hörigen Ortsdiaft fehlen: aber aufser ihnen besitzen noch 
alle Flecken und selbst, jedoch nur sehr selten, auch 
Dörfer das Recht, Jahrmärkte, wenigstens einen jährlich, 
zu halten. Die meisten Städte hatten schon der ursprüng- 
lichen Verleihung nach jährlich vier Jahrmärkte: in den- 
jenigen, welche früher mehrere Jahrmärkte zu halten be- 
rechtigt waren, ist in neuern Zeiten von Gewerbepplizei- 
wegen die Zahl derselben auf vier jährlich beschränkt 
worden: verhältnifsmäfsig wenige, aber mehrentheils an- 
sehnliche und wohlhabende Städte haben jährlich nur 
drei, zwei, und sogar wohl nur einen Jahrmarkt. Die 
besondem Erzeugnissen, als Wolle, Vieh u. s. w., ge- 
widmeten Märkte sind unter den vorerwähnten Zahlen 
nicht immer begriffen, sondern bestehen zum Theil au- 
Cserdem selbststäudig. Die Dauer der Jahrmärkte hat 
in den neuern Zeiten auch wohl mit gutem Grunde Be- 
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schränkuDgen eriitted, wo «ie den für den Verkehr er- 
forderlichen Zeitraum offenbar überstieg: für kleine Städte 
sind zwe} bis drei Tage ^ das gewöhnliche Maafs; den 
unbedeutendsten Ortschaften hat ein Tag genügt; wo- 
gegen in ■ ansehnlichen Städten, auch in minder bedeu- 
tenden, wenn sie jährlich nur einen oder zwei Märkte 
haben, gemeinhin eine ganze Woche zum Jahrmarkts- 
verkehr bestimmt ist. Jahrmärkte, welche sich über eine 
Woche hinaus ausdehnen, gehören unter die seltensten 
Ausnahmen. Ein Zusammentreffen der Jahrmärkte mufs 
nothwendig für Ortschaften vermieden werden, welche 
wahrscheinlich den Besuch derselben Verkäufer und Käu- 
fer erwarten dürfen. Hat eine mäfsige Mittelstadt zu 
gewärtigen, dafs ihr« Jahrmärkte von den kleinstädti- 
schen Handwerkern auf zehn Meilen im Umkreise be- 
sucht werden: so stehn die Jahrmärkte von vierzig bis 
fünfzig Städtchen und Flecken schon mit dem ihrigen 
in einer solchen Verbindung, dafs ein Zusammentrcffea 
derselben Störungen des Verkehrs erzeugen würde. Ein 
Kreis, welcher einen Halbmesser von zehn Meilen hat, 
enthält schon einen Flächenraum von 314 Quadratmei- 
len, das ist -r- wenn im preufsischen Staate auf fünf bis 
sechs Quadratmeilen durchschnittlich eine Stadt kommt -— 
fünfzig Städte und darüber. Von dieser Ansicht aus 
mufs wohl Verlegenheit entstehn, die Zeiten, worin die 
Jahrmärkte nach einander abzuhalten sind, dergestalt zu 
bestimmen, dafs ihr Zusammentreffen den Verkehr nicht 
wesentlich stört. Auch hier zeigt sich, wie verderblich 
die grofse Zahl der Jahrmärkte auf Begründung eines 
wahrhaft wohlthätigen Verkehrs wirkt. Eine besondere 
Schwierigkeit entsteht hierbei noch daraus, dafs es gar 
nidit zu vermeiden ist, die Jahrmarktszeit zum Theil nach 
den beweglichen Festen zu bestimmen. Das Osterfest, 
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von welchem sämmtliehe bewegliche Feste abhängeiiy fällt 
jährlich auf denjenigen Sonntag, welcher auf den YoU- 
mond folgt, der zunächst nach der Frühlings Tag- und 
Nachtgleiche eintritt: es schwankt demnach hin und 
her in einem Zeiträume von fünf und dreifsig Tagen; 
welcher im gegenwärtigen Jahrhunderte mit dem zwei 
und zwanzigsten März beginnt, und mit dem fünf und 
zwanzigsten April endigt. In einem gleich langen Zeit- 
räume schwanken nun auch alle Fest- und Sonntage hin 
und her, welche zu den beweglichen gehören, und um 
fünf und dreifsig Tage mehr oder weniger ändern sich 
also nach Verschiedenheit der Jahre die Zeiträume zwi- 
schen ihnen, und bestimmten Monatstagen. Wollte die 
Gewerbepolizei zur Vermeidung der hieraus entstehen- 
den Unbequemlichkeiten die Zeit für sämmtliehe Jahr- 
märkte nur allein nach bestimmten Monatstagen, und 
durchaus nicht nach beweglichen Festen ordnen: so wür- 
den sie in der ersten Hälfte des Kalenderjahres sehr oft 
auf Zeitpunkte fallen, wo wegen kirchlicher Feste das 
Abhalten derselben, theils gar nicht, theils wenigstens 
nicht mit Schicklichkeit, erfolgen könnte. Sollte dage- 
gen die Jahrmarktszeit das ganze Jahr hindurch nur allein 
Ton beweglichen Festen abhängig gemacht werden: so 
würden dieselben nicht selten in eine unbequeme Stellung 
gegen Tage kommen, welche man längst gewohnt ist als 
maafsgebeud für die wichtigsten landwirthschaftlichen Ver- 
hältnisse zu betrachten, wie beispielsweise Liclitmesse den 
2ten Februar, Maria Verkündigung den 25sten März, Jo- 
hannis den 24sten Juni, Bartholomäi den 246ten August^ 
Michaelis den 29sten September, Martini den Uten No- 
vember, und sehr viele andere mehr, welche nach örtli- 
eben Gewohnheiten zum Theil mit kirchlichen Festen 
besondere Abschnitte für erhebliche Geschäfte bilden. 
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Es ist die grofse Unbequemlichkeit, welche die Beweg- 
lichkeit des Osterfestes erzeugt, zuweilen Veranlassung 
geworden, dessen Feststellung auf einen minder schwan- 
kenden Termin in'Yorschlag zu bringen: namentlich ge- 
schah das im deutschen Reiche während der Regierung 
Kaiser Josephs des Zweiten. Wollte man auch aus gu- 
ten Gründen bei der Gewohnheit beharren, das Oster- 
fest und folglich auch das Pfingstfest, jedesmal an einem 
Sonntage zu feiern, obwohl das Weihnachtsfest jährlich 
auf den 25sten December fällt, ganz ohne Rücksicht auf 
den Wochentag, worauf dieser Mouatstag trifft: so würde 
doch allen billigen polizeilichen Rücksichten eine Be- 
stimmung ToUkommen genügen, wonach das Osterfest 
jährlich auf denjenigen Sonntag fiele, welcher zunächst 
nach dem ersten April eintritt, und wonach Ostern nie 
früher als den zweiten , und nie später* als den achten 
April sein würde. Dieser Zeitraum trifft beinah in die 
Mitte desjenigen, worin jetzt Ostern hin- und herschwankt, 
und dürfte in sofern diejenigen Rücksichten vereiuigeu, 
welche theils ein frühes, theils ein spätes Einfallen dos 
Osterfestes wünschenswertfa machen. Die gesammte Chri- 
stenheit wich bereits in den frühesten Zeiten von dem 
Vorhaben ab, das Osterfest an demjenigen Tage zu be- 
gehen, worin sich nach der damals üblichen Zeitrech- 
nung die Begebenheit zutrug, deren Andenken dadurch 
verheirlicht wird. Die abendländische Kirche ebenso- 
wohl als die morgenländische hat vielmehr angenommen, 
dafs ihr Osterfest niemals an demselben Tage gefeiert 
werden dürfe, an dem derjenige Vollmond eintritt, dessen 
Erscheinen eben jenen Zeitpunkt bezeichnet: sie feiert 
deshalb Ostern auch dann nicht am Tagendes OstcrvoU- 
monds, wenn dieser selbst auf einen Sonntag fällt, son- 
dern alsdann erst eine Woche späten War dieses Ab- 
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weicjieii von dem Zeitpunkte der Begebenheit statdiaft, 
deren Andenken das Osterfest genndmet ist: so seheint 
in Frage gestellt werden zu dürfen, ob eine Verände- 
rung hierin, welche wichtige gewerbliche Grfinde £Qr sich 
hat, minder statthaft sein möchte. Indessen ist nicht za 
hoffen, dafs die Berufung auf ein wesentlich kirchliches 
Interesse bei dem Festhalten an der üblichen Zeitrech- 
nung für Ostern aufgegeben werde, und es wird die- 
selbe daher noch lange fortbestehen, so sehr auch die 
Verwirrung anerkannt ist, welche dadurch bei weitem 
nicht allein bei der Bestimmung der Jahrmarktstennine^ 
sondern auch in sehr vielen andern LebensverhältnisseD, 
wie beispielsweise bei den Abschnitten für den Lehrkur- 
sus auf Universitäten und Schulen, bei Micths- und Padit- 
terminen, und bei .Regeln für gewisse Verrichtungen, bei 
der Garten- und Feldarbeit hervorgebracht wird. Das 
Bedürfnifs einer andern Bestimmung des Osterfestes ist 
in der Tfaat sehr viel dringender, als das Bedürfnis d- 
ner Verbesserung des Julianischen Kalenders, die nur 
in Folge der päpstlichen Eliumischung so vielen Wider- 
spruch fand, dafs sie erst 1748 in Grofsbritanuieu und 
Schweden eingeführt werden konnte, und im russischen 
Reiche noch bis jetzt nicht angenommen ist Stand ein- 
mal fest, das Jahr werde um 11| Minuten zu lang an- 
genommen, wenn es mit den Astronomen Julius Cisan 
auf 365| Tage gestellt werde: so schien eine Vereini- 
gting der grofsen Mächte Europa's ganz unbedenklich, 
wonach für die Zukunft in jedem Zeiträume von 128 
Jahren statt 32 nur 31 Schaltjahre sein sollten. Das 
hätte der Wissenschaft in aller Strenge genügt, da 11} 
Minuten 128 ^nal genommen gerade 24 Stunden sind; 
und es würde fast ganz unbemerkt in das bürgerliche 
Leben übergegangen sein, da gar kein haltbarer Grund 
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vorhanden war, das Einföhren der Verbesserung mit dem 
W^lassen von zehn Tagen zu verbinden, und eine kirch- 
liche Angelegenheit daraus zu machen. Aber auch hier 
that sich, wie noch in unsem Tagen bei so vielen ge- 
meinschaftlichen Angelegenheiten alier gebildeten Völker, 
die Schwierigkeit kund, denjenigen, welche durch ihre 
Stellung berufen sind, die Verhandlungen darüber zu 
ffihren, ein auf gründlicher Sachkenntnifs beruhendes In- 
teresse dafür zu geben. 

Nach einer in Norddmitschland sehr allgemeinen Ge- 
wohnheit werden gewisse Handwerkerarbeiten für das 
Bedürfnife der meisten Wirthschaften in der Regel nur 
auf Jahrmärkten gekauft, obwohl Handwerker, welche 
sie verfertigen, am Orte selbst genugsam vorhanden sind, 
imd daher der Jahrmarkt zur Anschaffung ihrer Arbei- 
ten keineswegs abgewartet werden dürfte. Das trifft be- 
sonders für die Haushaltungen aller Stände das irdene 
und hölzerne Greschirr, welches aus gemeiner Töpfer- 
und Bötticherarbeit besteht, und die Schuhmacherarbeit 
für die Landleute und die niedem Volksklassen in den 
Städten. Diese Handwerker rechnen daher auch nicht 
auf unmittelbaren Absatz an ihrem Wohnorte, sondern 
bemühen sich hauptsächlich Vorräthe von ihren am mei- 
sten gebrauchten Arbeiten für den Besuch der Jahr- 
märkte zu verfertigen. Irdene Geschirre sind wegen ih- 
rer Zerbrechlichkeit und Schwere, hölzerne besonders 
wegen des Raums, welchen sie einnehmen, schwer zu 
verführen. Die. meisten kleinen Städte liegen nicht an 
sdiiffbaren Gewässern, sehr oft nicht einmal an gut un- 
terhaltenen Strafsen: der Besuch der kleinstädtischen Jahr- 
märkte mit Töpfer- und Böttidierwaaren ist daher ge- 
ueinhiu mit vieler Beschwerde verbunden. Es scheint 
deshalb gar nicht zweifelhaft, dafs die kleinen Städte 
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darch ihre eigenen Töpfer und Bötticher wohlfeiler mit 
solchen Waaren versorgt werden könnten, als es jetzt 
durch die Zafuhr auf ihre Märkte geschieht. Einzelne 
Gegenden mögen allerdings in der bessern Beschaffen- 
heit des in der Nähe vorhandenen Thons, in der VFohl- 
feilheit des Brennmaterials, und in der gröfsern Leich- 
tigkeit, das zur Bötticherarbeit schickliche Holz anzu- 
schaffen, eigenthümliche Vorzüge besitzen: indessen er- 
klärt diese Bemerkung doch bei weitem nicht hinrei- 
chend die so ganz allgemein verbreitete Richtung des 
kleinstädtischen Töpfer- und Bötticherhandwerks auf Ar- 
beit für die Jahrmärkte. Die Handwerker würden offen- 
bar einen grofsen Aufwand an Zeit und Geld ersparen, 
wenn sie zunächst für Absatz an ihrem Wohnorte ar- 
beiten wollten oder könnten: aber der Einzelne vermag 
die Richtung nicht so leicht zu verändern, welche der 
Verkehr einmal genommen hat Den Hausfrauen ist ge- 
meinhin die Gewohnheit anerzogen, auf Jahrmärkten ir- 
denes und hölzernes Geschirr zu kaufen; sie glauben es 
' in dieser grofsen Auswahl und Mitbewerbung besser und 
wohlfeiler zu bekommen: auch mögen sie darin nicht 
ganz Unrecht haben, da die wenigsten Handwerker ver- 
ständig genug sind, auch da gut und wohlfeil zu arbei- 
ten, wo die nahe Mitbewerbung sie nicht dazu nöthigt 
In den grofsen Städten ist der Töpfer meist ein Ofen- 
fabrikant geworden, und der Bötticher beschäftigt sich 
hauptsächlich für die Bedürfnisse des Handels, der Fa- 
briken und der Brauerei. Neben solchen Handwerkern 
im Grofsen bestehen gemeinhin nur Töpfer für das ro- 
beste Bedürfnifs, wie Blumentöpfe und Firstziegel, das 
keinen Trausport lohnt, und Kleinbinder für Flickarbei- 
ten: die Mittelklasse, welche für das Bedürfnifs der Haus- 
frauen sorgen sollte, fehlt grofsentheils und mufs durch 

aus- 
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auswärtige Handwerker, welche den Jahrmarkt besuchen^ 
ersetzt werden. Die Sicherheit eines bedeutenden Ab- 
satzes und die Wasser- und Strafsenverbindungen gro- 
fser Städte veranlassen um so mehr Mitbewerbungen von 
besonders begünstigten Gegenden aus weiter Feme, und 
ziehen beispielsweise Bunzlauer Geschirr auf den Berli- 
ner Markt Vielleicht wäre demungeachtet vortheilhaf- 
ter für Käufer und Fabrikanten, dafs stehende Lager 
von den Arbeiten solcher Gegenden durch Bürger der 
grofsen Städte selbst gehalten würden, wenn deren Ver- 
mittlung wohlfeil, und der Absatz anhaltend genug be^ 
funden würde. Das nachtheiligste Verhältnifs besteht in 
Rücksicht der Schuhmacher: der bei weitem gröfste Theil 
der Landleute nebst den nicdern Volksklassen, selbst 
der ansehnlichsten Städte, findet es sehr viel bequemer, 
die lederne Fufsbekleidung, deren sie für sich und die 
Ihrigen bedürfen, fertig anzukaufen, als dieselbe auf Be- 
stellung machen zu lassen; das spart allerdings Zeit, und 
sichert die Möglichkeit, durchaus passende Stiefeln und 
Schuhe zu erhalten. Aber hinreichende Vorrätbe zur 
Auswahl .erfordern einen Betriebsfond, der über die Kräfte 
des bei weitem gröfsten Theiles der Schuhmacher geht: 
so bildet sich die Nothwendigkeit, die grofse Mitbewer- 
bung abzuwarten, welche der Jahrmarkt für diesen Ge- 
genstaud darbeut. Da die Schuhmacher in sehr beträcht- 
licher Anzahl über das ganze Land vertheilt sind, und 
wohl auch die kleinste Stadt mehrere Meister dieses 
Handwerks enthält: so ^entsteht hieraus die grofse Unbe- 
quemlichkeit, dafs diese Leute fast das ganze Jahr hin- 
durch von einem Jahrmarkte zum andern umherziehn, so 
dafs es kaum zu begreifen ist, wie sie noch Zeit behal- 
ten, den geringen Vorrath von Fufsbekleidungen, wel- 
chen jeder Einzelne von ihnen gemeinhin nur anzubieteü 

24 
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hat, nebenher noch zn verfertigen. Gewifs liegt in die- 
ser Zersplitterong ihrer Zeit und in dem nnstäten Le- 
ben, woran sie dadurch gewöhnt werden, der wesent- 
lichste Grund der grofsen Dürftigkeit, woraus die Mei- 
sten von ihnen sich lebenslänglich nicht emporwinden 
können. Es ist indessen nicht wohl abzusehen, wie die- 
ses Mifisrerhältnifs zu heben ist, so lange noch in den 
vielen kleinen Stftdten und Flecken diese grofse Zahl 
von Jahrmärkten besteht. Nur wenn der Verkehr sich 
auf wenigere Punkte zusammendrängte, würde vielleicht 
der bessere Theil der Schuhmacher wohlhabend genug 
werden, gröfsere Vorräthe zur Auswahl zu halten, und 
dadurch auch aufser der Jahrmarktszeit den Bedürfnissen 
seines Wohnorts und der nädisten Umgegend zu genfi- 
gen. Auch würden wohl mehr Fufsbckleidungen auf Be- 
stellung gemacht werden, wenn mehr Geschicklichkeit 
und Sorgfalt der Schuhmacher das Anpassen derselben 
besser sicherte, als es bei dem jetzigen Stande dieses 
Handwerks gewöhnlich ist. Die Wohlfeilheit der auf 
den Jahrmärkten käuflichen Schuhmacherarbeiten beruht 
gröfstentheiis darauf, dafs ein schlechtes Material dazu 
genommen, und auch auf die Dauerhaftigkeit der Arbei- 
ten wenig FleiCs verwendet wird. Es liegt hierin eine 
Täuschung, wozu der Wetteifer, durch niedrige Preise 
Kunden an sich zu ziehen, leicht verleitet Auch dieses 
Mifsverfaältnifs ist nur dadurch zu heben, dafs die Käu- 
fer wohlhabender und verständiger werden, und daher 
ebensowohl die Möglichkeit als den Willen haben, mehr 
an bessere Waaren zu wenden. Mehr als irgend an- 
dern Handwerkern ist den Schuhmachern eine Yerfas- 
simg nöthig, welche den Besitz des Meisterrechts von 
Beweisen erlangter Geschicklichkeit und Fertigkeit ab- 
hängig macht, die vor achtbaren Korporationen abgel^t 
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werden. Je mehr die Yorstände der Ortsgemeinden dar- 
über halten, dafs sich nur durch ein solches Meisterrecht 
beglaubigte Schuhmacher zum selbststSndigen Gewerbbe- 
triebe bei ihnen niederlassen, desto mehr wird dieses 
jetzt so sehr gesunkene Handwerk bei sonst durchaus 
freier Mitbewerbung sich wieder heben. 

Der Jahlmarktsfreiheit ungeachtet wird nämlich die 
Mitbewerbung besonders bei den Schuhmachern, nächst 
ihnen auch bei Böttichern und Töpfern, seltner bei den 
andern Handwerkern, welche mit ihren Arbeiten Jahr- 
märkte besuchen, durch ein Verfahren beschränkt, wo- 
durch diejenigen Zuuftgenossen, deren Wohnsitz der 
Jahrmarktsort ist, sich gegen den Nachtheil zu sichern 
suchen, der ihnen aus deren Theilnahme an der Versor- 
gung der Stadt und Umgegend erwächst. Durch ihre 
zum Theil begründeten Angaben, dafs die Wohlfeilheit 
der fremden Handwerkerarbeiten auf blofser Täuschung 
beruhe, haben sie weiland in vielen Städten die Befug- 
uifs erwirkt, eine sogenannte Schau der von fremden 
Handwerkern an den Markt gebrachten Arbeiten zu ver- 
anstalten, und deren Auslegung zum Verkaufe nur erst 
zu gestatten, wenn sie dieselben für preiswürdig erkann- 
ten. Dafs hierbei, wo die Zunftgenossen des Marktorts 
Richter in eigner Angelegenheit wurden, viel Partheilich- 
keit und unbillige Belästigung vorkommen mufste, war 
augenscheinlich: auch ist diese Schau wohl überall ab- 
geschafft, wo die Gewerbepolizei thätig und kräftig ge- 
nug ist, offenbaren Mifsbräuchen der Gewerke zu steuern. 
Aber gemeinhin hat sich doch noch eine sehr ängstliche 
Beschränkung der vorstehend bezeichneten fremden Hand- 
werker in Bezug auf den Zeitraum erhalten, während 
dessen ihnen nur erlaubt wird, ihre Waaren feil zu hal- 
ten. Wenn nämlich für die Dauer des Jahrmarkts über- 

24* 
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hanpt mehre Tage, selbst vielleicht yoUe Wochen be- 
stimmt sind: so wird doch der Verkauf gewisser Haud- 
werkerarbeiten nur in einer viel kurzem Zeit, wohl nur 
an einem Tage, oder selbst nur an einigen Tagesstun- 
den gestattet, und die Zunftgenossen des Orts wachen 
mit llufserster Strenge über der pünktlichen Beobachtung 
dieser meist nur auf Herkommen gegründeten Anord- 
nung. Dadurch drängt sich der Verkehr mit solchen 
Handwerkerarbeitcn auf einen Zeitraum zusammen, der 
mit den Bedürfnissen der immerfort wachsenden Bevöl> 
kerung und der meist noch schneller wachsenden An- 
zahl der an dem Jahrmarktsbesuche theilnehmenden Hand- 
werker in offenbarem Mifsverhältnisse steht, Uebereilung 
und Gedränge bei dem Geschäfte veranlafst, und eben 
dadurch Uebervortheilungen und Betrug auf beiden Sei- 
ten Raum giebt Diese Beschränkung hat überhaupt so 
viel Herabwürdigendes, dads sie den bessern Meistern 
wohl den Besuch der Jahrmärkte verleiden kann. Der 
tüchtige Handwerker mufs sich nothwendig gekränkt füh- 
len, wenn er nicht des gleichen Rechtes, seine Waareu 
während der ganzen Dauer des Marktes feil zu halten, 
gleich allen andern auswärtigen Gewerbtreibenden wür- 
dig erachtet wird. Auch liegt in solchen Anordnungen 
das G^tändnifs, dafs die Handwerker des Wohnorts die 
volle Mitbewerbung der Fremden nicht ertragen können. 
Dies giebt ihnen aber um so weniger einen Anspruch 
auf Schonung, als alle andern Gewerbtreibenden die Mit- 
bewerbung auswärtiger Arbeiten während der ganzen 
Dauer des Jahrmarkts auszuhalten vermögen. Der Schutz, 
welchen eben die Jahrmärkte den Einwohnern des Orts 
und der Umgegend gegen schlechte oder theure, das ist 
überhaupt nicht preiswürdige Bedienung gewähren sol- 
len » wird durch solche Beschränkungen offenbar gerade 
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fQr diejenigen Arbeiten verringert, für welche derselbe 
doch eben am nöthigsten erscheint. Dafs mit der voH« 
kommnern Ausbildung der Gewerbepolizei solche Be^ 
schränkungen der Jahrmarktsfreiheit für einzelne Handr 
werker durchaus verschwinden müssen, erscheint um so 
mehr einleuchtend, als in der gleichzeitigen Bemühung, 
das Uebermaafs der kleinen Jahrmörkte zu vermindern, 
die sicherste Gewähr dafür liegt, da(s eine Mitbewerbong 
nicht hervorgerufen werden soll, die nicht wirklich auf 
ein wahres Bedürfnifs gegründet ist. 

Wenn es auch nächster Zweck der Jahrmärkte ist, 
den Einwohnern der Marktstadt selbst und ihrer nächsten 
Umgebungen bequeme Gelegenheit zu verschaffen, sich 
dem Monopol der einheimischen Handwerker durch un- 
mittelbaren Verkehr mit den auswärtigen zu entziehen, 
und Erzeugnisse des Kuustfleifses , welche daheim sonst 
nur durch Vermittlung des einheimischen Handelsstan- 
des käuflich sind, von den Fabrikunternehmern und Ver- 
fertigern selbst einkaufen zu können: so wird doch Nie« 
mand verhindert, auch aus weiter Entfernung einen Jahr- 
markt zu besuchen, nicht um Waaren oder Dienste da- 
selbst anzubieten, sondern um Einkäufe zum eignen Be- 
darf oder selbst zum Handel damit von den anwesenden 
fremden Handwerkern, Fabrikanten und Handelsleuten zu 
machen. Je gröfser der Zusammenflufs von fremden Ver- 
käufern ist, je mannichfaltiger und reicher die Waaren- 
lager sind, welche sie dem Jahrmarkte zuführen, und je 
weniger Beschränkungen und Abgaben Ein- und Aus- 
fuhr in der Marktstadt unterworfen sind: desto lebhafter 
kann der Handel werden, welchen fremde Käufer mit 
fremden Verkäufern während des Jahrmarkts »unmittelbar 
betreiben. Die Begünstigung durch die Stellung des 
Marktplatzes zwischen weiten Ländern, welche gegensei- 
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t% gesdiickt sind, die Bedtiribisse des einen durch Er- 
zeugnisse des andern zu befriedigen — die Bequemlicb- 
keit der Verbindungen durch Land- und Wasserwege — 
Ae Sicherheit und Freiheit für den Betrieb jedes recht- 
lichen HandelsgeschSftes — können endlich wohl dem 
unmittelbaren Verkehr der Fremden mit einander einen 
solchen Umfang v^^chaffen, dafis er der Hauptzweck des 
abzuhaltenden Marktes wird, und die Versorgung der 
Marktstadt und ihrer nächsten Umgebungen nur noch als 
ein untergeordnetes, blofs zufälliges NebengeschUft er- 
sdieint: durch einen solchen Uebergang zu wesentlich 
yeiftnderter Bestimmung verwandelt sich der Jahrmarkt 
in eine Messe. Schon die grofsen Märkte für beson- 
dere Erzeugnisse der Natur oder Kunst, wie die Woll<> 
Vidi - und Leinwandmirkte, bezwecken nicht sowohl die 
Versorgung des Marktplatzes damit, als vielmehr die Bil- 
dung eines Sammelplatzes von auswärtigen Käufern und 
Verkäufern, wie dies schon bereits weiter oben bemerkt 
worden; aber die Benennung Messe wird ihnen den- 
noch nicht beigdegt: sie bleibt vielmehr ausschliefslich 
vorbehalten dem auf keinen besondem Gegenstand be- 
schränkten Verkehr mit allen Erzeugnissen der Natur 
und Kunst, welche der freie Handel herbeizuschaffen 
Veranlassung findet Es eigiebt sich femer aus dieser 
Darstellung, dafs die Jahrmärkte durch eine fortschrei- 
tende Vermehrung der fremden Einkäufer allmählig in 
Messen fibeigehen, und es kann daher nicht selten zwei- 
felhaft erscheinen, ob eine für den Verkehr mit herbei- 
gezogenen Fremden eröffnete Anstalt noch ein Jahrmarkt 
oder schon eine Messe sei. Die Kraft der Messen be- 
ruht wesentlich darauf, dafs möglichst ausgedehnte, man- 
nichfaltige und wichtige Bedttrftiisse mit möglichst reichen 
Mitteln, dieselben zu befriedigen, gleichzeitig auf dem 
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g^eichea Räume zusammentreffeD. Von dieser Ansicht 
aus sind alle Yertheiliuigen des Verkehrs auf mehr Yer- 
einigungspuDkte nach Raum und Zeit, als die Beschaf- 
fenheit desselben unbedingt erfordert, durchaus gemein- 
schädliche Zersplitterungen, wodurch nicht blofs «in ein- 
zelner Handebplatz, sondern die Bevölkerung weiter Län« 
der unter dem Machtgebiete mehr als eines Staates lei- 
det Die Regierungen grofser Staaten tragen daher auch 
mit Recht Bedenken, Vorstellungen Gehör zu geben, 
welche zunächst im einseitigen Interesse einzelner Städte 
auf Beförderung des Entstehens neuer Messen gerichtet 
sind: aber es ist eine ganz unvermeidliche Folge des 
Bestehens kleiner Staaten neben den grofsen, daCs die 
Regierungen derselben auch ihrem Machtgebiet den Be- 
sitz eines Mefsplatzes anzueignen suchen. Um so mdbr 
bleibt es bei der Zersplitterung des weiland deutschen 
Kaisserreichs unter so viele kurfürstliche, fürstliche und 
städtische Landeshoheiten ein merkwürdiger Beweis von 
der überwiegenden Macht der natürlichen Verhältnisse, 
dafs die Bestrebungen, den Verkehr nach dem beson- 
dem Interesse einzelner Hoheitsgebiete zu leiten, die Bil- 
dung zweier grofsen Mefsplätze für Deutschland, näm- 
lich Leipzig für den nördlichen und Frankfurt am Main 
für den südlichen Theil desselben, nicht zu hindern ver« 
mochten. Die grofse Handelsmacht der Hansa konnte 
weder in Lübeck, noch in Köln Messen in dem Sinne 
schaffen, worin sie Leipzig und Frankfurt hat: eben so 
wenig vermochte das der weltberühmte Gewerbfleiis von 
Nürnberg und Augsburg, oder späterhin die Territorial- 
herrschaft der grofsen deutschen Mächte. Zuweilen er- 
wuchs aus Märkten, zu deren Besuch der eigne Bedarf 
des Marktplatzes nur Wenige reizen konnte, durch die 
Gunst einer eigenthümlichen Oertlichkeit ein berühmter, 
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wahrhaft grofiBartiger Mefsverkehr: so die berühmte Messe 
▼OD Beaucaire an den Mündungen der Rhone, wo Frank- 
reich, Spanien und Sardinien das Erzeugnifs ihres Bo- 
dens und ihres Kunstflei&es gegen einander austauschen; 
so die Messe von Sinigaglia am adriatischen Meere, wel- 
che die Verbindungen von Italien mit Griechenland und 
Illyrien vermittelt; so die Messe von Nischney Nowgorod, 
vormab von Makariew, an den Ufern der Wolga, wo 
die Ungeheuern Räume des nördlichen und mittlem Asiens 
mit dem weiten Machtgebiete des russischen Reichs in 
EUiropa gewaltige Massen von Elrzeugnissen und Bedürf- 
nissen gegenseitig auswechseln. Der alte Glanz von 
Beaucaire ist indefs im Erlöschen; auch die Messe von 
Sinigaglia scheint ihre Blüthezeit bereits überlebt zu ha- 
ben, während der europäisch- asiatische Weltmarkt von 
Nischney- Nowgorod noch jährlich in erhöhtem Glänze 
hervortritt Auch hier waltet die Macht der natürlichen 
Bedürfnisse des Verkehrs, welche nicht nur Messen schafft, 
sondern auch vernichtet. Je mehr nämlich die Wohl- 
thaten einer allgemeinern Bildung die Völker durchdrin- 
gen, je mehr auf kleinen Räumen und in kurzer Zeit 
erzeugt und verbraucht wird: desto mehr verschwindet 
die Noth wendigkeit, dem Austausche der gegenseitigen 
Erzeugnisse und der Befriedigung der gegenseitigen Be- 
dürfnisse, durch Beschränkungen auf bestimmte Sammel- 
plätze und Kalendertage, eine Beachtung zu verscluiffen, 
wodurch eine weit ausgedehnte Mitbewerbung und Theil- 
nahme hervoi^erufen wird. Das tägliche Erzeugnifs und 
der tägliche Verbrauch werden hier sp bedeutend, dafs 
stehende Anstalten zu deren Benutzung und dessen Be- 
friedigung in mäfsigen Entfernungen von einander ange- 
legt und unterhalten werden können, und Niemand mehr 
Veranlassung bat, den Absatz seiner Erzeugnisse und den 
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Ankauf seiner Bedürfnisse auf den Besuch von Messen 
auszusetzen. Die Waarenlager einer wohlhabenden Stadt 
enthalten das ganze Jahr hindurch einen so vollständi- 
gen Yorrath von allen Bedürfnissen des ediern Lebens, 
dafs sie täglich in freier Auswahl zu befriedigen sind. 
Niemand lebt mehr in solcher Entfernung von solchen 
Sammelplätzen des Verkehrs, dafs bei der steigenden 
Yollkommenheit der Strafsen- und Postverbindungen nicht 
mit geringem Aufwände an Zeit und Kosten Erzeugnisse 
dahin befördert, Bedürfnisse von dort geholt werden 
könnten. Darum bedarf das brittische Reich, Frankreich, 
Belgien und Holland der Messen nicht mehr. Deutsch- 
land bildet. noch die Gränzscheide zwischen den sehr 
verschiedenen Kulturstufen des Westens und des Ostens 
von Europa: beide begegnen sich auf seinen Messen, 
und dieses Verhältnifs fristet zur Zeit noch ihr Dasein: 
für seinen eignen inncrn Verkehr ist auch der gröfste 
Theil von Deutschland dem Bedürfnisse der Messen be- 
reits entwachsen. Selbst diejenigen gewerblichen Anstal- 
ten, welche gewissermaafsen das Mittelglied zwischen 
Jahrmärkten und Messen bilden, verlieren mit den Fort- 
schritten des geselligen Lebens auch in Deutschland schon 
allmählig an Einflufs auf dasselbe. Neben Wien, Ber- 
lin und Hamburg bieten mehr als zwanzig Städte zwei- 
ten Ranges, in den mannichfaltigen und reichen Waa- 
renlagern ihres Handelsstandes und in der Besetzung je- 
des Handwerks mit einer zur Auswahl hinreichenden An- 
zahl von geschickten Meistern, nicht nur für die tägliche, 
sondern selbst für die seltnere Nachfrage eine solche 
Mitbewerbung dar, dafs mehr eine tief ge wurzelte Ge- 
wohnheit, als ein wesentliches Bedürfnifs die Fortdauer 
der grofsen Jahrmärkte daselbst erhält In der That ver- 
lieren diese für die gröfsten Städte so sehr an Bcdcu< 
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tuDgy dafa ein grofser Theil der Einwohner kaum ein- 
mal Kcnntnifs davon nimmt, dafs eben Jahrmarkt gehal- 
ten werde. Weiter herab im städtischen Leben eibal- 
ten sich die Jahrmärkte noch in ihrer alten Bedeutung; 
und in der Region der kleinen Städte nimmt ihre Wich- 
tigkeit für die Belebung des örtlichen Verkehrs sogar 
noch immerfort zu. In den kleinsten Ortschaften ist der 
Jahrmarkt ein längst erwartetes Fest für die gesanuntc 
Bevölkerung; mit der Anzahl und Wohlhabenheit der- 
selben wächst der Besuch dieser Märkte, der Betrag des 
Umsatzes darauf und der fröhliche Genufs, der sich die- 
sem anschliefst. 



Elnflufs der Slaat^grewall; auf die 
Riclitunir der Ctewerjbsamkeit» 



l^as mächtigste Fördeningsmitliel aller Gewerbsamkeit 
iegt offenbar im Erhalten des Rechtszustandes, nament- 
lich in dem Schutze der Person und des £ig;enthums wi- 
1er alle Beschränkungen der Freiheit, sich der eignen 
[geistigen und körperlichen Kräfte, so wie der Befuguifs, 
iber äufserc Güter zu verfügen, innerhalb der Gränzen 
m bedienen, welche zur Erreichung des gemeinsamen 
Sweckes der im Staatsverbande lebenden Menschen un- 
entbehrlich sind. Die gebildeten Völker wurden seit ei- 
ler langen Reihe von Generationen unter Verhältnissen 
erzogen, worin die Staatsgewalt ihnen wesentlich einen 
iolchen Schutz verlieh. War dieser Schutz auch häufig 
invollkommen: so konnten unvergütete Verletzungen des- 
;elben doch nur für Ausnahmen gelten. Welche Be- 
i;ränzungen der menschlichen Freiheit unentbehrlich sind, 
larüber entscheidet nach der Stufe der Gesittung und 
Einsicht, worauf jedes Volk eben steht, die Meinung mit 
»iner Gewalt, die nur allein der veränderten Ueberzeu- 
i;ung einer überwiegenden Mehrheit weicht. Was sol- 
iker Gestalt mit dem Leben der Völker innigst vei*wach- 
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seil und Jedermann mit der Entwickclung seines eignen * 
Bewufstseins anerzogen ist: das erscheint allgemein so. 
DOthwendig und so natürlich, dafs selbst die höher Ge- 
bildeten nur dunkel ahnen, es könnte wohl auch an- 
ders sein. Das Volk im Allgemeinen ist deshalb auch 
keineswegs geneigt, es der Staatsgewalt als ein Verdienst 
um die Gcwerbsamkeit anzurechnen, dafs sie dieselbe 
durch Yerleihung dieses Schutzes fördert. Es sind so- 
gar am wenigsten die Tagelöhner und das Gesinde — 
CS sind mehr schon die Handwerker und kleinen Land- 
wirthe — es sind am meisten die Fabrikuuternehmer und 
Gutsbesitzer, welche sich gemeinhin bitter darüber bekla- 
gen, dafs die Staatsgewalt ihrer gewerblichen Thätigkett 
nicht diejenige Sorgfalt widme, wozu dieselbe nach ih- 
rer Ansicht verpflichtet ist. Je weiter sich die Unter- 
nehmungen der Gewerbtreibenden ausdehnen, und je we- 
niger also das Maafs ihrer eigenen körperlichen und 
selbst geistigen Kräfte ausreicht, ihnen diejenige Macht 
über äufsere Güter und diejenige Herrschaft über Men- 
schen zu sichern, deren sie zur Ausführung ihrer Ent- 
würfe bedürfen, je mehr sie demnach bereits dem Schutze 
verdanken, welchen die Staatsgewalt den Eigenthnms- 
rechten und den Verträgen über Sachen und Dienste 
gewährt: desto höher steigert sich demungeachtet der 
Anspruch auf besondere Begünstigungen zur Erweite- 
rung jener Macht und Herrschaft; und die glänzenden 
Erfolge solcher Unternehmungen schmeicheln der natür- 
lichen Selbstsucht auch der Bessern viel zu sehr, um eine 
richtige Würdigung der Opfer zu gestatten, welche sie 
Menschen kosten, die zu gleichen Ansprüchen auf Frei- 
heit und Lebensglück berechtigt sind. Je weiter um- 
fassend und je tiefer eingreifend in das Leben der Völ- 
ker die mächtigen Unternehmungen der Grewerbsamkeit 



AllgeiiieiAe FSrderangtniittel der CrefrerbMmkeit. 38t 

• werden: desto dringender erfordert es ihr eigner Vor- 
theil, dafs die Staatsgewalt sich der Verblendung durch 
ihren Glanz entziehe und sie der Neigung, besondere 
Begünstigungen zu fordern, entwöhne: denn die Ge- 
werbsamkeit ruht nur dann auf einer festen Grundlage, 
wenn auch die Niedrigsten ihrer Gehülfen nicht durch den 
Mifsbrauch geistiger Ueberlegenheit unterjochte Knechte, 
sondern aus verständiger Ueberzeugung ihr ergebene Die- 
ner sind. Die Staatsgewalt darf allerdings nicht unbe- 
kannt mit den Bedürfnissen und Wünschen des gewich- 
tigen Theiles ihrer Untergebenen bleiben, welcher aus 
den Grundherren und den Fabrikunternehmern besteht; 
sie wird vielmehr aus der unbefangenen Aeufserung der 
Ansichten, des Lebens und der Erfahrungen dieser Stände 
kostbare Belehrungen entnehmen können: aber sie würde 
sehr übel berathen sein, wenn sie nur diese Klassen ih- 
rer Untergebenen allein, und nicht auch diejenigen hö- 
ren wollte, welche nur durch den freien Gebrauch ihrer 
eignen geistigen Kräfte ihre Stellung im Staate zu be- 
haupten suchen. Dem Bestürmen mit Yorstellungen von 
der Unmöglichkeit, ohne, besondere Begünstigungen zu 
bestehen, mufs seine betäubende Kraft genommen wer- 
den, durch unbefangenes Ausscheiden der Uebertreibun- 
gen, womit wahre Thatsachen verunstaltet, Ausnahmen 
zur Regel gestempelt und wesentliche Bedenken als grund- 
lose Besorgnisse dargestellt werden. 

Voller Unbefangenheit steht jedoch auch bei Män- 
nern, die Wahrheit achten, und nur das Rechte wollen, 
die Gewöhnung an Standes- oder Gewerbsansichten un- 
willkürlich entgegen: nur die gleich reine und feste Ge- 
sinnung, entbunden durch ein, unabhängiges Verhältnifs 
von anerzogenen Vorurtheilen dieser Art, kann ihnen mit 
Earfolg entgegen treten^ wenn sie mit tiefer Menschen- 
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and hinreichender Sadikenntnifs vereinigt ist. Nur sel- 
tene Menschen Termdgen diesen Bedingungen zu genü- 
gen. Regierungen, welche verstehen, sich den Beistand 
aller ausgezeichnet begabten Männer anzueignen, finden 
diese wohl im Kreise ihrer hohem Beamten, aber nur 
zufällig aufeer demselben. Es sind daher gemeinhin auch 
nur Beamte, deren Einflufs bei der Staatsgewalt den Er- 
folg der Anträge der Unternehmer grofser gewerblicher 
und wirthschafdicher Anstalten so weit ermäfsigt, dals 
er den hohem Zwecken des Staatsverbandes unschädlich 
bleibt. Daher der Gegensatz zwischen diesen Unterneh- 
mern und )enen Staatsbeamten, welcher so viele Veran- 
lassung gab, den Beamtenstand im Allgemeinen vor der 
öffentlichen Meinung anzuklagen. Die Frechheit , wo- 
mit Jeder, weldier im Dienste der Staatsregierung ange- 
stellt ist, als ein verächtliches Werkzeug einer selbstsüch- 
tigen Willkür dargestellt wird, würde hier keine Er- 
wähnung verdienen, wenn sie nicht durch die Zuver- 
sichtlichkeit ihrer Sprache zunächst die Unerfahrenheit 
derjenigen bethörte, welche sich eben anschicken, Kennt- 
nisse und Erfahrungen für den Staatsdienst zu sammeln. 
Aufser dem Kreise jugendlicher Unerfahrenheit unterliegt 
dieselbe schon ohnehin der Verachtung Aller, welche 
sich einer edlem Bildung bewufst sind. Aber auch in 
diesem achtbaren Theile der Nation, welcher ganz ei- 
gentlich der Träger der öffentlichen Meinung ist, sind 
Entstellungen einer unbefangenen Ansicht der Verhält- 
nisse des Beamtenstandes verbreitet, welche die Kraft 
der Staatsgewalt lähmen, indem sie das Oigan herabwür- 
digen, wodurdi sie zunächst wirkt In allen Ständen, 
and wahrlich nicht in dem Stande der Beamten allein 
oder auch nur vorzüglich, ist die Zahl derjenigen nicht 
gmugf bei deren Handlungen selbstsüchtige Beweggründe 
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das reine Pflichtgefühl mehrentheils fiberwiegen. Je mehr 
die Gesinnongen sich veredeln, Jq leichter bei steigen- 
der Wohlhabenheit die Lebensbedürfnisse aaf rechtlichem 
Wege befriedigt werden, und je kräftiger die Zacht der 
öffentlichen Meinung wirkt: desto seltener zeigt sich die- 
ses Uebergewicht, und desto mehr wächst die Zahl der- 
jenigen, auf deren Handlungen selbstsüchtige Beweg- 
gründe niemals mehr einen entscheidenden, sondern nur 
noch einen fördernden oder verzögeniden Einflnfs ha- 
ben. Seltne Mensdien sind es überall nur, welche sich 
selbst einem solchen Einflüsse so weit entziehen, als er 
ihnen bemerkltch wird. Alle LebensTcrhältoisse, welche 
die Wirksamkeit der Selbstsucht entkräften, sind im Be- 
amtenstande wenigstens in demselben MaaCse, als in 
jedem andern vorhanden. Allgemeine Bildung, das wirk- 
samste Mittel zur Veredlung der Geister, wird im Be- 
amtenstande, nach Verschiedenheit der Dienststufen, nicht 
weniger bestimmt erfordert, als in jeder andern damit 
zu vergleichenden Stellung. Eis ist eine durchaus fal- 
sche Vorstellung, dafs der 'Beamtenstand nur aus Män- 
nern bestehe, welche verhungern müfsten, wenn der Staat 
sie nicht besoldete. Diejenigen, welche von den Ren- 
ten ihres Grund- oder Kapitalbesitzes gemächlich leben 
können, bilden überall nur einen sehr kleinen Theil der 
Bevölkerung: allerdings nur vereinzelt, aber doch kei- 
neswegs sehr selten befinden sich im Beamtenstande Män- 
ner, welche durchaus unabhängig von ihren Renten le- 
ben könnten, und die nur das Bedürfnifs eines solchen 
Wirkungskreises für ihre Thätigkeit dem Staatsdienste 
zuführt und darin erhält Neben diesen enthält aber der 
Beamtenstand eine sehr grofse Zahl von Männern, wel- 
che sich vollkommen bewufst sind, dafs sie mit dersel- 
ben Bildung und derselben Anstrengung, womit sie jetzt 
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der StaatsverwaltuDg dienen, in Privatdiensten oder Ge- 
iferben sehr viel mehr, als ihr jetziges Diensteinkommeo, 
gewinnen könnten, welchen aber die Abhängigkeit von 
den Schicksalen, Ansichten ,und Launen eines Privather- 
ren, und der Ekel an kleinlichen, wohl gar unlautera 
Hülfsmitteln, womit der Gewerbtreibende sich gegen eine 
zahlreiche Mitbewerbung zu behaupten sucht, das An- 
stellen eines Gewerbes für eigne Rechnung verleidet 
In beiden Fällen ist es nichts weniger als die Noth, was 
den Beamten an seinen Dienst bindet Endlich bewacht 
die öffentliclie Meinung den Beamten schon deshalb stren- 
ger, als jeden Privatmann, weil seine Thätigkeit, bei ver- 
hältnifsmäfeig gleicher Stellung im Leben, ausgebreiteter 
und cinflufsreicher ist Die Versuchung zu schlechten 
Handlungen haben die Beamten nur mit allen andern 
Ständen gemein: Augendienerei, gescimftiger Müfsiggang, 
Wichtigthun bei Unbedentendheit, Mifsbrauch des Ver- 
trauens sind überhaupt alltägliche Erscheinungen, und in 
vielen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft sind die 
Veranlassungen dazu gewifs' häufiger, als in einem ver- 
ständig eingerichteten Beamteustande. An ihreuFrüch- 
ten sollt ihr sie erkennen, und in dieser Beziehung 
darf wohl behauptet werden, dafs der bei weitem gröfste 
Tbeil der Verbesserungen des Zustandes der Völker, 
welcher von der Gesetzgebung abhängt, aus dem Kopfe 
und dem Herzen tüchtiger Beamten kam. Damit soll 
nicht angedeutet werden, dafs die Mitglieder anderer 
Stände weniger wohlthätig gewirkt hätten, wenn ihnen 
die gleichen Mittel, Einsicht und Vertrauen zu erlangen, 
von der Gunst der Natur und des Glücks verliehen ge- 
wesen wären. Diese Vertheidigung des Beamtenstandes 
wider Verläumdungen, womit die Tagesliteratur sich noch 
zuweilen an ihm versündigt, hat hier nur deshalb einen 

Platz 
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Platz gefunden, weil es, wie bereits oben bemerkt wor- 
den, noch immer eine sehr gewöhnlidie Verirrang selbst 
achtbarer Grundeigner und Gewerbtreibender ist, die 
Gründe, welche die Staatsgewalt bewegen, nicht allen 
ihren Anträgen unbedingt nachzugeben, nicht in deren 
Einseitigkeit und UnTereinbarkeit mit den allgemeinen 
Zwecken des Staatsverbandes, sond^n in der Unwissen- 
heit, den Vorurtheilen, der Trägheit, oder wohl gar der 
Eitelkeit und dem Eigennutz der Beamten, welchen de- 
ren Prüfnng obliegt, zu suchen. 

Nächst dem Erhalten des Rechtszustandes leistet die 
Staatsgewalt der Gcwerbsamkeit ebenfalls noch eine mäch- 
tige, aber nicht minder gewöhnlich übersehene Hülfe 
durch die Beförderung des Elementarunterrichts aus ei- 
ner verständig aufgefafsten und kräftig durchgeführten 
Ansicht. Die Fertigkeit im Lesen, Schreiben und Rech- 
nen erweitert das Vermögen der Menschen, sich durch 
eigne Geisteskraft auszubilden, in einem selten hinrei- 
chend anerkannten Maafise: je gröfser die Leichtigkeit 
ist, womit von diesen Fertigkeiten Gebrauch gemacht 
wird, desto schneller und allgemeiner verbreiten und ent- 
wickeln sich Begriffe, und desto vollständiger und fester 
werden sie durch eigne Bearbeitung in Worten und Zah- 
len angeeignet. Kommt dazu die Gewöhnung des Men- 
schen an Aufmerksamkeit auf seine Umgebungen und an 
ein schnelles Auffassen und verständiges Beurtheilen ih- 
rer Verhältnisse: so wird durch eine solche Bildung die 
wirksamste Vorbereitung zum Erlernen und Vervollkomm« 
nen jedes Gewerbes gegeben, wozu die körperlichen und 
geistigen Kräfte, die Stellung im Leben und die Bedürf- 
nisse der Zeit Jeden berufen. Dafs der Mensch nicht 
nur verständig, sondern auch sittlich erzogen, da£s na- 
mentlich ein unauslöschliches Gefühl für Recht und Bil- 

i5>; . * 
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ligkeit ihm eingeprägt werden müsse, bedarf hier keiner 
besondem Erw&hnnng, da nur allein die tief begründete 
Beachtung des allgemeinen Sittengesetzes den Menschen 
wahrhaft menschlich, und im Staatsverbande zu leben fä< 
hig macht Die Staatsgewalt hat das Recht und die Ver- 
pflichtung, jeden ihrer Untergebenen zu solcher Vorberei- 
tung für das Leben unter ihrem Schutze, und für eine 
TerstSndige Benutzung seiner körperiichen und geistigen 
Anlagen anzuhalten, so weit er überhaupt noch bildungs- 
fähig ist: alle Mitglieder des Staats Verbandes, und nicht 
blofs Aeltem oder deren Stellvertreter, sind dabei bethei- 
Ugt, dafs Niemand ohne solchen Unterricht und solche 
sittliche Bildung aufwachse; die Mittel dazu sind des- 
halb auch als allgemeine Staatslast aufzubringen, und es 
dient nur zur Erleichterung der Uebersicht und Verthei- 
Inng, dafs dieselben zunächst von den Ortsgemeinden er- 
fordert, und nur, so weit deren Vermögen dazu nicht 
hinreicht, aus Provinzial- und Staatsfonds ergänzt wer- 
den. Eine gleich unbedingte Nothwendigkeit, Unterricbts- 
anstalten zur Vorbereitung für einzelne Gewerbe anzu- 
legen, ist im Allgemeinen nicht erweislich: es kann so- 
gar bedenklich erscheinen, eine Neigung der Nation für 
irgend ein besonderes Gewerbe durch Begünstigung des 
Unterrichts darin hervorzurufen, und dieselbe dadurch auf 
eine Bahn zu locken, welche sie besser vielleicht nie, 
oder jetzt noch nicht betreten hätte. Verkannt sei da- 
neben keineswegs, dafs nuter eigenthömlichen Verhält- 
nissen ein wahres und selbst sehr dringendes Bedtirfnifs 
bestehen könne, die Vorbereitung zu besondern Gewer- 
ben durch Errichtung eigner Unterrichtsanstalten dafür 
tu fördern. In den meisten Fällen sind solche Verhält- 
nisse blofs örtlich, das ist auf einzelne Städte, Kreise 
oder überhaupt Landestheile beschränkt: alsdann li^ 
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auch diesen ob, für deren Gründung und Unterbaltung 
zunächst zu sorgen. Es können indessen auch wohl be- 
sondere Verhältnisse des Staats zu seinen Umgebungen 
das Anziehn zu bestimmten Gewerben zum allgemeinen 
Bedürfnisse desselben und deshalb auch zum Gegenstande 
seiner unmittelbaren Fürsorge machen: aber vorherrschend 
mufs immer bleiben die Pflege der allgemeinen Bildung, 
welche kräftiger und sicherer, als irgend ein künstliches 
Abwiegen und Ausgleichen der Lebens- und Standesrer- 
hältnisse den Mifsverhältniss^i entgegenwirkt, welche 
daraus entstehen, dads sich mehr Mensdien für irgend 
eine Stellung im Leben ausbilden, als darin zu beschäf- 
tigen mit der allgemeinen Wohlfahrt der Nation und 
ihren Fortschritten in echter Bildung verträglich ist Je- 
des Volk, dessen Bildung nicht zunächst von unten her- 
auf, sondern von oben herab befördert wird, bleibt der 
Gefahr ausgesetzt, dafs seine hohem Stände sieb in gCL 
meinschädliche Richtungen verirren. Selbst in solchen 
Staaten, wo die grofse Masse der Nation anscheinend 
willenlos einer unbegränzten Willkür hingegeben, und 
eines Einflusses auf die Leitung der öffentlichen Ange- 
legenheiten weder theilhaftig, noch audi nur föhig ist, 
werden die Lebensansichten der höhern Stände, die Sich- 
tung ihrer Geistesthätigkeit und die Wahl ihrer Genüsse 
doch ebensowohl ganz unwillkürlich, als unvermeidlich 
durch Bücksichten auf dasjenige bestimmt und geleitet, 
was als tief gewurzelte Meinung und anerzogene Sitte 
die Gemütber des Volks beherrscht Je mehr diese Mei- 
nung und Sitte noch des Lichtes allgemeiner Bildm^ 
entbehrt, je verworrener die Begriffe von Recht cmd 
Pflicht und )e dunkler die Vorstellungen von der Be- 
stimmung des Menschengeschlechts noch im Volke sind, 
desto schwächer ist die Hülfe,, welche Jedermann 
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niaafslose Regongen sdnes Selbstgefühls undVerblendoiig 
seiner zügellosen Leidensdiaften in der.Zadbt der öffent- 
tichen Meinung suchen mufs. Diese Zucht ist aber am 
unentbehrlichsten eben in denjenigen Ständen, welche, 
geistig höher ausgebildet und unabhängiger im Besitze 
▼on Reichthum und Rang, durch ihre Gewandtheit der 
gesetzlichen Ahndung leichter entschlüpfen, und durch 
ihre Macht dem Unwillen ihrer Zeitgenossen erfolgreich 
trotzen. 

Es ist eine sehr oft wiederholte,, und ebensowohl 
▼on Gewerbtreibenden, als auch von wissenschaftlich ge- 
bildeten Beamten mit grofsem Beifall angenommene Be- 
hauptung, dafjB die wirksamste Belustigung, welche die 
Regierungen der Gewerbsamkeit angedeihen lassen könn- 
ten, in oner ungestörten Freiheit bestehe, den Geschäf- 
ten diejenige Richtung und Ausdehnung zu geben, wel- 
che d^n Grewerbtreibcnden selbst die für ihn vortheil- 
hafteste scheint. Zum Sprüchworte geworden ist sogar 
das laissez nous faire, womit der französische Han- 
delsstand die Frage Colberts beantwortete, was er zu 
seinen Gunsten Ükun könne? Zu verkennen ist allerdings 
nicht, dafe die Regierung, indem sie diese Regel befolgt, 
sich einer groisen Last entledigt. Jedem Gewerbtreiben- 
den erscheint das, was ihm den meisten Gewinn bringt, 
als das wirksamste Förderungsmittel der allgemeinen 
Wohlfahrt, und zwar mit Recht, weil die Wohlfahrt des 
Ganzen nur die Summe der Wohlfahrt aller Einzelnen 
ist. Von dieser Ansicht aus liegt in jeder Beschränkung 
gewerblicher Geschäfte, welche die Regierung etwa an- 
zuordnen nöthig finden möchte, nicht nur eine Verletzung 
des Einzelnen, sondern ein gemeinschädliches Hindemiüs 
des fortschreitenden Wachsthums der öffentlichen Wohl- 
fahrt: der Gewerbtreibende, weldier Beschwerden dage- 



Nolhwendigkcit von gesetzlichen Bescbränkangfen. 389 

gen fQhrt, erhebt sich vom Yertheidiger seinler eigenen 
Sache znm Anwälte für eine Nationalangelegenfaeit, und 
erwirbt als solcher selbst die Theilnahme derjenigen, zu 
deren Termeintem Vortheile die Regierung Jene beschrän- 
kende Verfügung erliefe. So vereinigt sich Alles, der 
Staatsgewalt jeden Schritt auf dieser schlüpfrigen Bahn 
zu verleiden: unaufhöiüch getäuscht durch einseitige Vor- 
stellungen, von einem Irrthume znm andern hingezogen, 
erliegt die Wirksamkeit ihrer Anordnungen unter der 
Last der Widersprüche gehäufter Ergänzungen dersel- 
ben. Indem die Regierungen hiernach anscheinend durdi 
die Natur der Gewerbsamkcit selbst genöthigt werden, 
sich der Leitung derselben zu enthalten, preisen die Ge- 
werbtreibenden das Glück der endlichen Befreiung von 
beschränkenden Anordnungen, und eilen, davon den aus« 
gedehntesten Gebrauch zu machen. Inmitten dieses Frei- 
heitstaumels kann die menschliche Vemimft sich doch 
der Anerkennung zweier Wahrheiten nicht entziehen, in 
deren Folge gesetzlicher Schutz der allgemeinen Wohl- 
fahrt wider Unternehmungen .einzelner Gewerbtreibender 
ganz unvermeidlich wird. Jedermann will Erhaltung des 
Rechtszustandes: aber die Vorstellungen, worin dieser 
Zustand 'bestehe, sind nach anerzogenen Begriffen von 
Standes- und Gewerbsverhältnissen, nach dem Antheile 
des Einzelnen an dem Maafse der Bildung seines Vol- 
kes und seines Zeitalters, und nach der Stellung im Le- 
ben wesentlich verschieden. Niemand wagt sich der Ue- 
berzeugung zu entziehen , dafs die Fortschritte der Ge< 
werbsamkeit nur dann eine Wohlthat für das Menschen- 
geschlecht sind, wenn keine Nachwehen daraus hervor- 
gehen, welche den täuschenden Wohlstand in unabwend* 
bares Elend und den erträumten Segen in vernichtenden 
Fluch verwandeln: aber die Hoffnungen, womit die Par- 
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theilichkeit der Gewerbtreibenden {&r ihre Schöpfungen 
Bich schmeidielt, und die Besorgnisse, womit der Neid 
und die Eifersucht derselben sich quält, sind gröCsten- 
theils so ganz eitel und trOglich, dafs sie keine gerechte 
Würdigung dessen gestatten, was von der Zukunft mit 
Wahrsdidnlichkeit erwartet werden darf. In beiden Be- 
ziehungen mufs die höhere Weisheit vorwalten, welche 
die Staatsgewalt sich aneignen kann, indem sie, was ihr 
Bereich an Geistesgaben und Kenntnissen endi&lt, mög- 
lichst zur Belehrung benutzt: mit dieser Weisheit mufs 
sie bestimmen, was als Rechtszustand festzuhalten, und 
Ton der 2kikunft wahrscheinlich zu gew&rtigen sei. Diese 
Bestimmung kann nicht fiberall mit den Ansichten der 
Grewerbtreibenden übereinkommen, weil dieselben unter 
sidi selbst so sehr verschieden, oft sogar entgegenge- 
setzt sind: hierdurch aber werden gesetzliche BeschrSn- 
kungelt der Freiheit in gewerblichen Unternehmungen 
unvermeidlidi. Die Schwierigkeit, dauernd Haltbares und 
bleibend Wohlthätiges anzuordnen, darf die Regierung 
von der Erfüllung ihrer Pflichten auch in Bezug auf 
diese gewerblichen Verhältnisse nicht abschrecken; nur 
Vorsicht, nicht unterlassen, ist hier geboten. 

Das Verhältnis der Beschaffenheit eines Erzeugnis- 
ses zu dessen Kaufpreise bestimmt seine Preiswürdigkeit. 
Geringen Unterschied in jener wahrzunehmen, erfordert 
einen Scharfblick und eine Kennerschaft, welche nur we- 
nige Käufer besitzen: aber den kleinsten Unterschied im 
Geldpreise jeder Waare bemerkt auch der Unkundigste 
und Sorgloseste. Daher das allgemeine Bestreben ' der 
Gewerbtreibenden, die Preiswürdigkeit ihrer Erzeugnisse 
durch das Ansetzen möglichst niedriger Geldpreise an- 
schaulich zu machen. In diesen vergütet der Käufer 
dam Uirternehmer einer gewerblichen Arbeit zunädist sei^ 
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neu Aufwand auf Material und Arbeitslohn: was über 
diese Yergtitung gezahlt wird, ist Gewinn aus der Un- 
ternehmung. So lange noch irgend eine Erspamifs an 
Material und Arbeitslohn möglich erscheint, wird der 
Unternehmer nicht daran denken,, durch Aufopferung ei- 
nes Theils seines Gewinnes den Geldpreis seiner Er- 
zeugnisse zu yermindem. Die Bedingungen, worunter 
Ersparnisse an Material möglich werden, liegen au&er 
den Gränzen der gegenwärtigen Betrachtungen. Am Ar- 
beitslohne kann nur gespart wcfrden, indem entweder für 
dieselbe Leistung weniger Lohn gezahlt, oder, was gleich- 
geltend ist, für denselben Lohn mehr geleistet wird. Die 
Höhe des Tagelohns entscheidet an sich keineswegs über 
den Preis der Arbeit: dieser sinkt auf die Hälfte herab, 
wenn der Arbeiter für den doppelten Lohn das Vier- 
fache leistet; und die Länder, worin der Tagelohn am 
niedrigsten steht, haben vielleicht die theuerste Arbeit 
wegen der Ungeschicklichkeit, Trägheit und UnzuTcr- 
lässigkeit ihres Arbeiterstammes. Kann der Unterneh- 
mer seinen Arbeiter nöthigen, sich für dieselbe Leistung 
mit einem geringeren Lohnsatze zu begnügen: so spart 
er allerdings wirklich an Arbeitslohn, aber nur auf 
Kosten der Lebensgenüsse der Arbeiterfamilie. Es bleibt 
überhaupt zweifelhaft, ob dies geschehen könne, ohne 
den Werth der Leistung zu verringern; wenigstens mufs 
dem Arbeiterstamme die Möglichkeit gelassen werden, 
sich in unverminderter Leistungsfähigkeit zu erhalten: 
rdcht sein Lohn dazu nicht hin, so verkümmert er kör- 
pertich und geistig, und der Werth seiner Leistungen 
sinkt sodann unvermeidlich mit dem Werthe seiner Per- 
sönlichkeit. Aber es wird auch wirklidi an Lohn er- 
spart, wenn die Leistungsfähigkeit des Arbeiters «rhöht 
wird, ohne deshalb in gleichem Maafse seinen Lohn zu 
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vermehren. Das geschieht nun schon, indem er durch 
angemessene Behandlung körperlich kräftiger und ge- 
wandter, geistig aufimerksamer und sittlich zuverlässiger 
wird. Gränzen für diese Verbesserung des Arbeiterstam- 
mes lassen sich nicht bezeidinen: an sich selbst schon 
wohlthätig wirkend, wird ihr ElinflufiB durchaus gränzen- 
los dadurch, daCs er vornehmlich die Möglichkeit eröff- 
net, das schrankenlose Gebiet der Wissenschaft fiir die 
Gewerbsamkeit in Anspruch zu nehmen, und derselben 
den ganzen Reichthum der Entdeckungen und Erfindun- 
gen anzueignen, welche die Herrschaft des Menschenge- 
schlechts über die AuCsenwelt erweitern. Dahin mub 
es zuletzt bei jeder gewerblichen Unternehmung kom- 
men, den Arbeitslohn auf diesem Wege zu vermind^n, 
weil nur dadurch allein die wirksamsten Ermäfsigungeu 
des Geldpreises der gewerblichen Erzeugnisse möglich 
werden: aber die meisten Unternehmer gewerblicher Ar- 
beiten stehen selbst noch auf einer Stufe der Bildung, 
worin das Vertrauen auf die Macht des Geistes, ziyar 
bereits erwacht, aber doch gemeinhin noch minder wirk« 
sam ist, als der Reiz einer unmittelbaren Ersparuifs an 
täglich vorkommenden Zahlungen. Daher unterliegen sie 
gewöhnlich der Versuchung, den Lohnsatz so weit herun- 
ter zu bringen, als es ohne ganz nahe liegende Nach- 
theile für ihr Gewerbe möglich erscheint. Hieraus ent- 
steht aber für die Staatsgewalt die Verpflichtung, den 
Arbeiterstamm nicht allein in der allgemeinen Beziehung 
auf das öffentliche Wohl, sondern auch in der beson- 
dem auf die Veredlung der Gewerbsamkeit selbst gegen 
die Verblendung der Unternehmer zu schützen. 

Auch die billigsten und wohlwollendsten unter die- 
sen glauben sich durch die Mitbewerbung gedrungen, 
ihren Arbeitern nur solche Lohnsätze zu bewilligen, bei 
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deren Annahme sie nur dann den nothdürftigsten Unter- 
halt finden, wenn sie mit aller Anstrengung und Aus- 
dauer arbeiten, welche nur irgend ihre Kräfte gestatten. 
Bei minder billiger Gesinnung, oder unter ZeitverhSlt- 
nissen, welche den Gewinn der Unternehmer ungewöhn- 
lich schmälern, sinkt der Lohnsatz, welcher den Arbei- 
tern angeboten wird, selbst unter dieses Maafs herab; 
und da gemeinhin Ersparnisse aus frühern Zeiten, wo- 
durch ein Ausfall in der Gegenwart übertragen werden 
könnte, gar nicht vorhanden sind: so würde das Geschäft 
nicht forszusetzen sein, wenn von der Armenpflege der 
Gemeinden nicht Beihülfe zu hoffen wär^. In der That 
ist der bei weitem gröfste Theil der Unterstutzungen, 
welche der Arbeiterstamm durch unentgeltliche Aufnahme 
in öffentliche Krankenhäuser, durch Freischulen, durch 
wohlfeilere oder ganz kostenfreie Darreichung von Brenn- 
material, Brod und andern Speisen, endlich selbst durch 
baar gezahltes Almosen von Orts-, Kirchspiels- und Kreis- 
gemeinden empfängt, nichts Anderes als Ergänzung des 
unzureichenden Arbeitslohnes. Die Gesammtheit der be- 
güterten Einwohner kann sich der Bewilligung dieses 
Zuschusses nicht entziehn, weil das sittliche Elend, wel* 
ches der Mangel an ersten Lebensbedürfnissen erzeugt, 
das gesellige Leben mit allen Schrecken bedroht, welche 
daraus unvermeidlich hervorgehen. Das VerhältniCs der 
Nachfrage zum Anerbieten bestimmt zwar auch den Preis 
der gewerblichen Arbeiten, so wie den Preis aller im 
freien Verkehr gesuchten und dargebotenen Erzeugnisse 
und Dienste: auf einer Bildungsstufe, wo weder Leibei- 
genschaft, noch Hörigkeit mehr besteht, scheint deshalb 
auch der Lohnsatz nicht allein von der Bewilligung des 
Unternehmers, sondern auch von der Annahme des Ar- 
beiters abzuhängen, der sich freiwillig doch nicht dazu 
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verstehen wird, seine Leistungen für einen zu seinem 
Unterhalte unzureichenden Preis abzulassen. Aber Leute, 
welche der ihnen nach der Landesverfassung unbezwei- 
felt zustehenden Bcfugnifs geuiäfs über ihre persönlichen 
VerhSituisse durchaus frei verfügen können, werden durdi 
anerzogene Verwöhnung in eine Abhängigkeit versetzt, 
worin ihnen anscheinend nichts Anderes übrig bleibt» als 
sich audi eine offenbar unzulängliche Belohnung ihrer 
Arbeit gefallen zu lassen. Der bei weitem gröfete Theil 
der Menschen wird überhaupt gar nicht durch eine be- 
stimmte Neigung, oder durch eine verständige Würdi- 
gung des möglichen Erfolgs zu der Wahl derjenigen Be- 
schäftigung geleitet, wodurch er lebenslänglich seinen 
Unterhalt zu erwerben hofft Die vorhandenen Mittel, 
die Kosten der Erziehung der Kinder zu bestreiten, ent- 
scheiden über die Richtung derselben weit allgemeiner, 
als es bei oberflächlicher Ansicht erscheint, selbst bei 
wohlhabenden Aeltern, und also nur um so mehr bei der 
grofsen Masse des Arbeiterstammes. Dafs die Kinder so 
f,eltig als irgend möglich in einer Arbeiterfamilie zur Hülf- 
leistung gebraucht werden, ist durch die häuslichen Ver- 
hältnisse derselben gemeinhin geboten. Nur ausnahms- 
weise beut sich eine Gelegenheit dar, die Kinder für ein 
anderes Gewerbe, als das der Aeltern, zu bestimmen: so 
tnehrt sich die Zahl der Arbeiter, welche für gewerbli- 
che Verrichtungen gewisser Art von der frühesten Kind- 
heit an erzogen werden, nicht nach dem Verhältnisse des 
Bedarfs an solchen Verrichtungen, sondern mit der Dürf- 
tigkeit ihrer Aeltern. Je weniger ein Arbeiter auf die 
Erziehung seiner Kinder wenden kann, um desto gewis- 
ser werden sie für dieselben gewerblichen Verrichtun- 
gen erzogen, bei welchen er selbst nicht einmal auskömm- 
lichen Unterhalt findet. Daher überschreitet das Aner- 
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bieten von Arbeiten gewisser Art die Nachfrajge danadi 
in einem solchen Maafse, dafs auch bei den freiesten 
Verhältnissen der Lohnsatz für dieselben weit unter das 
Verhältnifs sinkt, wobei dem Arbeiterstamme ein g^emäch- 
lidies Auskommen und die Gewährung billiger Ansprüche 
auf Lebensgenufs gesichert bleibt. 

Die Beschaffenheit ein^s grofsen Theiles der ge- 
werblichen Verrichtungen trägt noch viel dazu bei, die 
Abhängigkeit des Arbeiterstammes von seinen Lohnher- 
ren zu vermehren. Je mehr der Umfang gewerblicher 
Unternehmungen sich erweitert , desto mehr wächst die 
Möglichkeit, die verschiedenen Arbeiten, welche zum Her- 
vorbringen gewisser Erzeugnisse dienen, so zu verthei- 
len, dafs jeder Arbeiter nur mit der Wiederholung ei- 
ner einfachen Verrichtung fortwährend beschäftigt bleibt 
Hierdurch entsteht eine Fertigkeit in solchen Verrich- 
tungen, welche denjenigen unglaublich scheint, die nie- 
mals über die Macht vieljähriger, unausgesetzter Uebung 
nachgedacht haben. So weit die Fertigkeit im Lesen, 
die jedem Menschen von wissenschaftlicher Bildung in- 
wohnt, das Vermögen eines Kindes übertrifft, das eben 
vom Buchstabiren zum Lesen übergeht: so weit tiber- 
trifft auch die Fertigkeit vieljährig geübter FabrikarbBi^ 
ter in gewissen Handgriffen das Vermögen, dieselben tat 
verrichten, das übrigens kräftige und fleifsige Leute be-. 
sitzen , welche dieselben nur gelegentlich vornehmen. Aber 
aus solcher Uebung geht auch eine Einseitigkeit der ge-^ 
werblichen Ausbildung hervor, welche den» Arbeiter un-t 
fähig macht, sich mit andern als den einmal gewohnten 
Verrichtungen zu beschäftigen. Es wird ihm daher be- 
sonders in spätem Lebensjahren ganz unmöglich, das 
Geschäft aufzugeben, zu welchem er angelernt wurde,;, 
audi wenn dasselbe bei Veränderungen in der Richtung 
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der Gewerbsamkeit aufhört, lohnend zu sein, und er wird 
dadurch genöthigt, sich mit dem dürftigsten Lohne, was 
es irgend nur abwerfen kann, zu begütigen. Der länd- 
liche Arbeiter, dessen Verrichtungen mit den Jahreszei- 
ten wechseln, ist sehr viel anstelliger zu mannichfaltigco 
Verrichtungen, als ein Handwerker; und dieser vermag 
doch noch viel leichter von einer Beschäftigung zur au- 
dem überzugehen, als der gröfste Theil der Fabrikarbei- 
ter, weil die Theilung der Arbeiten bei dem im Kleinco 
arbeitenden Handwerke nicht so weit getrieben wird, als 
in der im Grofsen arbeitenden Fabrik. Daher ist auch 
der ländliche Arbeiter, nach Aufhebung der Erbunter- 
thänigkeit, sehr viel weniger abhängig von dem Gutsbe- 
sitzer, als der Handwerksgehülfe von dem Meister, und 
dieser G^hülfe befindet sich dennoch in einer freieren 
Stellung, ab der Fabrikarbeiter bei der vollendetesten 
Ausbildung des Fabrikwesens. Ueberhaupt geht das Handr 
werk stufenweise zur Fabrik über. Auf der ersten Stufe 
dieses Uebergangs beschäftigt ein Unternehmer eine mehr 
oder minder grofse Zahl von Handwerkern, weldien er 
mehrentheils das Material giebt, vorschreibt, was sie dar- 
aus verfertigen sollen, und das E>zeugnifs ihrer Arbeit 
bei der Ablieferung stückweise bezahlt So beschäftigt 
ip groCsen Städten der Inhaber eines Möbelmagazins viele 
Tischler am Orte selbst und in der Umgegend, oder 
der Besitzer eines Ladens von fertiger Schuhmacherar- 
beit viele Schuster. In andern Fällen ist das, was der 
Handwerker .einem solchen Unternehmer liefert, noch 
nicht ganz fertige Waare: es wird erst dazu durch Ar- 
beiten, welche der Unternehmer unter seiner nähern Auf- 
sicht ausführen läfst So wird die rohe Leinwand stück- 
weise von einzelnen Webern zusammengekauft ,< um in 
den grofsen Anstalten des Fabrikherm gebleicht und 
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apretirt zu werden; und auf ähnliche Weise erhalten die 
rohen Tuche, weldie der Tuchmacher auf Bestellung ab- 
liefert, in den Werkstätten des Bestellers die fernere 
Bearbeitung durch Walken^ Färben, Scheeren und Pres- 
sen. Hier stehen neben den Webern, welche mit ihren 
Familien in eigner Wohnung arbeiten, auch noch Leute, ' 
welche täglich zur Arbeit in die Fabrikgebäude der Un- 
ternehmer kommen. Endlich erweitern sich auch die Fa- 
brikanlagen zu soldien Anstalten, wobei alles Arbeiten 
in den Wohnungen der hierbei beschäftigten Menschen 
aufhört, und das Geschäft vom Sortiren des Materials 
bis zum Verpacken des Fabrikats gänzlich in den Werk-*- 
Stätten des Unternehmers verrichtet werden mufs. Die 
versdiiedene Beschaffenheit der vielen einzelnen zur Er- 
zeugung eines Fabrikats gehörigen Verrichtungen, wel- 
che sich in solchen Anstalten vereinigt befinden, gestat- 
tet die Verwendung sehr verschiedener Abstufungen von 
körperlichen Kräften, von Aufmerksamkeit und von Ue- 
bung. Ein Theil derselben kann schon von achtjähri- 
gen Kindern verrichtet werden, andere eignen sich zur 
Arbeit von erwachsenen Mädchen nnd von Frauen, und 
noch andere erfordern die Kraft und Ausdauer von Män- 
nern. Daraus erwächst die Möglichkeit, allen Gliedern 
einer Arbeiterfamilie Beschäftigung in der Fabrik anzu- 
weisen. Das Familienleben hört jedoch hierbei gänzlich 
auf. Mann, Frau und Kinder gehen mit dem frühesten 
Morgen in die Fabrik zur Arbeit, verzehren dort in den 
Feierstunden mitgebrachte oder wohl gar zur Stelle feil- 
gebotene Lebensmittel, und kehren am späten Aben.de 
endlich in ihre Wohnung zurück, welche unter solchen 
Verhältnissen kaum etwas Anderes als eine bloOse Schlaf- 
stelle für ihre Bewohner ist Sehr knapp berechnet ist 
gewöhnlich der Lohn^ weldier einem Handwerker, der 
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in seiner Wohnung arbeitet, bei dem Preise übrig bleibt, 
den ihm sein Abnehmer ffir die fertige Arbeit zahlt; nnd 
in Fällen, wo die Bestellungen nicht zur vollen Beschäf- 
tigung hinreichen, weil der Absatz des Erzeugnisses stockt, 
kann wohl empfindlidier Mangel an zum Ankaufe der 
onentbehrlichsten Bedürfnisse zureichendem Erwerbe ent- 
stehen. Indessen hängt der Handwerker doch nicht im- 
mer unbedingt von einem Abnehmer ab: es glückt ihm 
zuweilen, einen andern zu finden, der bessere Preise zahlt, 
oder doch williger kauft. Auch werden nicht alle Fa- 
milienglieder unbedingt für den gewöhnlichen Abnehmer 
besdiäftigt: die Frau oder die heraugewachsenen Kinder 
finden mitunter Gelegenheit zu lohneodemi Nebener- 
werbe, welcher aushilft, wenn der Handwerksgewinn nidit 
hinreichend ausfällt. Handwerkern, welche auf dem Lande 
oder in kleinen Ackerstädten wohnen, verschafft der Be- 
sitz eines Stückes Kartoffelland, vielleicht einer Kuh, oder 
auch nur eines Paares Ziegen schon bedeutende Erleich- 
terung. Wo der Handwerker dem grofsen Unterneh- 
mer Erzeugnisse abliefert, die noch einer Bearbeitung 
bedürfen, ehe sie als Kaufmannsgut in den Handel über- 
gehen können, wird er gemeinhin schon abhängiger von 
demselben: fertige Waaren finden auch Absatz für den 
unmittelbaren Verbrauch, wie mit Bezug auf die vorhin 
gegebenen Beispiele Tischler- und Scbuhmacherarbeiten; 
aber Erzeugnisse, welche noch einer weitern Vollendung 
bedürfen, wie rohe Gewebe, kaufen nur allein die Fa- 
brikherren zur weitem Bearbeitung. Dazu bedarf es neh- 
rentheils besonderer Kenntnisse und Aufmerksamkeit: zu« 
verlässige Walkmüller, Bleicher, Färber nnd Tuchberei- 
ter werden deshalb in der R^el auskömmlich bezahlt, 
und vermögen daher auch einen ordentlidien Hausstand 
zu führen. Am ungünstigsten aber stellt sich das Verhält- 
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nifs des Arbefterstammes da, wo die Fabrik am TOÜen- 
detsten henrortritt, das ist, wo die Familien in ihrer Ge- 
sammtheit in den Fabrikgebäuden selbst arbeiten. 

Es wird gewöhnlich solchen Familien für ein gro- 
fses Glück angerechnet, dafs nicht allein die Männer zur 
Arbeit gebraucht werden, sondern auch die Frauen und 
selbst die Kinder bis ins achte Jahr und wohl gar noch 
früher herab in der Fabrik Gelegenheit finden, etwas zu 
verdienen. Eine solche Familie spart durch den Aufent- 
halt in den Fabrikgebäuden mehrentheils Feuerung und 
Erleuchtung, kann sich mit einer engern Wohnung be- 
helfen und bedarf bei ihrer Lebensweise sehr wenig Haus- 
gerätli. Das Alles sdiafft die Möglichkeit, sich mit ge- 
ringerem Lohne zu begnügen. Mit einer so beschränk- 
ten Stellung im Leben ist gemeinhin ein eben so be- 
schränktes Maafs von Bildung yerbunden; besonders le- 
ben diese Menschen nur für die Gegenwart: die Zukunft 
liegt aufser dem Bereich ihrer Vorstellungen, oder wird 
wenigstens mit dumpfer Ergebung erwartet. Wenn es 
glücklich geht, das ist^ wenn die Fabrik anhaltend volle 
Beschäftigung giebt, die Familienglieder sämmtlich ge- 
sund bleiben, und die Preise der Lebensmittel mäfsig ste- 
hen, erscheint ein Arbeitslohn, welcher das gewohnte Bc- 
dürfnifs eben befriedigt, vollkommen ausreichend: die Fa* 
milie lebt von dem vereinigten Ertrage der Arbeiten ih^ 
rer Mitglieder zufrieden, so lange derselbe von einem 
Tage zum andern dazu hinreicht. Aber so glücklich geht 
es nicht immer. Kranke, Schwangere und Säugende zu 
pflegen, hat die Familie weder Zeit noch Mittel: öffent- 
liche Krankenanstalten und G^bärhänser vertreten die 
Stelle der häuslichen Pflege mit reicheren Mitteln; aber 
sie vermögen doch nicht einen Ersatz für den Yeriust 
der Empfindungen zu geben, womit Aufopferung und 
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Dankbarkeit die bülfsbedörftigen and hülfdeistenden Glie- 
der einer Haosgenossenscbaft an einander knüpft Bit- 
tere Noth bricht endUcb herein, wenn die Preise der 
Lebensmittel das gewohnte Mittel fibersteigen, wenn aus 
Mangel an Absatz die Fabrik nicht mehr volle Beschäf- 
tigung giebt, oder wenn der Unternehmer den Lohnsatz 
herabsetzt, weil er vorerst nur in Erwartung künftiger 
Nachfrage noch fortarbeiten lä&t. Wieviel auch unter 
solchen, in mäCsigen Zeiti^nmen doch immer wiederkdi- 
renden, Verhältnissen fär den Arbeiterstamm gesddeh^ 
so bleibt es doch ganz unmöglich^ ihm alle Nachdieile 
derselben gänzlich zu ersparen: der Mangel an hinrei- 
chender gesunder Kost und an nothdürftigem Schutze 
gegen die Witterung, die ungewohnte Geschäftslosigkek 
und der Gram legen hier den Grund zu schleichenden 
Uebeln, woran bei sinkenden Kräften und damit auch 
sinkendem Elrwerbe die besten Arbeiter am öftesten lang- 
sam versiechen; Auch fährt die Noth in Versuchung, für 
erlaubt zu halten, was bei genügendem Auskommen durch- 
aus verwerflich erscheint So verkümmert in solchem 
Zustande der Mensch an Leib und Seele, und die wie- 
derkehrenden bessern Tage dienen öfter, das Uebel kräf- 
tiger zti nähren, als es zu heilen. Eine sieche, verdor- 
bene Bevölkerung hascht nur nach augenblicklichem Gre- 
nusse, und vergeudet leichtsinnig, was ihr über den drin* 
gendsten Bedarf der Gegenwart zufliefst 

Vor AU^m fordern eine sehr ernste Würdigung die 
verderblichen Einflüsse dieses Zustandes auf Erziehung 
und Bildung der in solchem Arbeiterstamme heranwach- 
senden Jugend. Es gefällt dürftigen Aeltern wohl, daCs 
ihre Kinder sehr frühe schon ihren Unterhalt selbst zu 
gewinnen vermögen; überdies sind sie von der Last ei- 
ner Aufsicht üb^r dieselben entbunden, wenn sie den 

Tag 
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Tag über in der Fabrik beschäftigt werden; mit der Leich- 
tigkeit, Kinder aufzuziehen, wächst die Neigung, Kinder 
zu zeugen, welche vielleicht ohnehin schon am stärksten 
ist, wo die Dürftigkeit des Erwerbs sonst wenig Genufs 
und Zerstreuung gestattet. Der Fabrikunternehmer be- 
findet sich ebenfalls wohl bei der wohlfeilen Arbeit durch 
Kinder, und es ist in manchen Geschäften so weit ge- 
diehen, dafs es unmöglich scheint, die Mitbewerbung^ ohne 
dies Ersparungsmittel auszuhalten; zum Verdienste rech- 
net er sich überdies an, dafs er den armen Arbeiterfsb- 
milien hierdurch Elrleichterung gewährt, die Kinder dem 
Verderben durch Maugel an Aufsicht entzieht, sie zeitig 
an Ordnung und ausdauernden Fleifs gewöhnt, und selbst 
sogar für ihren Uoterricht sorgt. Das erscheint in ober- 
flächliclier Aosicht yortrefflich: aber ein tieferes Eindrin- 
gen erfüllt mit Besorgnissen, welche der Erfolg furcht- 
bar bestätigt. Unverkennbar ist allerdings nicht, dafs die 
Stellung, der Fabrikkinder einige Vorzüge hat vor dem 
Zustande der Verwilderung, worein sie bei dem Mangel 
an Aufsicht und Pflege gerathen würden, der fast unver- 
meidlich eintritt bei den Verhältnissen ihrer Aeltem, wei- 
che den ganzen Tag über auCser ihrer Wohnung beschäf- 
tigt sind, um nur den unentbehrlichsten Unterhalt für sich 
{Selbst zu gewinnen. Solche Kinder treiben sich aufsichts- 
los umher, um irgend etwas durch allerlei kleine Dienste 
den Vorübergehenden abzulocken; die Noth lehrt sie stu- 
fenweise betteln, betrügen und stehlen, der Schulbesuch 
wird häufig versäumt, und es ist ein Glück zu nennen, 
wrenn es bei diesem wilden Treiben ohne Verkrüppelung 
durch unheilbare Verletzungen abgeht Aber das Fabrik- 
kind wird nicht minder um die Benutzung seiner Kindr 
heit für JBrziehung zum Leben betrogen. Soll der Zwang, 
welchen das Hingeben an die Macht der den Gang der 

26 
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Erziehung bestiininenden Verhältnisse der menschiicheD 
Natar ohnehin schon unvermeidlich auflegt, nicht bis 
zur drfickenden Willkür gesteigert werden: so mufs der 
Mensdi während des Zeitraumes seiner körperlichen und 
geistigen Entwickelung von der freien Thätigkeit; Spie- 
len genannt, zu der ausdauernden, durch bestimmte Zwedie 
geregelten, Arbeit genannt, nur a 1 Im ählig tibergehen. 
Die Kinder lernen spielend unter verständiger Aufsicht 
von einander sehr viel mehr, als diejenigen glauben, wel- 
che nie dartiber nachgedacht haben, wie sie selbst zii 
vielen ihrer Fertigkeiten, Kenntnisse und Lebensregehi 
gekommen sind. Besonders bildend ist der Austausch 
der Einflüsse, welche Kinder aus den mannichfaltigen 
Lebensverhältnissen ihrer Familien in den Umgang mit 
einander bringen: darin liegt namentlich ein grofserTheil 
der bildenden Kraft öffentlicher Schulen und ihres Ue- 
bergewichts über den häuslichen Unterricht, so sehr auch 
dieser alle Yortheile der aosschliefslichen Richtung auf 
eine besondere Persönlichkeit für sich geltend machen 
kann. Hierzu kommt Bewegung in freier Luft, Gewöh- 
nung an den Wechsel der Witterung und an mannich- 
faltige Verhältnisse der Umgebungen, von der Einsam- 
keit bis zum Gedränge, und von der Natur im Leichen- 
tuch der Schneedecke bis zum Blüthenkleide des Len- 
zes. Das echte Fabrikkind sieht vom frühen Morgen 
bis zum späten Abende nur die vier Wände der Werk- 
stätte, in deren oft feuchter, oft schwüler Luft es täg- 
lich unter strenger Aufsicht zu derselben einförmigen Ar- 
beit angehalten wird; seine Gefährten sitzen meist schwei- 
gend neben ihm auf gleiche Weise beschäftigt. Wird 
die Arbeit durch einige Unterrichtsstunden unterbrochen, 
so vereinigen sich dazu nicht Kinder aus verschiedenen 
Lebensverhältnissen: die Genossen am Spulrade sind auch 
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die Mitgenossen am Lesepulte. Sind die Stunden der 
Erholung auch nicht allzu knapp berechnet, verleidet 
auch Ermüdung in denselben nicht ganz jede freie Thä- 
tigkeit: so sind es doch wieder nur beschränkte Räumen 
welche Kinder von gleicher Lebensweise und gleicher 
Beschäftigung in sich aufnehmen, und an die Stelle der 
freien Thätigkeit treten oft nur bestimmte körperliche 
Uebungen, wobei der Zwang nicht minder vorwaltet, als 
bei der Arbeit. Aus solcher Erziehung geht zunächst 
eine schwächliche, der Ausdauer in mannichfaltigem Wit- 
terungswechsel unfähige Generation hervor. Bewundems- 
werth eingeübt in einzelnen Handgriffen und Verrich- 
tungen, aber gänzlich entfremdet dem Leben aufser der 
Fabrik, mangelt ihr die Gewandtheit, welche der Ueber- 
gang in andere Lebensverhältnisse fordert. Am Ende 
der Kindheit, etwa im vierzehnten Lebensjahre, wenn der 
frei erzogene Mensch aus der Schule zur Wahl seines 
künftigen Berufs übergeht, schätzt das Fabrikkind sich 
überglücklich, wenn ihm dem jugendlichen Alter ange- 
messene Beschäftigung in der Fabrik gegen einen Lohn 
angewiesen wird, welcher ihm für den nothdürftigsten 
Unterhalt vorerst hinreichend erscheint. So verstreicht 
auch die bildsame Jugend in beinahe gänzlicher Abge- 
schiedenheit von andern Lebensverhältnissen. Zunächst 
mangelt es gänzlich an Bildung für das Familienleben. 
Das Mädchen lernt keinen Haushalt führen: alle Verrich- 
tungen der Hausmutter bleiben ihr fremd; gewohnt; täg- 
lich in zahlreicher Versammlung von Altersgenossen die 
gleiche Fabrikarbeit mit ihnen zu treiben, würde das ein- 
same häusliche Leben ihr selbst unerträglich dünken, 
wenn sie wirklich das Glück hätte, noch einen Mann zu 
finden, mit dem sie solches fuhren könnte. Das ge- 
schieht auch gewöhnlich nicht. Der erwachende Ge- 



4M Einflufs d. SlaaUgewalt aaf d. Riditimg d. GeweribsamkaL 

schlcchtstrieb stiftet in den Fabriken selbst gemeinhin 
sehr frühe Heirathen: der eben nur bärtige gewordene 
Bursche verbindet sich mit dem sechszehnjährigen Mäd- 
chen; unerfahren in den WechselfMlcn des Lebens scheint 
ihnen ihr zusammengeworfener Tagelohn zum Unterhalt 
einer Familie hinreichend. Der Fabrikuntemehmer hat 
selten Veranlassung, solche Verbindungen zu hindern: 
der verheirathete Arbeiter ist ihm sicherer als der un- 
verheirathete, und die frühen Heirathen steuern wenig- 
stens manchen Ausschweifungen. Je mehr der Mensch 
sich solchergestalt in der Fabrik einlebt , desto fester 
wird ihre Herrschaft über denselben. 

Die verderblichen Folgen dieser Herrschaft treten 
vollständig hervor, wenn erwogen wird, dafs sie dennoch 
anzureichend bleibt, die freie Mitbewerbnng auszuhalteu. 
Es ist schon oben bemerkt worden, dafs die Wohlfeil- 
heit der Arbeiten, welche durch vermehrte Uebung und 
verminderte Lohnsätze hervorgebracht wird, diejenigen 
Gränzen nicht überschreiten kann, welche der Bau des 
menschlichen Körpers und der Bedarf an nothdürftigem 
Unterhalt ihr anweisen; dafs aber weit über diese Grän- 
zen hinaus die Wissenschaft angewendet auf die Gewerb- 
samkeit führt Das scharfsinnigste Ausspähen aller Vor- 
theile, welche dem Arbeiterstamm durch Vermehrung sei- 
ner Lasten und Verminderung seiner Genüsse noch ab- 
zugewinnen sind^ bleibt ein kleinliches Geschäft gegen 
die grofsen Ersparnisse, welche der Gebrauch der Spinn- 
maschinen, der Jaquartschen Webestühle, der Dampfkes- 
sel, der hydraulischen Pressen, und hundert anderer Ent- 
deckungen und Erfindungen in dem Aufwände an Ar- 
beitslohn hervorgebracht hat, und in Fortschritten, deren 
Gränze selbst aufser dem Gebiete der Ahnung liegt, noch 
hervorbringen wird. Aber diese hohem Kräfte mit vol- 
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ier Unbefangenheit za benutzen, wird der Fabrikunter- 
nefamer durch die Beschaffenheit des Arbeiterstammes ge- 
hinderty.die seine Bestrebungen, den Arbeitslohn auf des- 
sen Kosten wohlfeiler zu machen, selbst erzeugten. Es 
liegt in der Natur der Sache selbst, dafs durch Aufstel- 
lung von Maschinen zunächst ein grofser Theil der Ar- 
beiter entbehrlich gemacht wird, welche bisher durch* ihre 
kt>rperlichen Kräfte kostspielig verrichteten, was an ihrer 
Stelle die Maschine wohlfeiler und oft überdies noch 
besser unter der Leitung eines einzigen Aufsehers be- 
wirkt. Sehr häufig tritt allerdings der Fall ein, dafs die 
Wohlfeilheit des Erzeugnisses, welche durch Anwendung 
einer Maschine hervorgebracht wird, den Verbrauch des- 
selben in solchem Maafse vermehr!^ dafs, ungeachtet des 
Ersparnisses an Menschenarbeit, dennoch sogar mehr 
Leute bei derselben Fabrikation gebraucht werden, als 
vormals. So hat beispielsweise das Spinnen der Baum- 
wolle durch Maschinen den Verbrauch von baumwolle- 
nen Zeugen in Folge einer früher ganz ungeahnten Wohl- 
feilheit derselben so sehr vermehrt, dafs jetzt sehr viel 
mehr Menschen mit der Baumwollenweberei beschäftigt 
sind, als zu der Zeit, wo baumwollenes Garn nur durch 
Menschenhände gesponnen werden konnte. Aber dieses 
günstige Verhältnifs ist nur eine Frucht der Zeit, und 
die nächste Folge der Anwendung von Maschinen bleibt 
immer das Ersparen von menschlichen Arbeitskräften. 
Vermöge der einseitigen Ausbildung des Fabrikarbeit^s 
ist derselbe mehrentheils unfähig, zu andern Beschäfti- 
gungen überzugehen: wenigstens wird jedenfalls nur äu- 
fserste Noth ihn zu der Anstrengung vermögen, welche 
das Einüben ungewohnter Arbeit ihm kostet. Auch ist 
nicht immer Bedarf an anderer Arbeit eben dann vor- 
handen, wenn der Fabrikunternehmer Arbeiter entläfst, 



406 Eiiiflds a. StMligevrak «nf d. i&drtmg d. GewerliMBkca. 

weldie durch Einfblimiig von Maschinen oder sonst ver- 
bessertem YerEahren bd seinem Gesdiäft entbehrlich wor- 
den. Unaosbleiblich oitsleht demnach grofse Verlegen- 
heit am Unterhalt unter dem Arbeiterstamme, der im All- 
gemeinen sein Leben von einer Woche zur andern nor 
durdi den fortdauernd enrorbenen Arbeitslohn fristet 
Denkt der Fabrikuntemehmer auch billig genug, um die 
Verbesserung durch ElrspamiCs von Menschenarbeit nur 
allmählig eintreten zu lassen: so kann dies doch immer 
nicht geschehen y ohne das Einkommen der zur Entlas- 
sung bestimmten Arbeiter stufenweise zu vermindern. War 
dieses Einkommen schon bisher nur für das unentbehr- 
lichste Bedfirfniis ausreichend: so tritt nun empfindlicher 
Mangel ein. Die Hülfe der öffentlichen Armenanstalten 
ist bei dem grolsen Umfange der Ansprüche, die bei sol- 
chen Verhältnissen daran gemacht werden, bald erschöpft; 
und die VerzweiiluDg erzeugt daon Gewaltthätigkeiten, 
welche das Eigenthum, sogar das Leben der Fabrikun- 
temehmer und der wohlhabenden Einwohner überhaupt 
bedrohen. Vergessen sind noch nicht die zahlreichen 
Aufläufe der Luddisten, das ist der Arbeiter, die sich in 
GrofBbritannien zusammenrotteten, um die Maschinen zu 
zerstören, welche sie nach ihrem Wahn um ihren Ejt- 
werb brachten. Die Militärmacht konnte nur die gröb- 
sten Ausschweifungen, und auch diese nicht ohne Blut- 
vergiefBen, vorübergehend beschränken:, mehr thaten un- 
geheuere Verwendungen auf Armenpflege, und dauerhaft 
beruhigte nur die späte Wahrnehmung, dafs die grofse 
Erweiterung des Fabrikbetriebs durch Maschinen den Be- 
darf an menschlicher Arbeit sogar noch vermehre. We- 
nige Fabrikgegenden dürften ganz frei von Aufläufen 
geblieben sein, welche die Noth der Arbeiter erzeugte, 
die durch eingeführte Verbesserungen des Gewerbbe- 
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triebs eDtbehrlich wurden; wo die Wachsamkeit der Po* 
lizei diese verhinderte, mehrten sich doch Betrug, Dieb- 
stahl und Raub, weil dem körperlichen Elende bald das 
sittliche folgte. So wird auf dieser Bahn die Gewerb- 
samkeit genöthigt, ihre eigenen Fortschritte zu fürchten: 
angelangt auf der äufsersten Gränze der Ersparnisse auf 
Kosten des Arbeiterstammes, führt jede Verbesserung^ 
welche nun ferner noch durch die Kräfte der Mechanik 
und Chemie unbegränzt möglich bleibt, wenn auch nur 
vorübergehend, darum doch nicht minder abschreckend, 
durch Lebensverhältnisse voll Elend und Jammer. 

Wohlwollende Regierungen haben nur zögernd das 
Bedenken aufgegeben, ob der Gebrauch von solchen Ma- 
schinen wohl zu gestatten sei, welche Menschenarbeit in 
weitem Umfange entbehrlich machen: sie haben endlich 
der Ueberzeugung nachgeben müssen, dafs die Verbote, 
sich solcher Maschinen zu bedienen, nicht minderes Elend 
erzeugen würden. Fabriken, welche sich nicht so frühe, 
als immer nur möglich, alle Verbesserungen des Gewerb- 
betriebs aneignen dürfen, vermögen die Mitbewerbung 
des Auslandes nicht auszuhalten, und versinken bald und 
unaufhaltsam in eine Unthätigkeit, wodurch der Arbei- 
terstamm völlig erwerblos wird. Indem das Verbot des 
Gebrauches der Maschinen hier eben so viel Noth er- 
zeugt, als die Gestattung desselben, hat sich sogar in 
edlen Gemüthern der Glaube ausgebildet, dafs Anwen- 
dungen der Wissenschaft auf die Gewerbsamkeit, wenig- 
stens in solcher Ausdehnung, wie die neuesten Zeiten sie 
hervorbrachten, zu den unheilvollen Verirrungen des 
menschlichen Geistes gehören. Indessen kann der un- 
befangene Verstand sich nicht der Anerkennung cutzie- 
hen, dafs die Herrschaft des Menschengeschlechts über 
die Natur in eben dem Maafse wächst, worin sein Ver- 



406 Binflub d. StaatdgewiH auf d. Ridttimg d. Gewerbsamkeit 

mögen 9 Arbeiten zu Terricht^iy zonimmt Indem der 
mensdiliche Grefst sieb alle tfaierischen und Eiementar- 
krfifte onterthan madit, mehrt er nicht nur seine leib- 
lidien GrenOsse, sondern auch seine geistigen. Wissai- 
sdiaften und Kfinste gedeihen nur im Schoofse des Reich- 
thumSy und die Sittlichkeit selbst tritt erhöht aus der 
Unabhängigkeit hervor, worein der Wohlstand edle 6e- 
mtttfaer versetzt Nicht der Gebrauch aller Entdeckun- 
gen und Erfindungen y womit die Wissenschaft die 6e- 
werbsamkeit bereichert , macht den Arbeiterstamm elend^ 
sondern nur die verspätete Anwendung derselben. Wenn 
es dahin zu bringen wäre, dafs die Unternehmer nidit 
nur der Fabriken, sondern jeder Arbeit überhaupt, nur 
dahin trachteten, dem Arbeiterstamme fortwährend ho- 
hem Erwerb zu schaffen, indem sie seine Fähigkeit, Ar- 
beiten zu verrichten, durch Alles zu vermehren suchten, 
was seine körperlichen und geistigen Kräfte wirksamer 
macht: so würden sie sicherer und dauernder, als auf 
jedem andern Wege, mit der öffentlichen Wohlfahrt im 
Allgemeinen und dem Wohle des Arbeiterstammes ins- 
besondere auch das ihrige fördern. Dafs die Gesinnung 
der grofsen Mehrheit sich zu solcher Ansicht erhebe, ist 
jedoch vorerst noch gar nicht zu hoffen. Der Gewinn, 
weldier aus dem Abdingen des Lohnsatzes entsteht; stellt 
sich so leicht, so sicher, selbst so billig dar, dafs es of- 
fenbare Thorheit scheint, ihn zu verschmähen. Das Yer- 
hältnifs dei* Nachfrage zum Anerbieten bestimmt überall 
die Preise: der Yerzehrer sucht so wohlfeil zu kaufen, 
als die Mitbewerbung der Erzeuger es ihm irgend ge- 
stattet; so sucht denn nun auch dieser die Dienste, de- 
ren er zum Hervorbringen seines Erzeugnisses bedarf, 
so wohlfeil zu bekommen, als der Andrang derer es mög- 
lich macht, welche durch Arbeit um Lohn Erwerb zu 



Besonders besllgl. d. VerfaSlin. d. Unternehmer n. Arbeiter. 409 

suchen genöthigt sind. Das wäre vollkommen billig, 
\i^enn der Arbeiterstamm in eben dem Verhältnisse ge- 
gen seinen Lohnherrn stände, wie der Yerzehrer ge- 
gen den Erzeuger. Diese Beiden können einander nicht 
entbehren; aber ihr Bedörfnifs ist mehrentheils nicht sehr, 
und ungefähr nur in gleichem Maafse dringend: wo diese 
Gleichheit gestört wird, tritt die Fürsorge der Regierung 
ungesäumt hinzu, um dem Unheil, welches daraus folgte 
zu steuern. Für Familien, welche sich so wohlhabend 
befinden, als es allgemein zu wünschen ist, besteht nicht 
leicht ein so dringendes Bedürfnifs, neues Hausgeräth, 
neue Kleidung, überhaupt irgend ein neues Mittel zur 
Erhöhung ihrer Genüsse zu kaufen, dafs sie fede Be- 
dingung, worunter es angeboten wird, sich schlechthin 
gefallen lassen müfsten: mehrentheils können sie ruhig 
abwarten, dafs zeitliche und örtliche Verhältnisse den An- 
kauf so weit erleichtem, als es die Beschaffenheit der 
Sache gestattet. Ein eben so wohlhabender Erzeuger ist 
seinerseits auch selten genöthigt, seine Vorräthe für den 
ersten Preis hinzugeben, der ihm geboten wird: auch er 
vermag Zeit und Ort für den Verkauf nach seiner besten 
Einsicht zu wählen. In wohlgeordneten Staaten können 
nur ganz ungewöhnliche Begebenheiten dieses Gleichge- 
wicht zwischen beiden Theilen dergestalt stören, dafs 
Nachtheile davon zu besolden sind, welche das öffent- 
liche Wohl wesentlich gefährden. In solchen Fällen 
schreitet aber auch eine weise und kräftige Regierung 
unbedenklich ein: schafft Vorräthe anf dön Markt, wel- 
che nur 'durch ihre besondere Fürsorge dahin gelangen 
konnten; oder verieiht den Erzeugern durch Vorschüsse, 
Bürgschaften und Schutz gegen ihre Gläubiger die Mög^ 
lichkeit, bessere Bedingungen abzuwarten. Auch dieje- 
nigen, welche durch geistige Kraft, Grund- oder Kapi- 
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tal besitz und Bildung befähig sind, Arbeiten yon bedeu- 
tendem Umfange für ihre Rechnung unternehmen zu las- 
sen, können der Hülfe des Arbeiterstammes durchaus nicht 
entbehren. Dieser bedarf dagegen solcher Unternehmer, 
welche die Verwendung seiner Kräfte fruchtbarer zu ma- 
chen yerstehen, als er sich selbst überlassen es yermag: 
denn nur durch die erhöhte Fruchtbarkeit der Arbeiten, 
welche die Vereinigung mannichfaltiger Menschenkräfie 
zu Terständig gewählten Zwecken erzeugt, wird es miß- 
lich, der menschlichen Gesellschaft diejenige Sicherheit, 
Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Lebens zu ver- 
schaffen, welche die nothw endige Grundlage des wahr- 
haft menschlichen Daseins ist. Zur Entscheidung der 
Frage, welcher Antheil an den Früchten der Arbeit dem 
Unternehmer als Rente, dem Arbeiter als Lohn gebühre, 
wirken ungleichartige Kräfte, nämlich die geistige Ueber- 
legenheit der Unternehmer, und die körperliche des Ar* 
beiterstammes; es ist eine der wichtigsten Pflichten der 
Regierung, beide dergestalt zu zügeln, dafs eine billige 
Vereinigung aus ihrem entgegengesetzten Bestreben her- 
vorgeht. Dieser Pflicht in Bezug auf den Arbeiterstamm 
zu genügen, ist bei hinreichender Macht in sofern leicht; 
als der Mifsbrauch körperlicher Ueberlegenheit sich nur 
durch Gewaltthaten, also stets ganz unverkennbar äufsem 
kann; dagegen ist der Mifsbrauch der geistigen Ueber- 
legenheit eben dann am wirksamsten, wenn er sich in 
die täuschenden Formen zarter Sorgfalt für das Wohl 
seiner Opfer kleidet, und die Regierung bedarf hoher 
VTeisheit und grofser Festigkeit, um diesen Täuschun- 
gen mit Erfolg zu widerstehen. Sie selbst ist gewisser- 
maafscn Parthei, weil es zunächst die Macht des Geistes 
ist, welche regiert; und sie hat die Folgen dieser natür- 
lichen Partheilichkeit um so mehr zu fürchten, als in zwei- 
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felbaften Fällen ein Irrtbum zu Gunsten des Arbeiter- 
stammes minder gefährlich ist, als ein Irrtbum zu Gun- 
sten der Unternehmer: denn was den Arbeiterstamm kräf- 
tigt, .wird sehr viel sicherer zugleich eine Wobltbat für 
seine Lohnberren, als umgekehrt, was diese bebt, aucb 
jenem nützt. Es gehört nämlich unter die gewöhnlich 
durchaus verkannten, aber dennoch höchsten Woblthaten 
der Fürsorge weiser Regierungen für allgemeine Volks- 
bildung, dafs reinere Vorstellungen von Recht und Pflicht 
dadurch ein Gemeingut werden, und eine Zucht der öf- 
fentlichen Meinung sich bildet, welche dem Mifsbrauche 
der Unabhängigkeit, die grofser Reichthum und glän- 
zende Verbindungen gewähren, wirksamer vorbeugt, als 
irgend eine andere menschliche Macht Solche Volks- 
bildung gedeiht aber nur, wenn der Arbeiterstamm sich 
in leidlichem Wohlsein befindet; wogegen es zweifel- 
haft bleibt, ob ein Erheben der höhern Stände zu bes- 
serer Behandlung der niederu leitet; denn obwohl echte 
Bildung allerdings dahin führen muds: so vereiteln an- 
erzogene Vorurtheile doch oft diese VS^irkung derselben, 
und die Zunahme der Macht und des Ansehens erwei- 
tert dann nur die Kluft, welche die Masse der Nation 
von denjenigen trennt, die den Kern derselben bilden 
sollten. 

Den Menschen wohlfeil machen, und Menschen- 
arbeit wohlfeil machen, sind zwei nicht nur verschie- 
dene» sondern wesentlich entgegengesetzte Unternehmun- 
gen. Wenn die gemeine Gesinnung dies verkennt, so 
muCs die Regierung nur um so schärfer diesen Unter- 
schied auffassen: es gehört zu ihren wichtigsten Pflich- 
ten, den Menschen mögliebst theuer, Menschenarbeit aber 
auch zugleich möglichst wohlfeil zu machen. Der Mensch 
vermag um so mehr zu leisten, einerseits je kräftiger 
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seine Persöolichkeit an Körper und Greirt, und je r^er 
und reiner sein Pflichtg^efühl ist: andererseits je gröCser 
der Reichthum an Mitteln ist^ diese persönlichen Eugen- 
Schäften zu vernünftigen Zwecken wirksam zu machen, 
das ist je besser seine Werkzeuge, und je mächtiger die 
mannichfaltigen Aulagen sind, wodurch Wasser, Lufi und 
Feuer, überhaupt alle Kräfte der Natur dem Menschen 
dienstbar, und alle Schätze derselben ihm angeeignet 
werden. Alles, was diese Leistungsfähigkeit yermehrt^ 
ist ein würdiger Gegenstand der öffentlichen Fürsorge^ 
welche möglichst überall nachhelfen und fördern mufs, 
wo die Krafit oder Einsicht der Einzelnen unzureichend 
bleibt Aber persönliche Kräftigkeit zu gewinnen und 
zu bewahren, bedarf der Mensch auch einer angemesse- 
nen leiblichen und geistigen Pflege: er bedarf einer Nah- 
rung, Kleidung und Wohnung, welche nicht nur gegen 
Hunger und ünrst und gegen das Ungemach der Wil* 
terung nothdürftig schützt, sondern auch billigen An- 
sprüchen auf Behaglichkeit und Anstand genügt; er be- 
darf eines Unterrichts, der seine Verstandeskräfte entwik- 
kelt und seineu Willen läutert; er bedarf endlich einer 
Behandlung, welche die Würde der menschlichen Na- 
tur in ihm ehrt, ihrer Schwäche billige Nachsicht schenkt^ 
und den Aeufseningen ihrer Kraft Anerkennung gewährt 
Je mehr hierauf verwendet werden mufs, desto theurer 
wird der Mensch. Mit seiner persönlichen Leistungsfä- 
higkeit wächst jedoch auch sein Vermögen, die Früchte 
der Entdeckungen und Erfindungen erfolgreich zu be- 
nutzen: Beides vereint erhöht seine Leistungsfähigkdt 
in solchem Maafse, dafs jener Aufwand überreich ver- 
gütet, und es hierdurch möglich wird, Menschenarbeit 
eben dadurch wohlfeiler zu machen, dafs ein grösserer 
Aufwand auf den Menschen ihn selbst theurer madit 
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Schlaffe Gutmüthigkeit wird gemeinhin mit verständigem 
Wcfhlwollen verwechselt, und daher nur entstehen die 
Klagen, dafs gute Behandlung die Menschen übermütbig 
und reichlicher Lohn sie träge mache. Der Arbeiter- 
stamm wird dadurch gehoben, dafs die Forderungen an 
ihn mit dem Lohne wachsen. Wer gute Arbeit am be- 
sten bezahlt, aber auch am unnachsichtigsten schlechte 
zurückweist, wird nachhaltig die wohlfeilste Arbeit haben« 
Indem die Regierung selbst bei grofsen Unternehmun- 
gen, welche für ihre Rechnung ausgeführt werden, nach 
diesem Grundsatze verfährt, nöthigt sie die Fabrikherren 
und Landwirthe, das Gleiche zu thun, und erzeugt der 
Nation eine grofse Wohlthat, während der Unverstand 
und die Trägheit in den böhern Ständen über ihre Ver- 
schwendung, und in den niedern über ihre Härte klagt. 
Wenn es dahin kommt, dafs der gemeine Tagelohn nur 
um einen Groschen täglich steigt, während der Arbeiter 
gleichzeitig durch verständigere und treuere Verwendung 
seiner Kräfte diese Mehrausgabe vergütet: so gewinnt 
der Familienvater in dreihundert Arbeitstagen zehn Tha- 
ler über den gewohnten Erwerb: das ist eine sehr viel 
gröfsere Verbesserung seiner Lage, als selbst die sehr all- 
gemein begehrten, aber selten richtig gewürdigten Steuer- 
erlässe. Wie viel weniger würde beispielsweise im preu- 
fsischen Staate der Arbeiterstamm gewinnen durch den 
Erlafs der ganzen Klassensteuer in der untersten Abthei- 
lung, welcher für die ganze Familie |ährlich höchstens 
anderthalb Thaler beträgt, oder durch Herabsetzung der 
Sakpreise um ein Fünftheil, die bei dem hohen Satze 
von achtzehn Pfunden Salz auf den Menschen durch- 
schnittlich, das ist bei neunzig Pfunden auf eine Familie 
derselben, nur drei Viertheile eines Thalers jährlich er- 
spart. Gewöhnlich wird ganz übersehen, dafs der gröfste 
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Theil der sogenannten zufälligen Unglücksfälle 
nichts weniger als zufällig ist. Die meisten entstehen 
durch den Mangel an Theilnahme an dem Wohl nod 
Wehe des Lohnherm, durch die Sorglosigkeit, die Träg- 
heit, den Unverstand der Arbeiter; und am meisten da- 
mit geplagt sind diejenigen , welche sich mit schlechten 
Arbeitern behelfen müssen, weil sie gute nicht anzuziehn 
▼erstehen. Was der wohlwollende, aber audi verstän- 
dige und thätige Wirth in solcher Beziehung erspart^ 
das ist nicht nur ein Segen für ihn, sondern nodi viel 
mehr ein Gewinn für den ganzen Staat Der Einzelne 
hilft sich bei grofsen Unglücksfällen durch Ver^cherun- 
gen oder milde Stiftungen und Anstalten: aber dem 6e- 
sammtvermögen der Nation entgeht nicht minder, was 
der Versicherer verliert, oder irgend eine Hülfskasse 
Mehr an Unterstützungen zu zahlen genöthigt ist. 

Richtungen der Gewerbsamkeit, welche das Fami- 
lienleben zerstören, gehören vornehmlich zu den gemein- 
schädlichen Verimingen der menschlichen Thätigkeit; wel- 
che zu bekämpfen den Regierungen obliegt. In den ge- 
bildeten Ständen ist es der Familienvater, welcher die 
Arbeiten, von deren Ertrage sich die Familie nährt, selbst 
verrichtet, oder doch unter seiner Leitung und Aufsicht 
verrichten läfst; die Familienmutter steht dem Innern 
Haushalte vor, sorgt treulich dafür, dafs fener Erwerb 
zweckmäfsig verwendet werde, und beschäftigt sich be- 
sonders mit der Pflege der Kinder, deren Jugendzeit 
gänzlich der Vorbereitung für das selbstständige Leben 
gewidmet ist. In dieser Stellung kommen vielfältig Ver* 
hältnisse vor, worin der Mann genöthigt ist, den gröCs- 
ten Theil der Arbeitszeit aufser seiner Wohnung zu ver- 
leben; die Geschäfte der Frau werden dagegen gröCs* 
tentheils innerhalb derselben verrichtet, und die Kinder 
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theilen ihre Zeit zwischen dem Schulbesuche und dem 
Aufenthalte in der älterlichen Wohnung. In den min- 
der gebildeten Ständen, unter Leuten, die sich hauptsäch- 
lich von Handarbeit nähren, kann wesentlich noch ein 
ähnliches Yerhältnifs bestehen: es mufs jedoch von der 
Frau und selbst von den herangewachsenen Kindern auch 
Etwas erworben werden, weil der Erwerb des Mannes 
allein gemeinhin zum Unterhalte der ganzen Familie nicht 
ausreicht. Das kann auch um so leichter geschehen, als 
die Führung des einfachen Haushalts die Frau bei wei-* 
tem nicht Tollständig beschäftigt, der Elementarunterrichl^ 
dessen die Kinder nur bedürfen, nur einen kleinen Theil 
der Tageszeit in Anspruch nimmt, und frühe Gewöhnung 
an körperliche Arbeit selbst zur Vorbereitung für das 
selbstständige Leben in diesen Yolksklassen gehört. Aber 
auch in dieser Stellung mufs der bei weitem gröfste Theil 
des Haushalts doch noch durch den Erwerb des Mannes 
bestritten werden. Die Fähigkeit der Frau zum Erar- 
beiten eines Zuschusses dazu ist bedingt durch ihre 
mütterlichen Pflichten, und es treten, wenn sie diesen 
vollständig genügen soll, Zeiträume von beträchtlicher 
Dauer ein, worin ein irgend erheblicher Erwerb ihr gar 
nicht möglich bleibt Auch der Erwerb der Kinder wird 
nicht nur durdi die Schulzeit beschränkt, und überdies 
unsicher gemacht durch die gewöhnlichen Kinderkrank- 
heiten: sondern es kann darauf überhaupt nur in der 
spätem Hälfte des kindlichen Alters, und auch dann nicht 
anhaltend gerechnet werden, wenn der Mensch nicht in 
seiner Entwickelungszeit an Leib und Seele verkrüppeln 
soll. Die Verhältnisse, worin sich die Familien der ge- 
meinen Handarbeiter befinden, sind der Schonung ihrer 
Frauen und Kinder selten so günstig, als es hiernach 
wohl zu wünschen wäre: doch besteht hierbei noch ein 
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wesentlicher Uoterschied zwiseheo den Anforderungenp 
welche die Landwirdischaft gewöhnlich, und die Fa- 
brik in ihrer höchsten Entwickelung an dieselbeD 
macht Die landwirthschaftlichen Arbeiten wechseln nicht 
nur mit den Jahreszeiten, sondern werden auch oft dnrdi 
die Witterung ganz unterbrochen: neben den Feldarbei- 
ten stehen die mannichfachen Venichtuogen in den Wirtb- 
schaftgebäudcn, und neben diesen die Beschäftigungen 
im eignen kleinen Hanshalte. So sehr auch in den mä- 
sten Landwiithschaftcn hinlängliche Rücksichten auf die 
besondern Verhältnisse der Frauen und Kinder noch ver- 
mi(st werden möchten, und soviel auch die Wohnungen 
des ländlichen Arbeiters in Bezug auf Gesundheit, Be- 
quemlichkeit und selbst Sittlichkeit noch zu wünschen 
übrig lassen: so gestatten jene Eigenthümlichkeiten der 
ländlichen Arbeiten doch noch, ein Familienleben bei- 
zubehalten, welches in denjenigen Fabriken ganz unter- 
geht, die Mann, Fi^u und Kinder täglich unausgesetzt 
in den Werkstätten des Fabrikherrn so lange beschäfti- 
gen, als ihr körperlicher Zustand es nur irgend noch 
gestattet. Die Gesetzgebung Grofsbritanuiens hat die ge- 
werblichen Arbeiten der Kinder in Fabriken auf ein be- 
reits erreichtes Lebensalter, und auf eine Anzahl tägli- 
cher Stunden beschränkt Wie wenig hinreichend diese 
Beschränkungen auch scheinen möchten, wenn den An- 
forderungen auf kräftige Entwickelung der körperlichen 
und geistigen Anlagen vollständig genügt werden soll: 
so beweisen sie doch, wie dringend die Nothwendigkeit 
empfunden wurde, die Gewerbsamkeit gegen den Unver- 
stand der Gewerbtreibenden selbst durch die Regierung 
zu schützen: denn es erforderte grofse Festigkeit und 
Unbefangenheit des Urtheils, um den Widerwillen der 
meisten Fabrikherren gegen diese Vorschriften zu besie- 
gen. 
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gen; Solche Geselä^ bleiben jedoch nnwirksauiy so langte 
den Kindern, für die Zeit, wShrend welcher sie der Fabrik 
entnommen werden, nicht die Zucht des Familiailebens 
gesichert wird. Der Uebergang von dem Fabriken- 
zwange zum aufsichtslosen Umbertreiben bessert wesent- 
lich nichts: nur die Rückkehr zum häuslichen Leben kann 
den Kindern allein eine wahrhaft menschlidie Endeliung 
gewähren. Diese wird aber nur möglich, wenn der Fa- 
milienvater so viel erwirbt, daCs Mutter und Kinder nicht 
auch genöthigt sind, täglich anhaltend aufsrer ihr^ Woh- 
nung zu arbeiten. In den y^dnigten Freistaaten Nord- 
amerika's hat die Leichtigkeit, in dem weiten westlidien 
Gebiete Land zum Anbau wohlfeil anzukaufen, den Ta- 
gelohn auch in den dichter bewohnten Küstenländern 
fortdauernd noch so hoch erhalten, dafs der Erwerb des 
Mannes seiner Familie die Möglichkeit eines geordneten 
Haushaltes vollständig gewährt Wenn bei dieser Theue- 
rung des Menschen dennoch auch Fabriken daselbst ent- 
standen: so wurde das nur dadurch möglich, dafs der 
Unternehmer durch die sinnreichste und thätigste Be- 
nutzung aller Hülfsmittel der Mechanik und Chemie sich 
wohlfeile Arbeit bei hohen Lohnsätzen zu verschaffen 
wufste. Deutschland hat zwar nicht mehr unermeCsliche 
Strecken fruchtbaren Landes neuen Ansiedlem zum An- 
bau darzubieten; an Erhöhung der Lohnsätze nach ame- 
rikanischem Maafsstabe dürfen wir nicht mehr denken: 
aber Landesverbesserungen in einem von Wenigen ge- 
nugsam erkannten Umfange harren auch hier noch des 
Geistes und der Hand des Menschen. Eine wohlbera- 
thene und kräftige Regierung vermag auch hier noch 
dem tüchtigen Arbeiter so viel Lohn anzuweisen, dafs 
ein Familienleben dabei zu führen möglich bleibt, und 
daÜB auch für die Privatunternehmer eine Nöthigung dar- 
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aus erwächst» sidi wohlfeile Arbeit dar<ji bessere Mittel 
zu verschaffen, als durdi Bemühungen , den Menschen 
wohlfeil, das ist andi bei wahrhaft wohlwollenden Ab- 
sichten, dennoch dürftig und elend zu machen. Die preu- 
iittsche LandesTcrfassung leistet auch für die Yeredluog 
des Arbeiterstammes, wovon die Verbesserung seines Zu- 
standes wesentlich abhängt, sehr viel mehr als ein gro- 
fser Theil der gebildetem Stände anerkennt, durch die 
Allgemeinheit der Militärpflicht, und durch die grofsen 
Verbesserungen des EUmnentarschulwesens. Indem zur 
Ableistung wirklicher Militärdienste Jedermann ohne Un- 
terschied der Standes- und Vermögensverhältnisse beru- 
fen ist, Stellvertretung durchaus nicht gestattet wird, und 
nur erwiesene körperliche Unfilhigkeit davon ausschliefst: 
ist auch dem Soldaten überhaupt eine durchaus ehren- 
hafte Behandlung gesichert. Den gemeinen Mann ge- 
wöhnt ein dreijähriger Dienst an diese, an Beachtung 
des Anstandes, an strenge Ordnung und an umsichtige 
Thätigkeit in hohem Maafse: der hierauf folgende zwei- 
jährige Dienst in der Reserve und siebenjährige im er- 
sten Aufgebot der Landwehr befestigt diese Eindrücke, 
und macht sie dauernd für das ganze Leben« Der Mensch 
welcher solchergestalt zur persönlichen Selbstständigkeit 
herangezogen wird, läfst sich nicht mehr als willenloses 
Werkzeug in den Händen irgend eines Unternehmers 
von Arbeiten gebrauchen: das mufs aber nothwendig da- 
hin führen y den Menschen nicht mehr zu Verrichtungen 
zu mifsbraudien, worin seine körperlichen Kräfte nur die 
Stelle der Elementarkräfte an einer Maschine vertreten; 
oder worin er den Mangel tüchtiger Werkzeuge dodi 
nur unvollkommen durch Anwendung seiner Gliedmaaisen 
ersetzt. Audi d» Elementarunterricht macht die grofse 
Masse des Volks unabhängiger und selbstständiger, weil 
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dieselbe dadurch verständiger und sittlich kräftiger wird. 
Indem der Mensch die Möglichkeit, sidi Unterhalt zu 
▼erschaffen, in einem gröfsem Umfange kennen und rich- 
tiger würdigen lernt, läfst er sich minder leicht durch 
blofse Gewohnheit an eine kai^lich lohnende Beschäfti- 
gung fesseln, und bemüht sich mit besserm Erfolge rei- 
chern Erwerb gewährende Arbeiten aufzusuchen. Der 
verständige Wirthsdiafts- oder Fabrikuntemehmer wird 
aber auch seinerseits sich der Ueberzeugung seltner ent- 
ziehen können, dafs der umsichtige, gewandte, zuverläs« 
sige und treue Arbeiter auch bei höherm Lohnsätze ihm 
dennoch wohlfeilere Arbeit liefert. 

Aufser den vorstehend ausführiich betrachteten Ver- 
suchen, Wohlfeilheit der Arbeiten durch Schmälerung 
der Genüsse des Arbeiterstammes hervorzubrigen, erfor- 
dern auch andere Verirrungen der Gewerbsamkeit nicht 
selten das Einschreiten der Staatsgewalt, um ihren Un* 
tergebenen eine späte und fruchtlose Reue zu ersparen. 
Obwohl bereits vor mehr als einem Jahrtausend ver- 
kündigt, hat die Lehre doch bis heut wenig Eingang ge- 
funden, dafs der einzelne Besitzer der Natur fond ge- 
nannten Gaben, womit eine höhere Macht und Weisheit 
das Menschengeschlecht ausstattete, nur ein Haushalter 
darüber sei, und das Eigenthumsrecht nur eben deswe- 
gen Allen heilig sein müsse, weil es zum Besten der 
Gesammtheit, und nicht der Eigenihümer allein besteht. 
In Folge dieses Yerkennens ihrer Pflichten erlauben Ei- 
genthümer eines Naturfonds sich zuweilen einen solchen 
Gebrauch desselben, der für ihre beschränkten Verhält- 
nisse wohl augenblicklich der vortheilhafteste sein kann, 
aber den Staat mit einem empfindlichen und imersetzli- 
chen Verluste bedroht. Das Entblöfsen rauher Gebirgs- 
kämme oder der Dünen am Meeresirfer von der schützen* 



420 Einflofe d. StMt8|;ewaU aaf d. Richiai^ d. Gewerbsamkeit. 

den Bewaldung, das Torfstechen in uneutwässerten Moo- 
ren , der Raubbau in Bergwerken sind schlagende Bei- 
spiele solcher Verwüstungen, welche die rücksichtslose 
Benutzung auf augenblicklichen Gewinn erzengt. Indem 
die Staatsgewalt die Rechte der Nation auf Erhaltung 
grofser Naturgaben gegen den zerstörenden IJuverstand 
der zeitigen Eigenthümer vertheidigt, hat sie den Beifall 
der unbefimgenen Mehrheit gewöhnlich für sich, weno 
auch die Klagen der betheiligten Grundbesitzer nicht im- 
mer ungehört verhallen. Im Allgemeinen mag nicht ge- 
leugnet werden, dafs auch die Regierung zuweilen im 
Irrthume war, und Benutzungen des Eigenthums unter- 
sagte, die nur aus einer in Yorurtheilen befangenen An- 
sicht gemeinschädlich erschienen: namentlich dürften hier- 
her gehören sehr viele der Anordnungen, welche die Er- 
haltung entbehrlich gewordener Forsten, oder mit dem 
Kulturstande nicht mehr vereinbarer Wildbahnen be- 
zweckten. Das Erkennen solcher Irrthümer soll zur Vor- 
sicht, aber nicht zum unthätigen Dulden offenbaren Miis- 
brauchs der Eigenthumsrechte mahnen. Die Verirnm- 
gen im Betriebe des Ackerbaues und der Viehzucht wer- 
den in den bei weitem gewöhnlichsten Fällen besser 
durch die Zunahme der Einsicht unter den Landwirthen 
selbst, als durch unmittelbares Einwirken der Regierungs- 
gewalt gehoben: ihre Folgen sind auch mefirentheils nur 
vorübergehend nachtheilig, und es entstehen daraus fast 
niemals unersetzliche Verluste. Die grofseu Erweiterun- 
gen des Kartoffelbaues seit den letzten fünfzig Jahren 
haben so mannichfaltig auf die Wirthschaft der Völker 
eingewirkt, dafs es nicht befremden darf, wenn Einige 
sie zu den gröfsten Wohlthaten des auch im Ackerbau 
besonders fortschreitenden Gewerbfleifses, Andere aber 
zu dessen heillosesten Verirrungen zfihlen. Die Kartoffel 




Rück«icbt6ii ani' bedenkliche Riditangeii d. Gewerbsainkeii 421 

trägt allerdings wesendich dazu bei, den Menschen wohl> 
feiler zu machen. Sie giebt eine gesunde und wohl- 
schmeckende Nahrung mit sehr viel weniger Kosten, als 
der Getreidebau. Der Nahrungsstoff, welchen eine mit 
Kartoffeln bepflanzte Bodenfläche hervorbringt » ist nadi 
mäfsiger Schätzung wenigstens das Doppelte dessen, der 
durch Getreidebau während derselben Zeit darauf er- 
zeugt werden könnte. Das Getreide mufs erst in Mehl, 
das Mehl in Brod verwandelt werden, ehe der Mensdi 
es zur Nahrung vollständig benutzen kann: die meisten 
Arbeiterfamilien können diese Yerrichtungen nicht selbst 
übernehmen, und es vergehen oft Wochen, ehe sie be- 
endigt werden. Die Kartoffel wird in weniger als ei* 
ner Stunde durch blofses Kochen geniefisbar, und die 
kleinste JEIaushaltung besitzt Mittel, dies zu verrichten. 
x\uch hat nicht blos in Irland, sondern selbst in einigen 
Gegenden Deutschlands die Kartoffel den Gebrauch des 
Brodtes aus den ärmsten Familien so weit verdrängt, 
dafs dieses für sie nur eine Festtagsspeise geworden ist 
Indessen stehen der allgemeinen Verbreitung eines sol* 
eben Zustandes doch sehr erhebliche Bedenken entge- 
gen. Die Kartoffel läfst sich höchstens, und selbst nicht 
ohne Verlust ihres Wohlgeschmacks von einer Ernte zur 
andern aufbewahren: dadurch wird es schon unmöglich, 
dais der Ueberflufs einer guten Ernte die Kargheit ei- 
ner nachfolgenden schlechten ausgleidie. Sie fordert 
während unserer Winter einen Schutz gegen Frost, wozu 
dem Arbeiterstamme hinreichende Keller mangeln: das 
gewöhnliche Vergraben schützt, wenn es zu flach ge- 
schieht, in strengen Wintern nicht hinreichend gegen 
Frost, und veranlafst bei gröfserer Tiefe nicht selten 
Fäulnifs; auch hindert es Monate lang die freie Verfü- 
gung über den Vorrath. Getreide kann dagegen mit 
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grofser Sidierfaeit und Ldchtigkdt Dicht mir bis zur er- 
sten, sondern selbst bis zur zweiten nachfolgenden Ernte 
in Räumen aufbewahrt werden, welche die Bedachung 
unserer GrebAude mit geringen Kosten ergiebt. Ein Cent- 
ner Kartoffeln hat im besten Fall nur kaum die Hälfte, 
sehr oft ein Drittheil oder gar nur ein Viertheil d^ 
Werth» eines Centners Brodtgetreide: es wird daher 
bald zu kostbar, Kartoffeln nur in sehr mftfsige Entfer- 
nungen zu versenden; llberdies erschwert der gröfsere 
Raum, den Kartoffeln bei gleicher Schwere einnehmen, 
und der Schutz gegen Frost und Hitze, dessen sie zu- 
weilen bedürfen, ihre Versendung. Daher ist es auch 
sehr \iA weniger als bei dem Getreide möglich, daCs 
eine Gregend der andern mit ihrem Ueberflusse aushelfe. 
Uebeibaupt kann Absatz auf entfernten Märkten nicht 
leicht für Kartoffeln gesucht werden: sie bleiben des- 
halb immer unverhiltnifsmöfsig tiieuer in den grofsen 
Städten, wo der Erbau der nädisten Umgegend für den 
Bedarf der Einwohnerzahl nicht ausreicht Die Zube- 
reitung eines Mehk tius den Kartoffeln hebt zwar alle 
vorbenannten Nachtbeile gröfstentheils, erfordert aber 
doch auch einen Aufwand an Zeit und Arbeit, wodurch 
der wesentliche Vorzug der Kartoffeln, die gröisareWohl* 
feilheit der Ernährung durdi dieselben, fast^ ganz ver- 
nichtet wird. Dafs bei den Kartoffeln seltner gänzlicher 
Mifswachs vorkommt, kann nur eingeräumt worden in 
lockerem Boden, und bei noch ziemlich unvollkommenem 
Getreidebau: die Mifsemten im Getreide werden in dem 
Maaise seltener, worin der Mensdi den Boden durch 
Arbeit und Pflege seinen Zwecken dienstbar macht; un- 
ter dieser Voraussetzung gedeihen einige Getreideart^ 
vorzüglich auf strengem, andere auf leiditem Boden, wäh- 
lend der KartoCfelbau im ersteren stets nur magere Elm- ' 
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tcn von schlechter Beschaffenheit giebi. Es ist oft ge- 
sagt worden, dafs der leichte Sandboden, welcher in vie^ 
len Gegenden des nördlichen Deutschlands vorherrschend 
ist, seine )etuge Bevölkerung nur mittelst des so weit 
getriebenen Kartoffelbaues zu nähren vermöge. Aber 
der nördliche Theil von Niederschlesien, der.mefaren- 
theils sehr leichten Boden hat, war vor fünfzig Jahren 
bereits stärker bewohnt, als es der südliche Theil der 
Mark Brandenburg noch gegenwärtig ist, obwohl die Kar- 
toffel damals zwar schon sehr häufig in Gärten gezogen, 
und als Gemüse gebraucht, aber doch bei weitem noch 
nicht ein auf weiten Feldfluren erzeugtes allgemeines 
Mahrungsmittel war. Der Getreidebau war in jenen Ge- 
genden damals gewifs nicht vollkommener als heut^ aber 
dennoch hinreichend in gewöhnlichen Jahren zur noth- 
dürftigen Ernährung der Einwohner. Wie viel oder wie 
wenig Gewicht auf diese Vergleichung der Kartoffeln mit 
dem G^trdde zu legen sein möchte: so bleibt doch je^ 
denfalls das Bedenken entscheidend, dafs eine Bevölke- 
rung, der ihre Armnth nicht gestattet, selbst in wohlfei* 
len Jahren sich von Getreide zu nähren, ganz ohne Hülf»- 
mittel bleibt, wenn ihre Kartoffeln wegen ungewöhnli- 
cher Nässe oder Dürre im Felde mifsrathen, oder die 
Wintervorräthe durch Fäulnib oder Frost verloren ge- 
hen: wogegen eine Bevölkerung, die audi bei hohen Ge- 
treidepreisen sich noch an gutem Brodte zu sättigen ver- 
mag, selbst bei gänzlichem Mifswachs an Getreide noch 
Aushülfe in den Kartoffeln findet, welche sie bis dahin 
nur zum Theil verspeiste, zum Theil aber zur Yiehmastung 
und zum Branntweinbrennen benutzte; und dafs auch, 
wenn dieses Hülfsmittel ni<&t hinreichend sein sollte, ihr 
immer eher noch durdi Herbeiziehen von fremdem Ge- 
treide zu helfen ist. Mehr als dnmal wurden in Eng- 
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land milde Gaben gesammelt, am den Greueln einer Hun- 
gersnoth unter den armen Irländem zu steuern , deren 
Kartoffelernte miCsrathen war, während gleichzeitig Wei- 
zen auf den englischen Märkten ausgeboten wurde, den 
Irlands reicher Boden im Ueberfluls erzeugt hatte, der 
aber das Elend seiner Bewohner nicht lindem konnte, 
weil es ihnen an Mitteln fehlte, denselben zu kaufen. 
Eine Landesverfassung, worunter es dahin kommen kann, 
dafis in gewöhnlichen Jahren . gutes Brod aus Getreide 
für die groCse Masse des Volks zu theuer wird, um ihr 
ab das allgemeinste Nahrungsmittel zu dienen, leidet ge- 
wiüs an wesentlichen Gebrechen. Die Begierungen er- 
kennen im Allgemeinen die Nothwendigkeit, den Men- 
schen den Genufs des Brodtes nicht zu verkümmern: 
überall, wo die Verpflegung aus Staatskassen geschieht; 
wird das tägliche Brod zur Sättigung hinlänglich ge- 
reicht; selbst die Sträflinge in den Zuchthäusern erhal- 
ten dasselbe. Aber nicht in gleicher Allgemeinheit wer- 
den alle Mittel angewandt, welche der Regierungsge- 
walt zu Gebote stehen, den Menschen einerseits körper- 
lich und geistig kräftig, und sittlich zuverlässig genug zu 
machen, um durch den Werth seiner Arbeit sein tägli- 
ches Brod zu verdienen, und ilm andererseits unabhän- 
gig genug zu stellen, um sich nicht in Verhältnisse drän- 
gen zu lassen, worin ein solcher Erwerb unmöglich wird. 
Der ländliche Arbeiterstamm, und zwar sowohl der 
Tagelöhner, als auch derjenige, welcher sein kleines Land- 
eigenthum mit eigner Hand bebaut, behält neben den 
Arbeiten, welche die Benutzung des Bodens und die zu- 
behörige Viehzucht erfordert, noch viele Zeit übrig, wel- 
che sehr vortheilhaft zu lohnenden Nebenbeschäftigun- 
gen verwandt werden kann. Neben dem sehr allgemein 
gewordenen Verspinnen des Flachses und Weben der 
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Hausleigwand haben einige Gegenden sich besondere Er- 
werbszweige angeeignet: so d» Kanton Basel das We- 
ben seidener Bänder, Tyrol das Schnitzeln von hölzer- 
nem Spielzeuge und das Verfertigen der Schachteln, 6in 
Theil von Oberitalien das Flechten von Strohhüten. Der 
künstlichem Arbeiten der Schwarzwälder und Neufcha- 
teller kann hier nur in sofern gedacht werden, als sie 
beweisen, wie weit es in solchen Arbeiten unter selte« 
nen Verhältnissen gebracht werden kann: gewifs aber 
bleibt, dafs noch sehr mannichfaltige Nebenbeschäftigun- 
gen der ländlichen Arbeiter möglich sind, und dafs eben 
diese Mannichfaltigkeit dazu dienen würde, sie lohnend 
zu erhalten, weil die Preise derselben nur dadurch so 
tief herabgedrückt werden, dafs soViele in einer Ge- 
gend sich mit Einerlei beschäftigen. Die Regierung 
kann hier nur dadurch vortheilhaft einwirken, dafs sie 
der Masse des Volks Gelegenheit verschafft, mit man- 
cherlei ihr bis dahin unbekannten Arbeiten und Hand- 
griffen vertraut zu werden, und dafs sie den Handels- 
stand auf diejenigen Erzeugnisse aufmerksam macht, wel« 
che der Landmann in Nebenbeschäftigung häufig und 
wohlfeil hervorzubringen vermag. Den Gebrauch die- 
ser Kenntnisse mufs sie der Erwägung der Betheiligten 
selbst überlassen, weil diese besser, als sie die Zeit und 
das Maafs erkennen, worin an sich ganz zweckmäCsige 
Nebenbeschäftigungen mit wesentlichem Vortheil zu un- 
ternehmen sind. Die Geschichte der Versuche, den Sei- 
denbau im preuisischen Staate einheimisch zu machen, 
kann hier zur Lehre und Warnung dienen. Im letzten 
Viertheile des vorigen Jahrhunderts trieb die Regierung 
mit grofsem Eifer und ansehnlichen Begünstigungen dazu : 
ihr Eifer überschritt so weit das Maafs, worin derselbe 
vorerst nur nützlich werden konnte, dafs allgemeine Mifs- 
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achtuDg des ganzen Unternehmens daraus her{orgin([, 
lind es endlich fast nur auf die Gefahr des Yerspottens 
hin gewagt werden konnte, der Einführung des Seiden- 
hanes im Preufsischen Staate das Wort zu reden. Es 
erschien sogar verdienstlich, die Spuren jener Yerimmg 
zu tilgen, und hestehende Maulbeerumpflanzungen ab-c 
sichtlich zu yemachlässigen. Erst als es sich im Winter 
von 182| zeigte, dafs dieselben auch in solchem Zustande 
sehr harten Frost auszudauern vermöchten, erwachte bei 
verständigen Privatleuten der Glaube an einen unter 
angemessenen Beschränkungen auch in den mitdern Pro- 
vinzen des Preufsischen Staates vortheilhaften Seidenbau. 
Er erweitert sich innerhalb dieser Gränzen nur geschützt 
nicht begünstigt, und läfst erwarten, dafs er für einige 
Gegenden und einige Klassen der Landbewohner wirk- 
lich eine gewinnreiche Nebenbeschäftigung bleiben werde. 
Wenn die Pflege der Nebenbeschäftigungen des gemä- 
uen Landmanns nur Aufmerksamkeit, ruhiges aber nicht 
theilnahmloses Abwarten ihrer Entwickelung, und spar- 
same Nachhülfe bedingt: so bedarf dagegen die Polizei 
der Neheogewerbe, woriq die grofsen Landwirthe be- 
trächtliche Verbesserungen ihres Einkommens suchen, gro« 
Uer Einsicht, Gewandtheit und Festigkeit. Das allge- 
meinste und wichtigste solcher ländlichen Nebengewerbe 
ward seit ungefähr fünfzig Jahren im nördlichen und mitt- 
lem Deutscblande die Branntweinbrennerei. Sie wurde 
besonders lohnend dadurch, dafs sie lange ganz unbe- 
steuert blieb, während von dem Betriebe dieses Grewer- 
bes in den Städten sdion beträchtliche Abgaben erho- 
ben wurden. Anfangs brauchte man nur Getreide, haupt- 
sächlich Roggen dazu; der Verkauf des davon gezoge- 
nen Branntweins bezahlte überreichlidi den Aufwand an 
Körnern und Brennmaterial; der gröCste Theil des näh- 
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renden jStoffs im Getreide yerblieb in dem Rückstände 
vom Destilliren, und gab ein kräftiges Futter für Mast- 
ochsen und Milchkühe, welches man durch dies Verfah- 
ren kostenfrei gewann. So ward es möglich, einen be- 
trächtlichen Yiehstand reichlich zu nähren, ohne dem Gre- 
treidebau Land zum Anbau von Futtergewächsen zu ent- 
ziehen. Die nächste Folge hiervon war eine stärkere 
Düngung, welche nicht nur die Getreideernten reicher 
machte, sondern selbst den Boden so weit verbesserte, 
dafs audi lohnendere Gewächse, besonders OeUrüchte, 
kräftig darauf gediehen. Landgüter in entlegenen Ge- 
genden, welche das Getreide nur auf entfernten Mark-* 
ten absetzen konnten, gewannen auch dadurch, dafs der 
Branntwein sehr viel leichter zu verführen war, als das 
dazu verbrauchte Getreide. Diese Vortheile waren so 
klar, dafs die gröCseren Landwirthe, welchen die Berech* 
tigung Getränke zu bereiten, in der Regel au8schlie(s- 
lich zustand, sidi in solcher Allgemeinheit bemühten die- 
selben zu benutzen, dafs dagegen die städtische Brannt- 
weinbrennerei fast ganz verfiel, und dafs selbst in den 
ländlichen Brennereien Verlegenheit wegen hinreichenden 
Absatzes entstand. Die Beschuldigung, dafs die grofse 
Masse des Volks absichtlich zum übermäfsigen Genüsse 
des Branntweins verleitet worden sei, ist oft mit grofsem 
Unwillen zurückgewiesen worden. Auch hat in edleren 
Gemfitheni die Sorge für Erhaltung der Sittlichkeit ge^ 
wifs den Reiz des Gewinnes bei weitem überwogen, undt 
selbst die gemeine Klugheit gebot, den eignen Arbeiter 
nicht zum Trunkenbolde zu machen. Aber es bleibt im- 
mer bedenklich, auch den verständigen und rechtlichen 
Mann in ^ne Lage zu versetzen, worin er qur zwischen 
Verletzung einer sittlichen Pflicht, und Verlust an an- 
ständigem Einkommen wählen zu k(Vnnen glaubt Von 
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den guten Absichten ivohlgesinnter Grundherren geht od- 
ter den HSnden ihrer Wirthschaftsbeainten oft so viel 
verloren, dafs dem Arbeiterstämme wenig davon zukommt 
Sehr Viele beruhigen sich damit, dafs sie ein allgemein 
gewordenes Uebel doch nicht zu heilen vermöchten, und 
dafis es nicht für unanständig gelten könne, Yorthdle 
ans Verhältnissen zu ziehen, die der Einzelne doch nicht 
zu bessern vermag. Endlich ist auf unserer Bildungs- 
stufe das Pflichtgefühl allein noch nicht mächtig genug, 
im Kampfe mit den Lockungen eines ansehnlichen Ge- 
winnes der Unterstützung durch die Gesetze, oder die 
Meinung entbehren zu können. Aber kein Gesetz be- 
schränkt den Branntweinbrenner in den Versuchen, sich 
Absatz zu verschaffen, und die Meinung hat sich auch 
noch nicht bestimmt genug über die Wahl der Mittel 
dazu ausgesprochen. Der Vermehrung der Schankhäuser 
ist erst in sehr neueren Zeiten aus sittlichen Ansichten 
Einhalt geschehen; früher geschah es meist nur, um den 
Absatz der bereits bestehenden nicht zu vermindern. Dafs 
dem Arbeiter statt einer kleinen Erhöhung seines Loh- 
nes täglich ein Glas Branntwein gereicht wird, gilt für 
anständige W^irthschaftlichkeity obwohl es gewifs sehr viel 
zur Gewöhnung des Volkes an den Geuufs des Brannt- 
weins beigetragen hat. AUmählig ist zwar auch die 
Branntweinbrennerei auf dem Lande besteuert worden; 
im preufsischen Staate namentlich sehr beträchtlich seit 
1819. Die Regierung besteuerte die Zeit, während wel- 
dher dp Destillirapparat von bekannter Beschaffenheit 
im Gange war, und setzte dadurch eine Belohnung auf 
den möglichst besten Gebrauch dieser Zeit. Die grofsen 
Brennereien überboten sich in der Anwendung zeiter- 
sparender Einrichtungen in solchem Maafse, dafs die klei- 
nen darin ihnen nicht zu folgen vermoditen. Die Re- 
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gieruDg hielt sich indefs verpflichtet, diese zu schonen, 
da sie selbst in dein Glauben befangen war, dafs die 
Landwirthschaft durch die Verbindung mit der Brannt- 
weinbrennerei wesentlich gefördert werde. Deshalb ward 
der Blasenzins in eine Maischsteuer verwandelt, wodurch 
der Raum besteuert wird, worin die Gährung den Wein- 
geist erzeugt. In der Benutzung dieses Raumes wettei- 
fern nun zwar die kleinen Brennereien glücklicher mit 
den grofsen, doch wurden sie niemals neben denselben 
ausdauern, wenn nicht theils besondere Steuerermjkfsi- 
gungen, theils ausschliefsliche Rechte bestimmte Schank- 
stätten mit Getränken zu versehen, sie noch aufrecht er*, 
hielten. Eis ist also die Steuergesetzgebung und Landes- 
verfassung selbst, welche zur Zeit noch verliindert, dafs 
die Branntweinbrennerei sich wieder von der Landwirth- 
schaft trennt, und ein selbstständiges, nur in grofsem Um- 
fange lohnend betreibbares Gewerbe wird. — Indessen 
ist nur in einer solchen Gestaltung derselben nicht zu 
befürchten^ dafs die Bemühungen, den Arbeiterstamm 
durch verständige Behandlung zur MäOsigkeit im Genüsse 
geistiger Getränke heranzuziehen, durch das Bestreben, 
zahlreichen Brennereien der ländlichen Gutsbesitzer Ab« 
satz zu verschaffen, vereitelt werden. DaCs Vereine, wel- 
che den Mifsbrauch nur durch gänzliches Enthalten 
vom Gebrauche heben zu können vermeinen, auf ei- 
ner unhaltbaren Grundlage beruhen, leuchtet dem gemei- 
neu Menschenverstände mit solcher Ueberzeuguug ein, 
dafs von ihnen keine gründliche Heilung des grofsen 
sittlichen Uebels zu hoffen ist, welches die Gewöhnung 
an unmäfisigen Genufs des Branntweins erzeugt. Noch 
jetzt mufs der bei weitem gröfste Theil des Bodens ohne 
Hülfe der Branntweinbrennerei bewirthschaftet werden, 
weil es den kleineren (rütern fast durchaus, und selb9t 
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anselmlichereii zuweilen an der Berechtigung zum Be- 
triebe derselben mangelt Auch würde der Absatz sol- 
dier Massen von Branntwein ganz unmöglich sein, als 
erforderlich wären, um alle Landwirthschaften allgemein 
auf dem Betrieb von Branntweinbrennereien zu grönden. 
Der besondere Vortheil, welchen die ländliche Brannt- 
weinbrennerei abwarf, als sie noch unbesteuert neben 
der städtischen bestand, kann offenbar gar nicht als ein 
Beweis für die Nützlichkeit derselben angeführt werden, 
indem er nur allein aus einer ungerechten, und eben 
darum unhaltbaren Begünstigung hervorging. Viele Guts- 
besitzer haben wirklich mittelst der Branntweinbrennerei 
den Düngungszustand ihres Ackerlandes sehr erheblich 
verbessert, und es mag gern zugegeben werden, dafs 
ihnen dieses durch die Herstellung eines richtigem Ver- 
hältnisses zwischen Körner- und Futterban nicht erreich- 
bar gewesen wäre, weil es ihnen an dem dazu nöthigen 
Betriebsfond fehlte: aber es darf wenigstens zweifelhaft 
erscheinen, ob der für die öffentliche Wohlfahrt daraus 
entstandene Vortheil wirklich den Nachtheil überwiegt^ 
der aus der grofisen Verbreitung des Branntweingennsr 
ses hervorging, welcher die grofse Vermehrung der länd- 
lichen Brennereien augenscheinlich begünstigte. Jeden- 
falls hat auch )etzt der Betrieb kleiner Brennereien in 
Verbindung mit der Landwirthschaft jenen vortheilhaften 
Einflufs auf dieselbe nicht mehr; die Preise des Brannt- 
weins sind durch die zahlreiche Mitbewerbung so weit 
herabgesunken, dafs sich aller vorerwähnten Begünsti- 
gungen ungeachtet die kleinen Brennereien nur noch 
mühsam neben den grofsen erhalten, und daCs es jetzt 
immer räthlicher sein wird, den Dfingungszustand durch 
ein verständiges Wirthschaftssystem als durdi Hülfe neuer 
Brennereianlagen zu verbessern. Die Regiermigeii scbei- 
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nen daher den kleioen ländlichen Brennereien jetzt den 
besonderen Schutz entziehen za müssen, welchen sie den- 
selben sonst wegen ihres Einflusses auf die Landwirth- 
Schaft schuldig zu sein glaubten, wenn dies auch aller- 
dings bei der yieljährigen Verwöhnung nur mit schonen- 
der Vorsicht wird geschehen dürfen. 

Die Störungen des Handels, welche der französische 
Revolutionskrieg erzeugte, vertheuerten den indischen 
Rohrzucker in solchem Maafse, dafs ernstlich daran ge- 
dacht wurde, denselben durch Erzeugnisse des europäi- 
schen Festlandes zu ersetzen. Achard lehrte im Jahre 
1799 aus dem Safte der Runkelrübe einen festen Hut- 
zucker zu bereiten. Hundert Pfunde Rüben gaben nach 
allen Verbesserungen, welche sein Verfahren in den 
nächstfolgenden Jahren erhielt, doch höchstens drei Pfunde 
eines zum Raffiniren geeigneten Rohzuckers; die müh- 
samen Arbeiten, wodurch er erhalten wurde, drängten 
sich auf einen kurzen Zeitraum zusammen, da die Rfi 
ben keiner langen Aufbewahrung fähig waren. Der An- 
bau derselben war auch ziemlich unsicher, weil die Som- 
mer des nördlichen Deutschlands nicht immer lang ge- 
nug dazu sind. Die Zuckerbereitung aus Runkelrüben 
konnte daher nur so lange Tortheilhaft bleiben, als der 
indische Rohrzucker durch aufserordentliche Zeitverhält- 
nisse ganz unmäfsig vertheuert wurde. Der Krieg hin- 
derte überdies die schnelle Verbreitung des neuen Ge- 
werbes, und nach endlich hergestelltem Frieden erhiel- 
ten sich von der geringen Zahl der bis dahin entstan- 
denen Ronkelrübenzuckerfabriken nur seltene Ausnah* 
men, weil deren Besitzer besondere Veranlassung hat- 
ten, sie selbst ohne Gevfdnn noch femer zu betreiben. 
In Frankreich blieb der indische Rohrzucker für den in- 
nem Verbrauch sehr viel tbeurer als in Deotsdhland, weil 
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selbst auf dem Erzeuguisse der eigeuen Kolonien eine 
sehr viel höhere Verbrauchssteuer lag, als in irgend ei- 
nem deutschen Staate. Der Anbau der Runkelrübe ward 
durch den mildern Himmel dort mehr begOnstigt, und 
endlich lernte man von den überhaupt etwa acht Pfun- 
den Zuckerstoff, welche sich untier den günstigsten Um- 
ständen in hundert Pfunden Rüben befinden, doch fünf 
bis sechs durch ein im Grofsen anwendbares und sehr 
verbessertes Verfahren ausscheiden. Der Zucker aus Run- 
keküben konnte nun wohlfeiler zum innern Verbraudie 
verkauft werden, als der indische aus den französischen 
Kolonien, und es blieb dennoch so bedeutender Vor- 
theil bei dessen Bereitung, dafs die Zuckerfabriken in 
Frankreich sich schnell vermehrten, und bald einen be- 
trächtlichen Theil des innern Bedarfs zu liefern vermoch- 
ten. Dagegen wurde nun um so viel weniger Zucker 
aus den Kolonien begehrt, und wenn diesen auch er- 
laubt worden wäre, ins Ausland zu versenden, was sie 
im Mutterlande nicht ^ehr absetzen konnten, so würde 
doch der Handelsstand in Marseille, Bordeaux und Havre 
durch den verminderten Verkehr zwischen Frankreich 
und seinen Kolonien sehr gelitten haben. Dazu kam der 
Verlust an Eüngangsabgaben vom indischen Rohrzucker, 
welcher durch gleich hohe Besteuerung des B'unkelrü- 
beuzuckers nicht ersetzt werden konnte, ohne dessen 
Bereitung und damit zugleich die grofsen Kapitale zu 
vernichten, welche auf Anstalten dazu verwendet waren. 
Die französische Regierung gerieth hierdurch in eine 
groCse Verlegenheit. Sie hat die Einfuhrabgaben auf Ko- 
lonialzucker beträchtlich herabgesetzt, die Zubereitung des 
Runkelrübenzuckers dagegen sehr mäfsig besteuert, und 
hierdurch mit beträchtlicher Aufopferung an Einkommen 
ein Gleichgewicht zwischen dem indischen und dem eu* 

ro- 
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ropäischen Zucker hergestellt, wobei die Kolonien die 
YenninderuDg ihres Absatzes, die Runkeirübenznckerfa- 
briken die grofsc Beschränkung der früheren Vortheiley 
die Seeplätze endlich die Verringerung des Verkehrs mit 
den Kolonien mit gleichem Rechte beklagen. Die Re- 
gierung der vereinigten Reiche von Grofsbritannien und 
Irland liefs dagegen einen Wettstreit zwischen indischem 
und europäischem Zucker unter ihrer Herrschaft gar nicht 
aufkommen. Bei dem regesten Triebe zu grofsen Un- 
ternehmungen, und der Fülle von Mitteln dieselben aus- 
zuführen, hat doch in England Niemand dafan gedacht, 
Runkelrübenzuckerfabriken anzulegen. Jedermann wuCste 
sehr wohl, dafs dieselben im Augenblicke des Entste- 
hens entweder durch ein Verbot, oder durch eine gleiche 
Besteuerung mit dem indischen Zucker unterdrückt wer- 
den müfsten, weil die Regierung eben so wenig eine 
Hemmung des Verkehrs mit ihren auswärtigen Besitzun- 
gen, als eine Verringerung ihres grofsen Einkommens 
vom inläudischen Zuckerverbrauche zulassen konnte. Die 
deutschen Bundesstaaten haben im Aligemeinen kein Ko- 
lonialverhältnifs zu schonen: die besonderen Beziehun- 
gen von Hanover zu England, Holstein zu Dänemark, 
und Luxemburg zu den Niederlanden haben durchaus 
keinen Einflufs auf die deutsche Gewerbsamkeit Um 
so unbefangener glauben deutsche Landwirthe die neuen 
Verbesserungen der Zubereitung des Zuckers aus Run- 
kelrüben benutzen zu können. Ist auch der Anbau der 
Rübe wenigstens in Norddeutschland schon mifslicher, 
und sind auch die Einfuhrabgaben auf indischen Zucker 
nirgends so hoch als sie weiland in Frankreich waren: 
so bleibt doch bei dem jetzt so sehr verbesserten Zu- 
stande der Zuckerbereitung ans Runkelrüben noch Ge- 
winn genug übrig, um zu grofsen Fabrikanlagen anzci* 
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reizen 9 so lange nur die Preise des indischen Zuckers 
nicht noch erheblich herabsinken, und die deutsche Zuk- 
kerfabrik anbesteuert ist Aber die Fortdauer dieser 
beiden Bedingungen ist mehr als blofs ungewiCs. Die 
Preise des indischen Zuckers am Erzeugungsorte selbst 
sind bereits seit einer Reihe von Jahren fortwährend im 
Sinken. Ist auch bei dem jetzigen Zustande von West- 
indien keine Vermehrung seiner Erzeugnisse zu hoffen, 
so darf desto sicherer eine grofse Erweiterung des An- 
baues von allen Kolonialwaaren , und namentlich auch 
▼on Zuckerrohr in Ostindien erwartet werden , wovon 
ein weiteres Sinken der Zuckerpreise die nothwendige 
Folge sein wird. Aufserdem aber ist es ganz unzweifel- 
haft, dafs die zum deutschen Zollvereine verbündeten 
Staaten niemals einen beträchtlichen Theil ihres grofsen 
Einkommens vom Verbrauche des Zuckers werden auf- 
opfern wollen. / Unter allen vom Auslande eingehenden 
Gennfsmitteln ist der Zucker mit Einschlufs des Sjrups 
bei weitem das einträglichste für die Zollkassen. Auch 
hat in staatswirthschaftlicher Beziehung die Besteuerung 
desselben keine anderen Gränzcn, als die Rücksichten 
auf Verminderung des Gebrauchs durch übermäfsige Ver- 
tfaeucrung, oder auch Vermehrung des Reizes zum Schleich- 
handel durch Aussicht auf höhern Gewinn bei dem Be- 
triebe desselben. Wie grofs auch die Neigung selbst 
der Aermsten im Volke sein mag, den Geschmack 
der Speisen und Getränke durch Versüfsen angeneh- 
mer zu machen, so bleibt die Befriedigung derselben 
doch stets entbehrlich; auch beut der Honig, und der 
aus wohlfeilen inländischen Erzeugnissen in jeder Wirth- 
Schaft leicht zu bereitende Syrup ein hinreichendes Er- 
satzmittel für diejenigen dar, welchen der Zucker durch 
die Besteuerung zu sehr vertheuert wird. Es ist zwar 
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auch behauptet worden, dafs die Zuckerbereitiiog ans 
Runkelrüben noch neben der Einfuhr des indischen Zok- 
kers würde bestehen können, wenn sie auch eben so 
hoch wie dieser besteuert würde. Wie ganz ungegrün- 
det aber diese Behauptung ist, beweist das Aufeehen, 
welches die geringe Besteuerung erregte, die von der 
preufsischen Regierung durch die Verordnung vom 21. 
März 1840 auf die zur Zuckerbereitung bestimmten Rü- 
ben gelegt wurde. Sie beträgt nur drei Pfennige vom 
Ceutner roher Rüben, folglich unter der Voraussetzung, 
dafs hundert .Pfunde Rüben nur fünf Pfunde Zucker ge- 
ben, einen sechsten Theil des Thalers vom Centuer, und 
hat für jetzt blofs die Bestimmung, dadurch genau in 
•Erfahrung zu bringen, wie viel Zucker zur Zeit im In- 
lande aus Runkelrüben bereitet wird. Der indische Rohr- 
zucker, welcher zum RafGniren eingeht, ist dagegen in 
dem für die Jahre 1840, 1841 und 1842 unter dem 24. 
Oktober 1839 bekanntgemachten Tarif in den Zollver- 
einsstaaten mit fünf Thalern vom Centner besteuert, also 
dreifsig mal höher als gegenwärtig der Runkelrübenzuk^ 
kcr. In der That ist an einen Ersatz der Verbrauchs- 
steuer auf indischen Zucker durch Besteuerung der in- 
ländiv«cheu Zuckerbereitung gar nicht zu denken. Eün 
Gewerbe, welches in vielen kleinen im ganzen Lande 
zerstreuten Anstalten betrieben wird, kann niemals mit 
der Sicherheit besteuert werden, womit es möglich bleibt^ 
Einfuhrabgaben von grofsen Handelsartikeln einzuziehen. 
Im preufsischen Staate beträgt die Steuer auf inländische 
Tabacksblätter nur ein Fünftheil der Eingangsabgabe auf 
ausländische, und die Steuer vom inländischen Wein- 
moste kann durchschnittlich nur auf ein Funfzehntheil 
der Eingangsabgabe von ausländischen Weinen geschätzt 
werden; demohngeachtet gelten beide Steuern für sehr 
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ISstig, und das Einziehen derselben ist mit groCsen Schwie- 
rigkeiten verbunden. Die sehr geringfügige Steuer, wel- 
che jetzt auf der Zuckerbereitung aus Runkelrüben liegt, 
macht schon eine sehr beschwerliche Aufsicht nothwen- 
dig; sie würde noch sehr viel schärfer und lästiger wer- 
den müssen, wenn die Höhe der Besteuerung den Reiz 
zum Unterschleife vermehrte. Sollten indefs di£ deut- 
schen Regierungen ein beträchtliches Einkommen den- 
noch der inländischen Zuckerfabrikation aufopfern, so 
müfsten wenigstens sehr klare staatswirthschaftliche Vor- 
theile davon nachzuweisen sein. Das Hervorbringen der- 
jenigen Erzeugnisse, womit wir dem Auslande jetzt den 
indischen Zucker bezahlen, kostet der deutschen Nation 
gewifs viel weniger Verwendung von Kapitalien und 
Kräften, als ihr das Erzeugen ihres Zuckerbedarfs auf 
eigenem Roden kosten würde. Der grofse Reichthum 
an Zuckerstoff, welchen das Zuckerrohr enthält, und die 
Leichtigkeit, denselben in versendbaren Rohzucker zu 
verwandeln, übertreffen so weit alles, was die Runkel- 
rübe hierin zu leisten vermag, dafs Rohrzucker wohlfei- 
ler aus den fernsten Inseln herbeigeführt, als in Europa 
aus Runkelrüben erzeugt werden kann. Können wir 
doch neben dem Honig, und nebeti dem Syrup, den wir 
aus Möhren und anderen inländischen Gewächsen unver- 
steuert bereiten, und neben dem Syrup, welchen unsere 
durch die Steuerverfassung so sehr begünstigten Zucker- 
raffinerien aus indischem Zucker erzeugen, einer beträcht- 
lichen Zufuhr von fremden Sjrup nicht entbehren, ob- 
wohl derselbe mit einer Abgabe von vier Thalem für 
den Centner belegt ist, während inländische Raffinerien 
den Centner für 10 bis 11 Thaler ausbieten. Der in- 
ländische Weinbau macht es möglich, einen Boden sehr 
hoch iLu nutzen, der zum Anbau anderer Gewächse bei- 
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nahe untauglich ist: die Runkelrübe bedarf dagegen ei- 
nes Bodens, der sich nicht allein zum Getreidebau, son- 
dern selbst zum Anbau der lohnendsten Futtergewächse 
ganz vorzüglich eignet. Noch immer bedarf das nörd- 
liche und östliche Deutschland Zufuhr von Schlachtvieh, 
und die gründlichste Verbesserung unserer Landwirth- 
schaft virird noch immer mit Recht in der Vermehrung 
und Veredlung unseres Viehstammes gesucht Die Run- 
kelrübe giebt allerdings auch ein gedeihliches Viehfutter, 
und virird deshalb im östlichen Frankreich und auch wohl 
in Süddeutschland mit Nutzen gebaut; aber ihr Anbau 
zur Zuckerbereitung wird nur lohnend für den Land- 
wirth auf Kosten der gesammten Nation, welcher sie den 
Genufs des Zuckers vertheuert, ohne dafs die Mehraus- 
gabe dafür, wie bei dem indischen Zucker, in die Staats- 
kasse fliefst. Es gehört zu den Verirrrungen der Ge- 
werbsamkeit, dafs auf die Zubereitung von Zucker aus 
Runkelrüben jetzt von deutschen Landwirthen ein hoher 
Werth gelegt, und die Regierung zur Begünstigung des- 
selben aufgefordert wird. Allerdings kann einige Jahre 
hindurch Vortheil für Inhaber solcher Fabrikanlagen dar- 
aus hervorgehen, aber nur, wie bereits erwähnt worden, 
auf Kosten der Völker und ihrer Regierungen. Da je- 
doch ein solches Verhältnifs nur so lauge bestehen kann, 
als seine Verderblichkeit unerkannt bleibt, so wird es 
wahrscheinlich in nicht sehr fernen Zeiten bereut wer- 
den, dafs grofse Kosten auf unhaltbare Fabrikanlagen 
verwandt worden sind. Vermögen die deutschen Regie- 
rungen vielleicht jetzt schon nicht mehr, dieser Verir- 
ruug geradehin Einhalt zu thun, so bleibt es ihnen dodi 
wenigstens möglich, sich aller Begünstigung derselben 
zu enthalten. 

Fabrikunternehmer und Handwerker, welche auf den 



486 Eiafliilji d. Staatsgewalt auf d. Richtang d. Ge^yer^amkeit. 

Kauf anrbeiten, suchen sehr oft ihr Erzeuguifs dadurch 
wohlfeil za machen, dais sie dieils an der Beschaffenheit^ 
tfaeils auch an dem Maafse desselben etwas abknappen, 
in der Voraussetzung;, dafs eine kleine Verringerung von 
den Käufern entweder übersehen, oder doch nicht be- 
achtet werden dürfte. Diese Richtung der Gewerbsam- 
keit ist in sofern allerdings eine fehlerhafte, als nur zu 
leicht auf dieser einmal betretenen Bahn so lange fort- 
geschritten wird, bis daraus eine solche Verschlechterung 
entsteht y dafs sonst beliebte Waaren für ihren Zweck 
nicht mehr brauchbar bleiben, in Verruf gerathen, und 
endlich gar keinen Absatz mehr finden. Die Regierun- 
gen haben ihrerseits versucht, diesem Uebel durch aus- 
führliche Vorschriften über die Beschaffenheit und das 
Maafs gewühnlicher Handelsartikel, und durch Bestel- 
lung von Schananstalten zu steuern, welche strenge dar- 
über wachen, dafs Erzeugnisse, wobei jene Verordnun- 
gen nicht genau befolgt worden, nicht, oder doch nur 
unter besonders kenntlicher Bezeichnung in den Handel 
kommen. Allein solche Vorschriften haben der Grewerb- 
samkeit vielleicht eben so oft geschadet als genützt Es 
giebt sehr viele Fabrikwaaren, wovon durchaus nur Glanz 
in ihrer Neuheit, und äufserste Wohlfeilheit, aber keine 
Dauerhaftigkeit verlangt wird. In allem, was nur zum 
Putz oder zur zierlichen Ausstaffirung eines Lokals ge- 
hört» ist Abwechselung nach kurzem Gebrauche sehr be- 
liebt; dagegen stellt sich Ueberdrufs ein, auch bei wahr- 
haft tüchtigen Kleidungsstücken und Geräthschaften , so- 
bald der Reiz der Neuheit verschwunden ist Wenn 
es nicht mehr kostet, zwei Kleider von leichten Zeugen 
zu haben, als eins von besserer Beschaffenheit, das so 
lange hält, als jene beiden zusammeifgenommen: so wird 
gewifs io vielen Fällen das erstere vorgezogen. Nicht sei- 
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ien madien Ver&ndemngen im Geschmacke und in den 
Sitten aach Veränderungen in den Maafsen der Fabri» 
kate nothwendig. Ein Stück Zeug, das beispielsweise 
gerade zu zwei Kleidern hinreichen s«^, muCs kürzer 
oder schmäler gewebt werden, wenn die Mode jene Kleir 
dungsstücke kürzer oder enger werden läfst. Wer in 
bestimmter Beschaffenheit, oder nach bestimmtem Maaise 
bestellte Waaren nicht vertragsmäfsig abliefert, mufs nicht 
nur zur vollständigsten Schadloshaltung schnell und nadi- 
drücklich angehalten, sondern überdies noch bestraft wer«- 
den, sobald es erweislich ist, dafs er den Abnehmer täo- 
sehen wollte. Wer dagegen Erzeugnisse kauft, über de- 
ren Beschaffenheit und Maafs keine vorgängige Verab-i. 
redung besteht, büfst nur die Schuld seiner eigenen Vor 
wissenheit oder Uebereilung, wenn er etwas Geringeres 
erhält, als er zu kaufen glaubte. Verbreitung von Kennt-, 
nissen, von Geschmack, und von einer richtigen WürdI-. 
gung der Lebensverhältnisse durch Unterricht und Bil- 
dung ist das sicherste Mittel, der vorerwähnten verderb- 
lichen Richtung der Gewerbsamkeit Einhalt zu thun. Die 
Zucht einer gründlich ausgebildeten, kräftig geäufserteu 
öffentlichen Meinung bewahrt sehr viel sicherer, als Ver« 
Ordnungen und Sphauanstalten es vermögen, die Fabrik- 
untemehmer und Handwerker vor der Versuchung sich 
durch Täuschungen Absatz zu verschaffen: gut eingerich- 
tete Handels- und Fabrikgerichte, welche schnelle Rechts- 
hülfe gegen Treulosigkeit und Betrug gewähren, erleich- 
tern einer solchen Meinung den Sieg über den unver- 
ständigen Eigennutz. Es ist oft darüber gestritten wor- 
den,^ ob und in wiefern das Nachahmen fremder Fab««ik- 
zeichen für eriaubt zu halten sei; im Allgemeine^ läfst 
sich nicht behaupten, dafs alles Nachahmen fremder Fa- 
brikzeichen widerrechtlich, oder auch nur unanständig 
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sd* Daraus y dafs Jemand ein \rilikürlich angenomme- 
nes Zeichen auf. seine Fabrikate setzt, folgt noch kei- 
nesweges ein Recht,. Andern den Gebrauch desselben za 
verwehren ; dieses Recht kann nur die Staatsgewalt, und 
auch diese nur im Bereiche ihres Machtgebiets verleihen. 
Unanständig kann die Nachahmung eines Fabrikzeichens 
nur in Folge der Absicht zu täuschen werden: es beste- 
hen aber viele Fälle, worin eine solche Absicht ganz 
unerweislich ist, beispielsweise wenn neben dem mehre- 
ren Fabriken gemeinschaftlichen Zeichen noch der Name 
des Fabrikanten oder eine andere Bezeichnung beige- 
fügt isty welche den Unterschied der Anstalten kenntlich 
macht, woraus das Erzeugnifs hervorging. Nur in Be- 
zug auf eine Art der Fabrikzeichen scheint unbedingt 
anerkannt werden zu müssen, dafs ihre Nachahmung durch- 
aus unanständig sei: das ist nämlich die Bezeichnung mit 
dem vollen Namen des Fabrikanten mittelst eines Stem- 
pels, der seine eigne Handschrift darstellt. Die Sitte 
verpönt in allen Ländern, worin auf Bildung Anspruch 
gemacht wird, das Nachahmen der eigenen Namensun- 
terschrift eines )eden Menschen ohne Standes- und Ge- 
werbsunterschied. Diese Sitte dient so wesentlich zur 
Erleichterung des Verkehrs, dafs es keines geschriebe- 
nen Gesetzes der einzelneu Staaten bedarf, um dersel- 
beu überall Achtung zu verschaffen. Es können daher 
Ausnahmen davon wegen irgend eines Fabrikinteresses 
keinesweges statthaft erscheinen. Verständige Fabrikun- 
ternehmer werden sich der Ueberzeugung nicht entzie- 
hen wollen, dafs es ein Mifsbrauch des Vertrauens wäre, 
womit der weite Kreis ihrer Abnehmer sie beehrt, wenn 
sie den Erzeugnissen ihrer berühmten Anstalten neben 
ihren andern Vorzügen nicht auch den der möglichsten 
Wohlfeilhcit geben. Mit einer solchen Gesinnung wer- 
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den sie das Nachahmen ihrer Fabrikzeichen niclit leicht 
unter Umständen fürchten dürfen, worin es ihnen we- 
sentlich nachtheilig werden könnte. Wenn bei der Nach- 
ahmung noch ein Vortheil bleiben soll, welcher den Ver- 
lust des guten Rufs zu wagen verleiten könnte: so wird 
das nachgemachte Erzeugnifs so geringhaltig ausfallen, 
dafs die Täuschung nicht lange verborgen bleibt. Das 
Nachmachen von Fabrikzeichen wird mehrentheils nur 
veranlafst durch unverhältnifsmäfsig hohe Preise der ech- 
ten Waare: es gilt unter solchen Verhältnissen für eine 
Nothwehr gegen Unbilligkeit, und findet deshalb im Han- 
del eine Gunst, die unredliche Unternehmungen sonst in 
gleichem Maafse nicht erwarten dürfen. 

Schutz wider auswärtige Mitbewerbung fordern von 
den Regierungen ebensowohl diejenigen, welche rohe 
Stoffe erzeugen, als die Verarbeiter derselben : Beider An- 
forderungen sind indessen so ganz entgegengesetzt, dafs 
es unmöglich bleibt, sie gleichzeitig zu befriedigen. Der 
Erzeuger roher Stoffe verlangt das Abhalten fremder Er- 
zeugnisse gleicher Art von den inländischen Märkten, 
dagegen aber volle Freiheit, seine Waaren dahin zu füh- 
ren, wo sie das Meiste gelten: so sollen beispielsweise 
Getreide und Schlachtvieh vom Auslande gar nicht, oder 
doch nur gegen hohe Zölle eingebracht, dieselben Er- 
zeugnisse dagegen jederzeit steuerfrei ausgeführt werden. 
Der Fabrikant nimmt eine gleiche Begünstigung für sich 
in Anspruch: das Einbringen fremder Fabrikate soll wo 
nicht gänzlich verboten, so doch mit Steuern belegt sein, 
welche deren Absatz auf inländischen Märkten beinahe 
unmöglich machen. Dagegen soll ihm nicht nur freie 
Ausfuhr seiner Erzeugnisse gestattet, sondern dieselbe 
wohl noch durch Prämien und Vergütung der im In- 
lande darauf ruhenden Abgaben begünstigt werden. In- 
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dem die Regierungen Beider Verlangen befriedigen, ver- 
anlassen sie Beide zu bitteren Beschwerden. Der Fa- 
brikant will wohlfeile Lebensmittel und Materialien, jene 
glaubt er am sichersten durch Gestattung freier ■ und un- 
besteuerter Zufuhr von Aufsen, diese nicht nur durch 
eine gleiche Einfuhrfreiheit, sondern auch durch ein Ver- 
bot der Ausfuhr des inländischen Erzeugnisses erhalten 
zu können. In diesem Sinne wird in Grofsbritannien 
Freiheit der Einfuhr fremden Getreides, und Aufheben 
der jetzt darauf haftenden Zölle begehrt. Im preufsischen 
Staate bestatid bis zum Jahre 1810 ein strenges Verbot 
der Ausfuhr inländischer SchaafwoUe neben ganz unbe- 
steuerter Einfuhr der ausländischen, vermeintlich um den 
Tuchmachern dies Material wohlfeiler zu schaffen. Da- 
gegen klagen Landwirthe, Rentenirer, und selbst der 
gröfste Theil des Handelsstandes über das Verbot oder 
die Beschränkung der Einfuhr freinder Fabrikate, welche 
sie hindern ihren Bedarf so gut und so wohlfeil zu kau- 
fen, als es bei freier Mitbewerbung möglich erscheint. 
In dieser Unvereinbarkeit der gegenseitigen Ansprüche 
liegt der schlagendste Beweis ihrer UnStatthaftigkeit: auch 
mangelt es nicht an Erfahrungen, wonach beträchtlicher 
^Wohlstand, lebhafter Handel, blühendes Gewerbe neben 
voller Freiheit des Verkehrs mit allen Erzeugnissen des 
Bodens und des Kunstfleifses bestand. Staaten, deren 
Machtgebiet so klein oder so zerstreut und zerstückelt 
ist, dafs es mit Zolllinien gar nicht umschlossen werden 
kann, haben doch auch in dieser Stellung grofse Fort- 
schritte in allen Zweigen der menschlichen Thätigkat 
gemacht. Die deutsche Hansa bestand aus zerstreut lie- 
genden Städten; viele derselben waren ausgezeichnet 
durch ihren Kunstfleifs, wie namentlich Nürnberg, Augs- 
burg und Köln: aber es konnte nicht daran gedacht wer- 
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den, die venetianischen Spiegel, den genueser Samuiet, 
and die reichen Stoffe des Orients vom deutschen Bo- 
den auszuschliefsen. Ueberhaupt war der grofse Verkehr 
dieses mächtigen Bundes ein Zwischenhandel; aus dem 
sQdlichen Europa holte derselbe nicht nur dessen Er- 
zeugnisse, sondern auch die mannichfaltigen kostbaren 
Waaren, welche damals noch auf dem Landwege aus 
Indien an die Küsten des mittelländischen uiid schwar- 
zen Meeres, und von dort aus nach Venedig und Ge- 
nua geführt wurden. Er versah damit nicht nur Deutsch- 
land, sondern auch das mittlere und nördliche Europa, 
einerseits die brittischen Inseln und Norwegen, anderer* 
seits Rnfsland bis nach Nowgorod. Ah die Handelsmacht 
der Hansa vor der auflebenden Grundmacht der Fürsten 
sank, wandte sich dieser Handel den Niederlanden zu, 
bereicherte Antwerpen, und verlieh Karl dem Fünften 
den Handschuh — gant — worein er Paris stecken zu 
können glaubte. Als die blinde Wutli des Fanatismus 
die Häfen Belgiens verschlofs, erbten diesen Handel die 
Holländer, welche sich der spanischen Herrschaft in acht- 
zigjährigen Kriegen entwanden, und er verwandelte dort 
nicht minder die Geusen in ein Volk von reichen Kauf- 
herren und kühnen Seefahrern, dessen Flotten beinahe 
bis zur Mitte des achtzehnten Jahrhunderts alle Meere 
bis in das entfernteste Indien beherrschten. Der Zwi- 
schenhandel bedingt schon seiner Bestimmung nach Frei- 
heit des Verkehrs mit aller Welt: Handelssperren, Be- 
schränkungen und hohe Besteuerungen der Ein- und Aus- 
fuhr haben deshalb auch weder die Hansa noch Belgien 
oder Holland bereichern können. Der grofse Zwischen- 
handel, welchen England jetzt führt, wird nur möglich 
durch die freien Niederlagen seiner grofscn Handels- 
plätze. Wie sich weiland im westlichen und mittlem 
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Europa das Schutz- Zollwesen gebildet hat, kann die 
jetzige Generation noch an einem im östlichen vor ihren 
Augen liegenden Beispiele sehen. Noch sind nicht fünf- 
zig Jahre verschwunden, seit das schwarze Meer nodi 
dem Handel aller christlichen Mächte verschlossen, und 
Odessa noch nicht gegründet war. Was der üppige Bo- 
den der Ukraine erzeugte, mufste noch drittehalbhundert 
Meilen weit entweder nach Königsberg oder nach Bres- 
lau geführt werden, um dort Abnahme zu finden. Es 
bedarf keiner ausführlichen Darstellung, welch' ein Un- 
ternehmen bei dem Zustande der Yerbindungsmittel in 
jenen Gegenden es war, Weizen, Talg, Flachs, Hanf und 
Pottasche, — Waareu, wovon der Centner auf den vor- 
benannten Märkten damals beziehungsweise drei, fünf, 
acht bis zehn Thalcr galt, — grofsentheils zu Lande, 
oder auf Gewässern, die nur im ersten Frühlinge schiff- 
bar sind, in solche Entfernungen zu verführen. Wachs 
und Borsten, wovon der Centner etwa vierzig Thaler 
werth war, konnten nur einen kleinen Theil dieser Ver- 
sendungen ausmachen. Zu diesem Unternehmen nöthigte 
das Verlangen nach Erzeugnissen der Natur und Kunst, 
welche zu kaufen die grofsen Grundbesitzer jener Län- 
der kein anderes Mittel hatten: namentlich war es der 
Genufs der tropischen Spezereien und Gewürze, und der 
Besitz der edelsten Fabrikate zur Kleidung und zum 
Schmuck, wonach die Mächtigen und Reichen mit sol- 
cher Anstrengung trachteten. Fand sich nun endlich ein 
neuer Ansiedler, der sich erbot, in der Mitte jenes Ue- 
berflusses an rohen Erzeugnissen Fabriken anzulegen, 
woraus zur Stelle gekauft werden konnte, was bisher mit 
so viel Mühe und Aufwand aus weiter Ferne geholt wer- 
den mufste: so schien nicht leicht eine Begünstigung zu 
grofs, um sein Unternehmen zu fördern. Es waren doch 
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nicht leicht Männer von voi'züglichen Eigenschaften, wel- 
che sich zu solchen Anlagen darboten: sein Glück ver- 
suchte mehrentheils nur auf dieser Bahn, wer es im Ya- 
terlande zu finden nicht hoffen durfte. Auch waren die 
Schwierigkeiten nicht gering, welche die Neuheit der 
Verhältnisse, und der Mangel an vielfachen, gewohnten 
Hälfleistungen den aufkeimenden Fabrikanlagen entge- 
genstellte. Sie konnten sich in diesem Zustande der 
Schwäche noch durchaus keiner Mitbewerbung fremder 
Anstalten aussetzen, und Verbote der Einfuhr gleichar- 
tiger Fabrikate gehörten unter die ersten Bedingungen 
ihres Aufkommens. Sie wurden bereitwillig ertheilt, und 
der Schleichhandel, welcher die nächste Folge davon 
war, mit steigender Wachsamkeit unterdrückt. Es er- 
schien so durchaus billig, die Versorgung der inländi- 
schen Fabriken mit den Materialien zu sichern, welche 
der eigene Boden erzeugte, dafs Ausfuhrverbote dersel- 
ben keinen Anstand fanden. So erzog die Regierung 
selbst Fabrikanlagen, welche späterhin durch den bedeu- 
tenden inländischen Verbrauch wirklich erstarkt, doch 
des Schutzes, worunter sie aufwuchsen, nicht entbehren 
zu können glaubten, weil sie niemals versucht hatten, 
ohne denselben aufzutreten. Es gehört allerdings keine 
geringe Festigkeit von Seiten der Regierung, und kein 
kleines Maafs von Bildung ihrer Untergebenen dazu, um 
aus einem solchen Zustand in das Verhältnifs zu kom- 
men, worin das natürliche Gleichgewicht zwischen der 
Erzeugung roher Stoffe und ihrer Veredlung gebührend 
beachtet wird. Der preufsische Staat empfing unter dem 
grofsen Kurfürsten mit der französischen Kolonie man- 
nichfaltigen Unterricht, und einen kräftigeren Antrieb zur 
höheren Entwicklung seiner Gewerbsamkeit: aber gleich- 
zeitig auch diejenigen Ansichten von den Mitteln zur 
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Förderung derselben, welche sich unter dem vierzehnten 
Ludwig in Frankreich ausgebildet hatten. Hier ward 
auf einem strengen Sperrsjstem gegen die Fabrikate des 
Auslandes und selbst zum Theil auf Erzengnisse der 
Landwirthschaft bestanden; der Glaube an dessen Nodi- 
wendigkeit haftete so tief in den Gemüthem, dafs er sich 
bis in die neuesten Zeiten fortpflanzte, und selbst die 
Revolution, welcher kaum irgend ein alter Glaube hei- 
lig blieb, diesen doch nicht zu tilgen vermochte. Wie 
viel auch von dem Einflüsse der Phjsiokraten und Oeko- 
nomisten auf die französische Regierung gesprochen wor- 
den, so ist in Bezug auf Handelsfreiheit doch sehr we- 
nig davon ins Leben getreten. An die Stelle der Ein- 
fuhr-Verbote sind Einfuhr- Abgaben gekommen , deren 
bedeutende Höhe fast die gleiche Wirkung erzeugte. 
Der Edensche Vertrag war bei seiner kurzen Daner we- 
nig mehr als ein Versuch , dessen Wirkungen die Mei- 
nung gröfstentheils vernichtete, welche sich der Gemüther 
bemächtigt hatte. Die Kontinentalsperre gestattete zwar 
den Erzeugnissen des unter französischem Einflüsse ste- 
henden europäischen Festlandes den Elingang in Frank- 
reich selbst; aber es konnte wenig Gebrauch von die- 
ser Freiheit gemacht werden, da fortdauernde Kriege die 
Gewerbsamkeit lähmten. Auch jetzt noch ist Frankreich 
weit entfernt von einer freieren Handelspolitik. Wie 
dringend auch Anträge darauf gemacht, und mit einer 
Fülle von schönen Worten empfohlen worden: so ha- 
ben doch die Verhandlungen darüber nur gezeigt, mit 
tvcicher Ucbermacht die Meinung der Reichen und Be- 
triebsamen derselben noch zu widerstreben vermöge. 
Auch im preufsischen Staate blieben dieselben Ansichten 
vorherrschend bis zur Erschütterung seiner Grundfesten 
im Jahre 1806. Der Eingang ausländischer Fabrikate war 
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mit wenigen Ausnahmen verboten, obwohl die schlechte 
Begräuzung der Hauptmasse des Staates die Vollziehung 
dieser Sperre sehr erschwerte. Selbst die Fabrikate der 
eigenen westphälischea Provinz wurden in dieselbe nur 
gegen Erlegung einer Steuer von einem Yiertheile ihres 
Werthes eingelassen. Wie behutsam auch* die Ueber- 
Zeugungen seitdem wirklich ins Leben eingeführt wur- 
den, so regten sie doch bittere Beschwerden der an je- 
nen Schutz gewöhnten Fabrikunternehmer auf. Die Tuch- 
macher verkündigten den Untergang ihres Gewerbes, als 
die Ausfuhr der SchaafwoUe gegen eine Steuer von drei 
und ein drittel Thalern für den Ccntuer zugelassen wurde. 
Gleichwohl hat der Erfolg diese Maafsregel glänzend ge- 
rechtfertigt. Die Schaafheerden haben sich so sehr ver- 
mehrt und veredelt, dafs die Fabriken des Inlandes ih- 
ren Bedarf mit grofser Leichtigkeit und Auswahl erhal- 
ten können, obwohl nunmehr in gewöhnlichen Mittel- 
jahren über achtzig tausend Centner ausgeführt, und da- 
durch über sechs Millionen Thaler vom Auslande be- 
zogen werden. Als mit dem Anfange des Jahres 1819 
fremde Seidenwaaren gegen hundert, und fremde halb- 
seidene und baumwollene Zeuge gegen fünfzig Thaler 
• Einfuhr -Abgabe für den Centner eingelassen wurden, 
was auf die gebräuchlichsten Arten dieser Waaren etwa 
ein Zwölftheil bis ein Achttheil ihres Werths beträgt^ 
hielten die Berliner Seiden- und Baumwollenweber sich 
für völlig verloren. Jetzt bestehen diese Gewerbzweige 
auch hier glänzender als jemals, nicht nur neben der be- 
steuerten ausländischen Einfuhr, sondern auch neben der 
unbesteuerten aus den Staaten des deutschen Zollverein^« 
Die Besteuerung, welche statt der Aus- und Einfuhr-Ver- 
bote verordnet wurde, sollte dem Geiste der Gesetzge- 
bung nach nur zur Erleichterung des Uebergangs die- 
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Den, und allmfilig vermiDclerl werden, wie die FabriluHh 
ten «ch von der Entbehrlichkeit soldier SdiotnftUe über- 
zeugten: das ist ledoch nar zun Theil in Ausföhmng 
gekommen, weniger weil es wirklich noch eines solchen 
Schutzes bedarf, als um ein gewohntes Einkommen bei- 
zubehalten, das den Verkehr nicht sonderlich za belästi- 
gen scheint. Der neueste, fetzt noch geltende Zolltarif 
hat auf SchaafwoUe noch eine Aosfuhrabgabe von zwei 
Thalem iiir den Centner beibehalten. Die Einfuhr- Ab- 
gaben auf Erzeugnisse der Weberei sind der Benennung 
nach wenig verändert; aber wesentlich in solera erflift* 
fsigt, als die Zahlung der Hälfte in GoUe letzl^wegfeUt, 
nnd als für den Mefsverkehr ein sehr ^bedeotender Ab- 
zug bewilligt wird. Die Laodwirthe haben Ansprüche 
auf Schntz gegen fremde Mitbewerbmng in Deutschland 
frfiher «»elten gelteitd zu machen vermocht, weil die Rück- 
sichten auf Wohlfeilheit des Arbdtslohnes in Folge wohl- 
feiler Lebensmittel ihre Vorstellungen überwogen. -Seit- 
dem indefs eine besondere Begünstigung der Fabriken 
durch das Steuersystem sich minder uothwendig erwie- 
sen, sind alimäiig auch ihre Klagen mehr beachtet wor- 
den. Es wurde namentlich eine Besteuerung , der Ein- 
fuhr von ausländischem Schlachtvieh und Getreide hetril- 
Hgt, die jetzt von Ochsen fünf Thaler für «da»; Stück, 
und vom Getreide ein sechstel Thaler für Jen preufsi- 
schen Scheffel beträgt. Dieser Schutz. ist wabrsebeintich 
sehr viel mehr eine Folge der Reaktion, tvdkheaich ge- 
gen die vormals einseitig begünstigten Fabrikanten er- 
hob, als eines wirklichen Bedürfnisses der Landwirtbe. 
Wer Bodenrente bezieht, wird jederzeit hohe Getreide- 
und Schlachtviehpreise wünschen; diese haben jedoch ihr 
Maafs in der Möglichkeit sie zu zahlen. Je wohlfeiler 
die Genüsse sind, desto mehr erweitert sich der Kreis 

de- 
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derer, die sich dieselbeo gestatten köotten: der einzeloe 
Grundbesitzer gewinnt dasselbe bequemer , wenn er we- 
nig zu höhen, als wenn er viel zu niedrigen Preisen ver- 
kauft: aber die Gesammtheit der Nation befindet sjlch 
sdir viel besser, wenn sie reichlich geniefsen kann, weil 
sie wohlfeil kauft, als wenn sie qpärlich sich behelfen 
mufs, weil die Theuerung ihre Käufe beschränkt. Künst- 
liche Yertheuerungen der ersten Lebensbedürfnisse be- 
lasten allgemeiner und empfindlicher, als künstliche Yer- 
theuerungen der gröfstentheils entbehrlicheren Fabrikate. 
Wird der Fabrikant angewiesen, in der Erweiterung der 
mensdilic^n Kenntnisse und in der sorgfältigen und ver- 
ständigen Benutzung derselben die Mittel zur Erhöhung 
der Preiswürdigkeit seiner Erzeugnisse zu sudien, und 
sich selbst dadurch einen Gewinn zu sichern, der weder 
durch Vertheuerung der Genüsse seiner Abnehmer, noch 
durch Beschränkung der Bedürfnisse seiner Arbeiter er- 
worben wird: so kann und muCs mit gleichem Rechte 
auch die gleiche Forderung an den Landwirdi gemacht 
werden. 

Noch immer herrsidit der Glaube sehr allgemein,' 
dafs grofse Yortheile für die Gewerbsamkeit durch Han- 
delsverträge mit fremden Staaten erreichbar sind, und. 
den Regierungen wird sehr oft vorgeworfen, dafs sie 
theils die Gunst des Augenblicks versäumten, um solche 
Yerträge abzuschliefsen, theils ungeschickt dabei verf&h- 
ren, und aus Mangel an Kenntnissen oder Yorsicht sich 
von klügeren und thätigeren Ausländem überlisten lie- 
fsen. Der bei weitem gröfste Theil dieser Klagen ist 
durchaus ungerecht Die .G^werbtreibenden haben in 
der Regel höchst einseitige Begriffe von demjenigen, 
was das Ausland ihnen gestatten, und womit es sich da- 
gegen als Ersatz für «eine Geflälligkdt begnügen kann. 

• 29 
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Nach ihrem Maafse kann der allgemeio gebildete Dipio- 
mal nicht messen, aber eben desfi^egen wird es ihm da- 
her auch höchst selten gelingen, sie zufrieden zu stellen. 
Die Gegenstände, worüber Handelsverträge mit dem mei- 
sten Glücke, und wahrhaft wohlthätig für beide Tlieiie 
geschlossen werden, sind vornehmlich Erieicliterungen der 
Yerbindungsmittel zwischen zwei Staaten: dahin gehört 
gegenseitige Gleichstellung der Hafen-, Tonnen- uud 
LfOOtsengelder, überhaupt der Schiffahrtsabgaben, und der 
Steuern von der Ein- und Ausfuhr der gleichen Waa- 
ren, sofern bisher ein Unterschied darin zwischen den 
Fahrteugen der eigenen Staatsangehörigen und der Aus- 
bnder stattgefunden hat Hier kann eine vollständige 
Gegenseitigkeit besteben; der Mitbewerbung ist freie 
Bahn eröffnet, und es ist nun die Sache beider Völker, 
im Schiffsbau, im Anziehen tüchtiger Seeleute, in richti- 
ger Beurtheilung des Bedarfs an Frachten, und in Zu- 
verlässigkeit und Redlichkeit bei Erfüllung übernomme- 
ner Aufträge mit einander zu wetteifern. Regierungen, 
welche die wohlthätigcu Wirkungen eines solchen Wett- 
eifers für beide Tbeile verständig zu würdigen -wissen, 
zeigen sidi fast immer sehr bereitwillig zum Abschlüsse 
solcher Verträge. Namentlich hat auch die Regierung 
Grofsbritanniens in den neuesten Zeiten kein Bedenken 
getragen, einen groCsen Theil der ausschliefslichen Rechte 
aufzugeben, welche seine berühmte Schiffahrtsakte den 
eigenen. Schiffen der Nation vorbehielt: unterstützt durch 
einen aufgeklärten Handelsstand hat sie die bittern Be- 
schwerden der einheimischen Rheder über vermeintliche 
Verletzung wichtiger Nationalrechte zurückzuweisen und 
ihr Verfahren vor dem unbefangenen Urtheile des Par- 
lements zu rechtfertigen vermocht. Auch die preufsische 
Regierung hat sich seit den letzten dreifsig Jahren stets 
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sehr bereit gezeigt, solche Verträge zu schliefen , ohne 
der BesorgDifs Raum zu geben, dafs die Rhederei ihrer 
Untergebeneu, wiewohl dieselbe sich nur laogsam aus 
der Katastrophe des Jahres 1805 erholt, dadurch gefähr- 
det werden möchte. Von derselben Ansicht aus sind 
Verträge wohlthätig für alle Theilnehmer, welche die 
gleiche Freiheit der Benutzung bisher einseitig beschränk- 
ter Handelswege zusichern. In diesem Sinne ward im 
Wiener Kongresse der Grundsatz aufgestellt, dafs die 
Schifffahrt auf Strömen, welche das Machtgebiet mehr 
als einer Regierung durchschneiden oder berühren, in 
der ganzen Länge ihres schiffbaren Laufs, für alle Ufer- 
staaten mit gleicher Berechtigung eröffnet sein, durch 
kein Stapelrecht irgend einer Ortschaft beschränkt, und 
nur im gemeinsamen Einverständnisse mit Abgaben be- 
legt werden solle. Köln und Magdeburg verloren ihr 
Stapelrecht, als dieser Gründsatz auf Rhein und Elbe 
angewandt wurde, und namentlich ertönten damals bit- 
tere Klagen aus Magdeburg, dafs die Stadt nach dein 
Verluste dieses Rechts zum Dorfe herabsinken werde. 
Der Erfolg hat )edoch diesen Grundsatz glänzend ge- 
rechtfertigt. Der Verkehr auf dem Rhein und auf der 
Elbe hat sich in Folge der freien , und nicht tnehr will- 
kührlich besteuerten Schiffahrt in solchem Maalse Ver- 
mehrt, dafs der Antheil, welchen Köln daran nimmt, fort- 
während wächst, und dafs Magdeburg volkreicher und 
wohlhabender geworden ist, als es jemals, und selbst vor 
der Zerstörung durch Tilly war. Endlich gehört auch 
hierher das Abstellen der Passage -Zölle, welches im Frie^ 
den ebenfalls nur durch Vereinbarung über den Ersatxr 
dafür erfolgen konnte. So ward der Elsflether Zoll, wo- 
durch Oldenburg die Schiffahrt auf der Weser zwischen 
Bremen und der Nordsee besteuerte, schon im Jahre 

TS* 
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1802 gegen eine G^bietserweiterang aufgehoben; so bleibt 
noch mehr zu wünschen die Vernichtung de» 3tadcr Zol- 
les, welchen Hannover von der Schiffahrt auf der Elbe 
zwischen Hamburg und dem offenen Meere erhebt; so 
wXre für den Handel aller seefahrenden Völker es eine 
grofse Wohlthaty wenn der Sund -Zoll endlidi. gegen 
Schadloshaltung Dänemarks abgeschafft würde. Sehr we- 
nig ist dagegen von Handelsverträgen zu hoffen, wo- 
durch ein Staat dem findem die Befugoifs zusiohert, Wah- 
ren gewisser Art unter bisher nicht gestattete^ Begün- 
stigungen in sein Gebiet einzuführen, und dagegen als 
Ersatz für diese Gefälligkeit das Recht erlangt, W^iaren 
anderer Art in das jenseitige Gebiet ebepfalls unter Zu« 
Sicherung; Jimic^lYortheile zu bringen. So gew^na Eng- 
land das Recht, Portugal mit seinen Erzeugiii§se% gege^r 
eine Begünstigung in den Einfuhrzöllen zu vi^rsehePi, wQr 
gegen die Mitbewerbung keiner andern Nation aufkfMii-: 
men konnte, indem es seineiieits das Einbringen Portio- 
giesischer Weine gegen Abgaben gestattete , die niedri- 
ger waren, als die, womit es die Weine jedes andern 
Landes besteuert. Den Unterthanen der brittischen Re- 
gierungx^Si^i^^;; hierdurch das Alleinrecht en^rJl^c», den 
reichen Nalurfond auszubeuten, w^lcbei^jp^i^uga),.. damals 
noch mit Bnhsilien verbunden, nicht zu^benut^fen ^ ver- 
stand. Hätte Portugal sich nicht durch den Vortheil 
blenden lassen , seinen Weinen einen sichern. Absatz in 
Grofsbritannien zu verschaffen, und vielmehr allen Na- 
tionen erlaubt, gegen Entrichtung der gleichen Ein- 
fuhrabgaben die giddien Erzeugnisse einzubringen: so 
würden zwar alle versucht haben , an der Beute Theil 
zu nehmen, welche die portugiesische Trägheit ihnen dar- 
bot; aber ihre Mitbewerbung würde den Portugiesen gün- 
stigere Bedingungen verschafft, und dadurch Mittel ge- 
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lassen haben, sieb, endlidh einmal erwacht, des obnoiSch- 
ligen Hingebens an fremden Einflufs zu erwehren. So 
glänzend die Yortheile wirklich sind, welche Grofsbri- 
tannien um den geringen Preis einer Beschränkung sei- 
ner gebildeten Stände in der Wahl des gewöhnlichen 
Tischweins erwarb: so mag in einer höheren Weltan- 
schauung doch auch die Ahnung vorschweben, dafs ein* 
Portugal, welches mit der Kraft eines Yasco de Gama 
und eines Albuquerque die reichen Gaben seines Macht- 
gebiets geltend zu machen verstanden hätte, dem engli- 
schen ErwerbBieifse bei weitem gröfseren Gewinn anzu- 
bieten vermöchte, als dieses wesentlich auch durch den 
Mifsbrauch der brittischen Handelsfibermacht so tief herab- 
gesunkene; um wie viel mächtiger ist die Königin der 
Meere nicht geworden, seit aus jenen Kolonien, auf de- 
ren natOriichen Reichthum sie das Alleinrecht besafs, ein 
mächtiger Freistaat erwuchs, dessen ausgebreitetem Han- 
del alle Meere und alle Küsten offen stehen. Abgese- 
hen von den trostlosen Verhältnissen, wo der überle- 
gene,' durdi Wissenschaft und Erfahrung reich ausge- 
stattete Verstand, und die volle Lebensfülle einer kräf- 
tigen Thätigkeit, mit der Geistesarmuth, und der ohn- 
mächtigen Trägheit über Erleicbterungen des gegenseiti- 
gen Verkehrs unterhandelt: so ist doch aadi bei Ver- 
trägen, welche beide Theile mit gleicher Einsicht, Wil- 
leniskraft und Unabhängigkeit abschlieCsen, nur dann mit 
eiuigei^ Sicherheit 'liachzuweisen>dafe der reine Gewinn 
gegefasdtig und: nicht mit übermäfsigen Opfern erkauft 
sei, wenn diejenigen, welche die neuen Vortheile genie- 
fs6n, auch selbst es sind, welche der dagegen übernom- 
mene Nachtheil trifft. Das ist in grofser Allgemeinheit 
der Fall bei Handelsverträgen über VerbindungsmitteL 
Beschwert der preufsische Rheder sich darüber, dafs eng- 
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tische Schiffe in prenbischen Hafen nur eben dieselben 
Abgaben zahlen, die seine Schiffe bei gleicher Gröfse 
und Befrachtung entrichten: so kann ihm dagegen vor- 
gehalten werden y dafs der englische Rheder die gleiche 
Klage darüber zu führen hat, dafs in den englischen Hä- 
fen die prenfsische Schiffahrt nicht höher als die eigene 
* besteuert wird: er kann alsdann der Ueberzeugung sich 
nicht entziehen, dafs die gegenseitigen Vortheile yon bei- 
den Theilen für den gleichen Preis erkauft sind. Ganz 
anders aber steht es, wenn gegenseitige Beschränkungen 
der Einfuhr gewisser Waaren durch Handelsverträge ver- 
nichtet oder ermSfiBigt werden: hier trifft das Opfer, wo- 
mit die neue Freiheit erkauft wird, ganz andere Perso- 
nen, als diejenigen, welche den Vortheil davon genie- 
fsen. Wenn Holland den Absatz von Erzeugnissen des 
deutschen Bodens, Wein und Getreide, durch Herabsetzung 
der .Eingangsabgaben begünstigt: so gewinnen dadurch 
.die Grundbesitzer; wird dagegen das Einbringen des 
hoUSndischen Lumpenzuckers erleichtert: so sind es die 
deutschen Zuckerraffinerien und Runkelrübenzuckerfabrir 
ken,, welche mit Verlusten bedroht erscheinen; diese wer- 
den nicht aufhören, ihren Regierungen vorzustellen, dafs 
ein solcher Ha*ndelsvertrag höchst nachtheilig für die deut- 
sche Gewerbsamkeit sei. Auch der kleinste Verlust wird 
mit bitterm WiderwiHen ertragen, wenn er unverschul- 
det trifft, und selbst Besorgnisse, welche der Bestätigung 
entbehren, werden ungern übernommen. Indem die Re- 
gierungen ihre leidenden Unterthanen durch andere Be- 
günstigungen zu beruhigen suchen, untergraben sie meh- 
rentheils die Grundlage solcher Handels verMge, welche 
sich dann endlich in leere Tüuschungen auflösen. Eine 
Macht der natürlichen Verhältnisse, welche höher ist als 
alle RegieruDgsgewalt, ordnet im Grofseu und Ganzen 
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den Verkehr der Völker. Anordnungen, welche dieser 
Macht widerstreben, erweisen sich bald als unausführbar. 
Ein unausrottbarer Schleichhandel tritt an die Stelle des 
verpönten offenen Verkehrs,- und es mangelt niemals an 
Vorwänden, Handelsverträge zu zerreifsen, oder wenig- 
stens an Mitteln ihre Wirksamkeit zu Vereiteln, sobald 
sie )ene natürlichen Verhältnisse wesentlich verletzen.' 
Mehr als Freiheit der Verbindungen durch Handelsver- 
träge gewinnen zu wollen, ist, wenn nicht immer ein un- 
nützes,, doch stets ein sehr gewagtes Unternehmen. Mit 
demselben Aufwände von Geist, Geld und Zeit können 
die Regierungen mehrentheils auf sichererm Wege Bes- 
seres für die Gewerbsamkeit ihrer Untergebenen erwirken. 
Vielfach aufgefordert erscheint die Staatsgewalt, Er- 
weiterungen und Verbesserungen gewerblicher Anstalten 
anzuregen, indem sie das Auffinden neuer, erheblich loh- 
nender Erwerbzweige, das Entdecken eines wirksameren 
Verfahrens, und das Aneignen der Kenntnisse des Aus« 
landes angemessen belohnt. Je mehr es anerkannt wird, 
dafs der Staatszweck nicht blofs im Aufrechthalten des 
Rechtes bestehe, sondern dafs die Beförderung der viel- 
seitigsten und umfassendsten Entwickelnng aller geistigen 
und körperlichen Anlagen des Mensdien, soweit dazu 
die Kräfte des Einzelnen nicht hinreichen, der Regierung 
obliege ; um desto mehr mufs auch die Meinung |veiischwin- 
den, dafs die Regierung der Gewerbsamkeit nur zu püe- 
gen habe, weil der Ertrag derselben die Fähigkeit, Steuern 
zu zahlen, vermehrt. Die Verbindung der Gewerbepo« 
lizei mit der Finanzverwaltung, welche namentlich auch 
im preufsisehen Staate noch grofsentbeils besteht, ging 
zwar ursprünglich aus Jener Ansicht hervor, und könnte 
)etzt in sofern nachtheilig crscheiuert, als der Vermeh- 
rung des öffentlichen Einkommens eben die Bedeutung 
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ans cuMfli' 'Pmatver> 
bat ImkaieD? «JiehBfc die 
fovdkm BcfWifftiM^iii y « dhfe 
BcstRÜn^ des ItfremüdumAot 
nuids cribobcn ireide) Uanoa folgt, dab die Polkei aichl 
^dis Diencriii^ eandcm die MaehtgeberiB 4Mid'.ScfaHtebeir- 
•diaft. Jet StenerrerwaltoDg 18^ widtadieseniSiBike-wiid 
aodi Beider y ci w al tang enpriefaUdi für dM-aUgemeuM 
Wohl veniiiigt Ueiben kfiiifteik- Der Wtrth .eioer Vor- 
beeaeflmg derGewoHbsaaAeil wird Uefaadi- sieht abm* 
— n a ea aeio nach den Einfloeee^ ivtlche» 4leaelh»'attf 
Kermehrang des StaatseinkoanneDa- Jktfeerli^ sgajena atioh 
ihrer «Wiffkaamkeit ftr Entfrickelnog: der. jialfiidiebeii^AB- 
IageHi:de8 Blenscheiiy won besonderst das £rwditeni aei* 
nenHeitsdiaft fiber den Natorfond gdiOrt.. tEs-erschiäint 
mir gerecht^ daCs solche Veibesscnuigea naob'tlemuYcr^ 
biltnisse diese» Werlhes bdohnt werden: ^abeR.^den 
Yerlfaeileii der BelohmiDgen hietoach sleUeo siehiiiifiber* 
steigbcbelliiiderBisse entgegen, Eifindiingea. «md Eot« 
deckongen^ . deren Folgen ganzen Wektheilen und d«^ 
ilber binaoe. eine veränderte Richtung ihrer eiietstenKcifta 
gaben» ernegten so wenig Aufsehen ak sie entstandeiv 
daCi es saetor, als iweifelhaft bleibt, wer ihr Urheber wnr. 
Das kann/ beispidsweise gesagt werden, von. «der flifin^ 
düng des SchieOspolyers ond des Kompasses^ tind;^wenil 
der Streit fiber den Erfinder des Bficherdrucks auch. be- 
endigt ^cheinty so hat er doch wenigstens bnge ge- 
nug gedauert. Zuweilen yerflielsen Jahrhunderte zwi- 
^en einer damals wenig beachteten Begebenheit- ond 
dem Eintritte ihrer unermelslichen Folgen. Die KaftoC^ 
fely weldie wo nicht früher, so doch jedenfalls schon im 
letzten Yiertheile des sechszehaten Jahrhunderts, nach Eu- 
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sich'idtr^6tette\au bamicht^enJrÄiif mfalcdoKi'aiefffcsM on- 
t^ dkii EmähningsiiiktelQ deF:>eiivo(i6ifdiflBrBttiittlkieniiig 
steht, -bt aber so wenig vorbei «niicsciitiiyj^rfimcfiin. ei- 
ner Entdeckang^ oder Erfindung «denaist^'UserdQni könne: 
so erscheint es als eine ungebührliche Anauif8ung,-wenn 
behauptet werden wili^ dafe irgend, etteas: Neues für die 
ürewerbsamkeit wertblos sei. , ijrl^NcfawoU ( ist es iigewiis^ 
dafs bei«weitem> der gröbte Th^il dessen^, vüs -neu er- 
funden loder enüdeebt wiNl;^!fiiDitriBS*(Ö(!F^tlfahe Wohl 
durchaus •«oerbeblieh'iit ünd:Ueibty^<>öd'silbst Yeräi^ 
dflruBg<eo in 'der Richtung ''der Geveibsanikek^ welche 
«Tieilaad ^lle GemQther bewegten , sind nipätesp vis- thö- 
nchte Verimingen eii^anntv' undcgSnzKch.auigegeböü wor- 
den; so« beispielsweise die Goldmacherei'deT'AlcluuHBteu. 
Sollte die Staatsgewalt Erfindungen nach dem-^erbttlt- 
ijtfs ilires wahren Werthes belohnen, so würden die wich- 
tigsten und folgenreichsten mehrentheils übergangen, uiv* 
erhebliche und unhaltbare dagegen nicht selten beachtet 
und ausgeaseichnct werden. Der Aufwand Ton Zeit, Fleifs 
uud Kosten, womit Erfindungen erzeugt wurden, ist je- 
deniisAs reicbiich zu Teilten, wenn das, >was: dafür ge- 
geben wird , wirklich äk vollgültige Betohnong erschei- 
nen soUv 'Dieser Auf^nd- steht aber durchaus in kei- 
nem festen Verhältnisse gegen den wahren Werth der 
Erfindung: auf viele der wichtigsten leitete mühelos laid 
kostenfrei nur ein glücklicher Zufall: dagegen blieb oft 
die Frucht des ausdauerndsten Fleifses und eines grofsen 
Aufwandes an Zeit und Kosten so ganz unerheblich, dafs 
endlich nur die Verschwendung grofser Mittel zu einem 
kleinlidien Zweck zu bedauern war. Erfindungen von 
grofsisi* Bedeutung wurden zuweilen gemacht, indem ihr 
Urheber ganz etwas anders suchte: Bötticher trollte Gold 
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chee, and «fiiid Porzellan; die Gebrüder Montgolfier 
g«riethen bei der Verfolgimg eines leeren Himgespinn- 
ste« auf den Loftbail. Also giebt auch der Aufwand, 
wodorch eine Erfindung herroi^ebracht wurde, kein ge- 
rechtes MaaCs fär die Belohnung derselben. Yomebm- 
lieh aber ist zu bedenken, daCs bei so ganz gewagten 
Schätzungen nicht nur Gunst und Vonirtheil, sondern 
selbst Eigennutz und Eitelkeit einen sehr weiten Spiel- 
niiini finden, und dafs es gewiCs nur höchst seltene Fälle 
giebt, worin die Belohnung des Ejifinders auf öffentliche 
Kosten alle Meinungen für sidi haben dürfte. In der 
Verlegenheit, welche hieraus entsteht, nahmen die Re- 
gierungen sehr willig den Gedanken auf, den Erfindern 
Cvelegenheit zu geben, sich selbst fftr ihre Erfindung den 
angemessenen Lohn durch ausschlieÜBliche Benutzung der- 
selben während eines Terhältnifsmäfeigen Zeitraums zu 
verschaffen. Patente, welche sie ffir einen besfinmiten 
Zeitraum erdieilen, geben dem Erfinder eines neuen und 
eigenthOmlichen Verfahrens im Gewerbbetriebe das Rechl^. 
Jedem den Gebrauch seiner Erfindung zu Terbiet«:!, der 
die Erlaubnifs zu deren Benutzung nicht Ton ihm aus- 
drücklich erbalten hat. Gleiche Befugnifs wird auch de- 
nen ertheilt; die neue gewerbliche Verfahrungsarten Tom 
Auslände zuerst einführen. Der Inhaber eines solchen 
Patents erhält durch sein Alleinrecht die Maeht'Sich das 
neue von ihm erfundene oder eingeßihrte Verfahren so 
theuer bezahlen zu lassen, als es denjenigen werth dünkt, 
^e Gebrauch davon machen wollen. Die Regierung labt 
sich gar nicht darauf ein, den Werth des neuen Verfah- 
rens zu prüfen. Das Patent wird ertheilt, sobald die 
Neuheit des Verfahrens und das Eigenthum des Ansu- 
chendon daran erwiesen ist. Es kaün daher ein Patent 
auf etwas durchaus Unnützes und selbst ganz Unausführ- 
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bares erlangt werden : aber es wifJ, sobald dieses er- 
kannt ist, seinem Besitzer nichts einbringen. Mifslich 
könnte noch erscheinen, dafs die Regierungen wenigstens 
den Beweis der Neuheit und Eigenthümlichkeit fordern, 
der eigentlich doch niemals anders als dadurch geführt 
werden kann, dafs kein anderer und früherer Besitzer 
des Gegenstandes bekannt ist, worüber das Patent ge- 
sucht wird. Daraus folgt jedoch keinesweges, dafs ein 
solcher nicht vorhanden sei, und es werden daher die 
Patente tiberall nur mit dem ausdrücklichen Vorbehalt 
ertheilt, dafs die gewerblichen Befugnisse derer, welche 
den früheren Besitz des patentirten Gegenstandes nach- 
weisen können, keinesweges geschmälert werden sollen. 
Es mag unentschieden bleiben, welche Regierung zuerst 
von diesem Mittel Erfindungen zu belohnen, Gebrauch 
gemacht hat: in bedeutender Ausdehnng ist es zuerst in 
Grofsbritannien angewendet worden, und die Meinung 
ist ziemlich allgemein verbreitet, dafs es ein besonders 
wirksames Förderungsmittel der bewunderten Gewerb- 
sainkeit dieses Landes geworden sei. In Folge dieser 
Ansicht ist dasselbe, so weit europäische Bildung reicht, 
und namentlich auch im preufsischen Staate, üblich g^ 
worden. Hier beruhte die Bewilligung von Patenten an- 
fangs nur als seltene Ausnahme fli jedem einzelnen Falle 
auf besonderer Königlicher Genehmigung; als aber in 
Folge 'der Anregung zu höherer ThUtigkeit, welche die 
würdige Auffassung der verhSngnifsvollen Begebenheiten 
in den Jahren 1807 bis 1815 erzeugte, auch die Gewerb- 
samkeit sich kräftiger zu bewegen begann, häuften sich 
die Gesuche um Erfindungs- und Einführungspatente der- 
gestalt, dafs deren Ertheilung dem Finanz-Minister Über- 
tragnen wurde. Die Vorschriften, welche dabei zu beob- 
^ichtcn sind, enthält ein Publikandum, welches der Fi- 
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Min-lUiiiieler G«af ¥00 Bldow a» ]4len Ol^ober 1815 
n Folge daio ertfccillcr Kdniglicber Genchoiigui^ nock 
▼OB Paris aus erlief«. Dsnach sollen Erfiadtii^- and 
EfDÜfibrungs-PateDte f&r einen Z^traon Ton mdit weni- 
ger als seclis Monaten, and nicht n^br als fonfeeiin Jak- 
ren -sowohl fßr den Umhng' des ganzen prenfsisehen 
Staats, ak anch fftr einzelne Theiltf de»elbeli anf den 
Grand nachgewiesener Neuheit nnd EigenthGmlicbkeit^ 
jedoch mUer Vorbehalt der Rechte frfihertsr Be^tier^ sten- 
pel« und sportelfrei unter der Beengung ertbeik wer- 
den, dals der Inhaber inüerbalb sechs 'Wochen, nach 
Yollziehong des Patents dessen Inhalt in den Amts- nnd 
IntelligenzblSttem aller EroTinzen, wor^nf sich dasselbe 
beciebt, bekannt mache, und sp&testetas binnen s<ichs Mo- 
naten davon Gebraach zu machen anfange. Üe G^ 
w^rbtreibenden sind so sehr gewohnt, anf geringe Yer- 
änderongen in dem Verfahren bei ihren Arbeiten, die' 
sehr oft nicht einmal wahre Verbesserungen^ desselben 
sind, einen besondem Werth zu legen, nnd sich ein ans- 
schliefslicbes Recht so deren Benutzni^ anzueignen, 'dafs 
dieZaU von Gesuchen TOn Patenten darüber sich über 
Erwartta vermehrte. Im brittiscben Reicho-ond in den 
nordamerikaniscben Freistaaten steigt die Zahl der Jähr- 
lich gesuchten Patente in die Hunderte: im Monate Mai 
1829 waren in Grofsbritannien fiberbaupt 18S5 Erfifr- 
dungspatente gleichzeitig neben einander in Ajusiämng 
und Kraft. Auch im preufBischen Staate sind in' den 
sechs Jahren von 1834 bis mit 1839 znsammengenoiiiüien 
183 Patente ertheilt worden. Schon aus diesen Zählen^ 
angaben geht hervor, dafe der bei weitem gröfste Theil 
derselben ganz unerheblidie Gegenstände betrifft, und 
nicht wenige darunter zeigten sich geradehin als unnütz 
und wohl gar als unausführbar. Demohngeachtet wür- 
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den gewifs nech weit mehr^Patente gesuchl^ivMdeny'Arenii 
nicht die BekanntoiachuDg in ^uiinltiGlieo Amts-^uadtliiH 
telligenzblättem doqh so kostbiJr wäre, dafsr. aic ia Aüelien 
Fällen von solchen Gefachen abbält. In Bogland könm 
nen Patente nur durcl» eme Parlamentsakte erthailt, wer^ 
den 9 wofür bedeutende Kanzleigebübren zu zahlen- -siiid. 
Indessen wearden dort wie hier auch vielem Patente nur 
gesucht, um die Aufmerksamkeit des Publikiiins aufaur&- 
g«a, und Abnehmer anzutocken. Ein Erfiiidfing8-.'oder. 
Einführongs- Patent erscheint noch immer ab öflEentUche 
Belohnung für ein um die Gewerbsamkeit erworbenes Yei^« 
dienst^ Die grofee Mehrzahl derer, welche mit dtaur 
Geiste der Gesetzgebung nicht besonders vertraut sind») 
halt noch immer dafür, dafs die Regierungen est unter 
ihrer Würde halten würden, ein gewerbliches Verfabreft: 
durch Verleihung eines Patents zu begünstigen, das nicht, 
wiiklich eigenthümliche Vorzüge hätte, und für. einen, 
erheblichen Fortschritt in der Gewerbsamkeit gelten könnte« 
Dieser Glaube mag immerhin irrig sein, aber es gereicbl 
den Regjiemngen gewiCs zur Ehre, dafs er besteht^ un^. 
es ist ddrum Pflicht ihn zu schonen. Von dieser 'An- 
sicht aus kann es nicht gleichgültig erscheinen^ dafs der- 
jenige ihn mifsbrancht, der ein Patent über einen werth< 
losen Gegenstand benutzt, um Käufer anzulocken. ^ Auch 
bleiben uttverkennbar Patente entweder wirkliche Hin- 
dernisse gewerblicher Fortschritte, oder sie werden es 
nur deshalb nicht, weil ihr Einflufs auf die Gewerbsam- 
keit überhaupt unbedeutend ist: im ersten Falle sind sie 
gemeinschädlich, im andern ist es unter der Würde der 
Regierungen, sich mit deren Ertheilung zu befasisen. Das 
Patent verhindert die freie Benutzung der neu erfunde- 
nen oder neu eingeführten gewerblichen Verbesserungen 
während der ganzen Zeit seiner Daner. Berechnen läfst 
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sieb allerdings sch%Terlicb, wie viel ein ganzes- Volk da- 
durch verliert, dafs es während einer beträchtliclien Reihe 
T4)n Jahren die Erlaubnifs, eine neue Verbesserung sei- 
nes Znstandes zn geniefsen, von dem Patent-Inhaber für 
den höchsten Preis kaufen mufs, den derselbe zu halten 
vermag; aber leugnen läfst sich audi nicht/ dafs dieser 
Verlust zuweilen sehr bedeutend werden kann. Trifft 
dieser Vorwurf den bei weitem gröfsten Theil der Pa- 
tente nicht, weil sie viel früher dtu*ch neue Erfindungen 
verdrängt, und auDser Wirkung gesetzt werden, als der 
Zeitraum abläuft, wofür sie ertheilt wurden: so beweist 
das nur, wie werthlos der Gegenstand derselben war, 
und * wie wenig daher für wahren Genufs dadurch gc* 
Wonnen wurde. Eines der wirksamsten und sichersten 
Mittel zin* Förderung gewerblicher Zwecke besteht ge- 
vFifs. in dem beharrlichen Fortschreiten auf einer einmal 
eröffneten Bahn. Wie die folgende Generation auf den 
Schultern der vorliergehenden steht, so erwachsen auch 
neue Erfindungen aus den älteren. Das Patent stört diese 
natürliche Ordnung: es nöthigt diejenigen, welche sich 
die Gewerbsamkeit zu fördern bemühen, neue Riqhtun-r 
gen aufzusuchen, um der ausscliliefslichen Berechtigung 
der Patent -Inhaber auszuweichen. Diese Berechtigung 
kann sich niemals weiter erstrecken als das Machtgebiet 
der Staatsgewalt, welche dieselbe verleiht. Der Patent- 
Inhaber kann also gar nicht verhindern, dafs seine Er- 
findung in einem benachbarten Staate frei benutzt wird, 
und diesem ein Uebergewicht in der Gewerbsamkeit giebt, 
welches sein Vaterland nicht erlangen kann, so lange 
der Patentzwaug es daran hindert. Der deutsche Bund 
enthält acht und dreifsig souveräne Staaten, wovon vier 
und zwanzig )etzt schon in einer Verbindung stehen, ver- 
.möge weicher alle gewerblichen Sperren zwischen ihnen 
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verschwunden sind. Gleichwohl kann die Regierung ei-' 
nes jeden dieser Stauten nur für ihr Gebiet aussehliefs» 
liehe GewerbsbeCuguissc yerleihen. Hierin scheint ein 
beinahe unauflöslicher Widerspruch zu liegen. Patente 
in solcher Lage werden in ihrer Wirksamkeit durch die 
nachbarliche Mitbewerbung so beschränkt^ dafs sie ziv^ 
weilen nicht viel mehr als örtliche Monopole bleiben« 
Grofsbritannien verdankt die beneidete Höhe seiner Ge- 
w^rbsamkeit eben so wenig den Patenten, wie den Han- 
delssperren, sondern allein dem praktischen Sinne sei- 
ner Einwohner, der das Zeit- und Ortgem&fse schnell 
erkennt, und das Nothwendige von dem Entbehrlichen 
scharf zu trennen versteht. Eis verdankt dieselbe femer 
d€# Beharrlichkeit, womit richtig erkannte Zwecke un- 
ermüdlich verfolgt werden; und wahrlich nicht ein go> 
ringer Theil dieses Dankes gebührt auch der Wahrliaf-. 
tigkeit und Zuverlässigkeit, welche dem Britten allgemei- 
ner, als irgendwo sonst, anerzogen wird. Der Schutz, 
welcher gewerblichen Erfindungen . durch Patente verlier 
hen wird, ist zuweilen vei^lichen worden mit da»Scbotze 
des :gei8tigai;Eigenthums, dessen Gerechtigkeit fetit end- 
lich allgemeiner erkannt wird. Aber dieser Schutz ist 
kein Bann, der auf die geistige Benutzung dessen gelegt 
ist, was der Geist erzeugte. Der Gedanke des Schrift- 
stellers, die Idee des Künstlers ist von dem Augenblicke 
an ein Gemeingut der ganzen gebildeten Welt, wo das 
Buch in den Laden des Verlegers kommt, oder das Kunst- 
werk aus der Werkstätte seines Schöpfers zur Ausstel- 
lung übergeht: Jedermann kann diesen Gedanken, diese 
Idee sich aneignen, und alle Lehre, Warnung und Er- 
muthigung daraus ziehen, welche sein Geist daraus zu 
schöpfen vermag: aber der Gebrauch des patentirten Ge- 
genstandes bleibt Allen versagt, welche dem Patent -In- 
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Iiaber dafür nicht zinsbar werden. Mit wie viel Recht 
das Ertheilen von Erfindungs- und EinfÜhrungs- Paten- 
ten unter die minder glücklich gewählten Mittel zur För- 
derung der Gewerbsamkeit aufzuzählen sein dürfte: so 
bleibt eine Entwöhnung vom Gebrauche desselben doch 
nur Ton den Fortschritten defr Bildung unter den Ge- 
werbtreibenden selbst zu hoffen. Diese müssen noch 
weit allgemeiner, als es wohl jetzt schon von den Bes- 
sern unter ihnen geschieht, zur lebendigen Ueberzeugung 
gelangen, dafs es nicht Geheimuifskrämereien und Mo- 
nopole sind, was gewerbliche Anstalten erweitert, und 
die Frucht der daran verwendeten Arbeiten und Kapi- 
tale dauernd mehrt u|id nachhaltig sichert. Das lieber- 
laden mit Patenten wird endlich den Glauben an ihre 
Wirksamkeit zerstören: die Regierungen können inzwi- 
schen nur durch möglichste Kürzung des Zeitraums, wor- 
auf sie fortan Patente verleihen, und durch Strenge in 
Beurtheilung der angeblichen Neuheit der Erfindungen 
zur Verminderung der Nacbtheile des Patentwesens bei- 
tragen, ohne deshalb eine Störung der gewerblichen Fort- 
schritte auf der einmal gewohnten Bahn zu besorgen. 
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